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EDITORIAL/156: Die Quelle zu nennen ... (SB)
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Die Quelle zu nennen ...

Wie oft wird zum Beweis der Gültigkeit einer Nachricht nach der Quelle
gefragt?

Eine Quelle markiert überraschend jenen Ort, an welchem das gleichwohl
überall präsente Wasser der Erde unverkennbar und massiv aus dem Boden
sprudelt oder vom Felsgestein quillt und von dort seinen immer stärker
werdenden Lauf verbraucht, anschwellend vom Bach zum rauschenden Fluß
bis hin zum reißenden Strom, dessen Fluten sich endlich in das große
Sammelbecken Meer ergießen müssen.

Die Quelle ist jedoch auch das Sickerwasser, das vielleicht über große
Flächen, Felder und Wiesen, sukzessive seine Umgebung näßt, bis sich
nämliches Bild des Flusses in der Fläche abzubilden beginnt.

Gerade weil sich die Quelle, wie auch der Fluß und seine Mündung, über
jenen gut sichtbaren Teil einer fließenden Vernetzung aller Wasser dem
Auge faßbar macht, verbirgt sie doch auch auf diese Weise die
weltweite Haftung in ihrer unzerrissenen Liquidität. Als der immer
gleiche Ausgangspunkt der Schöpfung wird sie dennoch sofort zum
Verteiler aller Absehbarkeiten und Endlichkeiten und gewährleistet am
Ende wie am Beginn auch ihr tragendes und schwimmendes Wesen und ihre
liquide Unzerstörbarkeit, jene nicht zu trennende Verbindung, für die
das Wasser im allgemeinen auch steht - ein Medium, das in der Tat
seine Fähigkeiten zum Transport und zum Verkehr, zum Widerstand und
zur Flüchtigkeit, zur Haft und zur Haftlosigkeit derart vollkommen in
sich vereinigt, daß es dem Ergebnis jeder Kommunikation und dem
Streben darüber hinaus stets einen Tropfen voraus sein muß.

Was sonst auch hätte eine größere Eignung zum Boten und zur Botschaft
gleichermaßen aufzuweisen und wäre doch nicht ungeeigneter, zum bloßen
Beweis seiner Gültigkeit erniedrigt zu werden?

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. November 2019
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KOHLEALARM/658: Klimakampf und Kohlefront - Strafverfahren gegen fünf ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 13. November 2019

Prozess gegen Klimaaktivist*innen wegen Kraftwerksblockade geht
weiter



Eschweiler - Am Amtsgericht Eschweiler findet heute der zweite Prozesstag
des Strafverfahrens gegen fünf Klimaaktivist*innen statt. Ihnen wird die
Blockade des Kohlekraftwerks Weisweiler im Jahr 2017 vorgeworfen.
Außerdem verklagt RWE die Aktivist*innen auf zwei Millionen Euro
Schadensersatz.

Am ersten Prozesstag wollten die Aktivist*innen zahlreiche Beweismittel
selbst in den Prozess einbringen. Geladen waren ein
Klimawandelbetroffener aus Tansania, ein Klimaforscher, eine
Expertin für Luftverschmutzung sowie ein Kinderarzt und ein
Ethikprofessor.

Dadurch soll bewiesen werden, dass die Blockade nicht nur legitim,
sondern auch juristisch nicht rechtswidrig war.

Das Gericht hörte die Sachverständigen und Zeugen am ersten Tag jedoch
nicht an.

Für den heutigen Prozesstag sind die Expertin für Luftverschmutzung,
Rosa Gierens und der Kinderarzt, Christian Döring erneut geladen. Das
Kraftwerk Weisweiler trägt nicht nur zum Klimawandel bei, sondern
gefährdet u.a. durch Feinstaubbelastung das Leben und die Gesundheit
der Menschen in der Region.

"RWE ist der tödlichste Kohlekonzern Europas. Allein das Kraftwerk
Weisweiler tötet statistisch durch seinen Betrieb binnen vier Tagen drei
Menschen durch Luftverschmutzung", so Rosa Gierens.

Moritz, ebenfalls angeklagt, kündigt an: "Wir werden den Prozess nutzen,
um RWE öffentlich anzuklagen für das Verschulden dieser Todesfälle, die
weltweite Vernichtung von Lebensgrundlagen und um unsere Forderung eines
sofortigen Kohleausstiegs zu verbreiten."

Die Aktivist*innen der Aktion "WeShutDown" hatten am 15. November 2017
frühmorgens Förderbänder und Bagger im Braunkohlekraftwerk Weisweiler
bei Aachen blockiert, und damit die fast vollständige Abschaltung des
Großkraftwerks erreicht. Zeitgleich tagte die 23. Klimakonferenz der UN
in Bonn. Die Aktion verhinderte neben Schadstoffemissionen auch den
Ausstoß von rund 26 000 Tonnen C02 durch das Kraftwerk.

"Wir haben veröffentlicht, dass wir verklagt werden, und viel Zuspruch
bekommen für die Aktion. Repression kann die Bewegung für
Klimagerechtigkeit nicht aufhalten, Solidarität ist unsere stärkste Waffe",
sagt Moritz.

Unterstützer*innen der Angeklagten sind mit einer Kundgebung vor dem
Gericht zugegen. Sie hatten bereits im Februar die Kampagne "We Don't
Shut Up - Solidarität mit #WeShutDown" gestartet, um zu zeigen, dass
sich die Bewegung für Klimagerechtigkeit weiterhin nicht vor
Aktionen abschrecken lässt.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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AKTION/7281: Jena - Für kleine und große Gäste. Lange Nacht der Wissenschaften, 22.11.2019


Ernst-Abbe-Hochschule Jena

Für kleine und große Gäste



Das Warten hat ein Ende: Am 22. November findet in Jena zum 7. Mal die
Lange Nacht der Wissenschaften statt. Auch an der Ernst-Abbe-Hochschule
können sich die Gäste auf Angebote für die ganze Familie freuen.

Neben den wissenschaftlichen Experimenten aller Hochschulfachbereiche in
den Foyers und Laboren gibt es auch eine große Bandbereite an Vorträgen:
19.00 Uhr kann man in Hörsaal 1 (Haus 3) erfahren, was Jonglieren mit
Mathematik zu tun hat. Wie die Arbeit einer Hebamme und Wissenschaft
zusammengehen, erklärt der Vortrag im gleichen Hörsaal um 20.00 Uhr.

Im Physikhörsaal der EAH (Hörsaal 2, Haus 5) startet gleich 18.00 Uhr ein
"Experimentelles Physik-Quiz", gefolgt von der Frage nach dem Sinn des
neuen Mobilfunkstandards "5G" um 19.00 Uhr.

Erfahrungsgemäß dürfen die kleinen Gäste in der Langen Nacht der
Wissenschaften mal etwas länger aufbleiben. Dann sollten sie die Tricks
von Spiderman, Magneto und Darth Vader nicht verpassen: Physik in Comics
und Filmen gibt es 20.00 Uhr, ebenfalls in Hörsaal 2. Schließlich ist dort
um 21.00 Uhr die Runde frei für Diskussionen über künstliche Intelligenz
und Ethik bei dem Vortrag "HAL und der Schmetterling oder ethische Fragen
im Zusammenhang mit Künstlicher Intelligenz".

Nebenan in Hörsaal 3 (Haus 5) wird um 18.30 Uhr gefragt, ob Inklusion
möglich ist, was wir über "Behinderungen" wirklich wissen und was eine
Beeinträchtigung zur Behinderung macht. Im gleichen Hörsaal schließt sich
20.30 Uhr ein Vortrag zu aktuellen Trends in der Medizintechnik mit
Beispielen aus der Region Mitteldeutschland an.

In Hörsaal 6 (Haus 4) wird bereits um 19.30 Uhr gefragt, ob wir den
Menschen zukünftig noch brauchen: "Ex machina? Künstliche Intelligenz"
heißt die Fragereise mit Hollywood in eine allzu nahe Zukunft. Auf die
Entwicklung der Jenaer Klimadaten geht der dort anschließende Vortrag um
20.30 Uhr ein. Eine Stunde später folgt, ebenfalls in Hörsaal 6, ein
Referat über Vorteile und Grenzen von computergestützten
Simulationsverfahren bei der Entwicklung neuer Werkzeug-Geometrien.

Andreas vom Rothenbarth, von Beruf und Berufung Märchenerzähler,
verzaubert mit seinen erotischen Geschichten zu später Stunde in der
Hochschulbibliothek.


Weitere Informationen unter:

www.eah-jena.de

www.lndw-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution339

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ernst-Abbe-Hochschule Jena, 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4401: Stuttgart - Dogan Akhanli, Madonnas letzter Traum, 06.12.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2019

Freitag, 06.12.19, 19.30 Uhr

Madonnas letzter Traum

Dogan Akhanli

Lesung und Gespräch,

Moderation: Sibylle Thelen



"Ali und seine Romanfigur Maria ermöglichen es mir, über Grenzen und
Zeiten hinweg zu denken. Ich kann so von verschiedenen Formen der
Verfolgung und staatlicher Gewalt in der Geschichte literarisch
erzählen", sagt Dogan Akhanli. Er verwebt in seinem Roman "Madonnas
letzter Traum" fiktionale Elemente mit historischen Ereignissen und
erzählt eine Flüchtlingsgeschichte zwischen obsessiver Liebe und
verzweifelter Spurensuche. So wird die Flucht von Maria Puder vor dem
NS-Regime mit dem Schicksal des Flüchtlingsschiffs in Struma, dessen
jüdische Passagiere 1942 im Hafen von Istanbul an der Weiterreise
gehindert wurden, verknüpft. Auf einer anderen Erzählebene hat der
namenlose Autor und Exilschriftsteller aus Köln den Auftrag, einen
Essay über rassistische Gewalt zu schreiben.

Dogan Akhanli wurde 1957 in der Türkei geboren, wurde verhaftet und
gefoltert, kam als Flüchtling nach Deutschland und lebt seit 1992 als
Schriftsteller in Köln. In seinem Roman "Die Richter des jüngsten
Gerichts" (dt. 2007) thematisiert er den Völkermord an den Armeniern,
und in diesem Jahr erhielt er als Schriftsteller und Bürgerrechtler
in Weimar die Goethe-Medaille. Mit der Auszeichnung ehrt das
Goethe-Institut die Zivilcourage und den Mut, sich mit künstlerischen
und publizistischen Arbeiten gegen politische, religiöse oder
gesellschaftliche Widerstände durchzusetzen.

In Zusammenarbeit mit dem deutsch-türkischen Forum

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4400: Stuttgart - Julie Otsuka, Als der Kaiser ein Gott war, 05.12.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2019

Donnerstag, 05.12.19, 19.30 Uhr

Als der Kaiser ein Gott war

Julie Otsuka

Lesung und Gespräch,

Moderation: Katharina Borchardt

Deutsche Lesung: Marit Beyer



"Ich bin der schlitzäugige Heckenschütze. / Ich bin der Saboteur im
Gebüsch. / Ich bin der Fremde vor der Tür. / Ich bin der Verräter in
Ihrem eigenen Hinterhof. / Ich bin Ihr Hausbursche. / Ich bin Ihr
Koch. / Ich bin Ihr Gärtner. / Und ich habe jahrelang friedlich neben
Ihnen gelebt" Julie Otsuka

In ihrem Roman "Wovon wir träumten" - ein internationaler Erfolg -
arbeitete die 1962 in Palo Alto geborene Autorin Julie Otsuka die
Geschichte japanischer Einwanderer in den USA literarisch auf. "Es
war ein Blick in den Abgrund, in ein Grab von zerstörten Illusionen
und zerbrochenen Wünschen, aus deren Kompost zuletzt jene Generation
selbstbestimmter und selbstbewusster Amerika-Japaner entwuchs, der
Otsuka selber angehört", schrieb Andreas Breitenstein in der NZZ. Nun
liegt das von Irma Wehrli ins Deutsche übersetzte Debüt von Julie
Otsuka vor: "Als der Kaiser ein Gott war" setzt im Jahre 1942 an, in
Berkeley, Kalifornien: Am Postamt liest die Mutter den
Evakuierungsbefehl, geht nach Hause und beginnt die wichtigsten
Habseligkeiten der Familie zusammenzupacken. Wie Zehntausende weitere
japanischstämmige Amerikaner*innen in den Westküstenstaaten
betrachtet man sie als Sicherheitsrisiko, seit die USA mit Japan im
Krieg stehen. Schnörkellos, präzise und aufwühlend erzählt Julie
Otsuka in ihrem Roman von der wachsenden antijapanischen Stimmung
unter den bislang so freundlichen Nachbarn, der Deportation in ein
Internierungslager im Wüstenhochland von Utah, den prekären
Verhältnissen in den Baracken hinter Stacheldraht, von Angst und
Einsamkeit - und schließlich von der Rückkehr der Familie, für die
nichts mehr so sein wird wie zuvor.

In Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Amerikanischen Zentrum und der
Deutsch-Japanischen Gesellschaft Baden-Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1474: Stuttgart - Das Junge Literaturhaus zu Julie Otsuka "Als der Kaiser ein Gott war", 5.12.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2019

Montag, 02.12.19, 19.00 Uhr

Als der Kaiser ein Gott war von Julie Otsuka

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



Am 5.12. kommt sie ins Literaturhaus - und wir diskutieren bereits
vorher über Otsukas Roman, der in seiner Schilderung
US-amerikanischer Geschichte zugleich rassistische Vorurteile und
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit behandelt und sprechen über
seine Aktualität.

Anmeldung unter Ort: Literaturhaus Stuttgart

Eintritt: Mitglieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1473: Mönchengladbach - Offener Sonntag im TextilTechnikum am 17.11.19


Stadt Mönchengladbach

Offener Sonntag im TextilTechnikum mit Führung und

Technikvorführung



Das TextilTechnikum im Monforts Quartier 31 zeigt mit seiner
Ausstellung historischer Maschinen die Entwicklung der Textiltechnik
vom hölzernen Handwebstuhl bis zum vollautomatisierten
Luftdüsen-Webautomaten. Das TextilTechnikum hat am Sonntag, 17.
November von 13 bis 17 Uhr geöffnet, die Besucher erwartet um 15 Uhr
eine Führung zur Textilgeschichte und eine Vorführung des
Bandwebstuhls aus dem Jahr 1880. Mit dieser eindrucksvollen Maschine
werden die Handtuchaufhänger unserer beliebten Grubentücher gewebt.
Zum gemütlichen Verweilen lädt die hauseigene Gastronomie ein.

Der Eintritt kostet 5 Euro, ermäßigt 2,50 Euro.

Das TextilTechnikum ist außer an offenen Sonntagen montags bis
freitags jeweils von 11 bis 15 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





AKTION/1913: Briefe gegen das Vergessen, November 2019


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats November 2019

- Mexiko - 43 Studierende in Ayotzinapa

- Ägypten - Ibrahim Ezz El-Din

- Indien - Bhima Koregaon 9



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


MEXIKO 


43 Studierende in Ayotzinapa

Am 26. September 2014 nahm die Polizei in Ayotzinapa 43 Studierende
willkürlich fest und fuhr sie in Polizeifahrzeugen weg. Seither fehlt
jede Spur von ihnen. Fünf Jahre danach warten die Familien der
Verschwundenen noch immer auf Auskunft über den Verbleib ihrer
Angehörigen.

Zu Beginn des Jahres richtete die mexikanische Regierung endlich eine
Untersuchungskommission für den Fall Ayotzinapa ein, die am 15. Januar
2019 ihre Arbeit aufnahm.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
Präsidenten von Mexiko und fordern Sie ihn auf, den Verbleib der 43
Studierenden umgehend aufzuklären. Weisen Sie darauf hin, dass die
Angehörigen angesichts des im Januar gebildeten Ausschusses nun
endlich ein Ergebnis der Untersuchung erwarten. Bitten Sie ihn
außerdem, dafür zu sorgen, dass alle Behörden und insbesondere auch
die Sicherheitskräfte in jeder Hinsicht mit der Sondereinheit zur
Aufklärung dieses Verbrechens zusammenarbeiten.

Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Presidente de Mexico

Andrés Manuel López Obrador

Plaza de la Constitución S/N

Centro, Cuauhtémoc

06066 Ciudad de México

CDMX, MEXIKO

(Anrede: Dear President / Sehr geehrter Herr Präsident)

E-Mail: secretario.particular@presidencia.gob.mx
Twitter:@lopezobrador_#Ayotzinapa5años #YoConlaVerdad
(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Vereinigten Mexikanischen Staaten

S. E. Herrn Rogelio Granguillhome Morfin

Klingelhöferstraße 3, 10785 Berlin

Fax: 030 - 26 93 23-700

E-Mail: mexale@sre.gob.mx

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Präsident,

Am 26. September 2014 nahm die Polizei in Ayotzinapa 43 Studierende
willkürlich fest und brachte sie in Polizeifahrzeugen weg. Seither
fehlt von den Studierenden jede Spur. Fünf Jahre später warten die
Familien der Verschwundenen noch immer auf Auskunft über den Verbleib
ihrer Angehörigen.

Ich fordere Sie daher höflich auf, den Verbleib der 43 Studierenden
umgehend aufzuklären. Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass die
Angehörigen angesichts der im Januar gebildeten
Untersuchungskommission nun endlich ein Ergebnis der Untersuchung
erwarten. Sorgen Sie bitte dafür, dass alle Behörden und insbesondere
auch die Sicherheitskräfte umfassend mit der Sondereinheit zur
Aufklärung dieses Verbrechens zusammenarbeiten.


ÄGYPTEN


Ibrahim Ezz El-Din

In der Nacht des 11. Juni 2019 nahmen Sicherheitskräfte in Zivil
Ibrahim Ezz El-Din in seinem Viertel Moqattam in Kairo auf der Straße
fest. Seither ist er "verschwunden". Nach seiner Festnahme erkundigte
sich die Familie gemeinsam mit Anwält_innen auf der Polizeiwache von
Moqattam nach seinem Verbleib, die Behörden bestritten jedoch, ihn in
Gewahrsam zu halten. Darüber hinaus schickte die Familie zusammen mit
Anwält_innen ein Telegramm an die Staatsanwaltschaft und erstattete
wegen seines Verschwindens Anzeige.

Ibrahim Ezz El-Din arbeitet bei der Ägyptischen Kommission für Rechte
und Freiheiten (ECRF) zum Recht auf Wohnen. Er untersucht, ob die
Behörden des Landes allen Menschen Zugang zu sicherem und bezahlbarem
Wohnraum bieten, dokumentiert rechtswidrige Zwangsräumungen und
Stadtplanungsmaßnahmen. Seit 2016 wurden außer ihm bereits vier
Mitarbeiter_innen des ECRF festgenommen.

Die Festnahme von Ibrahim Ezz El-Din belegt einmal mehr die
Menschenrechtskrise in Ägypten. Die Behörden gehen hart gegen die
Zivilgesellschaft vor und haben bereits Hunderte Menschen
festgenommen, die lediglich eine legitime Tätigkeit ausübten oder ihre
Rechte auf friedliche Meinungsäußerung und Versammlung wahrgenommen
haben. Viele der Festgenommenen wurden inhaftiert oder fielen dem
Verschwindenlassen zum Opfer, ehe man sie wegen unbegründeter
"Terrorvorwürfe" anklagte und monate- oder gar jahrelang in
Untersuchungshaft festhielt, ohne sie jemals vor Gericht zu stellen.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
Generalstaatsanwalt Ägyptens und fordern Sie ihn auf, den Verbleib von
Ibrahim Ezz El-Din bekanntzugeben. Bitten Sie ihn auch,
sicherzustellen, dass Ibrahim Ezz El-Din Zugang zu Rechtsbeiständen
und seinen Angehörigen erhält und dass er vor Folter und anderer
Misshandlung geschützt wird. Dringen Sie darauf, dass alle für sein
Verschwindenlassen Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden und
dass sichergestellt wird, dass er freikommt, sofern er nicht einer
international als Straftat anerkannten Handlung angeklagt wird.

Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Generalstaatsanwalt

Hamada al-Sawi

Office of the Public Prosecutor

Madinat al-Rehab

Cairo

ÄGYPTEN

Fax: 00 202 - 25 77 47 16

(Anrede: Dear Counsellor / Sehr geehrter Generalstaatsanwalt)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Beauftragter für Menschenrechte im Außenministerium

Ahmed Ihab Gamal-Eldin

Ministry of Foreign Affairs

Corniche el-Nile

Cairo

ÄGYPTEN

Fax: 00 202 - 2574 9713

E-Mail: contact.us@mfa.gov.eg

Twitter: @MfaEgypt

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Botschaft der Arabischen Republik Ägypten

S.E. Herr Khaled Mohamed Galaleldin Abdelhamid

Stauffenbergstraße 6-7, 10785 Berlin

Fax: 030 - 477 10 49

E-Mail: embassy@egyptian-embassy.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt,

Am 11. Juni 2019 wurde Ibrahim Ezz El-Din im Kairoer Viertel Moqattam
von Sicherheitskräften in Zivil festgenommen. Seither fehlt von ihm
jede Spur. Nach seiner Festnahme erkundigte sich seine Familie auf der
Polizeiwache von Moqattam ohne Erfolg nach seinem Verbleib. Die
Familie erstattete zudem zusammen mit Anwält_innen Anzeige bei der
Staatsanwaltschaft. Ibrahim Ezz El-Din bleibt jedoch nach wie vor
"verschwunden".

Ich fordere Sie höflich auf, den Verbleib von Ibrahim Ezz El-Din
bekanntzugeben und sicherzustellen, dass er Zugang zu Rechtsbeiständen
und seinen Angehörigen erhält und vor Folter und anderer Misshandlung
geschützt wird. Bitte stellen Sie alle für sein Verschwindenlassen
Verantwortlichen vor Gericht. Ibrahim Ezz El-Din muss freigelassen
werden, sofern er nicht einer international als Straftat anerkannten
Handlung angeklagt wird.


INDIEN 


Bhima Koregaon 9

Die indischen Behörden haben 2018 im Zuge des harten Vorgehens gegen
Menschenrechtsverteidiger_innen neun bekannte Aktivist_innen
festgenommen. Die Polizei behauptet, die Aktivistinnen Sudha Bharadwaj
und Shoma Sen sowie die Aktivisten Rona Wilson, Surendra Gadling,
Mahesh Raut, Arun Ferreira, Sudhir Dhawale, Vernon Gonsalves und
Varavara Rao seien an Gewalt zwischen Dalits und
Hindu-Nationalist_innen im indischen Bundesstaat Maharashtra beteiligt
gewesen.

Nach der Festnahme kam es zu einer Verleumdungskampagne gegen die
Aktivist_innen, die auch als "Bhima Koregaon 9" bekannt sind. Die
Regierung warf ihnen vor, sie seien gegen Indien aktiv. Doch in den
Gemeinden, in denen die Aktivist_innen tätig sind, sieht man das
völlig anders. Die "Bhima Koregaon 9" sind für viele
Nationalheld_innen, die sich mutig für die Rechte der
marginalisiertesten Menschen im Land einsetzen.

Die neun Aktivist_innen wurden unter dem Gesetz zur Verhütung von
Straftaten (Unlawful Activities Prevention Act - UAPA), Indiens
wichtigstem Antiterrorgesetz, angeklagt. Amnesty International ist der
Ansicht, dass die strafrechtliche Verfolgung der Aktivist_innen
politisch motiviert ist und darauf abzielt, Regierungskritiker_innen
zu unterdrücken.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den indischen
Premierminister und fordern Sie ihn auf, die neun
Menschenrechtler_innen umgehend freizulassen. Dringen Sie darauf, dass
Aktivist_innen, Menschenrechtler_innen, Akademiker_innen und
Anhänger_innen der politischen Opposition friedlich ihre Rechte auf
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit wahrnehmen können.

Schreiben Sie in gutem Hindi, Englisch oder auf Deutsch
an:

Premierminister

Narendra Modi

Prime Minister's Office

South Block, Raisina Hill

New Delhi-110011

INDIEN
(Anrede: Dear Prime Minister / Sehr geehrter Herr
Premierminister)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Indien

I. E. Frau Mukta Dutta Tomar

Tiergartenstr. 17, 10785 Berlin

Fax: 030 - 26 557 000

E-Mail: hoc.berlin@mea.gov.in

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Premierminister,

Sudha Bharadwaj, Shoma Sen, Rona Wilson, Surendra Gadling, Mahesh
Raut, Arun Ferreira, Sudhir Dhawale, Vernon Gonsalves und Varavara Ra
wurden 2018 festgenommen und unter dem Antiterrorgesetz UAPA
angeklagt. Man wirft ihnen vor, an Gewalt zwischen Dalits und
Hindu-Nationalist_innen im Bundesstaat Maharashtra beteiligt gewesen
zu sein. Amnesty International ist jedoch der Ansicht, dass die
strafrechtliche Verfolgung der Aktivist_innen politisch motiviert ist
und darauf abzielt, Kritik an der Regierung zu unterdrücken.

Ich bitte Sie daher, die neun Menschenrechtler_innen umgehend
freizulassen. Sorgen Sie bitte dafür, dass Aktivist_innen,
Menschenrechtler_innen, Akademiker_innen und Anhänger_innen der
politischen Opposition in Indien friedlich ihre Rechte auf Meinungs-
und Vereinigungsfreiheit wahrnehmen können.

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/759: Algerien - Haftstrafen für Berber-Flagge bei Demonstrationen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 13. November 2019

Haftstrafen für Berber-Flagge bei Demonstrationen

• Menschenrechtsorganisation wirft Algerien Kriminalisierung
indigener Völker vor

• Willkür-Urteile schüren Spannungen vor Wahlen



Göttingen, den 13. November 2019 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat Algerien vorgeworfen, die indigenen Masiren (früher
auch Berber genannt) zu kriminalisieren und damit die Spannungen in
dem Land vor den Präsidentschaftswahlen im Dezember 2019 weiter zu
schüren. Als "willkürlich" bezeichnete die Menschenrechtsorganisation
die Verurteilung von 28 Demonstranten zu Haftstrafen, die bei
Protesten für die Demokratisierung des Landes die masirische Fahne
gezeigt hatten. Die Demonstranten waren nach mehrmonatiger Haft
gestern von einem Gericht in der Hauptstadt Algier zu sechs Monaten
Gefängnis und weiteren sechs Monaten auf Bewährung sowie einer
Geldstrafe verurteilt worden. "Algeriens Machtelite kämpft um ihr
Überleben. Wer Demonstranten willkürlich kriminalisiert, um die
Protestbewegung einzuschüchtern, macht deutlich, dass
Rechtsstaatlichkeit und mehr Demokratie nicht die Anliegen von
Algeriens Staatsführung sind", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Mittwoch in Göttingen.

Die Demonstranten waren bei Protesten für die Demokratisierung des
Landes im Juni 2019 festgenommen worden, nachdem der Armee-Chef Ahmed
Gaid Salah angeordnet hatte, nur die algerische Staatsflagge dürfe
bei öffentlichen Protesten gezeigt werden. Die Staatsanwaltschaft
hatte zwei Jahre Gefängnis für die Inhaftierten gefordert, weil ihre
Fahnen vermeintlich die "Integrität des Staatsterritoriums"
gefährdeten. Die Rechtsanwälte der Angeklagten betonten, es gebe
keine gesetzliche Bestimmung, die das Zeigen der masirischen Fahne
verbiete. Immerhin werde die masirische Sprache, das Tamazight, von
einem Viertel der 40 Millionen Bewohner des Landes gesprochen und sei
seit dem Jahr 2016 offizielle Sprache des Landes. "Die masirische
Fahne ist ein kulturelles Symbol der Kabylen, Tuareg, Chaoui und
anderen Masiren, um nach Jahrzehnten der Diskriminierung deutlich zu
machen, dass sie die indigenen Bewohner Nordafrikas sind", erklärte
Delius. Seit der Unabhängigkeit Algeriens im Jahr 1962 leiden die
Masiren unter der systematischen Arabisierung und Islamisierung des
Landes.

Die Rechtsanwälte der 28 Verurteilten legten Berufung gegen die
Gerichtsurteile ein. Ein Prozess gegen weitere 14 Personen, denen das
Zeigen der masirischen Fahne vorgeworfen wird, wurde von dem
Verfahren abgetrennt und auf den 18. November vertagt. Die Masiren
gelten seit Jahrzehnten als Rückgrat der Demokratiebewegung
Algeriens. Seit 38 Wochen protestieren regelmäßig an Freitagen
zehntausende junge Menschen für mehr Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und ein Ende von Korruption und Vetternwirtschaft in Algerien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. November 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ARTIKEL/347: Aktionspräsenz 2019 in Büchel - 20 Wochen gegen 20 Atombomben (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 4 / 2019

Magazin der DFG-VK

20 Wochen gegen 20 Atombomben

Auswertung der Aktionspräsenz 2019 in Büchel

Von Marion Küpker



Am 26. März startete die vierte "20-wöchige Aktionspräsenz" am
Symbolort Büchel, an der während der 20 Wochen insgesamt 2500
Menschen, darunter einige mehrfach, ihren Protest gegen die dort
stationierten Atomwaffen zum Ausdruck brachten.

In der Jugendherberge Cochem diskutierten die
Trägerkreis-ReferentInnen Regina Hagen und Reiner Braun in der
Auftaktveranstaltung über die aktuelle politische Situation zu
Atomwaffen nach Aufkündigung des INF-Vertrages.

Die Veranstaltung setzte sich in Büchel fort, an der viele aus der
neuen 18-köpfigen Jugenddelegation teilnahmen, die im Mai zur UN
PrepCom der Atomwaffensperrvertrags-Konferenz nach New York
reisten. Bei den Vereinten Nationen trugen sie gemeinsam eine Rede für
die Abschaffung aller Atomwaffen vor (organisiert von der DFG-VK durch
Kathi Müller und der Friedens- und Begegnungsstätte Mutlangen durch
Arailym Kubayeva; siehe Bericht in der ZivilCourage 3/2019,
Seiten 4 ff.).

Anmeldungen zu Camp und Mahnwachen.

Bereits im Vorfeld wurde sichtbar, dass die Kreisverwaltung
Cochem-Zell nicht wie in den Vorjahren unsere 20 Wochen durchgehenden
Anmeldungen für das Camp und die Mahnwachen akzeptieren wollte:
Mindestens drei Personen sollten immer auf dem Camp anwesend sein,
auch für den Material-Wohnwagen. Die Konsequenz daraus: Das Material
musste bis zum offiziellen Campbeginn am 1. Juli mühsam für die
Gruppen angefahren werden.

Probleme mit dem Grundstück vor Ort. 

Schon im Dezember 2018 wurde von den Ordnungsbehörden gerichtlich
versucht, den vor Ort am Haupttor lebenden Veranstaltungstechniker
kurzfristig zu vertreiben. Der Veranstaltungstechniker ist der Pächter
des Mahnwachen- und Ostermarsch-Kundgebungs-Grundstücks sowie unserer
Friedens-Ausstellungswiese. Unsere Kampagne finanzierte einen Anwalt,
der dieses Vorgehen mit einem Widerspruchsschreiben erst einmal
beendete.

Daraufhin bekam der schon sehr alte Grundstückseigentümer Anfang Mai
eine Aufforderung von der Kreisverwaltung Cochem-Zell. Er sollte einen
Bauantrag für die Glocke und den Bildstock auf unserer Friedenswiese
innerhalb eines Monats stellen, da diese angeblich gegen die
Landesbauordnung Rheinland-Pfalz verstoße. Ein vor Ort ansässiger
Aktivist half dem Eigentümer, ein Schreiben aufzusetzen, das die
gesetzliche Baugenehmigungsfreiheit für die Kreisverwaltung
bestätigte. Danach war auch an dieser Stelle Ruhe.

Neuer Zaun und zusätzlicher Sicherheitsdienst. 

Für 12 bis 18 Millionen Euro lässt die Bundeswehr aktuell einen
Hochsicherheitszaun um den Fliegerhorst Büchel bauen, der im Jahr 2021
fertig sein soll. Im letzten Herbst wurde mit einem zweiten Bauzaun um
den alten Zaun und dahinterliegendem Nato-Draht begonnen.

Dieser zusätzliche Bauzaun steht seit Anfang der diesjährigen
Aktionspräsenz und ist mit zusätzlichen Überwachungskameras und einem
Kabel, welches bei Durchtrennung Alarm schlägt, ausgestattet. Zwischen
den Zäunen befindet sich ein ein Meter breites sogenanntes
Niemandsland.

Aufgrund der Go-In-Aktionen der letzten Jahre heuerte die Bundeswehr
jetzt einen privaten Sicherheitsdienst an, der alle 50 Meter mit
weißen Fahrzeugen hinterm Zaun steht und alle zwei Minuten innerhalb
der Militärbasis am Zaun langsam beobachtend entlangfährt. Darüber
hinaus fahren Feldjäger-Jeeps außen am Zaun entlang und auch die
diversen landwirtschaftlichen Wege ab.

Proteste der Aktionspräsenz

• Die Friedensfreund*innen aus der Region hielten fast regelmäßig
ihre Dienstags-Mahnwachen ab, manchmal verunmöglichten das die
diesjährigen Hitzerekorde von bis zu 39 Grad Celsius.

• Zum zweiten Mal kamen wieder rund 400 Menschen zum diesjährigen
Ostermarsch am 22. April, der von der Musikband Oyez Blues Band
beendet wurde; in Rheinland Pfalz war dies damit der größte
Ostermarsch. Wieder berichtete ein SWR-TV-Team und viele weitere
Interviews fanden statt (gute Berichterstattung).

• Pfarrer Rainer Schmid mahnte im Anschluss an den Ostermarsch
für fünf Tage mit seinem Holzkreuz und der Aufschrift "Atomwaffen
abschaffen" auf der Verkehrsinsel am Haupttor.

• Ende April ging ein von der Gewaltfreien Aktion Atomwaffen
Abschaffen gemeinsam mit Vulkaneifel e.V. entstandener
Brief an 20.000 Haushalte. Dieser Brief enthielt die
Unterschriften-Liste zum Verbotsvertrag und einen Aufkleber für die
Abschaffung der Atomwaffen in Büchel.

• Am 30. April fand eine Go-In-Aktion mit 17 Aktiven aus
verschiedenen gewaltfreien Gruppen statt (Büchel-17). Während einige
im sog. Niemandsland zwischen den Zäunen frühstückten, schnitten sich
die meisten auch durch den zweiten Zaun, wo sie von den Soldaten und
den Sicherheitskräften erwartet wurden.

• Am 7. und 8. Mai gab es Mobilisierungs-Veranstaltungen in Bonn
und Köln.

• In der darauffolgenden Woche fanden TV- und Radio-Aufnahmen
statt zur Bekanntgabe des Aachener Friedenspreises 2019, der an den
regionalen Initiativkreis gegen Atomwaffen und unsere Kampagne
Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt, und darin namentlich
an Elke Koller und mich (Marion Küpker) ging.

• Am 18. Mai blockierte Bonn goes Büchel parallel zum
Kampagnenratstreffen in Koblenz.

• Vom 21. bis 23. Mai mahnten Mitglieder des Pazifik
Netzwerkes e.V. ohne Versammlungsanmeldung am Bücheler Haupttor
und blockierten in den Tagen dreimal das Haupttor.

• Am 24. Mai fand in Luxemburg für die Pacemakers und die
Luxemburger Friedensinitiative etc. vor rund 100 Menschen eine
Veranstaltung zu den Atomwaffen in Büchel und unserem dortigen
Widerstand statt.

• 25. Mai wurden die Pacemakers mit ca. 70
FahrradfahrerInnen am Bücheler Haupttor empfangen, u.a. von der
Lebenslaute-Gruppe ce:bra:trio, dem Anti-Atom Bündnis
Niederrhein  und dem Friedensforum Duisburg, die das ganze
Wochenende blieben.

• Am 1. Juni machte die SPD Ostalb gemeinsam mit der
Friedens- und Begegnungsstätte Mutlangen eine kleine Kundgebung
am Haupttor. Abends fand ein Dia- und Redevortrag in Ulmen über die
UN-Jugenddelegation bei der UN PrepCom mit zwei jungen
Frauen, jeweils eine aus der Mutlanger und eine aus der
DFG-VK-Delegation, statt.

• Am 2. Juni (bundesweiter INF-Aktionstag) gab es eine
Friedenstafel mit rund 50 Menschen für eine atomwaffenfreie Welt mit
den Gruppen vom Vortag und zusätzlich der AGDF zu "Kirchen und
Atomwaffen". Weitere Gruppen/Teilnehmende kamen von der Kampagne
Krieg beginnt hier, QuatttroPax, der Luxemburger-Ini sowie
viele regionale Menschen. Dieser Abrüstungsbrunch fand direkt vor dem
Haupttor statt. Es kam erstmalig die neue aufblasbare
B61-12-Atombomben-Attrappe zum Einsatz. Auch die Naturfreunde
kamen an diesem Tag und machten einen Spaziergang entlang der
Militärbasis.

• Am 8. Juni kam ein Reisebus mit rund 50 Menschen von Die Linke
Frankfurt und mit einer Bundestagsabgeordneten zum Mahnen und für
Redebeiträge nach Büchel. Diesmal war das Wetter sehr kalt und viele
froren.

• Am 18. Juni gab es in Mainz eine größere
Atomwaffen-abschaffen-Kundgebung am "Mahnmahl für den Frieden" der
Christophskirche. Dort wurde für einen Bus nach Büchel für den 7. Juli
mobilisiert.

• Ab dem 26. Juni wurde das Camp für den 1. Juli bis zum 9.
August aufgebaut, woran 10 Menschen mitgeholfen haben (überwiegend aus
der Region und auch von der DKP Mainz).

• Am 26. Juni wollte das Frauen-Friedensnetzwerk Bonn zum
Mahnen kommen, hat es aber wegen der enormen Hitze auf Juli
verschoben.

• Am 27. Juni mahnte (und blockierte) das Friedensbündnis
Esslingen.

• Am 28. Juni kam ein Bus mit ca. 50 Menschen vom
Stopp-Ramstein-Camp mit Redebeiträgen zum Mahnen. Danach
blockierte die Gruppe die drei einzigen Zufahrtstore mit vielen
musikalischen Beiträgen. Das Tor mit den wenigsten BlockiererInnen
(Tor 1) wurde geräumt.

• Am 30. Juni hielt die regionale Kirchengemeinde Maifeld mit 30
Menschen ihren Gottesdienst auf der Mahnwachen-Wiese vormittags am
Haupttor ab. Darauffolgend sollte die ehemalige Bundesjustizministerin
Hertha Däubler-Gmelin (SPD) eine Rede gegen Atomwaffen halten. Sie
musste aber aufgrund eines Wanderunfalls wieder absagen. Sie hat
später allerdings bei unserer Aachener Friedenspreisverleihung die
Ehrenrede gehalten.

• Die IPPNW-Woche vom 1. bis zum 8. Juli eröffnete das ca.
sechswöchige Camp mit vielen Workshops. Die IPPNW-Vorstandssitzung
fand regional in der Brückenmühle statt, wo auch die DFG-VK ihren
Bundesausschuss extra wegen Büchel abhielt. Die Vorbereitungen für die
Aktion zivilen Ungehorsams für den 8. Juli fand in einem weiteren
Tagungshaus statt. Auch ICAN Germany mobilisierte dafür und kam
nach Büchel. Am Samstag, dem 6. Juli, fand das erste Konzert von
Open-Air Büchel mit José Reyes statt, wofür auch in der Region
mobilisiert wurde.

• Am 7. Juli, dem zweiten Jahrestag der Erstellung des
Atomwaffen-Verbotsvertrages, kamen laut Polizeizählung ca. 1100
Menschen (letztes Jahr waren es ca. 600 Menschen) zum ökumenischen
Kirchentag, der von der Friedensinitiative Hunsrück und der
Projektgruppe Kirchen gegen Atomwaffen organisiert wurde. Es
gab von 11 bis 16 Uhr wieder ein tolles Programm mit vielen auch
internationalen Rede- und Musikbeiträgen. Als Höhepunkt gab es eine
großartige Andacht der Bischöfin Margot Käßmann. Die 20 aufblasbaren
"Bomben", die vor der Bühne abgerüstet wurden, werden sicher allen in
Erinnerung bleiben.

Heiße Aktionsphase

• Großer Aktionstag am 8. Juli: Rund 45 Menschen blockierten mit
zusätzlichen 25 UnterstützerInnen am frühen Morgen alle drei
Zufahrtstore. Erst wurde das Tor 1 geräumt, später das Lutzerather
Tor, während das Haupttor unangetastet blieb. Die Haupttor-Blockade
endete selbstbestimmt um 11 Uhr. Es gab ein riesiges Polizeiaufgebot,
d.h. rund um die Militärbasis stand alle 20 Meter ein
Polizei-Mannschaftswagen direkt am Zaun. Bis in den Spätnachmittag
wurde eine Fahrzeugkontrollstelle mitten auf dem Forstwirtschaftsweg
eingerichtet, die durch die Polizei zum einzigen Zugang zum Camp
erklärt wurde. Viele Auto-InsassInnen mussten eine einstündige
Autodurchsuchung über sich ergehen lassen; eine ärgerliche
Verzögerung. zumal viele an diesem Tag auch abreisten.

• Vom 9. bis 19. Juli fand offiziell die Internationale Woche
mit 30 Menschen statt, an der wieder über zehn AktivistInnen aus
den USA, weitere aus Holland, Großbritannien, Österreich und
Deutschland teilnahmen (überwiegend aus der internationalen
Catholic Workers Community). Die US-Delegation reiste bereits
am 5. Juli an und ein Teil nahm an der Blockade am 8. Juli teil, ein
anderer Teil trat als internationale BeobachterInnen zur Unterstützung
der Blockade auf. Am 10. Juli fand die erste Go-In-Aktion im
Parkplatzbereich am Haupttor mit 11 Menschen statt, wo alle
TeilnehmerInnen einen schriftlichen Platzverweis über 24 Stunden
erhielten. Am Nachmittag des gleichen Tages drangen vier AktivistInnen
in die Basis durch den Zaun ein, und weitere vier begleiteten diese am
Zaun entlang. Die "Eindringlinge" wurden im Gelände erst nach ca. fünf
Minuten entdeckt. Alle acht hatten bereits am Morgen einen
Platzverweis erhalten. Sie wurden deshalb einer Cochemer Richterin
vorgeführt und dann in Koblenz über Nacht in Gewahrsam gehalten. Einem
US-Aktivisten wurden 200 Euro, und einer österreichischen
Dokumentarfilmerin wurde eine Speicherkarte abgenommen. Die 200 Euro
wurden durch unsere Gemeinschaft zurückerstattet. In den folgenden
Tagen fanden weitere Go-Ins der internationalen Woche statt, die aber
nicht bis über das Eindringen selbst hinauskamen. Die US-Amerikanerin
Susan Crane verstieß ca. 10 Mal immer wieder gegen ihre Platzverweise
(einer ging über mehrere Tage), sodass sie dann doch nochmal der
Richterin, dieses Mal per Telefon-Videoübertragung, vorgeführt wurde;
dabei hatte sie die Gelegenheit, der Richterin ausführlich das
internationale Recht bezüglich der Atomwaffen zu erklären. Susan Crane
war darüber sehr erfreut, weil ihre Go-Ins (Atombunker-Besetzungen)
der letzten zwei Jahre von der Staatsanwaltschaft eingestellt wurden.
Die Richterin ordnete eine weitere Nacht Gewahrsam an, diesmal in der
Cochemer Polizei-Zelle.

• Vom 9. bis 14. Juli teilte sich das Internationale Mutlanger
Jugendworkcamp mit Menschen aus Mexiko, Spanien (5), Belgien und
Deutschland (insgesamt 14 Menschen) mit uns die internationale Woche
im Camp. Die Jugendlichen bauten Großpuppen und führten ein
Theaterstück zu Atomwaffen auf. Gemeinsam gab es viele Workshops,
Konzerte mit regionalen KünstlerInnen und Nearville aus Köln und
allmanbrotherstribe aus den Niederlanden (Community Rockbands).

• Am 14. Juli besuchte eine 28-köpfige internationale Gruppe den
16 Kilometer entfernten Währungsbunker in Cochem, wo während des
Kalten Kriegs eine deutsche Ersatzwährung für den Fall eines
Atomkrieges gelagert worden war.

• 11. bis 14. Juli: Mit den KommunistInnen (DKP, SDAJ...) stieg
unser Camp am Wochenende auf 150 Personen an. Die Kommunisten hatten
ihr eigenes (Musik-)Camp-Programm, und es gab aufgrund der
Menschenmenge eine zweite Küche. Am 12. Juli wurden auch alle drei
Tore von den KommunistInnen gemeinsam mit den AktivistInnen der
internationalen Woche blockiert. Die Polizei spezialisierte sich auf
die Freihaltung von Tor 1. Beim zweiten Versuch einer Sitzblockade von
Tor 1 drohte nun erstmalig die Polizei den BlockiererInnen den Einsatz
von Pfefferspray an. Die BlockiererInnen standen daraufhin auf. Eine
ältere Frau wurde beim Versuch, sich hinzusetzen, so sehr von einem
Polizisten geschubst, dass sie ins Krankenhaus zur Untersuchung
musste. Glück im Unglück: Sie erstattete Strafanzeige.

• Im Camp wurde es während der Internationalen Woche aus
verschiedenen Gründen immer wieder sehr ungemütlich:

Die Kreisverwaltung gemeinsam mit der Verbandsgemeinde Ulmen ließ ein
absolutes Einfahrverbotsschild zum forstwirtschaftlichem Weg, die 50
Meter hin zum Camp, aufbauen. Die Polizei versperrte wenige Tage
später die gesamte Zeit unserer "heißen Aktionsphase" die Zufahrt und
kündigte Abschleppdienste und hohe Bußgelder an. Wir sollten 3
Kilometer entfernt unsere Autos im Bücheler Gewerbegebiet parken.

Der Bauer vom Nachbarfeld fuhr nach dem ersten Regen nach einer großen
Hitzeperiode Gülle darauf aus, so dass der Ammoniakgestank für ein
paar Tage schwer erträglich war.

• 17. Juli erreichte eine 20-köpfige Gruppe junger Menschen von
Eirene - Internationaler Christlicher Friedensdienst e.V. das Camp,
die sich gerade auf ihr Jahr als deutsche Freiwillige für das Ausland
(USA, Nordirland, Bolivien) vorbereiteten. Ihre PKW gerieten dann
gleich am Tor 1 der Militärbasis in eine ausführliche
Fahrzeugkontrolle, nachdem sie dort unbedacht nach dem Weg zum Camp
fragen wollten. Im Camp hatten wir viele Arbeitsgruppen jeweils mit
einer Person aus der USA oder der niederländischen Delegation. Sie
bekamen eine Einführung zu Atomwaffen in Büchel und auch über die
Entstehung unserer Friedenswiese. Anschließend malten sie Transparente
und komponierten ein Lied gegen Atomwaffen und ihre Polizeikontrolle,
die sie auf dem Verkehrskreisel am Haupttor Polizei und Militär
vorsangen. Alle waren so begeistert, dass die Teamer dieses mit den
neuen Gruppen der kommenden Jahre fortführen wollen.

• Vom 27. bis 29. Juli waren die Quäker hier, die sich in einem
Tagungshaus auf ihre Blockadeaktion vorbereiteten. Die
Polizei-Mannschaftswagen waren in großer Anzahl durchgängig vor Ort,
da es die Quäker waren, die im letzten Jahr auch eine Go-In-Aktion auf
der Landebahn gemacht hatten. Ihre Blockadeaktion am Haupttor wurde
durch die Überzahl der Polizei verhindert, die die Quäker immer wieder
auf den Verkehrskreisel zurückdrängten. Personalien wurden allerdings
nicht aufgenommen.

• Am 27. Juli stellte die Iranerin Zahra Shahali ihr Kunstwerk
fertig; es wurde auf der Friedenswiese eingeweiht: eine Friedenstaube,
die sich durch Stacheldraht befreite!

• Am 30. Juli kam das Frauen-Friedensnetzwerk aus Bonn mit sehr
viel Sonnenschutz und Transparenten zum Mahnen auf die Verkehrsinsel
am Haupttor.

• Am 1. und 2. August interviewten uns die TV-Sender RTL und SWR
auf der Friedenswiese und im Camp zur endgültigen Aufkündigung des
INF-Vertrages.

• Am 6. August, dem Hiroshima-Gedenktag, fand mit 50
Teilnehmenden die Abgeordneten-Mahnwache mit öffentlicher Diskussion
am Haupttor statt. Es sprachen Jutta Paulus von den Grünen
(Europaparlament), Sevim Dagdelen von Die Linke (Bundestagsfraktion),
Alexander Ulrich von Die Linke (Bundestagsfraktion) und Christoph
Spies von der SPD (Landtag Rheinland Pfalz) sowie Prof. Dr. Werner Ruf
über internationale Beziehungen.

• Am 8. August begann das 24-stündige Dauergebet, organisiert von
Pfarrer Dr. Matthias Engelke mit seiner Fastengruppe. Das
Fastenbrechen und die Abschlussandacht der 20-wöchigen Aktionpräsenz
endete um 11:02 Uhr am Nagasaki-Gedenktag dem 9. August.

2020 wird ein besonderes Jahr, in dem sich die Gedenktage von
Hiroshima und Nagasaki zum 75. Mal jähren. 2020 soll auch der
Atomwaffen-Verbotsvertrag von 50 Staaten ratifiziert sein, erhofft
sich Ican.

Wir sehen uns im nächsten Jahr!

Marion Küpker, ist internationale Koordinatorin der DFG-VK gegen
Atomwaffen und Sprecherin im Kampagnenrat "Büchel ist überall!
atomwaffenfrei.jetzt"
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OFFENER BRIEF/095: An den chilenischen Studenten Gustavo Gatica Villarroel von Cabildo Berlin (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

Offener Brief von Cabildo Berlin

poonal-Redaktion, 13. November 2019



Der 21 Jahre alte Student Gustavo Gatica war am 7. November bei einer
der großen Demonstrationen in Santiago und fotografierte die Proteste.
Währenddessen wurde er von der Polizei angeschossen. Schrotkugeln
trafen beide Augen. Dadurch ist er auf einem Auge erblindet. Für das
andere versuchen Ärzte derzeit, ein Minimum an Sehkraft zu retten.

Der Fall Gustavo Gaticas wiegt schwer. Seit Mitte Oktober die Proteste
in Chile begannen, haben jedoch etwa 200 Menschen mindestens ein Auge
verloren [1]. Polizisten schießen häufig auf Menschen, oft auf die
obere Körperhälfte. Die kleinen Gummigeschosse mit einem Stahlkern
prallen irgendwo ab und können jeden oder jede treffen.

Der "Cabildo Berlin" ist ein basisdemokratischer Zusammenschluss einer
Gruppe von Chilen*innen und Mapuche. Er richtet sich mit diesem Brief
an Gustavo Gatica und auch an die Öffentlichkeit:


(Berlin, 11. November 2019 / "Cabildo Berlin")

Offener Brief an Gustavo Gatica Villarroel und seine Familie

Lieber Genosse und Familie,

wir schreiben Dir als "Cabildo Berlin", als basisdemokratischer
Zusammenschluss einer Gruppe von Chilen*innen und Mapuche, die dieses
lange schmale Land Chile aus unterschiedlichen Gründen verlassen haben
und nun in Berlin leben. Von hier aus verfolgen und unterstützen wir
all das, was in Chile passiert und was damit anfing, dass Jugendliche
riefen: "¡Evadir, no pagar, otra forma de luchar!" ("Umgehen, nicht
bezahlen! Eine andere Art zu kämpfen!"). Sie haben uns alle damit
angesteckt! In unseren Herzen stimmen wir in diesen Vers ein. Und wir
rufen ihn laut zum Takt der Pfiffe und der Töpfe, auf die wir
schlagen, wenn wir uns in Berlin vor dem chilenischen Konsulat oder am
Brandenburger Tor treffen.

Seit dem 18. Oktober begleiten wir die Protestbewegung aus der Ferne.
Mit unseren Aktionen verurteilen wir gegenüber den deutschen Behörden
die von der Regierung Sebastián Piñera begangenen
Menschenrechtsverletzungen. In ganz Chile und dem Wallmapu
(Territorium der indigenen Mapuche) geht die Regierung mit Methoden
des Terrors gegen die Bevölkerung vor. Der Mut der Mehrheit der
Gesellschaft, die aus ihrer alltäglichen Routine ausbricht, auf die
Straße geht und ein Leben in Würde fordert, soll ausgebremst werden.

Im Laufe dieser Tage sehen wir fassungslos, wie die Zahlen der
Verletzten, Ermordeten und Gefolterten steigen: Ein Ausdruck
systematischer und repressiver Methoden seitens des chilenischen
Staates gegen die mit ihren Stimmen und Kochtöpfen bewaffnete
Zivilbevölkerung!

Und dennoch haben sich die Menschen nicht einschüchtern lassen;
Millionen schreien weiterhin Tag für Tag ihre Unzufriedenheit hinaus
und fordern eine grundlegende Umgestaltung jenes Gesellschaftssystems,
das auf Ausplünderung der Natur und unseres Lebens beruht.

Als du am 9. November ins Krankenhaus gebracht wurdest, haben wir
besorgt auf Nachrichten gewartet: Wir waren erschüttert, ,als wir dann
erfuhren, dass du durch den 'kriminellen Arm' Sebastián Piñeras beide
Augen verloren hast. Wir können nicht tatenlos bleiben.

Deshalb erinnern wir von hier aus an deinen Namen, Genosse Gustaco
Gatica, und werden die Verbrechen, die in Chile begangen werden, auf
dieser Seite des Planeten so lange verurteilen, bis die internationale
Gemeinschaft und die deutschen Behörden sich gegen diese Verbrechen
gegen die Menschlichkeit aussprechen.

Für den bitteren Moment, den Du, Deine Familie und Deine Liebsten
jetzt durchleben, reicht all das nicht aus. Dennoch wollen wir unsere
Arme über den Atlantik ausstrecken, in geschwisterlicher,
solidarischer, engagierter Umarmung. Als "Cabildo Berlin" erheben wir
aus der Ferne auch weiterhin unsere Stimme, damit all die Verbrechen
dieser Tage nicht straflos bleiben.

Wir grüßen Dich mit einem leicht angepassten Zitat von Mario
Benedetti: "Sie wissen, Genosse, dass Sie auf uns zählen können, nicht
nur auf einen, auf zwei oder zehn von uns, sondern auf uns ALLE."

Cabildo Berlin, 11. November 2019


Anmerkung:

[1] https://www.nytimes.com/video/world/americas/100000006795557/chile-protesters-shot-eye.html?smid=fb-share#_=_


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/allgemein/wir-dokumentieren-cabildo-berlin-offener-brief-an-gustavo-gatica-villarrod


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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LESUNG/6549: Frankfurt - F. J. Czernin, M. Krüger, H. Ziebritzki. 3 Gedichtbände, 3 Stimmen, 11.12.19


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Dezember 2019

Mi 11.12., 19.30 h 

Franz Josef Czernin, Michael Krüger und Henning Ziebritzki: Drei
mal 30

Drei Gedichtbände, drei Stimmen, 90 Minuten



Das Literaturhaus stellt drei Dichter vor, deren Gedichtbände zu den
wichtigsten des Jahres gehören dürften. Und die Autoren lesen. Der
verdienstreiche ehemalige Hanser-Verleger Michael Krüger liest
Gedichte, die in vielen Jahren während Pausen und auf Reisen quer
durch den Kontinent entstanden sind - ein weitsichtiger Band, vor wie
zurück: "Mein Europa. Gedichte aus dem Tagebuch" (Haymon). Franz
Josef Czernins Lyrik bewegt sich seit Jahrzehnten fern von
Wiederholung und Kunstgewerbe. In "reisen, auch winterlich" (Hanser)
hat Czernin die alten Verse des berühmten Gedicht- und Liederzyklus
"Winterreise" miteinander und gegeneinander ins Spiel gebracht. Und
wieder ganz anders wandeln und zeigen sich Abgründe und Innenwelten
in den "Vogelwerk"-Gedichten Henning Ziebritzkis (Wallstein). Sein
großer Zyklus bietet ein poetisches Kompendium, das überraschend,
beunruhigend und faszinierend ist.

Eintritt 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Dezember 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6548: Braunschweig - "(Mak)aberwitzige Texte" im Raabe-Haus über Sterben und Tod, 17.11.19


Stadt Braunschweig

"(Mak)aberwitzige Texte" im Raabe-Haus über Sterben und Tod



Braunschweig. Schauspielerin Verena Noll und Schauspieler Jan
Upplegger gestalteten am Sonntag, 17. November, um 16.15 Uhr eine
Lesung mit Texten zum Thema "Tod und Sterben". Die Beiträge werden
jedoch aus einem humoristischen Blickwinkel unter dem Titel
"(Mak)aberwitzige Texte" präsentiert.

Die Veranstaltung findet im Raabe-Haus:Literaturzentrum,
Leonhardstraße 29a, statt.

Der Eintritt ist frei. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
0531/70189317 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.11.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1267: Stuttgart - Carolin Emcke, Lecture performance "Ja heißt ja und ...", 30.11.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für November 2019

Samstag, 30.11.19, 20.00 Uhr

Ja heißt ja und ...

Carolin Emcke

Wiederaufnahme: Lecture performance



"Manchmal spürt man erst beim Schreiben, dass ein Text eine bestimmte
Form sucht, dass die Worte nicht nur geschrieben, sondern gesprochen,
gezeigt werden wollen, mehr noch: dass man einen Raum braucht, ein
Theater, in dem man sich anders ausliefert." Carolin Emcke

Aufgrund der großen Nachfrage haben wir Carolin Emcke erneut nach
Stuttgart eingeladen, um ihre Lectures Performance "Ja heißt ja
und..." ein zweites Mal aufzuführen: Was sind die Bilder und
Begriffe, welche Musik und welche Praktiken prägen unsere
Vorstellungen von Lust und Unlust, wie bilden sich die Strukturen,
die Muster, die Normen, in die hinein Männer und Frauen und alle
dazwischen sich einpassen? Welche Hautfarben, welche Körper werden
besonders in Zonen der Ohnmacht und des Schweigens verwiesen? Wie
lässt sich Gewalt entlarven und verhindern, wie können Begehren und
Lust zugelassen werden? Welche Sprachen braucht es dafür, welche
Räume, welche Allianzen? Mit heiteren, zornigen, poetischen,
melancholischen Miniaturen nähert sich Carolin Emcke diesen Fragen.

Emcke, geb. 1967, war Redakteurin beim SPIEGEL und internationale
Reporterin für die ZEIT. 2016 wurde sie mit dem "Friedenspreis des
Deutschen Buchhandels" ausgezeichnet. Von und mit: Carolin Emcke,
Video: Rebecca Riedel, Mieke Ulfig, dramaturgische Mitarbeit: Bettina
Ehrlich, Assistenz: Angelika Schmidt, Licht: Erich Schneider,
Einrichtung Raum: Jan Pappelbaum.

Eine Veranstaltungskooperation von Literaturhaus Stuttgart und
Schauspiel Stuttgart mit einem Gastspiel der Schaubühne Berlin.

Eintritt: Karten unter www.schauspiel-stuttgart.de

oder Fon 0711 / 20 20 90

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für November 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8801: Und morgen, den 14. November 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.11.2019 bis zum 15.11.2019 +++






[image: Jean-Luc 8801 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]
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INFOPOOL / EUROPOOL / ERNÄHRUNG





MARKT/196: Welche Trends prägen die europäische Lebensmittel-Branche bis 2035? (idw)


Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI) - 12.11.2019

Welche Trends prägen die europäische Lebensmittel-Branche bis 2035?



Was essen wir 2035? Wie lassen sich Lebensmittel mit weniger
Ressourcenverbrauch herstellen? Und wie sieht die Lebensmittel-Industrie
der Zukunft aus? Diese und andere Fragen sind Teil des EU-Horizon
2020-Projekts FOX. Eine neue Broschüre des Fraunhofer ISI, die heute auf
der 33. EFFoST International Conference in Rotterdam vorgestellt wurde,
präsentiert die 50 prägendsten Lebensmitteltrends, aus denen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie Lebensmittelexpertinnen und
-experten die 15 wichtigsten ausgewählt haben.

Im Projekt FOX (Food processing in a Box) arbeiten über 25 europäische
Partner zusammen, um aufwendige großindustrielle Anwendungen zur
Verarbeitung von Obst und Gemüse in kleine, flexible und mobile lokale
Produktionseinheiten zu überführen. Diese innovativen Technologien sind
ressourceneffizienter und berücksichtigen in stärkerem Maße die saisonale
Verfügbarkeit von Produkten und die Konsumentennachfrage. Zudem spielen im
Projekt auch die Erwartungen von Landwirtinnen nud Landwirten und kleinen
Lebensmittelunternehmen sowie die Bedürfnisse der gesamten
Nahrungsmittelkette und der Verbraucherinnen und Verbraucher eine wichtige
Rolle, die aktiv in das Projekt einfließen.

Das Competence Center Foresight des Fraunhofer ISI entwickelt im Projekt
FOX Zukunftsszenarien für den europäischen Lebensmittelsektor im Jahr 2035
und hat dazu über 100 Trends identifiziert, die den Lebensmittelsektor
beeinflussen könnten. Aus diesen wählten das FOX-Konsortium und externe
Expertinnen und Experten 50 Trends aus und hoben die davon 15
relevantesten hervor.

Was sind die wichtigsten Food-Trends?

Was sind nun die wichtigsten Food-Trends und wie könnte die
Lebensmittelindustrie der Zukunft aussehen? Der Trend »Lokale
Lebensmittel-Kreisläufe« hat zum Beispiel das Potenzial, ganze
Ernährungssysteme zu verändern. Der Direktverkauf von Landwirten an
Kundinnen und Kunden hat zu verschiedensten Innovationen wie z.B.
Abonnements für Essenskisten mit saisonalen Produkten oder von Bauernhöfen
betriebene Online-Shops geführt. Diese Innovationen haben etliche
Vorteile, darunter die Frische der Produkte, weniger Verpackungsmüll oder
geringere Umweltschäden durch den entfallenden Lebensmitteltransport. Aus
Klima- oder saisonalen Gründen kann es aber vorkommen, dass
Verbraucherinnen und Verbrauchern der Zugang zu manchen Lebensmitteln
verwahrt bleibt. Dennoch könnten die lokalen Lebensmittelkreise dazu
beitragen, die Nahrungsmittelproduktion bis 2035 von zentralen Strukturen
auf dezentrale und teilweise autonome Ernährungssysteme umzustellen.

Eine weitere zentrale und im Projekt erforschte Frage ist, wie sich der
Ressourcenverbrauch im globalen Ernährungssystem reduzieren lässt - der
Trend zu Verringerung von »Lebensmittelabfällen und Verschwendung« wird
dabei sicherlich eine wichtige Rolle spielen. Die hohe Menge an
Lebensmittelabfällen in den Industrieländern, die sich auf rund ein
Drittel der jährlichen globalen Nahrungsmittelproduktion bzw. auf etwa 1,3
Milliarden Tonnen beläuft, zeigt die Ineffizienz des globalen
Ernährungssystems auf. Das in vielen Teilen der Welt durch erschwerten
Lebensmittelzugang verursachte Leid von Menschen und eine rasch wachsende
Weltbevölkerung machen es unerlässlich, die Verschwendung von
Lebensmitteln einzudämmen. Das wachsende öffentliche Bewusstsein für
dieses Thema könnte den gesellschaftlichen Druck und die staatlichen
Vorschriften hierbei erhöhen und die Produktions- und Logistikprozesse
verbessern. Niedrigere Kaufpreise könnten eine direkte Folge dieser
Entwicklungen sein, die auf flexiblere Lebensmittelpreise und Rabatte für
Lebensmittel nahe dem Verfallsdatum zurückzuführen sind.

Was essen wir in Zukunft?

Abschließend bleibt die Frage, was wir in Zukunft essen? Der Trend
»alternative Proteine« zeigt, dass Innovationen wie rein pflanzliche
Fleischalternativen, Produkte auf Insektenbasis oder mittels modernster
Biotechnologien hergestelltes Fleisch aus der Petri-Schale notwendig sein
könnten, um den Proteinbedarf einer wachsenden Weltbevölkerung nachhaltig
zu decken. Neben der Entwicklung alternativer Proteinprodukte müssen sich
in Zukunft auch die Produktionssysteme und das Verbraucherverhalten
ändern. Fleisch stellt aufgrund seines hohen Pro-Kopf-Verbrauchs in den
USA (97 kg) und Europa (67 kg) und der damit verbundenen hohen
Treibhausgas- und sonstiger Schadstoffemissionen eine besondere
Herausforderung dar. Der Trend könnte zu einer Koexistenz von Fleisch- und
alternativen Protein-Industrien führen, die sich gegenseitig ergänzen.

Dabei könnten sowohl etablierte als auch neue Akteure von einer
differenzierten Debatte über die Weiterentwicklung und Umgestaltung von
Ernährungssystemen profitieren, die gesunde und nachhaltige Lebensmittel
bereitstellen.

Wichtige Food-Trends: Künstliche Intelligenz und maschinelles Lernen

Dr. Björn Moller, FOX-Projektkoordinator am Fraunhofer ISI, weist noch auf
andere wichtige Trends hin, die es bei der Diskussion über das zukünftige
Ernährungssystem zu berücksichtigen gilt: »Künstliche Intelligenz und
maschinelles Lernen werden einen wichtigen Einfluss auf die
Nahrungsmittelproduktion haben und beispielsweise die Basis für die
'smarte Landwirtschaft' darstellen. KI könnte auch dazu beitragen, die
Qualität und Frische von Lebensmitteln zu verbessern und deren
Verschwendung verringern, indem Kundenanforderung und -nachfrage bereits
im Voraus bekannt sind. So können Supermärkte die richtige Menge der
benötigten Lebensmittel zum richtigen Zeitpunkt bereitstellen. Dies ist
besonders für den E-Commerce-Bereich relevant, bietet aber auch für lokale
Händler ein immenses Potenzial, um in jeder Filiale ein spezifisches,
maßgeschneidertes und differenziertes Sortiment anbieten zu können.«


Originalpublikation:

50 trends influencing Europe's food sector by 2035.

Download:

https://www.isi.fraunhofer.de/content/dam/isi/dokumente/ccv/2019/50-trends-influencing-Europes-food-sector.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI), 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/452: Jena - "Freiheit der Wissenschaft - in Gefahr?", 25.11.2019


Friedrich-Schiller-Universität Jena

Freiheit der Wissenschaft - in Gefahr?



Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei - akademische Freiheit ist
ein Grundrecht in Deutschland. Dieses Grundrecht schützt die Unabhängigkeit
der Auftragsforschung ebenso wie der Grundlagenforschung. Neben
wohlbegründeten Grenzen durch andere Grundrechte wird Wissenschaft aber
nicht erst seit Galileo Galilei von weniger offiziellen Riegeln des Denk-,
Forsch- und Sagbaren verengt. Damit beschäftigt sich der aktuelle
Thüringentag für Philosophie, der unter dem Titel "Freiheit der
Wissenschaft - in Gefahr?" steht. Er findet am 25. November an der
Friedrich-Schiller-Universität Jena statt.

In der Gegenwart ereifern sich Teile der Gesellschaft über die
Wissenschaftsfreiheit, die zwischen legitimer Limitierung und gefährlicher
Gefügigmachung mäandert. Tabus und "political correctness" bestimmen immer
mehr den öffentlichen Diskurs in und über Forschung und Wissenschaft.
Beispiele sind die aktuellen Debatten um die Forschung am menschlichen
Erbgut oder auch für militärische Organisationen und nicht zuletzt die
Frage, wer an Universitäten reden darf. Auf Grundlage dieser Beobachtungen
widmet sich der Thüringentag wichtigen Fragen: Werden Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler in diesem Zusammenhang ihrer ethischen und rechtlichen
Verantwortung nicht mehr gerecht? Gibt es Rechtfertigungen für Eingriffe
in die Wissenschaftsfreiheit? Versuchen Politik und gesellschaftliche
Gruppen zunehmend Einfluss auf die wissenschaftliche Forschung zu nehmen?

Von Fundamentalismus bis Zivilklausel

Die Referenten aus ganz Deutschland stellen aus unterschiedlichen
Fachperspektiven ihre Erkenntnisse vor. So ergründet beispielsweise der
Philosoph Klaus-Michael Kodalle unter dem Schlagwort "Fundamentalismus",
auf welche Weise sich Wissenschaft höchstselbst ihre eigene Freiheit
abschneidet. Anhand eines geschichtlichen Blicks auf Jenaer
Vergangenheiten trägt er Einsichten zusammen und legt daran Thesen zum
Stand der Wissenschaftsfreiheit der Gegenwart dar. Außerdem wird das
juristische Spannungsfeld der Forschungsfreiheit zwischen Freiheit und
Regelsetzung begreiflich. In einem zweiten Inhaltsabschnitt befasst sich
die Tagung mit schleichenden Formen der wissenschaftlichen
Diskursverengung: der möglichen Diskussionserschwerung auf sprachlicher
Ebene, den Auswirkungen der Ideologisierung auf die Forschenden und ihre
Arbeit, den Umgang der Wissenschaft mit "befindlichkeitserregenden"
Aussagen. Zum Abschluss des Tages wird es um kodifizierte Eingrenzungen
der Wissenschaftsfreiheit gehen: Um die Zivilklausel - eine
Selbstverpflichtung, sich von militärischer Forschung fernzuhalten - und
ihr Widerspiel zur Forschungsfreiheit sowie um die Abwägung von freier
Forschung und ethischer Bindung, wie sie tägliches Brot der universitären
Ethikkommissionen ist.

Die öffentliche Tagung wird in Zusammenarbeit des Ethikzentrums der
Universität Jena mit der Neuen Thüringischen Gesellschaft für Philosophie
e. V. ausgetragen.

Der Thüringentag für Philosophie in Kürze:

Thema: "Freiheit der Wissenschaft - in Gefahr?"

Datum: 25. November 2019,

Uhrzeit: 10.30 bis 18.30 Uhr

Ort: Großer Rosensaal, Fürstengraben 27, Jena - Eintritt frei


Weitere Informationen unter:

http://www.ethik.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/771: Kassel - Führung durch die Ausstellung "Ab in die 80er!" im Stadtmuseum, 17.11.19


documenta-Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum am 17. November



Die Führung der Ausstellung "Ab in die 80er!" findet statt am Sonntag,
17. November, ab 14 Uhr im Stadtmuseum.

"Ab nach Kassel!" Ein Schlagwort, das Kassel seit Jahrhunderten bis in
die jüngere Vergangenheit begleitet. Die Führung widmet sich anhand
von ausgewählten Beispielen in der Dauerausstellung und in der
Sonderausstellung "Ab in die 80er!" den Wandlungen, die Kassel in
diesem Zusammenhang erfahren hat.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
eigentliche Führung ist aber kostenfrei. Die Teilnehmeranzahl ist
begrenzt und eine verbindliche Anmeldung erforderlich unter 05 61/787
4405.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.11.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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LESUNG/1929: Frankfurt - Kinderbuch-Sonntag "Die unendliche Geschichte", 08.12.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Dezember 2019

So 08.12., 15.00 h 

Die unendliche Geschichte 

Kinderbuch-Sonntag ab 9 Jahren mit Sebastian Meschenmoser und
Katharina Bach



Michael Endes Klassiker wunderschön bebildert

Es gibt wohl kaum ein vollkommeneres Kinderbuch: "Die unendliche
Geschichte" erzählt so facettenreich und gelassen von der
Widersprüchlichkeit der menschlichen Existenz und der Macht der
Fantasie wie kein zweites. In den Abenteuern von Bastian, Atréju und
Fuchur prägt die Nähe von Schönheit und Gewalt, Trauer und Glück,
Wünschen und Willkür deren Zeitlosigkeit. Michael Ende erzählt auf
seine unvergleichlich menschenfreundliche Weise vom Großwerden und
dem Glauben daran, dass jeder seinen Weg geht.

"Die unendliche Geschichte" erscheint in diesem Jahr im Thienemann
Verlag in einer vollendeten Schmuckausgabe mit Bildern von Sebastian
Meschenmoser. Im Literaturhaus erzählt der Maler, Autor und
Illustrator von seiner Arbeit und der Entstehung dieses besonderen
Werkes.

Die Schauspielerin Katharina Bach vom Schauspiel Frankfurt liest aus
dem Literaturklassiker.

Das Junge Literaturhaus wird von der Cronstett- und Hynspergischen
evangelischen Stiftung unterstützt.

Eintritt 5 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Dezember 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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MUSEUM/878: Bielefeld - Workshop für kleine Erfinder, 16.11.19


Stadt Bielefeld

Workshop für kleine Erfinder



Bielefeld (bi) . Abtauchen in die geniale Erfinderwelt von Leonardo Da
Vinci: Kinder ab sechs Jahren haben dazu am Samstag, 16. November, von
14.30 bis 18 im Historischen Museum die Gelegenheit. 

In der Ausstellung lernen sie die vielseitigen Erfindungen und
Weiterentwicklungen des Universalgenies kennen. Anschließend zeichnen
sie mit Hilfe einer Künstlerin Pläne für eine selbst ausgedachte
Erfindung. 

Die Teilnahme kostet sechs Euro. 

Anmeldung unter 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.11.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





FÜHRUNG/1003: Mönchengladbach - Ein Gang durch die Jutta Koether-Ausstellung, 17.11.19


Stadt Mönchengladbach

Führung zu Jutta Koether



Diese Ausstellung ist die erste Museumsausstellung der gebürtigen
Kölnerin im Rheinland und zugleich ein sehr ortsspezifisches Projekt,
in dem die Künstlerin den Faden von berühmten Mönchengladbacher
Ausstellungen aufnimmt, die sowohl das Medium Malerei als auch deren
Betrachter und den Ort des Museums zum Thema hatten. Koethers
konzeptuelle Maßnahme ist die Farbe Rot, als Symbol und Signalfarbe.
Sie ist bis heute in den meisten ihrer Arbeiten dominant, ist ein
Farbfilter, gewissermaßen eine rote Brille, die den gefärbten Blick,
die Anwesenheit der Betrachtung eminent spürbar macht und zugleich
eine Art visuellen Daueralarm produziert.

In ihrer aktuellen Arbeit tritt Koethers ausgeprägte kunsthistorische
Perspektive, ihre intensive Auseinandersetzung mit Malerei-, Kunst-
und Kulturgeschichte noch klarer heraus als je zuvor.

Am Sonntag, 17. November um 11.30 Uhr, wird Melanie Seidler durch die
Ausstellung führen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach
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Täter Trump, Opfer Biden?

von Petra Erler



Russland wird seit Jahren verdächtigt, die westlichen Demokratien
unterminieren zu wollen. Falls dem so sein sollte, kann es getrost die
Hände in den Schoß legen. Das erledigt die politische Klasse in den USA
mittlerweile selbst. Regime change ist im Mutterland angekommen.
Trump muss weg, je eher desto besser, schrieb Admiral McRaven in der New
York Times am 17. Oktober.

In der Schlacht zwischen Republikanern und Demokraten sind ganz neue
Trennlinien entstanden. Erbittert wird gestritten, wer der eigentliche
Verschwörer ist. Sind es die Demokraten um Hillary Clinton, denen jedes
Mittel recht ist, um Donald Trump eine Russlandverstrickung anzuhängen und
ihn abzusetzen? Oder ist das eine Verschwörungstheorie der Republikaner?
Umfragen belegen, dass die Demokraten ihre Skepsis gegenüber den
Geheimdiensten verloren haben, während sie sich auf republikanischer Seite
aufbaut.

Für die einen ist Trump die Personifizierung des Bösen, die anderen halten
ihn nachgerade für einen Heilsbringer. Aber die schwerwiegende
Verdächtigung der Demokraten, Trump könnte durch Russland kompromittiert
sein, ist das eigentliche Gift. Dagegen verblasst alles, was man ihm zu
Recht anlasten könnte. Da nichts bewiesen wurde, steht Trump allerdings wie
ein Unschuldslamm da. Dennoch blasen die Demokraten unentwegt ins gleiche
Horn. Nancy Pelosi, Sprecherin des Kongresses, erklärt, bei Trump "führe
die Spur (immer) zu Putin". Joe Biden nutzt die Gelegenheit, seine
Wahlkampfkasse aufzumöbeln: Ob 1 Dollar, 5 oder 10 - alles für den Kampf
gegen Putin. Hillary Clinton twitterte, Trump sei ein "illegitimer"
Präsident, als wäre die Wahl 2016 auf einen Coup zurückgegangen. Sie bleibt
überzeugt, dass Russland "Kompromat" zu Trump hat. Das gab die
Washington Post genauso kommentarlos wieder wie Clintons beweislose
Unterstellung, die demokratische Präsidentschaftskandidatin Tulsi Gabbard
werde von "den Russen" "kultiviert". New York Times und 
MSNBC stimmten in den Chor ein, Kommentatoren bei
CNN und der Sender FOX hielten dagegen.

Die Abgeordnete Tulsi Gabbard ist eine Außenseiterin im demokratischen
Vorwahlkampf. Aber sie ist die Anti-These zu Clinton. Sie will eine
nichtinterventionistische Außenpolitik. Träfe zu, was Frau Clinton
unterstellte, hätte sie Hochverrat verübt, was in den USA mit dem Tod
bestraft wird. Denn Gabbard ist Kriegsveteranin und aktive Offizierin der
Armee. Als Bernie Sanders ihr zur Seite sprang, wurde er prompt auf
Twitter ebenfalls als russischer Spion verunglimpft. Dank Hillary
Clinton richtet sich die Verdächtigung, im Dienste Moskaus zu stehen, 2019
nicht allein gegen Trump. Sie wurde zum Mittel des Meinungskampfes
innerhalb der demokratischen Partei. Das kann desaströse Folgen haben. So
werden die tatsächlichen Interessen einer Mehrheit der Bürger negiert. Die
Interessen der Verbündeten der USA spielen erst recht keine Rolle.

Wird Trump die Amtsenthebung angedroht, weil er völkerrechtswidrig
exterritoriale Todesurteile verhängt, die von Drohnen vollzogen werden?
Oder weil er zur "Vergeltung" mutmaßlicher Giftgasattacken Syrien
bombardierte? Da, so wurde kommentiert, benahm er sich "wie ein richtiger
Präsident". Der demokratische Vorwurf lautet, Trump gefährde die Sicherheit
der USA. Wodurch? Durch den Ausstieg aus dem Pariser Klimaschutzabkommen?
Durch die Kündigung des Vertrages über Kurz- und Mittelstreckenwaffen?
Durch das Aufkündigen des Iran-Abkommens? Durch die Blockade der 
UNO-Mitgliedsbeiträge? Oh, nein. Obwohl alle diese Vorgänge große Fragen für
die Sicherheit der USA, ja der ganzen Welt aufwerfen.

Was ist ein echter Verfassungsbruch in den USA: Die strafrechtliche Anklage
eines Publizisten und Verlegers als Spion wegen der Enthüllung von
Kriegsverbrechen 2010 (Julian Assange), vor der die Obama-Regierung aus
Respekt vor der Verfassung zurückschreckte? Für den Ersten
Verfassungszusatz machen die Demokraten, wenn es um Assange geht, keinen
Finger krumm. Aber wenn es Trump darum geht herauszufinden, wer an der
Quelle der Russland-Vorwürfe gegen ihn saß (laut Foreign Policy ist
das eine rechte Verschwörungstheorie; auf Seiten der Trump-Regierung
inzwischen eine strafrechtliche Untersuchung) und wie es die Biden-Familie
schaffte, gleichzeitig politisch einflussreich zu sein und lukrative
Einkommensquellen zu erschließen, dann wird die Amtsenthebung verbal in
Gang gesetzt.

Was die Bidens betrifft, stelle man sich eine vergleichbare Konstellation
in Deutschland vor: Der Vater ein einflussreicher Außenpolitiker; dem Sohn
verhelfen interessierte ausländische Kreise zu gutdotierten Jobs.
Hierzulande wäre solches parteiübergreifend sofort scharf verurteilt
worden. Wer das in den USA nicht sehen will, dem verrutschen die Maßstäbe.

Die Demokraten um Clinton müssen sich zuschreiben lassen, dass sie Trump
erlaubt haben, die tiefen Verunsicherungen und Spaltungen in der
Gesellschaft zu okkupieren. 2016 erschien Trump, der sich als Teil des
zornigen Volks gegen das Establishment präsentierte, als kleineres Übel im
Vergleich zu Hillary Clinton. Harvard-Studien belegen das. Wer das nicht
verstehen will, sondern die Ursache in Russland sucht, verkennt die
Probleme einer entsolidarisierten Gesellschaft. Gerade prognostizierte
Moody's, dass Trump 2020 erneut siegt. "It's the economy, stupid", denn die
brummt. Schon orakelt die New York Times, die Demokraten könnten
einen weißen Ritter in den Vorwahlkampf schicken, weil Biden schwächelt.
Hillary Clintons Name fällt erneut.

Zu fragen ist, was in den USA durch den Schulterschluss von
Marktradikalität und unerschütterlichem elitären Glauben an die
amerikanische Bestimmung schief lief? Mangels konsequenter Regeln zur
Parteienfinanzierung wurde politische Macht käuflich. Jegliche Neutralität
in den Medien wurde aufgegeben. Sowohl Republikaner als auch Demokraten, in
Gemeinschaft mit Geheimdiensten, haben die Weltöffentlichkeit zum Zwecke
der globalen Kriegsführung und von regime change belogen und
betrogen. Wie verändert es ein Land, wenn es seit 2001 im permanenten
Kriegszustand ist, mit ungezählten kriegsversehrten Veteranen? Wie
verändert sich öffentliches Bewusstsein, wenn Kriegslügner und
Folterknechte ungestraft bleiben? Für viele in den USA, auf der ganzen
Welt, war die Obama-Präsidentschaft eine Hoffnung. Aber "Yes we can" blieb
ein Slogan. Unter Obama wurde unübersehbar, wie weit der Rechtsruck der
Demokraten, den Clinton in Gang gesetzt hatte, gediehen war. Und dann kam
die Trump-Präsidentschaft. Inzwischen prügeln die Eliten der USA
aufeinander ein, als wären sie im Krieg.

"Ukrainegate" zeigt, wie gefährlich es ist, wenn ein politisches Narrativ
geschrieben wird, bei dem die Fakten zum Apercu werden und der Wähler zur
Nebensache. Die Demokraten erklären Trump zum Täter und Biden zum Opfer
einer Wahlkampfintrige. Das veröffentlichte Transkript offenbart ein
jämmerliches Telefonat, aber das behauptete quid pro quo fehlt. Der
ukrainische Präsident verneint jeden Druck von Trump. Mehr als Hörensagen
haben die Demokraten nicht in der Hand. Umgekehrt nutzen die Republikaner
eine Videoaufzeichnung gegen Biden. Weil der 2018 öffentlich von einem
quid pro quo schwadronierte. Er hätte den Ukrainern das Messer auf
die Brust gesetzt, ihren korrupten Generalstaatsanwalt Wiktor Schokin,
"diesen Hurensohn", binnen sechs Stunden - bis zu seinem Abflug - zu
entlassen. Sonst gäbe es keine Milliardenhilfe aus den USA. Aber was Biden
2018 vor laufender Kamera schwätzte, hält keiner sachlichen Prüfung stand.
Laut Washington Post soll sich alles im Dezember 2015 abgespielt
haben. Tatsächlich war Biden im Dezember 2015 in der Ukraine und kündigte
vor der Rada 190 Millionen Dollar Hilfe zur Korruptionsbekämpfung an. Aber
erst im März 2016 musste Schokin seinen Hut nehmen. Jene dramatischen sechs
Stunden kann es also im Dezember 2015 nicht gegeben haben. Allerdings
telefonierte Joe Biden im Februar 2016 zweimal in die Ukraine. Nachdem,
laut Interfax Ukraine, Schokin am 4. Februar 2016 das Vermögen des
Gründers von "Burisma", (des Unternehmens, bei dem Bidens Sohn seit dem
Frühling 2014 für ein Salär von monatlich 50.000 Dollar oder mehr im
Direktorium saß) konfiszieren lassen hatte. Folglich kann Schokin die
Untersuchung von "Burisma" damals nicht so verschleppt haben, wie das heute
behauptet wird. Den genauen Inhalt der Biden-Telefonate im Februar 2016
diskutiert niemand.

2014 holte "Burisma" allerdings nicht nur zwei gut vernetzte US-Amerikaner
ins Direktorium. Es startete gleichzeitig eine massive Lobbykampagne in den
USA. Mit von der Partie war ein ehemaliger Mitarbeiter des damaligen
Außenministers John Kerry. "Burisma" ging es um Hilfen für die Erschließung
einheimischer Energieressourcen, sein Kerngeschäft. Politisch, so hieß es,
sollte die Abhängigkeit der Ukraine von Russland reduziert werden.
Times berichtete darüber am 8. Juli 2014. Wie der Zufall es wollte,
wurden 2014 tatsächlich derartige Hilfen Teil des Unterstützungsprogramms
der USA für die Ukraine. Und wer ist der Eigentümer von "Burisma"? Laut
Deutsche Welle vom 16. Mai 2014 wird das wie ein Staatsgeheimnis
behandelt. Zwei Namen wurden genannt: der Oligarch Pintschuk (ein
Hauptsponsor der Clinton-Stiftung) und der Oligarch Kolomoyski, ein
Unterstützer des heutigen ukrainischen Präsidenten.

Demokratie braucht Transparenz und Fakten. Sie gerät in die Krise, wenn
politische Gegner sich wechselseitig als Verschwörungstheoretiker
abqualifizieren, wenn man gedankenlos daherplappert, was man gerne glauben
will. Sie nimmt schwersten Schaden, wenn Narrative erfunden werden, um den
Wähler zu manipulieren. Die Wurzel des Übels liegt in der Politik. Das
Wall Street Journal zitierte kürzlich Frau Clinton, die sich über
die heutige Medienwelt beklagte: Sie mache es den Amerikanern sehr viel
schwerer zu erkennen, "was sie zu glauben haben". Da lag die despotische
Sehnsucht nackt und bloß. Laut Untersuchung von McLouglin vom 24. Oktober
zum Amtsenthebungsverfahren stärkt der Coup der Demokraten Trumps
Wählerbasis.

 * 
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Bolivien: Evo Morales durch Putsch gestürzt

Von Andrea Lobo

13. November 2019



Am Sonntagabend wurde der bolivianische Präsident Evo Morales von der
Partei Movimiento al Socialismo (MAS) durch einen Putsch des bolivianischen
Militärs, unterstützt von den USA, zum Rücktritt gezwungen. Am Montagabend
erklärte er auf Twitter, er werde nach Mexiko gehen, nachdem ihm das Land
Asyl gewährt hatte.

Nachdem die umstrittene Präsidentschaftswahl vom 20. Oktober dreiwöchige
Proteste ausgelöst hatten, haben die imperialistischen Mächte und ihre
bolivianische Vasallenelite die Regierung Morales gestürzt. Angesichts der
ausufernden Krise des globalen Kapitalismus und dem weltweiten
Wiederaufleben des Klassenkampfs, was sich in Bolivien u.a. in
Massenstreiks von Bergarbeitern und Ärzten äußerte, traut die herrschende
Klasse Morales und dem MAS-Apparat nicht mehr zu, dass sie den sozialen
Widerstand weiterhin unterdrücken können.

Die US-Regierung ruft zwar zum "Erhalt der Demokratie" auf, unterstützt
aber bei all diesen hohlen Appelle die rassistischsten und autoritärsten
bolivianischen Politiker und Funktionäre bei der Errichtung eines Regimes,
das jeden Widerstand rücksichtslos unterdrücken wird. Die globale
Finanzbranche fordert die uneingeschränkte Ausbeutung der riesigen und
strategisch wichtigen Öl- und Rohstoffvorkommen, zu denen u.a. 70 Prozent
der weltweiten Lithiumvorkommen gehören.

US-Präsident Donald Trump veröffentlichte am Montag eine Stellungnahme, in
der er den Putsch begrüßte und das bolivianischen Militär dafür
beglückwünschte, "dass es sich an seinen Eid gehalten hat, nicht nur eine
einzelne Person zu beschützen, sondern die bolivianische Verfassung". Der
venezolanischen und nicaraguanischen Regierung drohte er mit dem gleichen
Schicksal: "Wir sind jetzt einer vollständig demokratischen, florierenden
und freien westlichen Hemisphäre einen Schritt näher gekommen."

Am Montagabend kam es zu erbitterten Kämpfen, als Tausende von Bauern und
Arbeitern aus El Alto und anderen Regionen rund um La Paz in die Hauptstadt
kamen, um gegen den Putsch zu demonstrieren. Sie riefen: "Jetzt ist es an
der Zeit für einen Bürgerkrieg." In El Alto wurden mehrere Polizeigebäude
besetzt und angezündet.

Als Reaktion darauf haben die Streitkräfte den "Plan Sebastián Pagador"
aktiviert, um "Frieden und Stabilität" wiederherzustellen. Die Polizei geht
im Rahmen dieses Plans mit scharfer Munition und Granaten gegen
Demonstranten vor.

Am Montag genehmigte die mexikanische Regierung Morales' Antrag auf Asyl,
nachdem sein Haus niedergebrannt wurde und die bolivianische Polizei einen
Haftbefehl gegen ihn ausgestellt hatte. Das mexikanische Außenministerium
bat die gleichen bolivianischen Behörden, die Morales gestürzt hatten, um
"sicheres Geleit". Die Regierungen von Argentinien und Brasilien erklärten
derweil, sie würden Morales den Durchflug durch ihren Luftraum nicht
erlauben.

Der Vorsitzende des Tribunal Supremo Electoral (TSE), das Morales
unterstützt, und mehrere Wahlbeamte wurden am Sonntag verhaftet.
Gleichzeitig haben etwa 20 MAS-Politiker Asyl in der mexikanischen
Botschaft in La Paz beantragt.

Da auch die Präsidenten des Senats und der Abgeordnetenkammer zusammen mit
Morales zurückgetreten sind, sind der Vizepräsident des Senats und die
Oppositionspolitikerin Jeanine Añez jetzt die nächsten in der Rangfolge.

Allerdings hat Luis Fernando Camacho, der rechtsextreme Vorsitzende des
Comité Cívico de Santa Cruz, einer Organisation angeführt von
Unternehmensgruppen, der sich zum de-facto Führer der Demonstrationen
entwickelt hat, die Bildung einer "Junta" gefordert, der u.a. die Militär-
und Polizeichefs angehören sollen. Die Medien bezeichneten Camacho in
Anspielung auf den faschistischen brasilianischen Präsidenten hämisch als
"Boliviens Bolsonaro".

Nachdem die Bekanntgabe der Wahlergebnisse zwischen Sonntag und Montagabend
(20.-21. Oktober) für 23 Stunden unterbrochen wurden, kam es im ganzen Land
zu Protesten. Während dieser Zeit stieg Morales' Vorsprung über den
zweitplatzierten Carlos Mesa von 7,87 auf 9,36 Prozent. Im Endergebnis
erhielt Morales 35.000 Stimmen mehr als die zehn Prozent, die er braucht,
um eine Stichwahl zu verhindern.

Morales' Stimmanteil sank von 63 Prozent in der Wahl von 2014 auf 47
Prozent. Die MAS verlor 21 Sitze in der Abgeordnetenkammer und vier Sitze
im Senat, behielt aber in beiden eine knappe Mehrheit.

Anfangs nahmen auch Teile der Arbeiterklasse an den Protesten teil, weil es
große Bedenken wegen Wahlbetrugs gab. Doch als der rechtsextreme Charakter
der Parteien und der Comités Civicos, die die Proteste anführten, deutlich
wurde, entzogen ihnen viele Arbeiter die Unterstützung. So führten
medizinische Fachkräfte einen landesweiten Streik durch, da sie die Unruhen
als mögliche Chance wahrnahmen, in der Bevölkerung Unterstützung für ihre
Forderungen gegen den Austeritätskurs zu gewinnen. Dieser Streik endete
jedoch nach nur drei Tagen.

Bei Zusammenstößen zwischen Demonstranten, Anhängern der Regierung und der
Polizei wurden drei Menschen getötet, weitere 221 verhaftet und 383
verwundet, mehrere davon durch Schusswaffen. Auf Morales Seite kämpften
u.a. Schläger der Gewerkschaften gegen die Proteste, während rechtsextreme
Morales-Gegner gefilmt wurden, wie sie Indigene zusammenschlagen. Am 7.
November wurde die Bürgermeisterin der Kleinstadt Vinto, ein MAS-Mitglied,
von Demonstranten gefangengenommen. Ihr wurde die Schuld für den Tod eines
Demonstranten gegeben. Vor ihrer Freilassung schnitten ihr Demonstranten
die Haare ab und übergossen sie mit roter Farbe.

Morales und die MAS luden schließlich die Organisation Amerikanischer
Staaten (OAS), die bereits vor Bekanntgabe des Endergebnisses einen zweiten
Wahlgang gefordert hatte, zu einer "verbindlichen Prüfung" ein. Der
Hauptunterstützer der OAS, die US-Regierung, warf der MAS vor, sie habe die
Wahl "gestohlen". Auch die Europäische Union forderte eine Wiederholung der
Wahl.

Mit seiner Entscheidung, es der OAS zu überlassen, die Ergebnisse zu
billigen oder zu missbilligen, hat Morales das Schicksal seiner Regierung
in die Hände des US-Außenministeriums gelegt. Die Prüfung begann am
Donnerstag dem 31. Oktober.

Am Montag, dem 4. November, musste Morales' Hubschrauber wegen verdächtiger
mechanischer Probleme eine Notlandung machen. Am Freitag und Samstag
schlossen sich ganze Polizeistationen u.a. in der Hauptstadt La Paz den
Protesten gegen Morales an. Am Sonntagmorgen veröffentlichte die OAS ihren
vorläufigen Bericht, laut dem 78 der 333 Nachzählungsprozesse
"Unregelmäßigkeiten und Manipulationen aufwiesen". Weiter hieß es: "Die
Manipulation der Computersysteme hat ein solches Ausmaß, dass sie vom
bolivianischen Staat gründlichst untersucht werden muss."

Die OAS forderte dann, ohne die entsprechenden Beweise vorzulegen,
Neuwahlen unter der Aufsicht einer neuen Wahlkommission. Kurze Zeit später
stellte sich US-Außenminister Mike Pompeo in einer Stellungnahme hinter den
Bericht der OAS und erklärte in einer gegen die MAS gerichteten
Stellungnahme: "Um die Glaubwürdigkeit des Wahlverfahrens
wiederherzustellen, sollten sich alle Regierungsvertreter und Angehörige
aller politischen Organisationen, die an der fehlerhaften Wahl vom 20.
Oktober beteiligt waren, vom Wahlprozess fernhalten."

Während einer Pressekonferenz erklärte Morales zunächst, er stimme der
Forderung nach Neuwahlen unter einer neuen Wahlkommission zu. Er deutete
aber nicht an, ob er antreten oder wann die Wahl stattfinden würde.
Faktisch bedeutete dies, dass er jeder von Washington aufgezwungenen
Vereinbarung zustimmen würde.

Der Gewerkschaftsbund Centro de Obreros de Bolivia (COB), der ein zentrales
Werkzeug der MAS-Regierung war, forderte Morales daraufhin zum Rücktritt
auf. Bezeichnenderweise erklärte der Bauerngewerkschaftsbund CSUTCB, der
zum COB gehört und in dem einige der Anführer der indigenen Bevölkerung
versammelt sind, die Morales unterstützt hatten, Morales möge "im Gefängnis
von Chonchocoro verrotten. Dies war ein Betrug und eine Täuschung der
Aymara."

Mehrere Minister, deren Häuser angezündet wurden, und mehrere
MAS-Abgeordnete traten zurück. Daraufhin kündigten Evo Morales und
Vizepräsident Álvaro García Linera ihren Rücktritt von der Region
Chapare im Inneren Boliviens an, wo Morales seine politische Karriere als
Gewerkschafter begonnen hatte.

Während seiner Ankündigung behauptete Morales, er sei Opfer eines "zivilen
und polizeilichen Putsches". Außerdem erklärte er seinen Rücktritt, um
weitere Gewalt und Verfolgung seiner Anhänger und von sich selbst zu
vermeiden. Gleichzeitig betonte er jedoch, der Bericht der OAS basiere auf
politischen nicht das Wahlverfahren betreffenden Erwägungen, was er jedoch
"verstehe und respektiere".

Morales, die MAS und ihre Anhänger unterwerfen sich weiterhin den
Forderungen des Imperialismus und seiner Institutionen wie der OAS. Darin
zeigt sich, dass sie auch in Zukunft die Rolle übernehmen werden, den
wirklichen Zuständen im wirtschaftlichen und politischen Leben Boliviens
eine demokratische Fassade zu verschaffen - während diese tatsächlich von
der amerikanischen und europäischen Finanzaristokratie und ihren
militärischen Marionetten in Bolivien dominiert werden.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2440: Berlin bekommt einen Mietendeckel


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 11 · November 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Berlin bekommt einen Mietendeckel

"Wir hoffen, dass unser Beispiel Schule macht"

Gespräch der SoZ mit Michael Prütz, Sprecher der Initiative "Deutsche Wohnen enteignen"




SoZ: Als wir vor der Sommerpause mit Rouzbeh Taheri über
eure Initiative Deutsche Wohnen enteignen sprachen (SoZ 7-8/2019),
hatte die Berliner Senatorin für Stadtentwicklung, Kathrin Lompscher
(Die LINKE), gerade mit dem Vorschlag eines "Mietendeckels" reagiert.
Nun hat sich die Koalition auf einen Vorschlag dazu geeinigt. Wie
sieht der aus?

Michael Prütz: Der Mietendeckel wurde am 18. Oktober in einer
Sitzung des Koalitionsausschusses aller drei Berliner
Regierungsparteien beschlossen. Das Ergebnis ist ein historischer
Erfolg der Mieterbewegung. Es sieht nicht nur einen Mietenstopp vor,
sondern auch Mietabsenkungen in einem bestimmten Rahmen. Damit ist die
Umverteilung von unten nach oben in diesem Bereich gestoppt und sogar
umgekehrt.


SoZ: Wie genau sind die Mieten gedeckelt worden, wie
entsteht der von dir genannte Effekt?

Michael Prütz: Erstens werden die Mieten für fünf Jahre
eingefroren. Zweitens gibt es Kategorien von Preisen für die einzelnen
Wohnungen, insgesamt sind es 18. Die höchste Kategorie ist 9,80 Euro,
die niedrigste Kategorie 3,21 Euro. Wenn jemand jetzt aus einer sehr
teuren Wohnung auszieht, sagen wir mal er zahlt jetzt 15 Euro pro
Quadratmeter, muss die Wohnung neu vermietet werden zum Preis des
Deckels, also maximal für 9,80 Euro. Das ist das eine.


SoZ: Der Mietendeckel gilt also für Neuvermietungen?

Michael Prütz: Er gilt auch für die Bestandsmieten, aber eben
auch für Neuvermietungen. Denn es kommt drittens hinzu, dass
Bestandsmieten, die höher liegen als 20 Prozent über den einzelnen
Deckelstufen, als Wuchermiete gelten und auf den vorgeschriebenen
Deckel abgesenkt werden können.


SoZ: Und der Deckel ist unterschiedlich je nach
Kategorien?

Michael Prütz: Je nach Kategorie reicht er von 3,21 Euro bis
9,80 Euro.


SoZ: Das ist ein gutes Ergebnis.

Michael Prütz: Es ist hervorragend. Man muss sagen, dass die
Regierungskoalition im intensiven Kontakt mit der Mieterbewegung auf
alle ihre wesentlichen Forderungen eingegangen ist und sie umgesetzt
hat. Damit war überhaupt nicht mehr zu rechnen, weil die
Sozialdemokraten sich quergelegt hatten. Doch letztlich haben sie dann
eingelenkt.


SoZ: Woher kommt der Gesinnungswandel?

Michael Prütz: Wenn die Koalition geplatzt wäre, hätte es
Neuwahlen gegeben, bei denen die SPD Gefahr lief, als dritte hinter
Grünen und Linkspartei zu landen. Das hat sie wohl zur Besinnung
gebracht. Sie hatten mehr zu verlieren als alle anderen.


SoZ: Wie war die Stimmung der letzten Wochen? Auf der
Straße waren ja nicht so viele, an der Demonstration im September
hatten sich nur etwa 5000 Leute beteiligt, nicht gerade berauschend.
Wie ist die Stimmung in der Stadt?

Michael Prütz: Die Stimmung in der Stadt, und das wird sich
jetzt noch weiter verstärken, ist extrem aufgeheizt. Auf der einen
Seite sammeln Vermieterverbände und Lobbyisten massiv Geld für eine
Kampagne, die den Mietendeckel als eine Enteignungskampagne ins
negative Licht rücken soll. Auf der anderen Seite gibt es täglich
überall in der Stadt Mieterversammlungen, Demonstrationen, kleinere
Besetzungen, alles mögliche, und die Leute sind sehr aktiv, viele
Mieter engagieren sich weiterhin. Eine so extreme Polarisierung habe
ich in meinem ganzen politischen Leben noch nicht erlebt.


SoZ: Die Wohnungsbaugenossenschaften haben sich ebenfalls
gegen den Mietendeckel gestellt. Wie erklärst du dir das?

Michael Prütz: Das kann ich dir nicht erklären. Alle
Wohnungsbaugenossenschaften in Berlin schreiben schwarze Zahlen, die
hätten überhaupt kein Problem damit. Es gibt jetzt Mitglieder dieser
Genossenschaften, die machen von unten Druck gegen diese Entscheidung.
Es sind wohl nur die Bonzen, die dagegen sind, nicht die Mitglieder.


SoZ: Wie positionieren sich die Medien?

Michael Prütz: Naja, unterschiedlich. Die konservativen
Zeitungen treten eindeutig als Lobbyisten der Eigentümer und der
Unternehmerverbände auf. In liberaleren Blättern, wie dem Tagesspiegel
und der Berliner Zeitung, wird recht ausgewogen berichtet. Da kommen
natürlich die Unternehmerverbände zu Wort, aber eben auch wir. Jeden
Tag ist in all diesen Zeitungen etwas zu dem Thema zu lesen.


SoZ: Was machen die Mieterverbände jetzt? Und was treibt
die Mieter jetzt um? Du sagst ja, da ist unglaublich viel in Bewegung
geraten.

Michael Prütz: Jetzt treibt die Leute um, ob es diesen
Mietendeckel wirklich geben wird, der muss ja noch in ein Gesetz
gegossen werden. Die Lobbyverbände versuchen da noch einzugreifen, das
ist es, was alle im Moment hochemotional beschäftigt.

Aber es sieht gut aus. Der Gesetzentwurf wird nächste Woche in der
Berliner Regierungskoalition endgültig beschlossen. Das ist die eine
Seite. Und die andere Seite ist - was viele Mieterinnen und Mieter
ebenfalls umtreibt: Wie geht es mit dem Volksbegehren Deutsche Wohnen
Enteignen weiter? Denn das ist ja nun die nächste Frage. Wir haben die
gültigen Unterschriften in einem sehr kurzen Zeitraum beigebracht.
Jetzt warten wir darauf, dass Innensenator Geisel (SPD) die zweite
Stufe des Volksbegehrens freigibt. Das hat er bislang nicht getan, er
versucht, das zu verschleppen.


SoZ: Geisel ist vom rechten Flügel der SPD?

Michael Prütz: Ja.


SoZ: Welche Möglichkeiten hat er da, anfangs sah es ja so
aus, als würde der Mietendeckel dagegen ausgespielt.

Michael Prütz: Das ist jetzt nicht so. Es ist hochinteressant
- ich hatte selber Gelegenheit auf vielen SPD-Versammlungen zu reden
-, dass in der SPD eine große Auseinandersetzung tobt über die Frage
der Enteignung. Am nächsten Sonnabend, am 26. Oktober, wird die SPD
auf ihrem Berliner Parteitag darüber entscheiden. Wir haben inzwischen
Kontakte zu verschiedenen Kreisverbänden der SPD aufgebaut, da steht
es 50:50. 50 Prozent sind für uns, also für die Enteignung, 50 Prozent
dagegen. Halbe halbe - da weiß man überhaupt noch nicht, wie das
ausgeht.


SoZ: Wie sieht das bei den Grünen aus?

Michael Prütz: Die Grünen haben sich auf ihrem Parteitag für
die Enteignung ausgesprochen, aber in der Praxis tun sie nichts dafür.
Sicher, einzelne Kreisverbände haben Unterschriften gesammelt, doch
richtig aktiv sind sie nicht.


SoZ: Aber sie sind auch keine Bremser.

Michael Prütz: Nein, überhaupt nicht. Sie versuchen auch
Kontakt zu uns zu halten und Rücksprache zu nehmen, aber wir haben uns
im Moment - weil die Position der Grünen ja klar ist - mehr auf die
SPD konzentriert. Da waren wir eingeladen zu verschiedenen
Kreisdelegiertenversammlungen, auf denen wir unsere Positionen
darstellen konnten, das war außerordentlich interessant.


SoZ: Wer sind deiner Meinung nach die 50 Prozent in der
SPD, die die Initiative ablehnen? Sind das die Älteren?

Michael Prütz: Nicht unbedingt die Älteren, es geht auch mitten
durch die einzelnen Bezirke durch. Die Neinsager lehnen die Enteignung
auch nicht grundsätzlich ab, die sagen nur, es sei der falsche
Zeitpunkt, man müsse erst andere Sachen machen, sie versuchen also,
das ein bisschen zu verzögern. Es ist vor allen Dingen die Bürokratie,
die Regierungsbürokratie und die Bürokratie auf den einzelnen
Stadtteilebenen, die wirklich dagegen ist, die Bürgermeister und was
weiß ich. An der Basis ist die Zustimmung sehr groß.


SoZ: Wieviele Mitglieder hat die SPD noch in Berlin?

Michael Prütz: 17.000.


SoZ: Das ist nicht sehr viel.

Michael Prütz: Nein, das ist nicht viel. Ich hab oft auf
SPD-Versammlungen geredet, da sitzt das gleiche Milieu wie bei den
Grünen, die gleiche Art von Leuten, da ist von der Arbeiterklasse
nichts mehr zu sehen.


SoZ: Ist das bei der LINKEN anders?

Michael Prütz: Ja.


SoZ: Wenn der Parteitag jetzt positiv entscheidet, könnt
Ihr davon ausgehen, dass das Volksbegehren glatt durchgeht?

Michael Prütz: Naja, es ist eine große Herausforderung. Wir
haben ja drei Stufen, jetzt kommt erst die zweite, da müssen wir in
vier Monaten 170.000 gültige Unterschriften sammeln, also von
wahlberechtigten Berlinern. Dann kommt erst die richtige
Volksabstimmung per Wahl, wo also alle zur Wahlurne gerufen werden.


SoZ: Die müssen dann auf die Bezirksämter?

Michael Prütz: Jetzt in der zweiten Stufe können sie auf die
Bezirksämter, aber wir dürfen auch auf der Straße sammeln, beides.


SoZ: Und in der dritten Stufe müssen sie auf die
Bezirksämter?

Michael Prütz:Da müssen sie in die Wahllokale, wie bei Wahlen.


SoZ: Wenn die SPD am nächsten Wochenende entscheidet,
dass ihr die Enteignung doch ein zu heißes Eisen ist, wie siehst du
dann die Perspektive?

Michael Prütz: Das wäre schlimm. Ich gehe aber davon aus, dass
knapp 50 Prozent für uns sind. Das wäre keine Niederlage, denn auch
dann würde in der Presse natürlich kolportiert werden, die SPD ist für
Enteignung. Das wäre schon ein Superergebnis, und ich glaube auch,
dass es so kommt.


SoZ: In jedem Fall rechnet ihr also damit, dass das
Volksbegehren stattfindet. Kannst du dir auch vorstellen, dass es im
Falle der Abstimmung eine Mehrheit in der Bevölkerung gibt?

Michael Prütz: Ja. Auch in der Bevölkerung ist die Stimmung zu
50 Prozent für uns, zu 50 Prozent gegen uns. Es wird sich dann zeigen,
wer besser mobilsieren kann. Das ist nicht ohne. Die
Unternehmerverbände haben eine Kampagne gestartet, die bezahlen jetzt
gerade die Wohnungsbauunternehmer, 1,6 Millionen Euro haben sie sich
zum Ziel gesetzt. Damit wollen sie die Berliner Bevölkerung gezielt
beeinflussen gegen Enteignung und Mietendeckel. Da ist richtig was
los.


SoZ: Das wird mit Sicherheit ein Präzedenzfall für
Großstädte, wo die Mieten ebenfalls so hoch sind.

Michael Prütz: Ja, absolut. Wir hoffen sehr, dass unser
Beispiel Schule macht.

 * 
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VORWÄRTS/1521: Den Denkrahmen aufsprengen - Interview mit Tommy Vercetti


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 33/34 vom 18. Oktober 2019

Den Denkrahmen aufsprengen

Interview mit Tommy Vercetti von Florian Sieber



Tommy Vercetti ist Rapper aus Bern. In seinen Texten geht es um die
grossen Themen Liebe, Hoffnung, Kindheit, Macht, Kapitalismus. Mit
Sozialkritik steckt er nicht zurück. Vor kurzem stürmte er mit seinem
neuen Album "No 3 Nächt bis morn" die Spitze der Schweizer
Albumcharts. Ein Gespräch über Brecht, Kommunismus und über die
Verantwortung von Künstler*innen bei der Errichtung einer anderen
Welt.


vorwärts: Es ist 2019, die Klimastreiks bringen die
Jugend auf die Strasse, der Frauen*streik hat über die Generationen
hinweg mobilisiert. Die Grünen überholen in Umfragen die CVP und Tommy
Vercetti, ein Rapper und Kommunist aus Bern, setzt sich an die Spitze
der Albumcharts. Was ist da los?

Tommy Vercetti: Also ich mache jetzt eine nüchterne
Einschätzung und mit nüchtern meine ich eine, die nicht pessimistisch
sein will noch Self-Fulfilling-Optimismus, wo ich sage, es kommt alles
toll, weil ich will, dass es toll kommt. Ich würde sagen, dass im
Moment gewisse Widersprüche auf gewisse Krisenphänomene viel
offenbarer werden. Diese Gesellschaft hat sich in den letzten Jahren
einen sehr liberalen Anstrich gegeben, was bei den Frauen*
beispielsweise zu gewissen Widersprüchen führte, weil sie eben
merkten: Unsere Rechte wären so, unsere tatsächliche Situation sieht
aber ganz anders aus. Und das ist der Aspekt davon, weswegen solche
Bewegungen aufkommen. Vielleicht profitiert das Album ja von diesen
Entwicklungen. Die leicht kritischere Frage, die hier aufkommt, ist:
Inwiefern bringt der Spätkapitalismus so einen Raum hervor, der eine
Art psychologisch reinigende Wirkung hat, wo die Gesellschaft sich mit
ihren Problemen quasi unproblematisch auseinander setzen kann.


vorwärts: Ich fall jetzt einfach mit der Tür ins Haus.
Wie hältst du es eigentlich mit der Revolution?

Tommy Vercetti: (lacht) Ich glaube schon, dass Revolution der
einzige Weg ist, die Welt in einem notwendigen und vernünftigen Mass
zu verändern. Dann kommt aber die zweite Frage: Was genau verstehen
wir unter Revolution? Neuestens ist ja der Begriff der
"Transformation" aufgekommen. Der bietet eine Chance, aber auch ein
Risiko und das Risiko ist, dass es ein Problemverdeckerbegriff ist.
Denn er suggeriert, dass man die Frage von Reform oder Revolution
nicht mehr lösen muss, denn im Begriff Transformation wären ja beide
irgendwie enthalten. Ich glaube dass eine Revolution nötig ist und ich
glaube, dass sie möglich ist, weil Herrschaftsverhältnisse immer etwas
extrem fragiles waren und weil Herrschaftsverhältnisse etwas sind, das
von der Akzeptanz der Beherrschten abhängt. Macht ist etwas
zirkuläres. Das bedeutet: Ich bin der König - aber nur solange du
akzeptierst, dass ich der König bin. Wenn die Beherrschten die
Beherrscher nicht mehr anerkennen, bricht das zusammen.


vorwärts: Ein Marxist also?

Tommy Vercetti: Es ist ja immer schwierig, wer was unter was
versteht. Es gibt schon viele Sachen, die ich anders sehe, die man
auch zu Marx' Zeiten nicht vorhersehen konnte oder die sich geändert
haben. Aber doch, ich würde mich schon als Marxist bezeichnen.


vorwärts: Davon, wie der Kapitalismus funktioniert,
rappst du auch auf deinem neuen Album. Dein letztes Album, für das du
den Berner Literaturpreis erhalten hast, hatte ja auch schon ziemlich
klare politische Schlagseite. "No 3 Nächt bis morn" scheint aber eine
neue Qualität zu erreichen. Zufall?

Tommy Vercetti: Das Album ist auf eine Weise schon politischer
geworden. Ich würde behaupten, dass ich mit "Seiltänzer" schon grosse
Themen angesprochen habe, Kindheit, Religion, Tod, die zwar auch
aktuelle Themen sind, die mit dem Kapitalismus zu tun haben aber
vielleicht doch ein bisschen universeller sind: Sie beschäftigen wohl
ebenso ein Amazonasvolk. Dieses Mal habe ich versucht mir die Frage zu
stellen: Was sind die grossen Themen. Aber vor allem: was sind die
grossen Themen heute, hier.


vorwärts: Und woher kommt das alles? Sich linkspolitisch
zu positionieren ist in der Schweiz ja nicht unbedingt immer populär.
Wieso dieser pointierte Einsatz, obwohl es ohne wohl einfacher wäre?

Tommy Vercetti: Was ich schon an mir loben würde, ist, dass ich
ein sehr ausgeprägtes Gerechtigkeitsempfinden habe, und damit kommt
vielleicht auch eine gewisse Integrität einher. Ich denke, niemand
würde mich als "Egoist" beschreiben. Aber da kommt ganz klar dazu,
dass ich selber, meine Familie, Leute die mir sehr nahe stehen,
Leidtragende dieses Systems sind. Ich bin quasi direkt betroffen. Klar
geniesse ich aktuell einen gewissen Komfort. Es geht mir nicht
schlecht. Aber ich werde nie etwas erben, meine Stabilität ist also
auch eine fragile, man kann ebenso schnell absteigen, wie man
aufgestiegen ist. Meine Freundin ist Tochter einer Flüchtlingsfamilie,
meine Grossmutter war italienische Migrantin, die drei Jobs hatte und
die Kinder allein aufzog. Mein ganzes Umfeld ist irgendwie geprägt
durch diese Erfahrungen. Es ist also einerseits eine Art persönliche
Motivation. Und dann durch die Beschäftigung damit - wer sich
ernsthaft und genuin mit solchen Sachen auseinandersetzt, kann nur
radikaler werden. Ich sehe nicht, wie man bei der Beschäftigung mit
diesen Themen ökonomisch liberaler oder mittiger werden kann. Neben
diesen persönlichen und emotionalen Beweggründen wäre mir noch nie
intellektuell und argumentativ etwas begegnet, das mich von diesem Weg
abgebracht hätte. Ich hatte aber auch das Glück, dass mir das noch nie
zum Hindernis wurde. Ich finde auch, dass man ganz klar aussprechen
muss: Ich bin Kommunist. Und man muss auch versuchen die Begriffe zu
rehabilitieren und in die Offensive zu gehen. Wir leben aber auch in
einer Zeit, in der das auch auf unnötige Antipathie stösst. In
Interviews spreche ich das selten direkt an. Wenn ich aber sage:
"Privateigentum ist ein Problem, weil dann so viele Leute über uns
bestimmen können. Das betrifft mein Leben, das betrifft dein Leben",
dann verstehen die Leute das. Wenn du aber für die Abschaffung des
Privateigentums bist, bist du irgendwie immer auch Kommunist*in oder
Anarchist*in und dann sieht's plötzlich anders aus.


vorwärts: Du hattest vorher Kindheit, Liebe, Tod und so
weiter als Themen deiner Musik erwähnt. In deinem neuen Album spielt
ja auch Hoffnung eine grosse Rolle. Was also ist die Sicht auf deine
Rolle als Künstler in diesem Kampf für eine andere Welt?

Tommy Vercetti: Ja das ist natürlich die grosse Frage und es
ist eine Frage, die mich schon sehr lange umtreibt. Als ich, damals
noch für das Album "Seiltänzer" das Lied "Zitadella" schrieb, stiess
ich das ganze Thema schon einmal an. Ich finde, Kunst darf nicht in
den Dienst der Politik treten. Ich denke, Kunst ist wirklich dann am
politischsten, wenn sie autonom ist. Mir ist völlig klar, dass die
Autonomie der Kunst historisch gewachsen und eine neuere Erscheinung
ist. Oder dass sie vielfach auch illusionär ist. Aber da gibt es kein
Zurück mehr. Und ich glaube, hier ist Kunst auch am einflussreichsten
und glaubwürdigsten. Die Frage, wie ich am meisten bewegen kann, hat
mich lange beschäftigt und ich bin zum Schluss gekommen: Am meisten
kann ich wirklich machen, wenn ich einfach versuche, möglichst gute
Musik zu machen und meine politischen Gedanken darüber kommuniziere.
Und dort glaube ich, dass Kunst am politischsten ist, wenn sie
ästhetisch versucht radikal zu sein, wenn sie versucht genuin zu sein.
Kunst hat ein unglaubliches Potenzial den Denkrahmen aufzusprengen.
Wir leben in einer ideologisch extrem verengten Zeit. "Verengt"
bedeutet, dass die Leute sich nichts mehr anderes vorstellen können
als Kapitalismus und Markt. Wenn du heute sagst, du hast ein Problem
mit Kapitalismus, mit Marktwirtschaft, heisst's gleich "jo was de
süsch?!" Weil man sich nichts anderes mehr vorstellen kann. Und da
setzt die Aufgabe der Kunst an, weil dort eben nicht alles perfekt mit
Studien belegt und durchargumentiert sein muss, um neue Vorstellungen
zu präsentieren. Kunst hat diese Sachzwänge nicht. Wenn ich ein Lied
mache über eine Insel, auf der der Wohlstand anders verteilt wird,
muss das Ziel sein, dass das in den Köpfen etwas macht und man sich
sagt "es ginge schon anders".


vorwärts: Damit wir den Kreis dialektisch schliessen
können: Wir haben darüber gesprochen welchen Einfluss Künstler*innen
auf die Bewegung, auf den Kampf für eine andere Welt haben, jetzt
anders herum gefragt: Welchen Einfluss haben die Bewegungen auf die
Kunst?

Tommy Vercetti: Ich glaube, das hängt erst einmal stark davon
ab, wie sehr die Kunst integriert ist, wie fest sie sich mit der
Bewegung identifiziert. Und das ist auch etwas, worüber ich gesagt
habe, dass es nicht gekoppelt sein dürfe, nicht im Dienst davon stehen
dürfe. Der Künstler nimmt da irgendwie eine dritte Instanz ein, wo er
auch die Bewegung, die Politik kritisieren kann. Die Frage, wie nah
der Künstler der Bewegung ist, ist ganz zentral und ich bin eben nahe
der Bewegung, ich bewege mich im linken Diskurs, ich sehe mich als
- nicht sehr aktiver, aber doch - Teil der Bewegung. Und ich denke das
sieht man auch am Album. Ich finde es sollte zumindest jeden
Künstler*in irgendwie interessieren, was politisch geschieht. Er muss
sich nicht explizit politisch äussern, aber ich finde wichtig, dass
ein Künstler spürt, was abgeht. Also eine Art Sensibilität für die
Zeit besitzt. Jetzt kommt aber schon die nächste Frage: was
"politisch" denn genau meint. Ich würde sagen, Kafka beispielsweise
war schon jemand, der nicht stark von den politischen Bewegungen
beeinflusst war, dennoch einer, der mit seinem Gespür etwas
unglaublich Politisches schuf.


vorwärts: In "Güetzi" portraitierst du den Kapitalismus
nur dünn maskiert mithilfe von tyrannischen Kindern, die auf dem
Spielplatz über alles bestimmen, weil sie eben die meisten Guetzli
haben. Irgendwie ist das ein Herunterbrechen aber eben auch eine
Verfremdung der bestehenden Verhältnisse. Du willst bestehenden
Verhältnissen den Spiegel vorhalten. Damit bist du aber nicht der
erste, gibt es revolutionäre Kunstschaffende, die dir vorangegangen
sind, die besonders grossen Einfluss auf dich hatten?

Tommy Vercetti: Ich hatte sehr viel Brecht gelesen - auch
theoretische Sachen - bevor ich mich an das Album wagte. Eben auch,
weil mich da diese Frage des Emotionen-Ablassens beschäftigte und ich
mir die Frage stellen musste: Mach ich einfühlsame Sachen, wo jeder*
auch befriedigt ist, wenn er es fertig hört oder mache ich etwas, was
die Leute vielleicht irritiert? Grad für "Güetzi" oder auch für "Vorem
Gsicht" waren schon die Dramen von Brecht wichtig. Aber auch Kafka mit
seinen absurden Elementen. Du sagst, der Kapitalismus sei "dünn
maskiert". Und das ist eine Frage, die mich als Künstler sehr
beschäftigt. Wie dick ist die Maske? Wie und wie sehr verhülle ich
meine Aussage? Das ist dann auch etwas, was man in diesem brechtschen
Sinn beschreiben kann: Dadurch, dass es einfach Kinder sind, empfindet
man es als viel stärker daneben und kann ein ganz anderes Urteil
fällen.
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DOKUMENTATION/1692: WDR - Essen, die Arbeitermetropole an der Ruhr, 15.11.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 11. November
2019

Die Arbeitermetropole an der Ruhr - Leben in Essen

15.11.2019, 20.15 - 21.00 Uhr | WDR Fernsehen



Die Zeit der Industrialisierung stellte die Stadt Essen auf den Kopf,
veränderte ihr Aussehen und machte sie zu dem, was sie heute ist: eine
von Stahl und Kohle gezeichnete Arbeiterstadt mit sehr unterschiedlich
geprägten Stadtteilen. Stahl und Kohle sorgten Ende des 19.
Jahrhunderts an der Ruhr für Arbeitsplätze und einen massiven
Aufschwung. Das Versprechen von Wohlstand lag in der Luft. Doch nicht
alle profitierten vom Aufschwung gleichermaßen. Ein Riss ging durch
die Stadt: auf der einen Seite die wohlhabende Industrieelite, auf der
anderen Seite die Arbeiterfamilien und die Härten des Arbeiteralltags.
Doch wie genau sah der Alltag für die Menschen in Essen aus? "Die
Arbeitermetropole an der Ruhr" zeigt, wie die täglichen
Herausforderungen der Essener am Ende des 19. Jahrhunderts die Stadt
und die Menschen bis heute nachhaltig verändert haben.

Am Beispiel des jungen Bergarbeiters Oskar zeigt der Film, wie
Arbeiterfamilien Ende des 19. Jahrhunderts in Bergarbeitersiedlungen
lebten. Die heute oft begehrten Zechenhäuschen wurden damals von
vielköpfigen Familien bewohnt. Sogenannte "Kostgänger" ermöglichten
einen kleinen Zuverdienst. Man lebte auf engstem Raum, mit
eingeschränktem Privatleben. Statt Teilhabe am Wohlstand kamen die
Familien mit dem Verdienst ihrer Männer geradeso über die Runden. In
dem Film lernen wir auch die andere Seite kennen: Ida hat eine
Anstellung als Kindermädchen, wohnt bei den Herrschaften recht nobel,
beheizt und sauber. Und kommt so auch in den Genuss von einem Hauch
Luxus.

Es war dann vor allem die Elektrifizierung, die den Alltag der
Menschen Ende des 19. Jahrhunderts veränderte und vielen neue
Hoffnungen bot. Die neuen Straßenbahnen brauchten junge Fahrer, die
sich vor der neuen Technik nicht scheuten - Männer wie Oskar. Und eine
neue Erfindung namens "Telefon", die auf am Apparat gut verständliche
"Mädchen vom Amt" angewiesen war, bot auch Frauen wie Ida neue
Arbeitsplätze und Entwicklungschancen.

In eindrucksvollen Bildern zeigt die Dokumentation, dass die Spuren
dieses Wandels sich heute noch entdecken lassen, und auch heute noch
in unserem Alltag fest verankert sind, etwa die Büdchen, die in Essen
wie auch im ganzen Land zum festen Treffpunkt für alle Generationen
geworden sind. Oder die Straßenbahn, die als schnelles Verkehrsmittel
mit eigenen Trassen in weiten Teilen Essens das Stadtbild prägt.

Redaktion: Thomas Kamp und Christiane Hinz
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MUSIK/3046: Deutschlandfunk - Danielle Nicole & Band, 15.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mit Druck, Präsenz und Energie

Danielle Nicole & Band

Aufnahme vom 9.6.2019 beim Bluesfestival Schöppingen

On Stage

Freitag, 15. November 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Danielle Nicole ist die Frontfrau ihres Powertrios, sie spielt Bass
und singt - was wegen unterschiedlich betonter Phrasierungen gar nicht
so leicht ist. Und singende Bassistinnen sind besonders selten... Aber
sie bekommt beides meisterlich hin, den Gesang und ihr rockendes
Bassspiel. 2006 gründete sie mit ihrem Bruder Kris am Schlagzeug ihre
erste Band, 2015 hat sie ihr erstes Soloalbum veröffentlicht. Bei
ihrem zweiten Auftritt beim Bluesfestival Schöppingen überzeugte sie
wieder mit purer Energie, und überrannte die letzten bestehenden
Grenzen zwischen Blues und Rock mit Druck und Groove.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3045: Deutschlandfunk Kultur - Afro-Sonic Mapping, 15.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Afro-Sonic Mapping

Von Satch Hoyt

MC Khris, Gesang

Teddy Nsingi, Gitarre

Satch Hoyt, Keyboard/Perkussion

Lyrics: MC Khris

HKW Berlin/Deutschlandfunk Kultur 2019/54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 15. November 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Durch den Sklavenhandel wurden nicht nur Menschen aus Afrika in die
ganze Welt verstreut. Auch ihre Musiktraditionen gerieten in Bewegung.
So entstand ein Netz von Klangverwandtschaften zwischen Dakar und New
Orleans, zwischen Hip Hop, Jazz und der afrikanischen Kalimba. Der
Künstler Satch Hoyt zeichnet Teile dieses Netzes nach. Ausgangspunkt
sind frühe Tonaufnahmen aus Angola und dem Kongo, entstanden während
der Kolonialzeit. Satch Hoyt reist an ihre Entstehungsorte, sucht
gemeinsam mit Musikern der postkolonialen Städte Verbindungen zu
zeitgenössischen Rhythmen und Klängen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TREFF/209: Stuttgart - Wolfgang Schorlau, Oliver Vogel "Georg Dengler - Vom Roman zum Film", 6.12.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2019

Freitag, 06.12.19, 20.00 Uhr

Georg Dengler - Vom Roman zum Film

Wolfgang Schorlau, Oliver Vogel

Film, Gespräch



25. Filmschau Baden-Württemberg Die Gesprächsrunde '5 Jahre Dengler
im ZDF - 5 Dengler-Filme im ZDF' mit dem Stuttgarter Bestsellerautor
Wolfgang Schorlau und Oliver Vogel, Chief Creative Officer der
Bavaria Fiction, ist ein Highlight im Jubiläumsprogramm der 25.
Filmschau Baden-Württemberg. Zu dem Talk werden noch weitere Gäste
erwartet. Vom Roman zum Film: Die Entstehung der Dengler-Romane, die
Idee zu den TV-Filmen, und natürlich die Frage: gefallen Wolfgang
Schorlau die Dengler Filme. Mit Oliver Vogel gewann die
Landesfilmschau einen Talk-Gast, der als Chief Creative Officer der
Bavaria Fiction alle inhaltlichen Aktivitäten des Unternehmens und
seiner preisgekrönten Produzenten verantwortet. Direkt vor dem Podium
ist ab 17 Uhr im Metropol Saal 3 die aktuelle Folge 'Dengler -
Brennende Kälte' mit Ronald Zehrfeld und Birgit Minichmayr zu sehen.

Tickets online unter: oder im Online-Ticketcenter der Innenstadtkinos
und an allen Kassen der Innenstadtkinos (Metropol, Gloria, EM,
Cinema) sowie an der Abendkasse.

Veranstalter: Filmbüro Baden-Württemberg

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/258: Leer - "Kinder im Grundschulalter: online, vernetzt, überfordert?", 27.11.19


Landkreis Leer

Kinder im Grundschulalter: online, vernetzt, überfordert?

Vortrag für Eltern am 27. November im Treffpunkt Anleger Moormerland



Die Gemeinde Moormerland veranstaltet in Zusammenarbeit mit dem
Treffpunkt Anleger Moormerland und Ralf Willius, Referent von Smiley,
Verein zur Förderung der Medienkompetenz, am 27. November von 19.30
bis 21.30 Uhr einen Informationsabend für Eltern von
Grundschulkindern.

Kinder nutzen Medien - oft fühlen sich die Eltern dabei überfordert.
Sie spüren, dass Verbote allein oft keine Lösung sein können. Auch
Kontrolle hilft nicht immer. Aber wie sollen Eltern ihren Kindern
vertrauen, wenn sie nicht wissen, was die Kinder medial machen?

Ralf Willius spricht folgende Themen an: Wie viel Medienzeit ist
angemessen? Welche Spiele dürfen gespielt werden und wie (on- oder
offline)? Was verbirgt sich hinter Minecraft oder Clash Royal? Was
fasziniert schon junge Kinder an Snapchat, Instagram und WhatsApp?

Es werden weitere Apps und Spiele vorgestellt, es gibt lebensnahe
Tipps, und der Aufbau von Vertrauen zwischen Eltern und Kind steht auf
dem Programm. Es ist auch Zeit für Fragen und Austausch.

Anmeldeschluss ist der 24. November. Informationen und Anmeldung unter
Telefon 04954/937262.

Treffpunkt Anleger

Eschenweg 8

26802 Moormerland/Jheringsfehn

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.11.19

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37

D-26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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BILDUNG/1175: Hebammenstudium - Hochschule für Gesundheit Bochum bereitet sich auf steigendes Interesse vor (idw)


Hochschule für Gesundheit - 11.11.2019

Hebammenstudium: hsg Bochum bereitet sich auf steigendes Interesse vor



Der Bundesrat hat am 8. November 2019 dem neuen Hebammenreformgesetz
zugestimmt und somit den Weg zu einer Vollakademisierung des
Hebammenberufes ab 2020 in Deutschland frei gemacht. Die Hochschule für
Gesundheit (hsg Bochum) stellt sich auf ein weiter steigendes Interesse an
einem Hebammenstudium in Bochum ein.

Prof. Dr. Nicola Bauer, Leiterin des Studienbereichs Hebammenwissenschaft
an der Hochschule für Gesundheit (hsg Bochum), begrüßte die Zustimmung des
Bundesrats: "Ich bin sehr froh, dass das Hebammenreformgesetz nun ab 2020
umgesetzt werden kann. An der hsg Bochum bieten wir bereits seit dem
Wintersemester 2010/2011 den primärqualifizierenden Bachelor-Studiengang
Hebammenkunde an und haben bisher sehr gute Erfahrungen damit gemacht."

Die hsg Bochum wird das Hebammenstudium an die veränderten Vorgaben
anpassen und nach der Akkreditierung voraussichtlich im Wintersemester
2021/2022 damit starten. Der bisherige Modellstudiengang Hebammenkunde
wird dadurch ersetzt. Die Studienplätze sollen auf 80 pro Jahr erhöht
werden, um dem gestiegenen Bedarf gerecht zu werden.

Zusätzlich wird ab Sommersemester 2020 der nachqualifizierende
Bachelor-Studiengang Hebammenkunde für bereits examinierte Hebammen mit bis zu 60
Studienplätzen angeboten.

"Spätestens ab Sommersemester 2022 möchten wir einen Master-Studiengang
für Hebammen anbieten. Die Akademisierung darf nicht mit dem
Bachelor-Abschluss enden, sondern muss die Qualifizierung über Master-Abschluss und
Promotion beinhalten", betonte Bauer.

Die Hebammenwissenschaftlerin fügte hinzu: "Es steht uns an der hsg Bochum
also noch einiges an Arbeit bevor, aber wir freuen uns darauf. Auf diese
Möglichkeiten haben wir schon lange gewartet."

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-gesundheit.de/hebammenkunde-nq 

nachqualifizierende Bachelor-Studiengang Hebammenkunde der hsg Bochum

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1554

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Gesundheit - 11.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1501: Was gehört in Babys Fläschchen? (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 11.11.2019

Was gehört in Babys Fläschchen?

Stiftung Kindergesundheit und internationale Experten beanstanden die
geplanten Vorgaben der EU für die Zusammensetzung von Säuglingsnahrungen



Frisch soll die Nahrung sein, vollwertig und gesund, möglichst
naturbelassen und ohne Chemie - wer wollte da widersprechen? Babys haben
kein Problem damit: Ihre Nahrung, die Muttermilch, entspricht diesen
Forderungen optimal, betont die Stiftung Kindergesundheit. Die Muttermilch
hat immer die richtige Temperatur und Konsistenz, enthält alles, was das
Baby braucht, schmeckt gut und fließt aus einer Quelle, die kein
Hersteller jemals nachahmen kann - aus der Mutterbrust.

Auf dem Weg von der Brust zum Brei und Familientisch machen allerdings
viele Babys eine Zwischenstation bei der Flasche. Manchmal klappt es mit
dem Stillen nicht oder nicht mehr. Manchmal möchte die Mutter nicht länger
stillen, z.B. weil sie wieder arbeiten will. Zum Glück ist das heute nicht
weiter problematisch: Die fertigen Säuglings-Milchnahrungen haben
mittlerweile eine sehr hohe Qualität und ermöglichen bei richtiger
Zusammensetzung eine ungestörte Entwicklung des Babys.

Kontroverse um die "guten" Fette

Just um diese optimale Zusammensetzung ist jedoch eine aktuelle
Kontroverse entbrannt, berichtet die Stiftung Kindergesundheit. Den Anlass
dazu lieferten die neuen EU-Standards, die ab Februar 2020 für alle
Säuglings- und Folgenahrungen gelten. Die darin enthaltenen Vorgaben zur
Zusammensetzung der zur Nahrung zugesetzten Fettsäuren weichen nämlich
deutlich ab von der Zusammensetzung der Fette in der Muttermilch und auch
von den Zusätzen in den bisher angebotenen Säuglingsnahrungen.

"Es geht um die Anreicherung der Milchnahrung mit den besonders wertvollen
langkettigen, mehrfach ungesättigten Fettsäuren, die das Baby für die
ungestörte Entwicklung von Gehirn, Nervensystem und Sehvermögen benötigt",
erläutert Professor Dr. Berthold Koletzko, Stoffwechselexperte der
Universitäts-Kinderklinik München und Vorsitzender der Stiftung
Kindergesundheit. Die Fettsäuren werden nach ihrer englischen Bezeichnung
("long chain polyunsaturated fatty acids") als LCPs oder LC-PUFAs
abgekürzt. In einigen klinischen Studien zeigt ihre Zufuhr Nutzen für die
Entwicklung von Intelligenz und Sehschärfe sowie des Immunsystems.

LC-PUFAs, insbesondere die Arachidonsäure (Omega-6-Fettsäure, AA) und die
Docosahexaensäure (Omega-3-Fettsäure, DHA) sind für die menschliche
Entwicklung und Gesundheit unentbehrlich, können jedoch vom Körper nur
begrenzt aus anderen ungesättigten Fetten neu gebildet werden. Sie werden
über die Nahrung aufgenommen. DHA und AA werden während des letzten
Schwangerschaftsdrittels und während der ersten Wochen nach der Geburt in
relativ großem Umfang im Gehirn des Kindes gespeichert, wenn sich dort die
Neuronen und Gliazellen vermehren. Während der Schwangerschaft gelangen
sie aus dem mütterlichen Blut durch die Plazenta in den Organismus des
Ungeborenen, nach der Geburt bekommt das Baby sie über die Muttermilch.

Zuständig für die Feineinstellung des Gehirns

"Die Fettsäuren DHA und AA beeinflussen die Aktivität vieler funktionell
wichtiger Enzyme in den biologischen Membranen des Nervensystems und im
Neurotransmitter-Stoffwechsel", sagt Professor Koletzko. "Einfacher
ausgedrückt: Sie sind für die Feineinstellung des Gehirns und des
Nervensystems sowie des Immunsystems zuständig. Eine unausgewogene
Ernährung oder eine fehlerhafte Zusammensetzung der Babynahrung können für
die aktuelle Gesundheit der Kinder und sogar für ihr späteres Leben von
entscheidender Bedeutung sein".

Gemäß der neuen Standards der EU (VO2016/127) müssen künftig alle
Säuglings- und Folgenahrungen ab Februar 2020 den Zusatz der
Docosahexaensäure DHA in einer zwei- bis dreifach höheren Konzentration
enthalten als die mittleren Gehalte in Muttermilch und bisher verwendeten
Säuglingsnahrungen. Für einen Zusatz der Arachidonsäure AA besteht dagegen
keine Verpflichtung mehr. Erste Fertignahrungen ohne AA werden bereits auf
dem europäischen Markt angeboten.

"Die Eignung und Sicherheit dieser neuartigen Konzeption ist jedoch bisher
in klinischen Studien nicht belegt", gibt Professor Koletzko zu bedenken.
"Die vorgeschlagene neue Zusammensetzung der Säuglingsnahrung weicht ganz
erheblich von der Zusammensetzung der Muttermilch ab, in der DHA und AA
immer zusammen enthalten sind. Die von der Europäische Kommission
vorgeschriebene Zusammensetzung der fertigen Babynahrung weicht auch von
derjenigen der seit zwei Jahrzehnten in Europa und vielen anderen Ländern
der Welt verwendeten Säuglingsnahrung, deren Eignung und Sicherheit in
vielen klinischen Studien belegt ist".

Die gemeinnützige Stiftung Kindergesundheit ist mit dieser Problematik
seit Jahren befasst. Sie lud jüngst zum wiederholten Male internationale
Experten für Kindermedizin und Ernährung sowie Vertreterinnen
internationaler Elternorganisationen zu einer wissenschaftlichen Tagung
hierzu ein. Ziel des Workshops war die Überprüfung des aktuellen Stands
der Forschung zu DHA und AA und die Erstellung einer gemeinsamen
Stellungnahme der Europäischen Akademie für Kinderheilkunde EAP
(www.eapaediatrics.eu) und der Stiftung Kindergesundheit zu den geplanten
Änderungen der EU-Standards.

Muttermilch - das Vorbild für das Fläschchen

Nach Meinung der Experten sollte grundsätzlich die Zusammensetzung der
Muttermilch auch für die Wahl der Inhaltsstoffe von Flaschennahrung
richtungsweisend sein. Muttermilch enthält immer sowohl Docosahexaensäure
DHA als auch Arachidonsäure AA, in der Regel mit höheren Gehalten an AA
als an DHA. Deshalb sollten frühgeborene und voll ausgetragene Babys mit
der Säuglings-Formelnahrung DHA gemeinsam mit AA erhalten, und zwar in
ähnlichen Mengen wie in der Muttermilch. Der Zusatz von DHA mit AA in
solchen Mengen wird als sicher und frei von Nebenwirkungen bewertet.

Die Europäische Akademie für Kinderheilkunde und die Stiftung
Kindergesundheit raten in ihrer gemeinsamen Stellungnahme dringend dazu,
für nicht oder nicht vollgestillte Säuglinge auch künftig nur solche
Säuglingsnahrungen zu verwenden, die neben DHA auch mindestens die gleiche
Menge Arachidonsäure AA enthalten.

Die auf dem Workshop der Stiftung Kindergesundheit erarbeiteten Ergebnisse
und die darauf fußenden Empfehlungen wurden in einem Positionspapier
zusammengefasst, das am 26. Oktober 2019 im international hochangesehenen
"American Journal of Clinical Nutrition" in englischer Sprache
veröffentlicht wurde (Koletzko B et al., Am J Clin Nutr. 2019 Oct 26. pii:
nqz252. doi: 10.1093/ajcn/nqz252. [Epub ahead of print]).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Kindergesundheit - 11.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ETHIK/1301: Jahrestagung "Pflege - Roboter - Ethik. Ethische Herausforderungen der Technisierung der Pflege" (Deutscher Ethikrat)


Infobrief des Deutschen Ethikrates Nr. 25 - Juli 2019 - 02/19

Jahrestagung

Pflege - Roboter - Ethik: Eine spannungsvolle Beziehung



Am 26. Juni hat der Deutsche Ethikrat seine diesjährige
Jahrestagung zum Thema "Pflege - Roboter - Ethik. Ethische
Herausforderungen der Technisierung der Pflege" in Berlin
durchgeführt. Über 600 Anmeldungen zeugen von dem großen Interesse
breiter Kreise der Öffentlichkeit an diesem Thema.


Betrachtet man die wachsende Zahl der pflegebedürftigen Menschen
in Deutschland und die Zukunftsprognosen, die davon ausgehen, dass um
2050 allein im Bereich der Altenpflege 5,3 Millionen Menschen
pflegebedürftig sein werden, so ist dies ein Trend, der angesichts des
zunehmenden Mangels an Pflegepersonal beunruhigt und Lösungen
verlangt. Ob assistive Technologien, speziell aus den Bereichen
Robotik und Künstliche Intelligenz, zu einer Verbesserung der
Pflegesituation beitragen können, wurde unter den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern der Jahrestagung kontrovers diskutiert.

Die Jahrestagung des Deutschen Ethikrates beschäftigte sich mit den
komplexen ethischen Fragen, die der Einsatz von Robotertechnologien in
der Pflege und insbesondere in der Altenpflege aufwirft. Zusammen mit
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Informatik, Medizin,
Psychologie, Medizinethik, Rechtswissenschaft und Kulturanthropologie
sowie Angehörigen von Senioren-Organisationen wurde darüber
diskutiert, welche Chancen und Risiken mit der Nutzung robotischer
Systeme in den verschiedenen Handlungskontexten der (Alten-)Pflege
verbunden sind. Darüber hinaus bot die Tagung im Rahmen eines
Praxisparcours Gelegenheit, einschlägige Forschungsprojekte im Bereich
der assistiven Robotik kennenzulernen und diese einer ethischen
Reflexion zu unterziehen. Die Inhalte der Foren und des
Abschlusspodiums der Tagung wurden zudem mithilfe von Graphic
Recordings dokumentiert.

In seiner Eröffnungsrede regte der Vorsitzende des Deutschen
Ethikrates Peter Dabrock dazu an, den Tagungstitel "Pflege - Roboter -
Ethik" als Spannungsverhältnis zu lesen, in dem sich Verbindendes und
Trennendes zeigt, das Widerständiges birgt, aber auch Chancen der
Vermittlung enthält. Jene Beziehung auszuloten, sei Ziel der Tagung.
Dabei sei in den Diskussionen um den Einsatz von Robotertechnologien
zu bedenken, dass es in der Pflege zunächst um soziale Beziehungen, um
Nähe und Zuwendung gehe. Die Sorge der Menschen vor der zunehmenden
Vermenschlichung von Robotern und Künstlicher Intelligenz sei oft
verbunden mit der fehlenden Anerkennung menschlicher Pflege und der
Befürchtung, Roboter könnten von individuellen und sozialen
Problemlagen ablenken oder sie kaschieren. Neue Assistenztechnologien,
so Peter Dabrock, taugen nicht als einfache Problemlöser für den
aktuellen Pflegenotstand und noch weniger als Ersatz für die sorgende
Pflegekraft im stationären und häuslichen Kontext. Innovationsprozesse
und Technologien könnten nur erfolgreich in der Gesellschaft
eingesetzt werden, wenn sie mit den Menschen entwickelt würden und
nicht gegen sie.

Einführungsvorträge

Daran anschließend betonte der Informatiker Sami Haddadin in seinem
Eröffnungsvortrag, dass die Robotik ein Werkzeug des Menschen ist, das
zu seinem Wohle und Nutzen eingesetzt werden sollte. Der Mensch habe
heute die Möglichkeit, die Technik von morgen zu gestalten und dabei
auch nach ethischen Gesichtspunkten zu formen. Es müsse darum gehen,
jene Technologien langfristig für alle Menschen nutzbar und bezahlbar
zu machen. Das von Haddadin geleitete Projekt Geriatronik ziele auf
die Entwicklung altersgerechter Roboterhilfen, die zusammen mit
Senioren partizipativ entwickelt und zukünftig in Pilotwohnungen in
Garmisch-Partenkirchen erprobt werden sollen. Beispielhaft für einen
robotischen Alltagshelfer präsentierte Haddadin zusammen mit seinem
Team den humanoiden Assistenzroboter GARMI, der mittels einer
multimodalen und multisensoriellen Telepräsenz-Station von
medizinischem Personal oder Angehörigen gesteuert werden kann und so
die (medizinische) Betreuung aus der Entfernung ermöglicht. Haddadin
warnte davor, die Möglichkeiten der Robotik vorschnell abzulehnen. Man
solle stattdessen die Potenziale für die Nutzerinnen und Nutzer von
morgen im Blick behalten.

Die Informatikerin Elisabeth André, deren interdisziplinäre Forschung
sich an der Schnittstelle von Psychologie und Technik bewegt, sprach
über die Wirkung von sozial interagierenden Robotern, die eine
bestimmte Funktion übernehmen und gleichzeitig mit den Nutzern in
Anlehnung an die Formen zwischenmenschlicher Kommunikation
interagieren und so zu einem gewissen Grad den menschlichen Ausdruck
simulieren. André ging der Frage nach, inwieweit Roboter zu einer
multimodalen sozialen Kommunikation fähig sind und ob dies, aus
Perspektive der Nutzerinnen und Nutzer, überhaupt wünschenswert sei.
Sie machte darauf aufmerksam, dass Roboter bei älteren Menschen
durchaus stimmungsaufhellend wirken könnten. So reagierten
Demenzpatienten mit Interesse auf bestimmte "Roboter-Gefährten", auch
wenn sie zögerten, sie zu berühren. Zudem zeigten Studien, dass ein
emotionales Verhalten von Robotern zum Aufbau sozialer Beziehungen
beitragen könne. Diese Entwicklungen seien aber auch kritisch zu
betrachten. Gerade im Hinblick auf diversifizierende Faktoren wie das
Geschlecht, lässt sich eine Fortschreibung und Verstetigung von
Stereotypen beobachten. Es reichten schon minimale Schlüsselreize wie
der Name oder die Stimme des Roboters, um Geschlechterstereotype in
der Interaktion zu aktivieren. Hier müsse die zukünftige Forschung
ansetzen, um eine geschlechtersensible bzw. geschlechterneutrale
Technikentwicklung voranzutreiben. Zugleich plädierte André dafür, den
Einfluss der wahrgenommenen Persönlichkeit von Robotern noch
intensiver zu erforschen.

Der Vortrag der Bioethikerin Aimee van Wynsberghe beleuchtete die
Voraussetzungen und Kriterien einer verantwortungsvollen Robotik. Es
müsse überprüfbare Qualitätskriterien für Robotertechnologien geben,
auf deren Grundlage die Nutzerinnen und Nutzer eine informierte
Entscheidung treffen können. Zugleich, so Wynsberghe, dürfe die
ethische Betrachtung der Technik nicht an letzter Stelle des
Entwicklungsprozesses stehen, sondern müsse der Designentscheidung
vorausgehen bzw. prozessbegleitend implementiert werden. Dem gehe
allerdings noch ein weiterer Schritt voraus, denn prinzipiell sollte
man sich immer fragen, ob die technische Lösung tatsächlich die erste
Wahl darstellt, um zum Beispiel der zunehmenden Vereinzelung und
Einsamkeit der Menschen im Alter zu begegnen. Nach van Wynsberghe
müssten Künstliche Intelligenz und Robotik ganzheitlich orientiert
sein. Eine auf Teilschritte und Aufgaben reduzierte Robotik, die die
holistische Vision der Pflege ignoriert, führe nicht nur zu schlechten
Roboterleistungen, sondern auch zu einer "Erosion der Werte". Um
negativen Entwicklungen vorzubeugen, schlug van Wynsberghe vor, ein
"pflege- und wertebasiertes Design" einzuführen, das für den
jeweiligen Kontext der Pflege und unter Einbeziehung der betroffenen
Akteure entwickelt werden müsse. Dabei sollten sich Ethiker als
Gestalter dieses Interaktionsprozesses einbringen und zusammen mit den
Technikern zu einer verantwortungsvollen Robotik beitragen.

In der von der Ethikerin Judith Simon moderierten Fragerunde wurde
noch einmal deutlich, welche Herausforderungen der Einsatz von
robotischen Systemen birgt. So kamen die Unterschiede in den
verschiedenen Nutzungskontexten und die Tragweite der psychologischen
Effekte in der Mensch-Maschine-Interaktion zur Sprache. Besonders die
Präsenz sozial interagierender Roboter werfe Fragen nach deren
ontologischer und rechtlicher Anerkennung auf. Der Roboter fungiere
einerseits als sozialer Agent, zugleich betrachte man ihn als
dienendes Werkzeug, das bestimmte soziale Bedürfnisse erfüllen soll.
Die Referenten waren sich einig, dass sich dieser Widerspruch nicht
einfach auflösen lässt. Stattdessen sollte man diesen Problemen
evidenzbasiert nachgehen, sie im konkreten Kontext betrachten und
dabei die Grenzen der Intimität für die Nutzerinnen und Nutzer nicht
aus den Augen verlieren.

Praxisparcours

Im anschließenden Praxisparcours hatten die Besucherinnen und Besucher
die Gelegenheit, Forschungsprojekte im Bereich der assistiven Robotik
kennenzulernen und die damit einhergehenden Herausforderungen mit den
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zu diskutieren. Dabei wurde
die Vielfalt der Anwendungsmöglichkeiten deutlich und inspirierte zu
tieferen kritischen Gesprächen. Präsentiert wurden Companion Robots
wie Pepper und Tablet-basierte Lösungen, die in Pflegeeinrichtungen
und im häuslichen Kontext unter anderem zur Aktivierung von demenziell
erkrankten Personen eingesetzt werden (ARiA, I-CARE); Serviceroboter
und integrierte Hebe- und Tragesysteme, die bei anstrengenden
körperlichen Pflegetätigkeiten unterstützen (SeRoDi, STARC);
Telepräsenzroboter, die Diagnosen und Hilfestellungen aus der Ferne
ermöglichen und deren Vorteile derzeit vor allem im ländlichen Raum
erprobt werden (RoboLand); feinfühlige humanoide Roboter, die als
Alltagshelfer agieren (GARMI) sowie Rollstuhlassistenten, die
motorisch eingeschränkte Menschen unterstützen sollen (SMiLE).
Zugleich finden Assistenztechnologien auch in der Aus- und
Weiterbildung von formellen und informellen Versorgern Anwendung
(FORMAT). Neben dem persönlichen Austausch boten Feedbackwände den
Besucherinnen und Besuchern die Gelegenheit, die Projekte nach
ethischen Gesichtspunkten zu kommentieren.

Begleitend zur Technikpräsentation wurde die vom Institut für
medizinische Soziologie und Rehabilitationswissenschaft der Charité -
Universitätsmedizin Berlin in Kooperation mit dem Zentrum für Qualität
in der Pflege durchgeführte Studie "Technik in der Pflege -
Einstellung von professionell Pflegenden zu Chancen und Risiken neuer
Technologien und technischer Assistenzsysteme" vorgestellt.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der folgenden parallelen Foren
beleuchteten die Herausforderungen, die mit der Einführung von
robotischen Pflegeassistenzsystemen einhergehen, aus verschiedenen
Blickwinkeln. Neben den Anliegen von Pflegebedürftigen und ihren
Angehörigen kamen anthropologische sowie arbeits- und
rechtswissenschaftliche Aspekte zur Sprache.

Autonomie mit autonomen Systemen?

Im Forum I "Autonomie mit autonomen Systemen?", moderiert von der
Medizinsoziologin und Gerontologin Adelheid Kuhlmey, nahmen die
Vortragenden die Perspektive der Pflegebedürftigen und ihrer
Angehörigen in den Blick. Die Theologin Regina Ammicht Quinn wies
zunächst darauf hin, dass jeder neuen Technologie immer schon Werte
eingeschrieben seien. Diese stünden jedoch oft in Konflikt mit anderen
Werten, die pflegebedürftige Personen und ihre Angehörigen schätzten.
Häufig konfligiere etwa Sicherheit mit Privatheit, Unterstützung mit
Autonomie oder Zuwendung mit Authentizität. Diese Wertkonflikte könne
die Technik nicht lösen. Dies zu tun, sei Aufgabe der Gesellschaft und
könne nur auf der Grundlage eines plausiblen Autonomiekonzepts
erfolgen. Dafür sei jedoch ein Kulturwandel erforderlich, der mit
einer veränderten Haltung gegenüber Schwäche und Hinfälligkeit
einhergehen müsse. Anderenfalls bestehe die Gefahr gesellschaftlicher
"Vergleichgültigung". Autonomie sei immer relational, also als
"Freiheit in Abhängigkeit" zu verstehen. Davon ausgehend, müssten
Wertkonflikte erkannt und in Ausgleich gebracht werden. Erst dann
könnten ethische "Leitplanken" zum Umgang mit Technologien im Kontext
der Pflege entwickelt werden.

Dennoch könne es auch mit Blick auf Menschen im Alter nicht eine
Lösung für alle geben, betonte die Soziologin und Gerontologin Heidrun
Mollenkopf. Ihre Bedingungen seien nicht weniger heterogen als die
anderer Altersgruppen. Allerdings ließen sich hinsichtlich der
Bedürfnisse von Menschen im Alter auch einige Gemeinsamkeiten
ausfindig machen. Studien belegten, dass ältere Menschen in der Regel
vor allem ein selbstbestimmtes Leben, Gesundheit, Sicherheit, soziale
Kontakte und gesellschaftliche Teilhabe anstreben. Aus diesen Studien
gehe zudem hervor, dass Menschen im Alter neuen Technologien nach
anfänglicher Distanziertheit tendenziell aufgeschlossen
gegenüberstehen, sofern sie ihren Nutzen erkennen und in der Lage
sind, damit umzugehen. Neben rationalen, technischen und
soziokulturellen Barrieren, seien jedoch auch Ängste im Umgang mit
modernen Technologien Grund für eine Distanzierung. Man müsse diese
Ängste berücksichtigen und gegebenenfalls durch geeignete Maßnahmen
abbauen. Gleiches gelte für den Umgang mit robotischen
Assistenzsystemen, auch wenn es hierfür bislang keine hinreichende
Evidenz gebe.

Wie der Psychologe Hans-Werner Wahl zeigte, ist die Datenlage zur
Wirksamkeit assistiver Systeme im Hinblick auf Erfahrungs- und
klinisches Wissen - insbesondere auf lange Sicht - ebenso defizitär.
Für eine profunde ethische Abwägung bedürfe es deshalb dringend
besserer Daten. Existierende Studien legten jedoch nahe, dass zwar
keine großen Effekte zu erwarten seien, Menschen im Alter jedoch
durchschnittlich mehr Vor- als Nachteile in technischen
Assistenzsystemen erkennen würden. Man müsse jedoch beachten, dass die
Entscheidung zur Nutzung solcher Technologien mit Unsicherheiten und
Widersprüchlichkeiten behaftet sei. Dies liege unter anderem daran,
dass Autonomie grundsätzlich ein vielschichtiges und relationales
Konstrukt sei. Deshalb bleibe die Nutzung von Technologien im hohen
Alter ambivalent und äußerst komplex. Von Vereinfachungen und
Aktionismus sowie von Optimierungswahn und Interventionismus müsse
dringend Abstand genommen werden. In der dadurch verlangsamten
Entwicklung von Technologien für diese Lebensphase könne jedoch auch
eine Chance liegen, sie zu gestalten, ohne dabei die kritische Distanz
zu verlieren.

Anthropologische Perspektiven

Unter der Leitung des Theologen Andreas Lob-Hüdepohl ging es in Forum
II "Robotik und neue Altersbilder" um anthropologische Perspektiven.
Die Psychologin Cordula Endter untersuchte, wie sich unsere
Altersbilder auf die Entwicklung und die materielle Gestalt von
Robotern auswirken und was dies wiederum für die Nutzung der Roboter
bedeutet. Indem sie konsequent von Roboter*innen sprach und
postulierte, dass auch diese "Fürsorge brauchen", irritierte sie
zunächst Teile des Publikums, erreichte jedoch ihr Ziel, stärker zu
hinterfragen, welche Annahmen und Bedürfnisse den Gestaltungs- und
Diskussionsprozess rund um das Thema Robotik und Pflege bestimmten.
Sie kritisierte insbesondere die Problemfixierung technischer
Entwicklungsprozesse. Indem Alter(n) zu sehr als Problem betrachtet
werde, das es mithilfe von Technik zu lösen gelte, entstehe ein zu
stark defizitorientiertes Altersbild. Dies wiederum könne zu einer
Technikentwicklung führen, die den Bedürfnissen der Gepflegten und
Pflegenden nicht gerecht wird.

Der Anthropologe und Theologe Arne Manzeschke befasste sich näher mit
der Frage, was Menschen begegnet, wenn sie mit Robotern interagieren.
Das Angebot entwickle sich von rein industriellen Robotern über
Serviceroboter zunehmend hin zu sozio-emotionalen Robotern, bei deren
Nutzung Gefühle oder soziale Interaktion im Vordergrund stünden. Im
Gegensatz zum Menschen, der sich als Lebewesen seine eigenen Zwecke
setze, seien Roboter "unbelebte, variabel programmierbare
Manipulatoren", deren Zwecksetzung von außen erfolge und die Lebewesen
nur ähnelten. Wo Roboter für sozio-emotionale Zwecke eingesetzt
würden, könne es nach Manzeschkes Ansicht zu Problemen kommen, wenn
zum Beispiel der Mensch Anerkennung von Robotern erwartet, die diese
so gar nicht zollen könnten. Auch den zunehmenden Einsatz maschinellen
Lernens in der Robotik sah Manzeschke teilweise kritisch, da hier
mitunter unbestimmt bleibe, was der Roboter tut und wie er es tut.
Diese Freiheitslücke sei zugleich eine bisher nicht geklärte
Verantwortungslücke.

Der Medizinethiker Mark Schweda lenkte den Blick zurück auf den
Menschen und die Altersbilder. Er kritisierte, dass negative
Altersbilder in Medizin und Gesundheitswesen vorherrschten und das
Konzept des Alters in vielen visuellen Darstellungen, auf
vergleichsweise junge und rüstige Senioren eingeengt werde. Da
Altersbilder die Einstellungen und das Verhalten aller Beteiligten
beeinflussten und damit auch die medizinische und pflegerische
Versorgung älterer Menschen, sei es wichtig, sie angemessen zu
differenzieren und ethisch zu reflektieren. Er plädierte für das
Konzept einer "Lebensverlaufsperspektive", in der unterschiedliche
Phasen des Lebens und auch des Alterns in ihrer je eigenen moralischen
Bedeutung berücksichtigt würden. Damit könne man geeignete Maßstäbe
guten Lebens in bestimmten Altersphasen herausarbeiten, die auf die
jeweils unterschiedlichen Bedürfnisse und Handlungsmöglichkeiten der
Betroffenen eingingen, so Schwedas Fazit.

Arbeits- und rechtswissenschaftliche Perspektive

Das von der Medizinerin und Gerontologin Elisabeth Steinhagen-Thiessen
moderierte Forum III beschäftige sich mit arbeits- und
rechtswissenschaftlichen Fragen. Die Pflegewissenschaftlerin Helma
Bleses diskutierte anhand des Projekts RoboLand die Wirkung von
Telepräsenz-Systemen auf Menschen mit Demenz und deren Angehörige. Der
Schwerpunkt lag dabei auf der Wahrnehmung des technischen Systems im
häuslichen Kontext und dessen Einfluss auf die Privatsphäre der
Betroffenen. Bleses zufolge stellt der Einsatz robotischer
Telepräsenzsysteme einen Eingriff in die Lebenswelt und damit in den
privaten (Schutz-)Raum von Personen dar, die aufgrund einer Demenz
unterschiedlich schwer kognitiv beeinträchtigt sind. Sie verwies auf
die Gefahren des Kontrollverlustes und die damit einhergehende
Überwachung des Alltags und der intimsten Verrichtungen. Zugleich hob
Bleses die Chancen des Telepräsenzsystems hervor, die vor allem in der
Wahrnehmungserweiterung lägen und der Teilhabe und Begegnung mit
Familienangehörigen trotz der räumlichen Entfernung. Jede telepräsente
Situation bedürfe aber zunächst eines ethischen Clearings, zum
Beispiel in Form von Fallbesprechungen oder Familienkonferenzen, um
den Bedürfnissen der Betroffenen gerecht zu werden.

Der Jurist und Hauptgeschäftsführer der Bundesgenossenschaft für
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW), Stephan Brandenburg,
präsentierte die Ergebnisse der Studie "Pflege 4.0" und nahm damit die
Einstellung von Pflegekräften zum Einsatz digitaler Technologien in
der Pflege und die konkreten versicherungsrechtlichen Fragen, die sich
im Umgang mit Robotertechnologien stellen, in den Blick. Pflegekräfte
stünden dem Einsatz von digitalen Technologien grundsätzlich positiv
gegenüber, allerdings zeigten sich große Unterschiede hinsichtlich der
Art der eingesetzten Technik. Während die elektronische Dokumentation
und Kommunikation auf weitgehende Akzeptanz stoße, fänden
Telecare/Telemedizin und Robotik weniger Anklang. Nicht zuletzt
stünden Entwicklungen in diesen Feldern noch am Anfang. Die Akzeptanz,
so Brandenburg, hänge vom Grad der Bekanntheit und Sicherheit ab, die
Pflegekräfte im konkreten Arbeitsalltag mit den Technologien
verbänden. Der Aus-, Fort- und Weiterbildungsbedarf im Bereich der
Digitalisierung werde durchweg in allen Bereichen als sehr hoch
bewertet. Auch in rechtlicher Hinsicht gebe es noch viele offene
Fragen zu klären.

Diese Fragen suchte der Rechtswissenschaftler Gerhard Wagner zumindest
für den Bereich des Haftungsrechts in der Pflege zu beantworten.
Wagner stellte fest, dass eine Anwendung des "anthropozentrischen
Sorgfaltsmaßstabs" auf autonome technische Systeme erfordere, dass
diese erst eingeführt werden, wenn sie insgesamt weniger Schäden
verursachten als ein Mensch. Jenseits dieser Schwelle bedürfe es eines
"systembezogenen Sorgfaltsmaßstabs", der den steuernden Algorithmus in
den Blick nimmt. Zugleich sei die Anwendung eines systembezogenen
Fehlerbegriffs durch ein Gericht "schwierig oder führe zu
dysfunktionalen Ergebnissen". Sofern durch einen fehlerhaft
konstruierten Roboter ein Schaden entstünde, wäre derzeit zunächst der
Hersteller haftungsrechtlich in der Pflicht. Daneben bestehe die
Verschuldenshaftung des Anwenders für Fehlgebrauch, Missbrauch und
mangelhafte Wartung autonomer technischer Systeme. Nach geltendem
Recht gebe es keine Zurechnungsnorm für das Verhalten des Roboters.
Ein Haftungsanspruch an den Roboter würde daher mit der Anerkennung
des autonomen technischen Systems als Rechtssubjekt einhergehen
(ePerson). Ontologisch gesehen, gelten aber nur Menschen als
Rechtssubjekte, denn die Rechtsfähigkeit erfordert die Fähigkeit zu
rationaler Selbstbestimmung. Er hielt daher das derzeitige
Haftungsrecht bezüglich der möglichen Schäden durch Roboter für
ausreichend und plädierte gegen die Schaffung eines neuen
"Roboterhaftungsrechtes".

Pflege - Roboter - Ethik: Die Zukunft verantwortlich gestalten


Gegenstand des dritten Tagungsblocks war die Zusammenführung der
Diskussionen aus den Foren im Hauptsaal und die Podiumsdiskussion zum
Thema "Pflege - Roboter - Ethik: Die Zukunft verantwortlich
gestalten".

Zunächst präsentierten Adelheid Kuhlmey, Andreas Lob-Hüdepohl und
Elisabeth Steinhagen-Thiessen die Schwerpunkte und Ergebnisse der
einzelnen Foren, die von drei Grafikerinnen eindrucksvoll simultan
visualisiert worden waren.

Die abschließende, von der Medizinethikerin und stellvertretenden
Vorsitzenden des Deutschen Ethikrates Claudia Wiesemann moderierte
Podiumsdiskussion war der Frage gewidmet, wie eine verantwortungsvolle
Gestaltung neuer Pflegetechnologien aussehen sollte. Dabei wurden
unterschiedliche Lösungsansätze gefunden. Der Psychologe und
Gerontologe Andreas Kruse betonte gleich zu Beginn: "Wenn wir über die
Technologien sprechen, müssen wir uns vor Augen führen, dass wir
zentrale Dimensionen des Menschseins nicht vernachlässigen
beziehungsweise dass wir den Blick auf einzelne Dimensionen des
Menschseins nicht verengen". Viele Aspekte der Pflege, so Kruse,
erhielten ihre Bedeutung erst durch die Berührung des anderen
Menschen. Diese Einsicht sei nicht mit einer generellen Abkehr von der
Technik verbunden. Die digitale Technologie könne die Pflege in hohem
Maße bereichern, zum Beispiel im Bereich der neuronalen Diagnostik bei
Schlaganfallpatienten. Auch bei demenziell erkrankten Menschen können
derartige Technologien in lebendige soziale Kommunikationsstrukturen
eingebettet werden und ein zusätzliches aktivierendes Moment
darstellen. Aber keinesfalls, dies machte Kruse deutlich, sollte man
der Vorstellung anheimfallen, dass man das Problem des
Pflegekräftemangels mit einer forcierten Roboterentwicklung lösen
könne. Dies wäre ethisch und anthropologisch höchst problematisch.

Die Theologin Regina Ammicht Quinn bezweifelte, dass die Verlagerung
von Aufgaben, die mit Robotik möglich werden, und die damit
einhergehende oft postulierte Zeitersparnis eine tatsächliche
Entlastung der Pflegekräfte bedeute. Diesem Trugschluss sei man auch
mit anderen Errungenschaften der technischen Moderne aufgesessen -
denke man nur an die Einführung der Waschmaschine in den 50er-Jahren.
Man müsse sich, so Ammicht Quinn, "heute für die Zukunft entscheiden,
ob Pflege eine Arbeit ist, die ihren Wert hat oder eine Ware, die
ihren Preis hat."

Helma Bleses ging auf die Frage nach dem Recht auf Mitbestimmung und
den Möglichkeiten der Teilhabe von Pflegekräften und Pflegebedürftigen
an der Entwicklung technischer Lösungen ein. Sie sprach sich sehr klar
für die Einbindung aller an der Pflege Beteiligten in der Gestaltung
der Technik aus. Gerade der universitäre Kontext würde dafür die
Rahmenbedingungen bieten. Es müsse bei der Entwicklung neuer
Anwendungen weniger um das Potenzial der Technik als vielmehr um das
Potenzial der Patienten gehen. Besonders im Umgang mit vulnerablen
Personen sei die Technik dazu da, vorhandene Ressourcen zu aktivieren
und zu unterstützen. Vor allen technischen Überlegungen müsse die
genaue Betrachtung und Evaluation des menschlichen Vermögens stehen.

Die Befähigung im Alter spielte auch in Mark Schwedas Beitrag eine
zentrale Rolle. Schweda sah vor allem Altersstereotype am Werk, die
die gesellschaftliche Perspektive auf die Technisierung der Pflege
verengten. Er plädierte für eine "ehrliche, fundierte
Auseinandersetzung mit diesen neuen Technologien". Dies könne nur
geschehen, wenn man die betroffene Zielgruppe, das sogenannte vierte
Alter, in den Blick nimmt. Die Technologien, so Schweda, dürften nicht
zu einer Distanzierung führen. Vielmehr solle man die Technologien
nutzen, um das vierte Alter "präsenter wahrzunehmen, es in die
Gesellschaft und das öffentliche Bewusstsein zu bringen, und eine
differenzierte Diskussion über seine Probleme, Möglichkeiten und
Entwicklungspotenziale führen zu können".

Auch in der folgenden Diskussion wurde deutlich, dass man die Furcht
und Sorgen älterer Menschen, als defizitär und unselbstständig zu
gelten, ernst nehmen sollte. Der Einsatz von Robotertechnologien dürfe
nicht dazu führen, diese Bedenken noch zu verstärken.

Zugleich betonten alle Diskussionsteilnehmerinnen und -teilnehmer die
Bedeutung sozialer Abhängigkeiten und zwischenmenschlicher
Beziehungen. Digitale Technologien müssten eingebettet sein in ein
Netzwerk von guten sozialen Beziehungen, argumentierte Kruse. Unter
dieser Voraussetzung könne man einen selbstbestimmten Umgang mit
robotischen Hilfen ermöglichen. Es herrschte Einigkeit darüber, dass
man sich zunächst darauf verständigen müsse, welche Pflegebereiche und
-aufgaben durch Robotik gestaltet und entlastet werden sollen und
welche nicht. Dies sei nicht zuletzt eine gesellschaftliche Aufgabe.
Konsens bestand auch hinsichtlich der Frage nach der guten Pflege, die
alle Beteiligten in der hinreichenden zwischenmenschlichen Betreuung
und Zuwendung sahen. Robotertechnologien seien keine Lösung für den
Pflegekräftemangel, sie könnten unterstützend wirken, Pflegekräfte
aber nicht ersetzen.

Die Aussage, der Mensch müsse im Mittelpunkt stehen, habe, so der
Vorsitzende des Deutschen Ethikrates Peter Dabrock in seinem
Schlusswort, im Laufe der Tagung an Schärfe und auch an Zweideutigkeit
gewonnen, bedenke man die Intensitäten, in denen die Technik in die
körpernahen und somit intimsten Bereiche des Menschen vorzudringen
vermag. Die Beiträge hätten gezeigt, dass die Chancen und
Möglichkeiten, die die Digitalisierung bietet, aber auch die Gefahren
und Risiken, die sie beinhaltet, im Bereich der Pflege so einzusetzen
sind, dass sie am Ende wirklich dem Menschen dient. Es gehe darum, die
Potenziale des Menschen zu heben - bis ins hohe Alter. 

(Si, He, Sc)
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- QUELLE

Detaillierte Informationen zur Jahrestagung (Programm, Vorträge,
Graphic Recordings, Mitschnitte, Mitschrift, Fotos, Pressemitteilung,
Tagungsmappe):

https://www.ethikrat.org/jahrestagungen/pflege-roboter-ethik-ethische-herausforderungen-der-technisierung-der-pflege/

- STUDIE

Informationen zur Studie "Technik in der Pflege - Einstellungen von
professionell Pflegenden zu Chancen und Risiken neuer Technologien und
technischer Assistenzsysteme" finden Sie unter 

https://www.zqp.de/wp-content/uploads/ZQP-Bericht-Technik-prof-Pflege.pdf
und 

https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-662-58935-9_17.
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GESUNDHEIT/1363: Kaffee, Tee und Kakao - Hilfreiche Muntermacher gegen müde Haut (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 11. November 2019

Kaffee, Tee und Kakao: Hilfreiche Muntermacher gegen müde Haut



Bad Homburg - Kaffee, Tee und Kakao sind weit mehr als Genussgetränke.
Sie unterstützen das körperliche sowie seelische Wohlbefinden. Doch
sie helfen nicht nur bei Müdigkeit und Konzentrationsschwächen,
sondern auch als Muntermacher müder Haut. Egal, ob man Kaffee, Tee
oder Kakao bevorzugt, alle entfalten bei äußerlicher Anwendung ihre
Power. Die AOK Hessen informiert über die positiven Eigenschaften und
bietet nützliche Tipps zur Anwendung auf der Haut.

Mittlerweile sind die positiven Eigenschaften des Kaffees bekannt.
Kaffee hat beispielsweise eine antibakterielle Wirkung und ist reich
an Antioxidantien, die zum Zellschutz beitragen. In Maßen genossen,
etwa zwei bis vier Tassen täglich, hat er vielfältige positive
Wirkungen. Zudem kann er die Leber schützen und verringert das Risiko
für Alzheimer, Diabetes und verschiedene Arten von Krebs. Äußerlich
angewendet, regt das Koffein die Durchblutung und den Stoffwechsel an.
Die Zellen profitieren von einer besseren Versorgung mit Sauerstoff
und Nährstoffen. So erhalten sie mehr Energie, um sich zu erneuern.

Grüntee, Schwarztee oder Matetee, diese Teesorten enthalten ähnlich
wie Kaffee einen hohen Anteil an Koffein. Zudem stecken in ihnen auch
viele Bioaktivstoffe und Vitamine, die freie Radikale im Körper
unschädlich machen. Freie Radikale entstehen einerseits als
Nebenprodukte des Stoffwechsels, andererseits gelangen sie auch durch
äußere Einflüsse wie UV-Strahlung oder den Konsum von Alkohol und
Zigaretten in den Körper. Hier verursachen sie oxidativen Stress, der
die Körperzellen schädigen kann. Damit sind sie einer der
Hauptfaktoren für frühzeitige Hautalterung.

Ähnlich wie Tee und Kaffee ist auch Kakao reich an Antioxidantien und
kann so die Hautalterung verzögern. Genauso wertvoll ist das Fett aus
Kakaobohnen, auch Kakaobutter genannt. Sie hilft der Haut auch
äußerlich und ist in zahlreichen Pflegeprodukten enthalten. Sie
versorgt die Haut mit Feuchtigkeit und ist daher besonders bei
trockener und rissiger Haut ein toller Soforthelfer, der ein besonders
weiches Hautgefühl hinterlässt.
Hilfreiche Tipps zur Anwendung von Kaffee, Tee und Kakao auf der Haut:

Kaffee: 

Zwei bis drei Esslöffel abgekühlten Kaffeesatz mit zwei Esslöffeln
Olivenöl und einem Teelöffel Honig vermischen. Die gut vermengte
Mischung dann mit kreisenden Bewegungen sanft auf die Haut auftragen.
Die feine Körnung des Kaffeesatzes hilft, die Haut von abgestorbenen
Hautschüppchen zu befreien.

Tee: 

Feuchte, abgekühlte Teebeutel mit Grün- oder Schwarztee auf die Augen
legen. Sie können Schwellungen reduzieren, Augenringe vermindern und
sogar straffend wirken. Da die Haut dabei jedoch auch an Feuchtigkeit
verlieren kann, sollte anschließend eine Augencreme aufgetragen
werden.

Kakao: 

Etwa 30 Gramm Kakaobutter mit der gleichen Menge eines pflegenden Öls
vermengen. Für einen tollen Duft kann beispielweise Kokosöl verwendet
werden. Die Masse gut vermengen, auf die Haut auftragen und 15 bis 20
Minuten einwirken lassen. Die Reste anschließend mit warmem Wasser
abwaschen.

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 11. November 2019
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POLITIK/1993: Spahn - "Prävention und Versorgung bei Diabetes weiter verbessern" (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 12. November 2019

Welt-Diabetestag am 14. November - Erster Bericht zur Nationalen Diabetesüberwachung

Spahn: "Prävention und Versorgung bei Diabetes weiter verbessern"



Das Risiko, an Diabetes zu erkranken, ist höher als viele denken. Fast
80 % der Befragten, die laut eines Testergebnisses ein erhöhtes Risiko
für eine Typ-2-Diabeteserkrankung aufweisen, schätzen ihr
Erkrankungsrisiko selbst als gering ein. Das ergab ein bundesweiter
Befragungssurvey des Robert Koch-Instituts (RKI) und der
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA).

"Die Gefahr, an Diabetes zu erkranken, wird viel zu häufig
 unterschätzt. Das kann schwerwiegende Folgen haben. Deshalb ist es
 wichtig, dass Diabetes früh erkannt und rechtzeitig behandelt wird.
 Der Diabetesbericht liefert wichtige Daten, um Prävention und
 Versorgung noch besser steuern zu können." 

 (Bundesgesundheitsminister Jens Spahn)  



Das RKI hat heute - anlässlich des Welt-Diabetes-Tages am 14. November
- den ersten Bericht der Nationalen Diabetes-Surveillance
("Diabetesüberwachung") vorgelegt. Ein Rückgang von Risikofaktoren des
Typ-2-Diabetes wie Rauchen und Bewegungsmangel sowie weniger
Folgeerkrankungen wie Erblindungen und Amputationen, hingegen ein
Anstieg beim Schwangerschaftsdiabetes - dies sind Beispiele für
aktuelle Entwicklungen beim Thema Diabetes.

Der Diabetesbericht stellt Ergebnisse für vier Handlungsfelder vor:
Risiken reduzieren, Früherkennung und Behandlung verbessern,
Komplikationen reduzieren sowie Krankheitslast und Krankheitskosten
senken. Den Aufbau der Nationalen Diabetes-Surveillance fördert das
Bundesministerium für Gesundheit seit Ende 2015. Die Surveillance
führt wesentliche Informationen zum Diabetesgeschehen aus verfügbaren
Datenquellen zusammen und bereitet sie zeitnah und handlungsorientiert
auf. Damit werden verlässliche Informationen und
Entscheidungsgrundlagen für Öffentlichkeit, Politik, Versorgung und
Forschung geschaffen.

Diabetes mellitus erhöht das Risiko für
 Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Nierenversagen, Erblindung und
 Fußamputationen. Hierüber geht gesunde Lebenszeit und
 Lebensqualität verloren, insbesondere wenn die Krankheit lange
 unerkannt bleibt oder unzureichend behandelt wird.

 Diabetes gehört in Deutschland und in vielen anderen Ländern zu den
 wichtigsten nicht-übertragbaren Krankheiten und damit zu den großen
 Public-Health-Herausforderungen. Hier müssen wir gemeinschaftlich
 handeln.

 (Lothar H. Wieler, Präsident des Robert Koch-Instituts)  



In Deutschland haben nach Daten des Robert Koch-Instituts 9,2 % der
18- bis 79-jährigen Bevölkerung einen Diabetes, darunter sind 2,0 %
mit einem unerkannten Diabetes.Die weitaus häufigste Form von Diabetes
ist der Typ-2-Diabetes. Wichtige Risikofaktoren für Typ-2-Diabetes
sind genetische Faktoren, ein höheres Lebensalter und beeinflussbare
Faktoren. Hierzu zählen Bewegungsmangel, ungesunde Ernährung, starkes
Übergewicht und Rauchen - alles Faktoren, die auch für andere wichtige
nichtübertragbare Krankheiten Bedeutung haben und von der Lebenswelt
mitbeeinflusst werden.Um das eigene Krankheitsrisiko besser
einzuschätzen und Diabetes besser vorzubeugen, bietet die BZgA
gemeinsam mit Kooperationspartnern auf der Internetseite
www.diabinfo.de einen "Diabetes-Risiko-Test" an.

Erhöhte Blutzuckerwerte schädigen langfristig Blutgefäße, Nerven
 und zahlreiche Organe. Ein wichtiger Schritt zur Vorbeugung ist es,
 sich über das eigene Krankheitsrisiko bewusst zu werden und den
 Online-Test durchzuführen. Dabei werden Fragen nach Ernährungs- und
 Bewegungsgewohnheiten, Familienanamnese und Taillenumfang
 gestellt.

 (Heidrun Thaiss, Leiterin der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung)  



Der Diabetes-Online-Test zur Abschätzung des Risikos, innerhalb der
nächsten fünf Jahre an einem Typ-2-Diabetes zu erkranken, wurde vom
Deutschen Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke (DIfE)
und dem Deutschen Zentrum für Diabetesforschung (DZD) entwickelt.Das
Robert-Koch-Institut veröffentlicht heute den ersten Bericht zur
Nationalen Diabetes-Surveillance (www.rki.de/diabetes-bericht), die
neue Internetseite 

http://diabsurv.rki.de wird am Weltdiabetestag freigeschaltet.


Weitere Informationen:

www.bundesgesundheitsministerium.de

www.rki.de/diabetes

www.diabinfo.de

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 12. November 2019

Hausanschrift: Friedrichstraße 108, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 441-0, Fax: 030/18 441-49 00

E-Mail: Pressestelle@bmg.bund.de

Internet: www.bmg.bund.de
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DIABETES/2086: Weltdiabetestag 2019 - Fast die Hälfte aller Dialysefälle geht auf das Konto von Diabetes (idw)


Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 11.11.2019

Weltdiabetestag 2019: Fast die Hälfte aller Dialysefälle geht auf das Konto von Diabetes!



Am 14. November ist Weltdiabetestag. Der Schwerpunkt liegt auf der
Aufklärung und Risikoerkennung von Diabetes Typ-2, von dem auch in
Deutschland immer mehr Menschen betroffen sind. Unbehandelt kann die
Erkrankung zu lebensbedrohlichen Organschäden führen, wie beispielsweise
einer chronischen Nierenerkrankung. Fast die Hälfte aller
Dialyse-Patienten sind Diabetiker. Durch Lebensstiländerung und eine rechtzeitige
Behandlung ist es möglich, den fortschreitenden Nierenfunktionsverlust
medikamentös aufzuhalten. Seit kurzem ist bekannt, dass eine neue
antidiabetische Substanzklasse einen nierenschützenden Effekt hat. Das
könnte Patienten mit Diabetes zugutekommen.

Derzeit leiden lt. Deutschem Gesundheitsbericht 2019 [1] hierzulande rund
7,5 Millionen Menschen an der chronischen Stoffwechselkrankheit Diabetes
mellitus ("Zuckerkrankheit"), d. h. der Blutzuckerspiegel ist krankhaft
erhöht. Die beiden wichtigsten Typen sind der Typ-1- und Typ-2-Diabetes.
Rund 95 % der betroffenen Patienten haben einen Typ-2-Diabetes, der
zumeist im höheren Lebensalter aufgrund von einer Prädisposition,
ungesunder Ernährung und mangelnder Bewegung auftritt. Alarmierend ist,
dass in den letzten 25 Jahren die Zahl der Betroffenen kontinuierlich
gestiegen ist. Aufgrund fehlender Symptome wissen allerdings ca. zwei
Millionen Menschen nicht, dass sie einen behandlungsbedürftigen
Typ-2-Diabetes haben und welchen Risiken sie damit ausgesetzt sind.
Aufklärung zu Früherkennung und Vorbeugung tut not. "Der Weltdiabetestag
mit Aktionen und Informationsveranstaltungen, die wir als Nephrologen
ausdrücklich unterstützen, bietet eine gute Gelegenheit, die Bevölkerung
über Risiken, Komplikationen und Möglichkeiten der Vorbeugung von Diabetes
mellitus aufzuklären und für frühe Anzeichen zu sensibilisieren, damit sie
sich rechtzeitig in Behandlung begeben", erklärt Prof. Dr. Jan Galle,
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Nephrologie (DGfN).

Früherkennung vermeidet Spätfolgen

Es wird zwar nicht jeder Diabetiker zwangsläufig nierenkrank, aber fast
die Hälfte aller Nierenerkrankungen sind auf eine diabetische Nephropathie
zurückzuführen. Die Häufigkeit einer Nierenschädigung ist in der Regel
abhängig von der Dauer und Einstellung des Diabetes: Je länger die
Stoffwechselstörung besteht, umso höher wird das Risiko einer
Nierenschädigung und damit Nierenfunktionseinschränkung. Das Fatale ist,
dass der Patient die Nierenerkrankung häufig erst sehr spät bemerkt.
Regelmäßige Kontrollen zur Früherkennung einer Nierenschädigung - mit
Hilfe eines einfachen Blut- und Urintests beim Hausarzt - werden bei
Patienten mit Diabetes im Rahmen des "Disease Management Programms"
regelmäßig durchgeführt. Jedoch bei den Menschen, die nichts von ihrer
Diabeteserkrankung wissen oder die nicht an den Untersuchungen teilnehmen,
kann sich unbemerkt eine Nierenkrankheit als Langzeitfolge des Diabetes
entwickeln, bis die Nierenfunktion so weit reduziert ist, dass eine
Nierenersatztherapie (Dialyse oder Nierentransplantation) notwendig wird.

Deshalb, so erklärt Frau Prof. Dr. Julia Weinmann-Menke,
Universitätsmedizin Mainz, Pressesprecherin der Deutschen Gesellschaft für
Nephrologie (DGfN), sei es für Diabetes-Patienten besonders wichtig,
regelmäßig ihre Arzttermine wahrzunehmen. Außerdem müssten Therapie- und
Lebensstilmaßnahmen von diesen Patienten besonders gut eingehalten werden.
Wichtig sei auch die Kontrolle und bei Bedarf die Einstellung des
Blutdrucks, der bei älteren und übergewichtigen Menschen oft erhöht ist.
"Je weniger Patienten mit Diabetes ihre Gefäße durch erhöhte Zucker- oder
Blutdruckwerte belasten, desto niedriger ist das Risiko für eine
chronische Nierenkrankheit".

Wie lässt sich eine diabetische Nierenkrankheit behandeln?

Wird eine diabetische Nierenerkrankung diagnostiziert, sind die
Einstellung des Blutzuckers (nüchtern zwischen 70 und 100 mg/dl) und die
Blutdrucksenkung (auf Werte unter 130/80 mmHg) die wichtigsten
Behandlungsmaßnahmen, um das Fortschreiten der Erkrankung zu verzögern.
Der bislang einzige zur Verfügung stehende, medikamentöse Therapieansatz
zielte auf das sogenannte Renin-Angiotensin-System (RAAS), das den
Flüssigkeitshaushalt des Körpers und den Blutdruck steuert. Derzeit gelten
RAAS-Hemmer (ACE-Hemmern oder Angiotensin-Rezeptor-Blocker) als
Basistherapie der diabetischen Nephropathie. Neben ihrer
blutdrucksenkenden Eigenschaft haben sie einen zusätzlichen Schutzeffekt
für die Nierenfunktion und werden daher auch bei Patienten mit chronischer
Nierenkrankheit eingesetzt, die nicht unter hohen Blutdruckwerten leiden.

Neuer vielversprechender Therapieansatz

Um das Fortschreiten der chronischen Nierenkrankheit zu verlangsamen und
Betroffenen ein möglichst langes Leben ohne Dialyse zu ermöglichen, wird
seit Jahren nach neuen, gezielteren Therapieansätzen gesucht. Nun wurde im
Rahmen einer Studie entdeckt, dass eine Gruppe von Medikamenten, die
ursprünglich als reines Antidiabetikum entwickeltet wurden, sog.
SGLT2-Inhibitoren, das Potenzial haben, neben der Blutzuckersenkung auch
ein Fortschreiten der chronischen Nierenkrankheit wirksam aufzuhalten. Das
hatte die Anfang des Jahres publizierte CREDENCE-Studie gezeigt. Die Daten
wurden im "New England Journal of Medicine" publiziert [2] und markieren
"einen neuen Meilenstein für die Therapie", kommentiert Prof.
Weinmann-Menke. Es konnte gezeigt werden, dass Canagliflozin, einer der
untersuchten SGLT2-Inhibitoren, zusätzlich zur Standardtherapie
(RAAS-Blockade) das Fortschreiten der chronischen Nierenkrankheit bei
Typ 2-Diabetes-Patienten signifikant verlangsamen kann: Das relative Risiko,
dialysepflichtig zu werden, eine relevante Verschlechterung der
Nierenfunktion zu erleiden oder aufgrund nierenbedingter Erkrankungen zu
versterben, konnte durch das Medikament bei diesen Patienten um etwa ein
Drittel reduziert werden. "Vor diesem Hintergrund sollten die
SGLT2-Inhibitoren in die Standardtherapie von Patienten mit diabetischer
Nierenkrankheit integriert werden", so die Expertin.

Derzeit geht die EMPA-KIDNEY-Studie [3] der Frage nach, ob auch
Nicht-Diabetiker von der Therapie mit dem SGLT2-Inihibtor Empagliflozin
profitieren können. Aktuell werden noch Patienten mit nachgewiesen
eingeschränkter Nierenfunktion und/oder erhöhter Eiweißausscheidung im
Urin (Proteinurie) mit und ohne Diabetes rekrutiert. Insgesamt sollen
5.000 Teilnehmer eingeschlossen werden. "Die von Prof. Dr. Christoph
Wanner am Universitätsklinikum in Würzburg geleitete Studie ist
hochinteressant für uns. Würde sich bestätigen, dass auch Nicht-Diabetiker
vom nierenschützenden Effekt der SGLT2-Therapie profitieren können, wäre
das auch für nierenkranke Patienten ohne Diabetes eine Chance, den Verlauf
der Nierenerkrankung positiv beeinflussen zu können", hofft Frau Prof.
Weinmann-Menke.


[1] Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) | G. Nuber, www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de

[2] Perkovic V, Jardine MJ, Neal B et al. Canagliflozin and Renal Outcomes
in Type 2 Diabetes and Nephropathy. New England Journal 2019; 15 Apr.
[epub ahead of print]; DOI: 10.1056/NEJMoa1811744

[3] https://clinicaltrials.gov/ct2/show/NCT03594110

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgfn.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution854
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 11.11.2019
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HERZ/1208: Plötzlicher Herztod - Diabetes erhöht Risiko (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 11.11.2019

Plötzlicher Herztod: Diabetes erhöht Risiko - Herzinfarkt-Symptome fehlen
oft bei Diabetikern

Diabetiker sollten ihr Risiko für Herz- und Gefäßerkrankungen wie
Herzinfarkt beim Arzt überprüfen lassen, Herzpatienten ihr Diabetes-Risiko



Langjährige Diabetiker haben häufig ein sehr schwaches Schmerzempfinden
für typische Herzinfarkt-Warnsymptome wie heftige anhaltende
Brustschmerzen. Somit ist für diese Patienten der Herzinfarkt oft das
erste Symptom einer schon lange bestehenden Verkalkung der Herzkranzgefäße
(Arteriosklerose) infolge der koronaren Herzkrankheit (KHK). "Bei
Diabetikern führt die lang bestehende Überzuckerung zur Störung des
Nervensystems und dazu, dass sie die typischen Brustschmerzen als Folge
der Durchblutungsstörung des Herzmuskels nicht spüren. Somit fehlt ihnen
das entscheidende Warnzeichen für ihre lebensbedrohliche Situation. Die
Folge sind stumme Infarkte, Herzrhythmusstörungen oder plötzlicher
Herztod", erläutert Prof. Dr. med. Dr. h. c. Diethelm Tschöpe vom
Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung und Direktor des
Diabeteszentrums am Herz- und Diabeteszentrum NRW Bad Oeynhausen. Diabetes
mellitus (Zuckerkrankheit) ist bei mehr als sieben Millionen Menschen in
Deutschland bekannt. Ein chronisch hoher Blutzucker begünstigt die
Arteriosklerose als Ursache von Herzinfarkt und Schlaganfall, so dass bei
Männern mit Diabetes das Herzinfarktrisiko um das Zwei- bis Vierfache und
bei Frauen um das Sechsfache (nach der Menopause noch mehr) erhöht ist.
Durch den hohen Blutzucker werden die Blutgefäße beschädigt und damit die
Sauerstoffversorgung des Herzens und des ganzen Organismus beeinträchtigt.
Warum Diabetes und andere Herz- und Kreislauferkrankungen wie
Bluthochdruck und hohes Cholesterin ernst zu nehmende Risikofaktoren für
Herzinfarkt und plötzlichen Herztod sind und was Betroffene tun können, um
sich vor Komplikationen zu schützen, erläutert der kostenfreie Ratgeber
"Bedrohliche Herzrhythmusstörungen: Wie schütze ich mich vor dem
plötzlichen Herztod?", kostenfrei zu bestellen unter www.herzstiftung.de
oder Tel. 069 955128400. Herzinfarkt-Warnzeichen unter:

www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html

Unterzuckerung erhöht Risiko für bösartige Herzrhythmusstörungen
Auch das Risiko für den plötzlichen Herztod, der bei Diabetikern auch als
"Dead-in-bed-Syndrom" bezeichnet wird, ist bei Diabetikern auf das
Doppelte erhöht. Experten wie Tschöpe gehen davon aus, dass sich das
erhöhte Risiko durch Unterzuckerung (Hypoglykämie) erklärt, die
lebensbedrohliche Herzrhythmusstörungen auslösen kann. Dabei spielen
Störungen des Mineralhaushalts (Mangel an Elektrolyten Kalium und
Magnesium), die mit der Unterzuckerung verbunden sind, eine Rolle. Wichtig
ist auch die Aktivierung des sympathischen Nervensystems als Alarmreaktion
auf niedrige Blutzuckerwerte zum Schutz des Gehirns. "Patienten, die
häufig oder gar unbemerkt Unterzuckerungen erleiden, sind erheblich mehr
durch den plötzlichen Herztod gefährdet", sagt der Herz- und
Diabetesspezialist.

Die Gefahr lebensbedrohlicher Herzrhythmusstörungen kann bei
Diabetespatienten auch dann entstehen, wenn es infolge einer unerkannt
unbehandelten KHK zum Herzinfarkt kommt. Der Herzinfarkt kann bösartige
Herzrhythmusstörungen (Kammerflimmern) mit über 300 Schlägen pro Minute
auslösen: Herzstillstand.

Engmaschigere Kontrolle der Blutzuckerwerte

Diabetesspezialisten wie Tschöpe fordern deshalb dringend, die
Diabetesbehandlung zu individualisieren und anzupassen - "allerdings nicht
um den Preis einer dauernden Stoffwechsellage mit hohen Blutzuckerwerten
(Hyperglykämie)", wie er betont. Die Häufigkeit von Unterzuckerungen wird
nicht nur vom HbA1c-Ziel (in der Regel unter 7 %), sondern wahrscheinlich
noch mehr von Schwankungen der Blutzuckerwerte beeinflusst. Daher gilt es,
bei Patienten mit hohem Risiko eine angemessene Überwachung des
Blutzuckers in die Behandlung einzuführen. Das ist heute durch
kontinuierliche Glukosemessung mit einem Sensor, der in das
Unterhautfettgewebe eingesetzt wird (CGM), gut möglich. Darauf basierend
können für insulinspritzende Diabetiker sehr individuelle Dosierungspläne
entwickelt werden, sodass sich Unterzuckerungen vermeiden lassen. Mit
Diabetesmedikamenten ist dies fast immer zu erreichen, wenn man keine
Substanzen einsetzt, die die Insulinverfügbarkeit erhöhen, z. B.
Sulfonylharnstoffe. Das Risiko für Unterzuckerung wird durch die Wahl des
Medikaments sowie die Art und Häufigkeit der Blutzuckerkontrolle bestimmt.

Schutz vor Komplikationen: 

beim Hausarzt Risikofaktoren checken lassen
Diabetes- und Herzpatienten sollten grundsätzlich von ihrem Hausarzt
Herzinfarkt-Risikofaktoren wie Bluthochdruck, Blutzuckerwerte,
Cholesterinwerte sowie Übergewicht überprüfen lassen. "Diabetes und
Herzprobleme sind eine gefährliche Kombination: Diabetes- und
KHK-Patienten wissen häufig über viele Jahre hinweg nur von ihrer jeweils
einen Erkrankung, aber nichts von der anderen. Deshalb sind sie stark
infarktgefährdet - und das obwohl sie womöglich seit Jahren in
fachärztlicher Behandlung sind." Klagt etwa ein Diabetespatient über
häufige Atemnot, kann das ein Anzeichen einer Herzschwäche als Folge einer
nicht behandelten KHK und eines nicht erkannten Bluthochdrucks sein. Und
Herzpatienten mit KHK, Herzschwäche oder Vorhofflimmern sollten bei ihrem
Arzt in regelmäßigen Abständen auch ihren Blutzuckerwert
(Nüchternblutzucker) messen lassen und auf diese Blutuntersuchung
bestehen. Diabetiker sollten ihren Gefäßstatus und ihre Herzfunktion
überprüfen lassen.

Einfacher Blutzuckertest schützt vor zusätzlichen Komplikationen durch Diabetes

Blutzuckertests sind einfach vom Hausarzt oder Internisten und
Diabetologen durchzuführen: Wenn zwei unterschiedliche
Blutzuckermessungen, die aus dem Blut z. B. in der Fingerspitze gewonnen
sind, Werte über 126 mg/dl ergeben, steht die Diagnose: Diabetes.
Sicherheit gibt ein standardisierter Blutzuckerbelastungstest, der
durchgeführt wird: Wenn zwei Stunden nach Einnahme von Glukose
(Traubenzucker) der Wert bei über 200 mg/dl liegt, hat der Patient
Diabetes. Eine sofortige konsequente Behandlung zur Normalisierung der
Blutzuckerwerte ist wichtig, damit die Blutgefäße durch den hohen
Blutzucker nicht beschädigt und damit die Sauerstoffversorgung des Herzens
und des ganzen Organismus nicht beeinträchtigt werden.

Neuer Ratgeber: "Bedrohliche Herzrhythmusstörungen - Wie schütze ich mich vor dem plötzlichen Herztod?"

Welche Rolle spielen Herzrhythmusstörungen, Arteriosklerose
("Gefäßverkalkung"), Herzmuskelerkrankungen und andere Herzleiden als
Ursachen für den plötzlichen Herztod? Welche Möglichkeiten der Vorsorge,
Diagnose und Therapie bietet die Herzmedizin zum Schutz vor einem
Herzstillstand? Diese und weitere Themenaspekte erläutern Herzspezialisten
in dem kostenfreien Ratgeber "Bedrohliche Herzrhythmusstörungen: Wie
schütze ich mich vor dem plötzlichen Herztod?" Der Band (136 Seiten) kann
unter www.herzstiftung.de oder per Tel. 069 955128400 oder Mail:
bestellung@herzstiftung.de angefordert werden.

Tipp: 

Worauf herzkranke Diabetiker zur Vermeidung von Komplikationen
unbedingt achten sollten und was man mit Diabetesmedikamenten und gesundem
Lebensstil erreichen kann, darüber informiert die Titelgeschichte
"Verkannte Gefahr: Diabetes & Herz" in der aktuellen Ausgabe der
Herzstiftungs-Zeitschrift HERZ heute 3/2019 in einem Interview mit Prof.
D. Tschöpe, kostenfrei zu bestellen unter 

Mail: bestellung@herzstiftung.de

oder Tel. 069 955128400


Originalpublikation:

Deutsche Herzstiftung (Hg.), "Bedrohliche Herzrhythmusstörungen: Wie
schütze ich mich vor dem plötzlichen Herztod?", Frankfurt am Main Okt.
2019

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de/Herzwochen-2019.html

https://www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html

https://www.herzstiftung.de/pdf/zeitschriften/herz-heute-2019-3/titel_diabetes_u_herz.pdf

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73592

PM_DHS_HW2019_Diabetes-und-ploetzlicher-Herztod_2019-11-Final

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 11.11.2019
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INFEKTION/1834: Wie sich das Zika-Virus verbreiten könnte (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 11.11.2019

Wie sich das Zika-Virus verbreiten könnte

Wissenschaftler von Goethe-Universität und Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung erstellen Karten zum Zika-Infektionsrisiko



FRANKFURT. Es hängt von vielen verschiedenen Faktoren ab, wie sich
Infektionskrankheiten wie das Zika-Virus verbreiten. Umweltfaktoren
spielen ebenso eine Rolle wie sozioökonomische Faktoren. In jüngster Zeit
gab es mehrere Versuche, das Übertragungsrisiko des Zika-Virus auf
globaler oder lokaler Ebene vorherzusagen, doch sind die räumlichen und
zeitlichen Muster der Übertragung noch nicht sehr gut verstanden. Nun
konnten Forscher der Goethe-Universität und der Senckenberg Gesellschaft
für Naturforschung in Frankfurt verlässliche Karten des
Zika-Infektionsrisikos für Südamerika erstellen. Die Ergebnisse sind im
Fachmagazin "PeerJ" erschienen. Basierend auf den Modellen für Südamerika
nutzten sie die Methode, um das Zika-Risiko auch für Europa zu bestimmen.

In den allermeisten Fällen übertragen Mücken der Gattung Aedes das
Zika-Virus auf den Menschen, wenn sie ihn stechen. Als Hauptvektoren gelten die
Gelbfiebermücke (Aedes aegypti) und die Asiatische Tigermücke (Aedes
albopictus). Beide Stechmückenarten sind in Südamerika weit verbreitet. In
Europa kommt die Gelbfiebermücke fast nicht vor, die asiatische Tigermücke
ist hingegen im Mittelmeergebiet sehr weit verbreitet.

"Mit unseren neuen Modellierungsansätzen können wir einerseits die
Risikogebiete für Zika-Infektionen in Lateinamerika aufzeigen", sagt Sven
Klimpel, Professor für Parasitologie und Infektionsbiologie an der
Frankfurter Goethe-Universität und am Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrum. "Außerdem sind wir anhand der Modelle nun auch in der
Lage, Zika-Risikogebiete für Europa darzustellen. Unsere Modelle bilden
zum Beispiel auch die beiden autochthonen Fälle in Südfrankreich im
Département Var ab (s. Abbildung)." Ende Oktober meldeten französische
Behörden den ersten Zika-Fall in Europa, etwa eine Woche später wurde ein
zweiter Fall publik.

In Südamerika ist das Zika-Infektionsrisiko den Berechnungen zufolge an
der brasilianischen Ostküste sowie in Mittelamerika am höchsten. Für das
Amazonas-Gebiet ist das Risiko moderat, die niedrigsten Werte finden sich
in den südlichen Gebieten des Kontinents. Die folgenden Länder sind gemäß
dem Modell besonders betroffen: Brasilien, Kolumbien, Kuba, die
Dominikanische Republik, El Salvador, Guatemala, Haiti, Honduras, Jamaika,
Mexiko, Puerto Rico und Venezuela. In Europa ist die Möglichkeit einer
Infektion vor allem in den Gebieten am Mittelmeer gegeben, sie besteht
jedoch auch im französischen Inland und den baden-württembergischen
Rhein-Gebieten.

Um das Infektionsrisiko in einem bestimmten Gebiet zu bestimmen,
modellierten die Forscher um Dr. Sarah Cunze und Prof. Dr. Sven Klimpel
die potenzielle Verbreitung der beiden Stechmückenarten. Weil die Mücken
das Zika-Virus aber nur übertragen können, wenn das Zika-Virus in einer
Region überhaupt vorkommt, schlossen die Forscher eine sogenannte Evidence
Consensus Karte in ihr Risikomodell ein. Die Karte kategorisiert auf
regionaler Ebene die Anzahl der gemeldeten Zika-Erkrankungen. Zudem banden
sie die durchschnittliche Temperatur des wärmsten Quartals in das Modell
mit ein, da die Temperatur entscheidenden Einfluss darauf hat, ob sich das
Virus in der Stechmücke halten und vervielfältigen kann. Und schließlich
nahmen die Wissenschaftler noch sozioökonomische Faktoren wie die
Bevölkerungsdichte (je höher, desto höher das Übertragungsrisiko) und das
Bruttoinlandsprodukt (je höher, desto niedriger das Übertragungsrisiko)
hinzu.


Originalpublikation:

Cunze S, Kochmann J, Koch LK, Genthner E, Klimpel S. 2019. Vector
distribution and transmission risk of the Zika virus in South and Central
America. PeerJ 7:e7920 

DOI 10.7717/peerj.7920

Weitere Informationen finden Sie unter

https://aktuelles.uni-frankfurt.de/forschung/institut-fuer-oekologie-wie-sich-das-zika-virus-verbreiten-koennte/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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PARKINSON/176: Neuer Ansatz für die Behandlung der Parkinson-Krankheit definiert (idw)


Universität zu Köln - 11.11.2019

Neuer Ansatz für die Behandlung der Parkinson-Krankheit definiert

Entdeckung molekularer Zielstruktur Cav2.3 für eine mögliche neue,
spezifische Therapie / Publikation in "Nature Communications"



Ein internationales Team unter Kölner Beteiligung hat einen neuen
Mechanismus für die Entwicklung der Parkinson-Krankheit definiert, der
sich als Ausgangspunkt für die Entwicklung einer gezielten Therapie der
Parkinson-Krankheit erweisen könnte. Das Ergebnis ist unter dem Titel
"Cav2.3 channels contribute to dopaminergic neuron loss in a model of
Parkinson's disease" in Nature Communications veröffentlicht.
Morbus Parkinson ist eine neurodegenerative Krankheit, bei der selektiv
eine bestimmte Gruppe von Dopamin-produzierenden Nervenzellen im
Mittelhirn absterben. Der resultierende Mangel an Dopamin führt dann zu
Symptomen wie Ruhezittern, Muskelsteifheit und Problemen bei willkürlichen
Bewegungen. Parkinson ist die zweithäufigste neurodegenerative Krankheit,
an der weltweit mehr als sechs Millionen Menschen erkrankt sind. Die
Entstehung von Morbus Parkinson ist stark altersabhängig, aber in
vielerlei Hinsicht noch unverstanden. Gerade auch, weil viele verschiedene
Ursachen - von genetischer Disposition über Umweltfaktoren bis zum
Drogenkonsum - zur Entstehung dieser Krankheit beitragen können. Eine
kausale Therapie ist bisher nicht möglich. Deshalb gibt es weltweit starke
Anstrengungen, die molekularen Mechanismen dieser Krankheit besser zu
verstehen.

In diesem Kontext gibt es seit langem eindeutige Befunde, dass auf der
zellulären Ebene Störungen von Kalzium-abhängigen Signalwegen signifikant
an der Entstehung der Parkinson-Krankheit beteiligt sind beziehungsweise
mit ihr einhergehen. Kalzium ist an vielen zellulären Signalwegen
wesentlich beteiligt und seine Konzentration wird deshalb in der Zelle
sehr präzise reguliert.

Deregulation des Kalziumhaushalts bewirkt Störungen der intrazellulären
Signalkaskaden, was zum Zelltod führen kann. Ein internationales Team
unter Kölner Beteiligung hat nun gezeigt, dass zu starker Kalzium-Einstrom
durch spezifische Ionenkanäle, Cav2.3-Kanäle vom sogenannten R-Typ,
wesentlich zur Entstehung von Parkinson beitragen kann. In einem
Parkinson-Modell am Modellorganismus der Maus ist es den Forscherinnen und
Forschern gelungen, den Tod der Dopamin-produzierenden Nervenzellen zu
verhindern, indem sie die Aktivität der Cav2.3-Kanäle genetisch
ausschalteten. Der Ionenkanal Cav2.3 wurde bisher nicht mit Parkinson in
Verbindung gebracht. Weiterführende Untersuchung an Dopamin-produzierenden
Neuronen, die aus menschlichen sogenannten induzierten pluripotenten
Stammzellen entstanden sind, zeigen, dass auch in menschlichen Neuronen
ähnliche Signalkaskaden wirken, wie die, die im Tiermodell die
Empfindlichkeit für Parkinson hervorrufen.

Zuvor wurde vermutet, dass ein anderer Kalziumkanal, Cav1.3 (ein L-Typ
Kalziumkanal), zentral an der Entstehung von Parkinson beteiligt ist. Eine
kürzlich abgeschlossene klinische Studie, in der die Cav1.3-Kanäle
blockiert wurden, hatte jedoch keinen Schutz vor Parkinson nachweisen
können. Die neue Untersuchung gibt Hinweise darauf, warum diese klinische
Studie keine schützende Wirkung nachweisen konnte, und legt nahe,
selektive Cav2.3 Inhibitoren als Parkinson-Medikament zu testen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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FORSCHUNG/1363: Antibiotika - Entwicklung neuer Wirkstoffe gegen resistente Bakterien (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 11.11.2019

Antibiotika: Neuer Wirkstoff wirkt auch bei resistenten Bakterien



Forscher der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) haben eine
neue, vielversprechende Klasse von Wirkstoffen gegen resistente Bakterien
entwickelt. In ersten Tests in Zellkulturen und bei Insekten waren die
Substanzen mindestens genau so effektiv wie gängige Antibiotika. Die neuen
Stoffe zielen auf ein spezielles Enzym ab, das in dieser Form nur in den
Bakterien vorkommt und das bisher nicht Ziel von Medikamenten war. Deshalb
haben Bakterien bisher noch keine Resistenzen dagegen entwickelt. Über die
Arbeit berichtet das Team in der Fachzeitschrift "Antibiotics".

Egal ob Staphylokokken oder die gefürchteten MRSA-Keime: Resistente
Bakterien sind für Ärzte und Patienten weltweit ein Problem. Erst vor
wenigen Wochen gaben zudem mehrere große Pharmaunternehmen bekannt, ihre
eigene Forschungsarbeit zu neuen Antibiotika weiter zurückzufahren. "Um
Infektionskrankheiten langfristig und verlässlich behandeln zu können,
brauchen wir jedoch neue Wirkstoffe, gegen die Bakterien noch keine
Resistenzen entwickelt haben", sagt Prof. Dr. Andreas Hilgeroth vom
Institut für Pharmazie der MLU. Gemeinsam mit Forschern der Universität
Greifswald und der Julius-Maximilians-Universität Würzburg arbeitet er in
einem vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderten
Forschungsprojekt an solchen neuartigen Wirkstoffen.

Die Wissenschaftler haben jetzt neue Wirkstoffe entwickelt, die ein
spezielles Enzym attackieren, das in dieser Form nur in den
krankheitserregenden Bakterien vorkommt: die sogenannte Pyruvatkinase. Es
spielt eine wichtige Rolle für den Stoffwechsel. Die Idee: Wird der
Stoffwechsel der Bakterien behindert, macht sie das letztlich unschädlich.
"Das macht die Pyruvatkinase zu einem idealen Ziel für neue Wirkstoffe. Im
besten Fall wirken die neuen Substanzen nur auf das bakterielle Enzym und
damit die Bakterien ein, sodass es zu möglichst wenigen Nebenwirkungen
kommt. Zudem können mit dieser neuen Zielstruktur bereits bestehende
Antibiotikaresistenzen gebrochen werden", erklärt Hilgeroth weiter.

In Zellversuchen und ersten Tests an den Larven der Großen Wachsmotte,
einem Modellorganismus für die Lebenswissenschaften, konnten die Forscher
die Wirksamkeit ihrer neuen Substanzen bestätigen. Die besten Verbindungen
erzielten dabei mindestens genauso gute Ergebnisse wie konventionelle
Antibiotika. Für diese Wirkstoffe wurde zudem ein Patent angemeldet.
"Diese ersten Ergebnisse stimmen uns zuversichtlich, dass wir auf der
richtigen Spur sind", sagt Hilgeroth. Allerdings müssen die Wirkstoffe
noch zahlreiche weitere Tests durchlaufen, bis sie in groß angelegten
klinischen Studien auch am Menschen erprobt werden könnten. Bis aus den
Substanzen der Wissenschaftler aus Halle, Würzburg und Greifswald also ein
marktreifes Medikament wird, können noch mehr als zehn Jahre vergehen.


Originalpublikation:

Seethaler M. et al. Novel small-molecule antibacterials against
Gram-positive pathogens of Staphylococcus and Enterococcus species. Antibiotics
(2019). 

https://doi.org/10.3390/antibiotics8040210

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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INFOPOOL / MEDIZIN / PSYCHIATRIE





FORSCHUNG/270: Geschlechtsspezifische Prozesse bei Schizophrenie und Bipolarer Störung (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 11.11.2019

Kleine RNAs verbinden Immunsystem und Gehirnzellen

Geschlechtsspezifische Prozesse bei Schizophrenie und Bipolarer Störung



FRANKFURT. Seit kurzem erst weiß man von der hohen genetischen Ähnlichkeit
der psychiatrischen Erkrankungen Schizophrenie und Bipolare Störung, deren
krankheitsspezifische Veränderungen in Gehirnzellen mehr als 70 Prozent
Überschneidung zeigen. Dies betrifft vor allem die Expression von Genen,
das heißt, deren Ablesen zum Zweck der Übersetzung in funktionelle
Proteine. Eine Studie, die in Kooperation zwischen dem Institut für
Pharmakologie und klinische Pharmazie der Goethe-Universität (Prof. Jochen
Klein) und dem Institut für Neurowissenschaften der Universität Jerusalem
(Prof. Hermona Soreq) entstanden ist, zeigt nun geschlechtsspezifische
Unterschiede bei diesen Veränderungen auf. Ebenfalls verändert sind
zelluläre Kontrollmechanismen auf der Basis von kurzen, körpereigenen
Nukleinsäureketten.

Eine besondere Rolle spielen microRNAs, eine spezielle Gruppe dieser
kleinen Nukleinsäuremoleküle, die für eine umfassende Kontrolle der
Genexpression in allen menschlichen Zellen bekannt sind. Ist ein Gen das
Ziel einer solchen microRNA, kann dies zu einer deutlichen Einschränkung
seiner Expression führen. "Das Problem hierbei ist die enorme Vielfalt der
Kombinationsmöglichkeiten", sagt Sebastian Lobentanzer, der Erstautor der
Publikation, die in der Zeitschrift Cell Reports erschienen ist. "Der
Mensch besitzt etwa 2500 solcher microRNAs, und eine einzige kann
hunderte, vielleicht sogar tausende Gene beeinflussen."

Aus diesem Grund untersuchten die Wissenschaftler sowohl die Genexpression
in den Gehirnen von Patienten als auch menschliche Nervenzellen in
Zellkultur mit einer Kombination aus RNA-Sequenzierung und Bioinformatik.
Dabei fiel auf, dass sich die Expression von Genen des Immunsystems bei
Männern und Frauen unterscheidet, vor allem in Bezug auf Zytokine, die
Botenstoffe der Immunzellen. Im Zellkulturversuch an männlichen und
weiblichen neuronalen Zellen verwendeten die Forscher Substanzen aus
dieser Klasse und stellten eine Wandlung der Nervenzellen zu Neuronen
cholinergen Typs fest (eine Klasse von Nervenzellen, die den
Neurotransmitter "Acetylcholin" verwendet).

Durch die Sequenzierung der microRNAs zu mehreren Zeitpunkten während
dieses Prozesses konnte daraufhin ein umfängliches Bild der
microRNA-Schnittstelle zwischen Immunsystem und Nervenzelle erstellt werden. Die
Wissenschaftler identifizierten 17 teils geschlechtsabhängig beteiligte
Familien von microRNAs und erstellten ein umfassendes Netzwerk mit 12495
beeinflussten Genen. Durch ein mehrstufiges Auswahlverfahren wurden die
einflussreichsten dieser microRNA-Familien bestimmt und in dezidierten
Versuchen bestätigt. So wurden die beiden geschlechtsspezifisch
exprimierten Familien mir-10 und mir-199 als Schnittstelle zwischen
Zytokinen und cholinergen Funktionen identifiziert.

Psychiatrische Erkrankungen sind aufgrund ihrer hohen genetischen
Komplexität und ihrer Unzugänglichkeit für herkömmliche Therapieformen ein
wichtiges Feld für neue Therapieansätze. Die vorliegende Studie zeigt
einerseits zelluläre Parallelen zu den schon lange bekannten, aber bislang
unerklärten klinischen Unterschieden zwischen erkrankten Männern und
Frauen auf. Andererseits könnten Mechanismen auf der Basis von kleinen
RNA-Molekülen neue Wege weisen, indem sie eine Vielzahl
krankheitsrelevanter Gene beeinflussen - ein vielversprechender Ansatz auf
der Suche nach Alternativen zu traditionellen Psychopharmaka. "Studien wie
die unsere, die eine Darstellung aller Interaktionen der microRNAs erst
möglich macht, sind der erste Schritt auf dem Weg zur Entwicklung neuer
Arzneistoffe", so Lobentanzer.


Originalpublikation:

Lobentanzer S, Hanin G, Klein J & Soreq H (2019). Integrative
Transcriptomics Reveals Sexually Dimorphic Control of the
Cholinergic/Neurokine Interface in Schizophrenia and Bipolar Disorder.
CellReports. ElsevierCompany. 1-19. 

doi: 10.1016/j.celrep.2019.09.017.
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AUSLAND/9222: Aus aller Welt - 13.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Straßenschlachten in Hongkong legen Berufsverkehr lahm

Die regierungskritischen Proteste in Hongkong werden zunehmend
gewalttätiger. Nach zwei Tagen der schlimmsten Zusammenstöße
blockierten maskierte Demonstranten heute erneut zahlreiche Straßen
und lieferten sich heftige Auseinandersetzungen mit
Sicherheitskräften. Wegen der anhaltenden Ausschreitungen ordneten
die Behörden die Schließung aller Schulen in der chinesischen
Sonderverwaltungszone an. Die Proteste begannen vor fünf Monaten. Die
Demonstrationen und Kundgebungen richteten sich zunächst gegen ein
umstrittenes Auslieferungsgesetz. Inzwischen fordern die
prodemokratischen und regierungsfeindlichen Teilnehmer den Rücktritt
von Regierungschefin Carrie Lam.

13. November 2019
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JUSTIZ/9222: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Großangelegte Razzia gegen Schleuserbande

In sechs Bundesländern hat die Bundespolizei Razzien gegen
mutmaßliche Schleuser durchgeführt. Im Auftrag der Staatsanwaltschaft
Osnabrück durchsuchten rund 500 Beamte insgesamt 38 Objekte in
Brandenburg, Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. Nach Angaben der
Bundespolizei in Hannover richten sich die Ermittlungen gegen das
gewerbsmäßige Einschleusen von Ausländern und der illegalen
Arbeiternehmerüberlassung. Es soll ein Haftbefehl vollstreckt worden
sein.

13. November 2019
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MILITÄR/9219: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tote und Verletzte nach Explosion in Kabul

Eine schwere Explosion erschütterte am frühen Mittwochmorgen die
afghanische Hauptstadt Kabul. Nach Informationen der
Nachrichtenagentur AFP detonierte eine Autobombe in der Nähe des
Innenministeriums im Stadtteil Qasaba. Bei dem Attentat wurden
mindestens sieben Menschen getötet und zehn weitere verletzt. Ziel
des Anschlags war offenbar eine kanadische Sicherheitsfirma gewesen.

13. November 2019
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POLITIK/9221: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



CO2-Preis möglicherweise nicht verfassungskonform

Die FDP im Bundestag prüft eine Verfassungsklage gegen den von der
großen Koalition geplanten Emissionshandel. Sollten sich die
verfassungsrechtlichen Zweifel erhärten, wäre eine
Normenkontrollklage ein sinnvoller Schritt, um weiteren Schaden
abzuwenden, sagte der klimapolitische Sprecher der Fraktion, Lukas
Köhler, einem Bericht des Spiegel-Magazins zufolge. Die
Regierungskoalition beschloß im Oktober eine CO2-Bepreisung für die
Bereiche Verkehr und Gebäudewirtschaft. Sie soll das Autofahren und
Heizen mit Öl und Gas verteuern, damit die Bürger klimafreundliche
Alternativen wählen.

13. November 2019
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SONSTIGES/9219: Tragisches und Kurioses - 13.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Matrose erlitt tödliche Verletzungen

Auf dem Rhein bei Köln-Mülheim ist ein Matrose am Dienstagabend
tödlich verunglückt. Laut Behördenangaben fiel der 60jährige beim
Anlegen eines niederländischen Tankschiffs ins Wasser. Er wurde
zwischen die Kaimauer und dem Schiff eingeklemmt und erlitt dabei
schwerste Verletzungen. Rettungskräfte reanimierten den Mann und
brachten ihn in die Kölner Uniklinik, wo er jedoch verstarb.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8304: Aus Forschung und Technik - 13.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Langer-Marsch-Rakete transportiert fünf Satelliten ins All

Am Mittwoch konnte die chinesische Weltraumbehörde CSNA die 318.
erfolgreiche Mission einer Trägerrakete vom Typ Langer Marsch
verbuchen. Der Nutzlastträger brachte nach Informationen der
Nachrichtenagentur Xinhua fünf Satelliten in die geplante Umlaufbahn.
Die von der DFH Satellite Co. Ltd. und der Shanghai Academy of
Spaceflight Technology (SAST) entwickelten Hightech-Geräte sind Teil
eines von der Ningxia Jingui Information Technology Co. Ltd.
finanzierten kommerziellen Satellitenprojekts. Die Raumgeräte werden
in erster Linie für die Fernerkundung eingesetzt. Der Start
erfolgte vom Satellitenstartkomplex Taiyuan in der nordchinesischen
Provinz Shanxi.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8318: Aus aller Welt - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Niederlande müssen Tempolimit 100 auf Autobahnen einführen

In den Niederlanden hat das Kabinett von Ministerpräsident Rutte
beschlossen, zur Reduzierung von Stickoxidemissionen die
Höchstgeschwindigkeit auf allen Autobahnen tagsüber auf 100
Stundenkilometer zu begrenzen. Das berichtete die niederländische
Nachrichtenagentur ANP unter Berufung auf Regierungskreise. Der Raad
van State in Den Haag, das oberste Gericht des Landes, hatte im Mai
Genehmigungsverfahren für große Bauvorhaben untersagt, solange
dadurch der Stickstoffausstoß ansteigt. Die größten Emittenten der
Niederlande sind die Mastbetriebe, der Pkw- und Lkw-Verkehr und das
Baugewerbe. Seit Jahren verstößt das Land gegen die
Emissionsgrenzwerte der Europäischen Union. Der rechtsliberale
Ministerpräsident hält das Tempolimit auf Autobahnen für eine
"beschissene", wenn auch unumgängliche Maßnahme aus "echt höherem
Interesse". Zu dem Maßnahmenpaket der Koalitionsregierung gehört
unter anderem auch die Reduzierung von enzymreichen Futter in der
Rinderhaltung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8273: Medizin und Gesundheitswesen - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Einnahmestrategie für Antibiotika im Wandel

Bislang galt, daß Antibiotika auch nach dem Verschwinden der Symptome
und bis zum Packungsende eingenommen werden sollten. Offenbar ist
dieser Lehrsatz inzwischen überholt. Studien sollen gezeigt haben,
daß bei vielen Infektionen eine kürzere Einnahmezeit genauso wirksam
sein kann. Das verringert nicht nur die Nebenwirkungen, sondern hat
zudem den Vorteil, daß weniger resistente Erreger entstehen. Die
Deutsche Gesellschaft für Infektiologie (DGI) weist aber darauf hin,
daß eine kürzere Einnahmedauer nur unter Aufsicht eines Arztes und
keinesfalls in Eigenregie durchgeführt werden darf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8306: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Aufnahmen von Unfalltoten und Upskirting sollen Straftaten werden

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch unter anderem einen Gesetzentwurf
verabschiedet, der das Fotografieren und Filmen von Unfalltoten unter
Strafe stellt. Bislang ist die Behinderung von Sicherheitskräften und
das Fotografieren von Verletzten strafbar. Mit dem erweiterten Verbot
soll die Menschenwürde auch im Tod gewahrt bleiben. Das Kabinett
beschloß zudem die Einstufung des sogenannten Upskirting, dem
heimlichen Filmen unter Röcken und Kleidern von Frauen, als Straftat.
Den Tätern sollen künftig auch Freiheitsstrafen drohen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8228: Sprache, Kunst und Medium - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Zwei neue Studien treten für die Buchpreisbindung ein

Nachdem die die Bundesregierung beratende Monopolkommission im
Frühjahr 2018 die Buchpreisbindung angegriffen und deren Abschaffung
empfohlen hatte, gab der Börsenverein des Deutschen Buchhandels zwei
neue wissenschaftliche Studien zu dem Thema in Auftrag, deren
Erkenntnisse der Verein nun bekanntgeben konnte.

Beide Untersuchungen treten für die Beibehaltung der Festpreise ein.
Während Andreas Fuchs, Juraprofessor an der Uni Osnabrück, befand, die
Preisbindung widerspräche dem EU-Recht nicht, stellte der Professor
für Volkswirtschaftslehre an der Universität Gießen, Georg Götz, fest,
daß im Vergleich zu Großbritannien - wo keine Preisbindung existiert
-, ausgenommen bei den Bestsellern, höhere Absätze in der Breite des
Buchangebots erzielt würden.

97 Prozent der in beiden Ländern erschienenen Titel von weniger
bekannten Autoren verdankten ihren Verkaufserfolg offenbar dem
Buchhändler an der Ecke und nicht den großen Ketten. Entsprechend
sprachen sich die Fraktionen des Bundestages für eine Beibehaltung der
Preisbindung aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8295: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Konflikt um Gazastreifen eskaliert

Nach der gezielten Tötung von Baha Abu al-Ata, einem Kommandeur des
Islamischen Dschihad im Gazastreifen, sowie seiner Frau durch die
israelische Armee eskaliert der Konflikt um die Palästinenserenklave.
Von dort wurden bereits über 200 Raketen Richtung israelisches
Territorium abgefeuert. Auf israelischer Seite gab es keine Toten,
jedoch rund 20 Leichtverletzte. 90 Prozent der Raketen waren von der
israelischen Raketenabwehr abgefangen worden. Die israelische
Luftwaffe tötete im Gazastreifen von Dienstag auf Mittwoch 23
Menschen. Mehr als 60 seien verletzt worden, meldete das
Gesundheitsministerium aus Gaza.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8309: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Förderung statt Schutz unserer europäischen Lebensweise

Die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen läßt das
Migrationsressort nicht mehr "Schutz unserer Europäischen
Lebensweise", sondern "Förderung unserer europäischen Lebensweise"
nennen. Damit tritt die CDU-Politikerin der Kritik unter anderem aus
dem EU-Parlament entgegen, sie bediene mit der Namensgebung
Interessen der extremen Rechten. Dem ressortübergreifenden
Geschäftsbereich unter anderem für Migration und Sicherheit soll der
Grieche Margaritis Schinas vorstehen. Am Donnerstag wird von der
Leyen dem Parlament den Franzosen Thierry Breton, den Ungarn Oliver
Varhelyi und die Rumänin Adina-Ioana Valean als Ersatz für zuvor
abgelehnte Kommissionsmitglieder vorstellen. Werden die drei
akzeptiert, kann das Plenum am 27. November über die neue
EU-Kommission abstimmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8278: Tragisches und Kurioses - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Busfahrer muß sich für "erzieherische Maßnahme" verantworten

Offenbar weil ein herumturnender Junge nicht gleich gehorchen und sich
setzen wollte, hat ein Schulbusfahrer am Dienstag auf der Fahrt zur
Regionalschule Franzburg (Landkreis Vorpommern-Rügen) derartig scharf
gebremst, daß mindestens zwölf Jungen und Mädchen im Alter zwischen 10
und 13 Jahren von ihren Sitzen gerissen wurden und zu Boden stürzten.

Obwohl mehrere Kinder offensichtlich verletzt waren, fuhr der
47jährige Fahrer ungerührt weiter und setzte seine Passagiere ohne
weiteren Kommentar an der Schule ab.

Laut Ostsee-Zeitung dürfte der Zwischenfall für den jähzornigen Mann
ein Nachspiel haben, da gegen ihn wegen gefährlicher Körperverletzung
und unterlassener Hilfeleistung ermittelt wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8307: Arbeit, Soziales und Familie - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Hessens Grundschullehrkräfte fordern Besoldung nach A13

Lehrer und Lehrerinnen an hessischen Grundschulen wollen wie ihre
Kollegen an weiterführenden Schulen in die Besoldungsgruppe A13 statt
A12 eingestuft werden. Rechnerisch ist der 13. November der Tag, ab
dem die Grundschullehrkräfte für den Rest des Jahres unentgeltlich
arbeiten, sollte ihnen A13 eigentlich zustehen. Deshalb hatten die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und der Verband Bildung
und Erziehung (VBE) für Mittwoch zu Protestaktionen wie Flashmobs in
einer Reihe von Städten in Hessen aufgerufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8284: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Mittelmeerraum in Gefahr

Umweltschützer sind in großer Sorge. Wenn dem Klimawandel nicht
Einhalt geboten wird, droht der Mittelmeerraum zur Wüste zu werden.
Forscher der französischen Forschungsorganisation CNRS kamen zu dem
Ergebnis, daß Landschaften und Ökosysteme rund ums Mittelmeer sich so
stark wandeln werden wie seit der letzten Eiszeit nicht mehr. Nur
wenn es gelingt, die Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, sollen
Klima und Pflanzenwelt der Mittelmeeranrainer weitgehend so bleiben
wie heute.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8295: Märkte und Finanzen - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Tesla kündigt Ansiedlung bei Berlin an

Der kalifornische Elektroautobauer Tesla wird bei Grünheide im Osten
von Berlin eine Fabrik und in der Hauptstadt ein Ingenieurs- und
Designzentrum errichten. Das kündigte der Unternehmer Elon Musk am
Dienstagabend bei der Verleihung des "Goldenen Lenkrads" in Berlin
an. Der Standortentscheidung sind monatelange Verhandlungen der
Landesregierung von Brandenburg mit Tesla vorangegangen. Unter
anderem der Tagesspiegel berichtete am Mittwoch, in der geplanten
Gigafabrik sollten Batterien, das Model 3 sowie das darauf beruhende
SUV Model Y produziert werden. Unterschiedlichen Berichten zufolge
können durch die Industrieansiedlung bis zu 10.000 Arbeitsplätze
entstehen. Die Fabrik soll klimaneutral produzieren. Die Versorgung
mit Ökostrom kann Brandenburg garantieren. Das Land subventioniert
Tesla im Rahmen des EU-Beihilferechts. Die Planungsunterlagen müßten
erstmal erarbeitet werden, damit sie genehmigt werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8307: Aus Forschung und Technik - 13.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Smarte Kleidung soll Gesundheitsdaten erfassen

Nach Smartphone, -watch und -home kommen jetzt Smartclothes. Galt
smarte Kleidung bislang als Spielerei für die jüngeren Semester, sind 
inzwischen auch Senioren im Visier der Entwickler. Wissenschaftler um 
Xiaonan Hui von der Cornell Universität in Ithaca im US-Bundesstaat 
New York wollen Kleidung mit eingenähten Sensoren entwickelt haben, 
damit Puls oder auch Blutdruck längerfristig überwacht werden können. 
Dabei setzen sie auf sogenannte RFID-Chips, die schon in anderen 
Bereichen eingesetzt wurden. Vorteil: Waschmaschinen sollen den Chips 
nichts anhaben können. Angedacht ist, die neue Technik in 
Krankenhäusern oder Pflegeheimen einzusetzen. Datenschützer 
kritisieren jedoch, daß so immer mehr Gesundheitsdaten erhoben werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





WERKSTOFFE/1111: Einsatz von geringwertigem Laubholz für Holzfaserplatten (idw)


Fraunhofer-Institut für Holzforschung - Wilhelm-Klauditz-Institut (WKI) -
12.11.2019

Nadelholz-Not macht erfinderisch: Fraunhofer WKI testet Einsatz von
geringwertigem Laubholz für Holzfaserplatten



Der Klimawandel bedroht die heimischen Nadelholzkulturen. Nadelholz wird
unter anderem für die Herstellung von mitteldichten und hochdichten
Holzfaserplatten (MDF und HDF) benötigt. Forschende des Fraunhofer-Instituts
für Holzforschung, Wilhelm-Klauditz-Institut WKI fanden nun
heraus, wie man geringwertige Laubholzarten für die Herstellung dieser
Holzwerkstoffe nutzen kann. Der holzverarbeitenden Industrie eröffnen sich
dadurch neue Möglichkeiten, um Versorgungsengpässe von Nadelholz
auszugleichen.

Extreme Trockenheit, Waldbrände, Stürme und Schädlinge haben den deutschen
Wäldern in den vergangenen Jahren stark zugesetzt. Um die Wälder in Zeiten
des Klimawandels widerstandsfähiger zu machen, werden mehr Laubbäume als
Nadelbäume angepflanzt. Dadurch verstärkt sich in Zukunft die Verknappung
von Nadelholz, während die Menge an Laubholz zunimmt.
Für die holzverarbeitende Industrie stellt eine lückenhafte Versorgung mit
Nadelholz ein Problem dar. Daher ist es naheliegend, die Verwendung von
geringwertigen Laubholzarten in der Produktion zu testen, um so
Versorgungsengpässen entgegenzuwirken. Geringwertige Laubholzsortimente
wurden bisher hauptsächlich thermisch verwertet. Die Forschenden des
Fraunhofer WKI fanden eine Lösung für eine stoffliche Nutzung.

»Geringwertige Laubhölzer sind in Zukunft sicher verfügbar. Die Nutzung
als Basis für Holzwerkstoffe ist außerdem nachhaltiger als die als
Heizmittel«, beschreibt Projektleiter Dr. Dirk Berthold die Ausgangslage.
Berthold und sein Team untersuchten im Projekt »GerLau« die Optimierung
der Zerfaserungstechnologie und die Herstellung von
Faserplattenwerkstoffen. Die Projektpartner, die Nordwestdeutsche
Forstliche Versuchsanstalt (NW-FVA) und die Georg-August-Universität
Göttingen, befassten sich mit der Potenzialanalyse und der
Wertschöpfungskette von geringwertigem Laubholz.

Im Technikum des Fraunhofer WKI fanden zunächst Versuche zur Zerfaserung
statt, um die Fasern mittels unterschiedlicher Methoden zu fraktionieren
und die Qualitäten einzuschätzen. Die Fasern aus den Laubhölzern Buche,
Esche und Birke wurden dann in einer Mischung mit Fichtenfasern zu MDF-
und HDF-Platten weiterverarbeitet. So fanden die Forschenden heraus, dass
eine Substitution des Nadelholzes durch Laubholz von bis zu 50 Prozent
möglich ist.

»Wir konnten zeigen, dass bereits marktübliche Mahlscheiben-Garnituren
gute Ergebnisse hinsichtlich der Faserausbeute und Größenverteilung
erzielen. Die Faserqualitäten entsprechen denen reiner Nadelholzfasern und
sind zur Herstellung von MDF- und HDF-Platten geeignet«, fasst Berthold
zusammen. Außerdem konnten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
anhand der Plattenproduktion und Prüfung feststellen, dass die MDF- und
HDF-Platten die Qualitätsanforderungen an die mechanischen Eigenschaften
erfüllen. Die MDF-Platten erfüllen darüber hinaus auch die geforderten
hygrischen Eigenschaften. Durch den Einsatz von Additiven lassen sich
diese Eigenschaften auch für HDF-Platten erreichen.

»Eine Verwendung geringwertigen Laubholzes in der holzverarbeitenden
Industrie für die Herstellung von MDF- und HDF-Platten sollte ohne größere
Entwicklungsschritte möglich sein. Anpassungen in der Produktion sind nur
in der Vorsortierung auf dem Holzplatz und in der Anpassung der
eingesetzten Additive notwendig«, so Berthold.
Mit dem Einsatz von geringwertigen Laubholzarten steigt für die
holzverarbeitende Industrie die Planungssicherheit auch in Zeiten mit
geringem Nadelholzangebot. Dies kann sich positiv auf die
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Land- und Forstwirtschaft insgesamt
auswirken.

Das Projekt »GerLau« wurde mit den Partnern Georg-August-Universität
Göttingen, Nordwestdeutsche Forstliche Versuchsanstalt durchgeführt und
durch die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. (FNR) gefördert.


Weitere Informationen unter:

https://www.wki.fraunhofer.de/de/presse-medien.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution382

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Holzforschung - Wilhelm-Klauditz-Institut (WKI), 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2019 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2200: Chile - Eskalierender Gewalt entgegenwirken und Weg für Dialog ebnen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. November 2019

Chile: Eskalierender Gewalt entgegenwirken und Weg für Dialog ebnen



Zu den anhaltenden Protesten in Chile erklären Omid Nouripour,
Sprecher für Außenpolitik von Bündnis 90 / Die Grünen im Bundestag,
und Anna Cavazzini, Mitglied der Grünen/EFA-Fraktion im Europäischen
Parlament:

Unsere uneingeschränkte Solidarität gilt denjenigen Chileninnen und
Chilenen, die sich friedlich für Freiheit, Demokratie und
Gerechtigkeit einsetzen. Die Bundesregierung und die Europäische Union
müssen deutlich aktiver zum Schutz der chilenischen Bevölkerung
auftreten und eine sofortige Deeskalation fordern. Im Rahmen bi- und
multilateraler Gespräche muss auf die Regierung Chiles eingewirkt
werden, auf die Forderungen der Demonstrierenden für mehr politische,
soziale und wirtschaftliche Teilhabe einzugehen.

In der seit Wochen andauernden Protestwelle in Chile kamen mindestens
20 Menschen ums Leben und unzählige Menschen erlitten teils
schwerwiegende Verletzungen. Die Gewalt der Sicherheitskräfte gegen
die Demonstrierenden hat sich dabei massiv verschärft. Die Tatsache,
dass die chilenische Gesellschaft sich seit dem diktatorischen
Militärregime von Pinochet das erste Mal mit einer solchen
Staatsgewalt konfrontiert sieht, erweckt traumatische Erinnerungen und
ist höchst alarmierend. Die Entsendung der
UN-Menschenrechtssondermission nach Chile ist ein wichtiger Schritt,
um die unangemessene Gewaltanwendung zu dokumentieren und zu ahnden.

Inwieweit das mit einem Rücktritt des Präsidenten Piñera und einer
Verfassungsänderung zusammenhängt, muss in einem innerchilenischen
Dialog ergründet werden.
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INNEN/3178: Anton Hofreiter zum Kohleausstiegsgesetz, zur Grundrente und zur Absage von Thomas-Cook-Reisen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. November 2019

Statements von Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, zu den Themen Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes, Debatte um die Grundrente und Absage von Thomas-Cook-Reisen:



Zum Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes:

"Das ist kein Gesetz für den Kohleausstieg, sondern für die
Windkraftblockade. Mit ihrem völlig unzureichenden Entwurf sabotiert
die Bundesregierung die Energiewende und ignoriert die Notwendigkeiten
für einen effektiven Klimaschutz.

Ohne jede Not will die Koalition eine bundesweite
Mindestabstandsregelung für Windräder vorschreiben, die nicht nur für
Wohngebiete, sondern quasi überall gelten soll. Damit errichten Union
und SPD nahezu um jede Gießkanne eine 1-km-Sperrzone für
Windkraftanlagen. Das ist ein weiterer Sargnagel für die Windkraft.

Die Windkraft ist bereits jetzt in der Krise: der größte Anlagenbauer
hat angekündigt, 3000 Stellen zu streichen. Mit ihrer pauschalen
Sperrzone vertreibt die Bundesregierung die Windenergiebranche aus
Deutschland und vernichtet weitere Jobs. Dass Peter Altmaier nun auf
das Umweltressort zeigt, ist ein dreistes Ablenkungsmanöver.
Einheitliche Kriterien zur Bewertung von Naturschutzanforderungen sind
richtig, aber können nicht über das Versagen des Wirtschaftsministers
hinwegtäuschen.

Es ist völlig klar: Ohne Ausbau der Erneuerbaren Energien, ohne Ausbau
der Windkraft ist der Kohleausstieg nicht zu schaffen. Das Agieren der
Bundesregierung ist eine klima-, energie- und industriepolitische
Geisterfahrt.

Der Entwurf ist auch für die Planungen des Kohleausstiegs eine maßlose
Enttäuschung. Durch den Verzicht auf ordnungsrechtliche Maßnahmen, die
die Kohlekommission empfohlen hatte, nimmt sich die Bundesregierung
selbst ein hartes Druckinstrument aus der Hand. Das ist fahrlässig für
den Klimaschutz und könnte die Steuerzahler teuer zu stehen kommen.
Zur Braunkohle - dem Klimakiller Nr. 1 - finden sich nur Leerstellen
und es ist ungewiss, wann hier eine Regelung kommt. Anstatt die
Vorschläge der Kohlekommission umzusetzen, schieben Union und SPD
wichtige Entscheidungen einfach auf. Damit sind die Klimaziele von
Paris nicht einzuhalten.

Wer auf Fortschritt beim Klimaschutz gehofft hat, wird enttäuscht -
mit ihrem Gesetzentwurf macht die große Koalition eine Rolle rückwärts
zulasten der kommenden Generationen."

Zur Debatte um die Grundrente:

"Es ist gut und richtig, dass sich die Koalition endlich geeinigt hat.
Dieses monatelange Gewürge um die Grundrente war peinlich und ein
Schaden insgesamt fürs politische System. Und es ist ein Schritt in
die richtige Richtung für viele Menschen, die Sorgen haben vor
Altersarmut. Aber mit diesem Gesetz bekämpft die Koalition die
Altersarmut nicht umfassend.

Die Zugangshürden sind viel zu hoch, deshalb hat nur ein Teil der
einkommensarmen Rentner etwas von der Grundrente. Insbesondere viele
Frauen lässt die Regierung außen vor. Statt 35 Jahre sollten schon 30
Versicherungsjahre ausreichen. Das würde der Lebensleitung der
Rentnerinnen und Rentn er viel gerechter.

Für uns ist auch klar: Es ist dringend notwendig, dass nicht wieder
die Rentenkassen geplündert werden, sondern dass die Grundrente aus
Steuermitteln finanziert wird."

Zur Absage von Thomas-Cook-Reisen:

"In diesen Tagen wird das ganze Ausmaß der Thomas-Cook-Pleite
deutlich. Hunderttausende werden vermutlich auf ihren Kosten sitzen
bleiben, weil die Haftungssumme deutlich zu niedrig bemessen worden
ist. Damit sich das nicht wiederholt, muss die Haftungssumme deutlich
erhöht werden, in unseren Augen auf mindestens 300 Millionen Euro,
damit in Zukunft alle Kundinnen und Kun den entschädigt werden können.
Wir haben das bereits im Frühjahr dieses Jahres beantragt.
Verbraucherschützerinnen und Verbraucherschützer hatten die
Bundesregierung auf die Probleme hingewiesen. Die Bundesregierung hat
alles ignoriert. Diese Ignoranz muss jetzt beendet werden."
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SOZIALES/1970: Beim Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder muss die Qualität stimmen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. November 2019

Beim Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder muss die Qualität stimmen



Zum heutigen Beschluss des Bundeskabinetts zur Errichtung eines
Sondervermögens zum Ausbau der Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder
erklären Katja Dörner, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Ekin
Deligöz, Mitglied im Haushaltsausschuss:

Wir unterstützen das Vorhaben der Bundesregierung, einen
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder zu schaffen.
Ein solcher Rechtsanspruch würde Kindern wie Eltern helfen. Die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist gerade für Frauen und
insbesondere für Alleinerziehende die zentrale Voraussetzung, um nicht
in Armut zu rutschen. Mit Blick auf die Kinder kann der Ganztag dabei
helfen, bessere Startchancen zu ermöglichen. Dafür braucht der Ganztag
aber eine hohe pädagogische Qualität, die über Mindeststandards
verbindlich zu gewährleisten wäre, am besten über das Kinder- und
Jugendhilferecht. Bund und Länder müssen die Verhandlungen zum
Rechtsanspruch forcieren und möglichst bald zum Abschluss bringen. Um
den Rechtsanspruch 2025 zu ermöglichen, müssen erhebliche bauliche
Maßnahmen unmittelbar in Angriff genommen werden. Angesichts
prognostizierter Investitionsbedarfe von über 7,5 Milliarden Euro kann
die von der Bundesregierung jetzt bereitgestellte eine Milliarde Euro
für 2020 in einem Sondervermögen nur ein Anfang sein. Wir fordern
deshalb im Haushaltsverfahren des Bundes als nächsten Schritt für das
kommende Jahr die Verdopplung der Mittel, die dann ab Jahresbeginn
beantragt werden können. Das ermöglicht es, frühzeitig in die Vorhaben
einzusteigen und schafft Planungssicherheit.
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AUSSEN/1872: Terror und Anschläge der Hamas auf das Schärfste verurteilt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 12. November 2019

Terror und Anschläge der Hamas auf das Schärfste verurteilt



Zu dem anhaltenden Raketenbeschuss auf Israel aus dem Gaza-Streifen
können Sie den außenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Jürgen Hardt wie folgt zitieren:

"Seit gestern gibt es einen massiven Raketenbeschuss auf Israel
seitens militanter Terroristen aus dem Gaza-Streifen. Tausenden
israelische Zivilisten sind dem Terror ausgesetzt. Diese Anschläge
und der anhaltende Terror sind durch nichts zu rechtfertigen. Die
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag verurteilt diesen anhaltenden
Terror durch die Hamas und andere terroristischen Organisationen auf
das Schärfste. Die Hamas muss endlich von der Gewalt abschwören und
das Existenzrecht Israels als jüdisch-demokratischen Staat
anerkennen."
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INNEN/3517: European Championships 2022 in München große Chance für den Breiten- und Spitzensport


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. November 2019

European Championships 2022 in München große Chance für die
Entwicklung des Breiten- und Spitzensports

Großsportveranstaltungen in Deutschland setzen wichtige Impulse für
Sport und Gesellschaft



Am gestrigen Dienstag wurde bekannt, dass die
Mehrfach-Europameisterschaften 2022 in München ausgetragen werden.
Nach den Olympischen Spielen 1972 werden zum 50-jährigen Jubiläum
wieder bedeutsame Wettbewerbe im Münchner Olympiastadion stattfinden.
Dazu erklärt der sportpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard Gienger:

"Die Austragung der European Championships 2022 in München ist eine
große Chance für die Entwicklung des Breiten- und Spitzensports in
Deutschland. Die Olympischen Spiele 1972 in München haben gezeigt,
welch nachhaltiges Erbe Großsportveranstaltungen im eigenen Land
hinterlassen können. So profitieren wir noch heute von gut
entwickelten Olympiastützpunkten, Bundesleistungszentren oder auch
vom Schulsportwettbewerb "JUGEND TRAINIERT FÜR OLYMPIA". Die European
Championships 2022 in München müssen Anlass und Ziel sein, die
Sportentwicklung in ganz Deutschland deutlich voranzubringen.

Bei internationalen Sportevents gilt es Gigantismus,
Kostenexplosionen oder Umweltschäden zu verhindern. Die
Bundesregierung arbeitet deshalb an einer nationalen Strategie für
Großsportveranstaltungen in Deutschland. In dem Konzept sollen
ökonomische, ökologische und gesellschaftspolitische Standards
entwickelt werden, damit Großsportevents einen nachhaltigen Nutzen
bringen. Die European Championships 2022 können dahingehend einen
wichtigen Beitrag für die Entwicklung der Strategie darstellen. Durch
die Austragung der Mehrfach-Europameisterschaften können wir zudem
zeigen, dass Deutschland auch ein guter Gastgeber von Olympischen
Spielen wäre.

Sportgroßveranstaltungen im eigenen Land können zudem wichtige
Impulse für eine Gesellschaft bedeuten. Die positiven Wirkungen des
Sports sind unbestritten und reichen von der Integration, der
Inklusion, der Gesundheitsförderung, der Leistungsmotivation bis hin
zur Bildung und Werteerziehung."
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RECHT/982: Verbesserter Persönlichkeitsschutz bei Bildaufnahmen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. November 2019

Verbesserter Persönlichkeitsschutz bei Bildaufnahmen

Heimliche Aufnahmen unter den Rock werden ebenso strafbar wie das
Fotografieren von Verstorbenen nach Unfällen



Das Bundeskabinett beschließt am heutigen Mittwoch den Gesetzentwurf
zur Verbesserung des Persönlichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen. Dazu
erklären die rechtspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Elisabeth Winkelmeier-Becker und der
zuständigen Berichterstatter Ingmar Jung:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Das sog. Upskirting - also das
Fotografieren unter den Rock - wird unter Strafe gestellt, so dass es
keiner besonderen juristischen Hilfskonstrukte mehr bedarf, um das zu
sanktionieren. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte dies bereits bei
der Sexualstrafrechtsreform in der vergangenen Wahlperiode vom
Bundesjustizministerium gefordert. Eine Eingrenzung des
Anwendungsbereichs des Straftatbestands auf Wohnungen und gegen
Einblick besonders geschützte Räume erschien uns schon damals nicht
sachgerecht.

Leider ist es auch nötig, gegen die Unsitte vorzugehen, dass
Schaulustige bei Unfällen Fotos oder Videoaufnahmen von verstorbenen
Personen über soziale Netzwerke verbreiten. Eigentlich müsste es eine
Selbstverständlichkeit sein, solche Fotos zu unterlassen."

Ingmar Jung: "Der vorliegende Gesetzesentwurf tritt zwei
gesellschaftlichen Fehlentwicklungen entgegen, die beide mit der
ständigen Verfügbarkeit von Smartphones und der Tendenz, sein Leben
in sozialen Netzwerken oder in WhatsApp permanent zu teilen,
zusammenhängen.

Da ist zum einem das Problem der Gaffer, also Personen, die an einem
Unfallort Fotos der Verunglückten machen. Bisher handeln sie nur
strafbar, wenn die auf den Fotos abgebildeten Personen am Leben sind.
Für Verstorbene besteht nach geltender Rechtslage kein
strafrechtlicher Schutz. Diese Strafbarkeitslücke wird mit dem Gesetz
nun endlich geschlossen.

Zum anderen ist nach geltender Rechtslage sogenanntes Upskirting und
Downblousing nicht strafbar, also wenn jemand unbemerkt einer anderen
Person unter den Rock fotografiert oder andere unbefugte Fotos vom
Intimbereich macht. Dabei bin ich überzeugt, dass solches Verhalten
nicht nur gesellschaftlich geächtet werden muss, sondern auch
strafrechtlich sanktioniert gehört.

Für das parlamentarische Verfahren müssen wir jetzt aber genau
prüfen, ob die im Entwurf gefundenen Formulierungen genau diese
kritischen Bereiche des höchstpersönlichen Lebensbereichs treffsicher
abbilden."

Hintergrund

In bisher bereits gefällten Urteilen konnte § 201a StGB bei
Fällen des "Upskirtings" nicht greifen, da die Frauen in der
Öffentlichkeit und nicht in einem privaten Bereich aufgenommen
wurden. Auch stellte die Handlung keine sexuelle Belästigung gemäß
§ 184i StGB dar, weil es an einer Berührung der Opfer fehlte.
Weil die Frauen noch nicht einmal mitbekommen haben, dass sie
fotografiert wurden, kam eine Beleidigung nach § 185 StGB
ebenfalls nicht in Betracht. Genauso wie die Geltendmachung vom Recht
am eigenen Bild im Kunsturhebergesetz, welches dann einschlägig ist,
wenn das aufgenommene Bild verbreitet oder die Frau öffentlich zur
Schau gestellt wird.
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SOZIALES/2020: Nachmittagsbetreuung für Grundschuldkinder kommt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. November 2019

Nachmittagsbetreuung für Grundschuldkinder kommt

Bund beteiligt sich am Ausbau der Betreuungsplätze



Heute hat das Bundeskabinett den Gesetzentwurf zur Errichtung des
Sondervermögens "Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote
für Kinder im Grundschulalter" beschlossen. Dazu erklärt die
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Nadine Schön:

"Ob Rechtsanspruch auf Kita-Platz oder Elterngeld - Große
familienpolitische Meilensteine kommen meistens von der Union. Die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist aber nicht nur im
Kleinkindalter ein Problem, sondern auch in der Schulzeit. Eltern
wünschen sich eine verlässliche Betreuung von Schulkindern. Das zu
realisieren muss ein gemeinsames Anliegen von Bund, Ländern und
Kommunen sein. Genau das gehen wir nun an: Ab 2025 soll es einen
Anspruch auf einen Betreuungsplatz am Nachmittag geben. Dafür wird
der Bund die Länder beim Ausbau finanziell unterstützen. Heute haben
wir dafür einen wichtigen ersten Schritt getan: Der Bund stellt
seinen finanziellen Beitrag für den Ausbau bereit: 1 Mrd. Euro für
2020, eine weitere Mrd. Euro für 2021.

Das ist ein wichtiger Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Familie
und Beruf und ein weiteres Beispiel dafür, dass die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hält, was sie verspricht."
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SOZIALES/2019: Auf die soziale Ausgestaltung der Klimatschutzmaßnahmen wird geachtet


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. November 2019

Auf die soziale Ausgestaltung der Klimatschutzmaßnahmen wird
geachtet 



Zum heute im Kabinett verabschiedeten Entwurf eines Gesetzes zur
Entlastung bei den Heizkosten im Wohngeld im Kontext der
CO2-Bepreisung können Sie den bau- und wohnungspolitischen Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner, wie folgt zitieren:

"Mit dem heutigen Gesetzentwurf zur Einführung einer CO2-Komponente
im Wohngeld löst die Bundesregierung ihr Versprechen ein, bei den
Maßnahmen zum Klimaschutz auf die soziale Ausgestaltung zu achten.

Bürger mit geringem Einkommen sollen durch die Einführung der
CO2-Bepreisung bei den Heizkosten nicht überfordert werden. Mit dem
Aufschlag beim Wohngeld wird zielgenau geholfen."
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SOZIALES/2018: Kinderarbeit verhindern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. November 2019

Kinderarbeit verhindern

Antrag der Unionsfraktion verlangt verbindliche Regelung auf EU-Ebene



Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag hat am Dienstag den
Antrag "Kinder weltweit schützen - ausbeuterische Kinderarbeit
verhindern" beschlossen. Dazu erklären der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Volkmar
Klein, und der Berichterstatter Georg Kippels:

Volkmar Klein: "Millionen Kinder weltweit werden ausgebeutet,
indem sie arbeiten müssen. Sie schuften oft unter menschenunwürdigen
Umständen. Den betroffenen Kindern wird damit ihre Zukunft verbaut,
denn sie können meist keine Schule besuchen und haben deshalb auch
schlechtere Berufsaussichten im späteren Leben. Zudem ziehen sie sich
häufig schwere gesundheitliche Schäden zu.

Deshalb ist es zu begrüßen, dass Verbraucherinnen und Verbraucher
zunehmend Produkte ablehnen, die mittels ausbeuterischer Kinderarbeit
gefertigt wurden. Es ist auch gut, dass Unternehmen, die in globale
Lieferketten eingebunden sind, es immer mehr als Chance begreifen,
mit Waren werben zu können, die nicht von Kinderhänden gefertigt
wurden. Das zeigt: Mit der Marktmacht Deutschlands können wir viel
für Kinder weltweit bewegen."

Georg Kippels: "Weltweit fehlt es nicht an Konventionen und
Absichtserklärungen gegen Kinderarbeit, sondern es mangelt an deren
konsequenter Umsetzung. Diese würde leichter gelingen, wenn die
Ursachen für Kinderarbeit - in erster Linie Armut - bekämpft würden.
Nötig sind auch neue Ansätze: Beispielsweise geben Verbrauchersiegel
wie der Grüne Knopf in der Textilbranche Orientierung. Kunden, die
auf das Siegel achten, können sich sicher sein, dass sie Produkte
kaufen, bei denen ökologische und soziale Mindeststandards beachtet
wurden.

Deutsche Unternehmen müssen ihrer Sorgfaltspflicht weltweit so gut
wie möglich nachkommen. Wir setzen dabei in erster Linie auf das
Prinzip der Freiwilligkeit. Aktuell wird überprüft, wie die
Unternehmen ihre freiwillige Selbstverpflichtung wahrnehmen. Falls
sich ergeben sollte, dass die Unternehmen die notwendigen Standards
nicht einhalten, müssen wir gesetzliche Regelungen in den Blick
nehmen. Wichtig ist darüber hinaus eine einheitliche,
branchenübergreifende und verbindliche Regelung zur Ausgestaltung
unternehmerischer Sorgfaltspflichten auf EU-Ebene. Nicht zuletzt
sollte die Bekämpfung der Kinderarbeit Teil aller
EU-Freihandelsabkommen sein."
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WIRTSCHAFT/2869: Freiheit und Wohlstand gibt es nur mit einem freien Internet


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. November 2019

Freiheit und Wohlstand gibt es nur mit einem freien Internet

Tagung des Internet Governance Forum in Berlin ist Erfolg der
deutschen Digitalpolitik



Aus Anlass des Internet Governance Forums, das Ende November in
Berlin und damit erstmalig in Deutschland stattfinden wird, befasst
sich der Bundestag am Donnerstag in einer Debatte mit dem Antrag der
Koalitionsfraktionen "One World. One Net. One Vision - Internet
Governance Forum für ein offenes und freies globales Netz". Hierzu
erklären der digitalpolitischen Sprecher Tankred Schipanski und die
zuständige Berichterstatterin der Arbeitsgruppe Digitale Agenda der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ronja Kemmer:

Tankred Schipanksi: "Es ist ein großer Erfolg, dass
Deutschland in diesem Jahr erstmalig Gastgeber des Internet
Governance Forum (IGF) sein kann. Dieser Erfolg ist auch der
deutschen Digitalpolitik zu verdanken, die sich dafür kontinuierlich
eingesetzt hat. Der Zugang zum Internet ist heute zweifellos
Bestandteil der Daseinsvorsorge, Voraussetzung für sozialen und
gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie Grundlage wirtschaftlichen
Wachstums.

Daher setzten wir uns sowohl dafür ein, dass der Breitband- und
Mobilfunkausbau zügig voranschreiten, dass Deutschland innovations-
und gründerfreundlich ist, aber auch dafür, dass im Netz Hass und
Hetze keine Chance haben. Die dezentrale, freie und offene
Architektur des Netzes steht dabei derzeit massiv unter Druck. Daher
ist auch die Diskussion um die Rückerlangung und den Erhalt der
digitalen Souveränität unseres Landes zwingend geboten. Das IGF in
Berlin wird für diese Diskussion sicher spannende Impulse liefern."

Ronja Kemmer: "Bei einigen Staaten beobachten wir mit Sorge,
dass es Tendenzen zur Fragmentierung des Internets gibt, Tendenzen
zur Schaffung von nationalen "Intranets", oder regional geschlossenen
Systemen. Das neue Internet-Gesetz, das Anfang dieses Monats in
Russland in Kraft trat, ist jüngster Ausdruck davon und dient unserer
Auffassung nach dem Ziel, das Netz vollständig unter staatliche
Kontrolle zu bekommen. Dies erfüllt uns mit großer Sorge.

Auch die Bestrebungen einiger Akteure, Entscheidungen stärker in
staatlich dominierte Gremien wie die International Telecommunication
Union (ITU) zu verlagern, sehen wir vor dem Hintergrund, dass
einzelne Regierungen damit Themen wie die Kontrolle von Inhalten und
Einschränkungen des freien Datenflusses in den Vordergrund rücken und
ihre Version eines abgeschotteten und zensierten Netzes etablieren
wollen. Dem stellen wir unsere Vision eines offenen Netzes entgegen.
Dabei setzen wir auf einen Multi-Stakeholder-Ansatz, um einen
gleichberechtigten und konstruktiven Dialog zwischen
Interessenvertretern aus Staaten, internationalen Organisationen,
Wirtschaft, Wissenschaft, technischer Community und Zivilgesellschaft
zu ermöglichen. Als CDU/CSU-Fraktion sind davon überzeugt, dass wir
nur dann Freiheit und Wohlstand in der Welt erhalten können, wenn wir
es schaffen, das freie Internet zu erhalten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1925: Zivil-militärisches Regime in Bolivien nicht anerkennen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. November 2019

Zivil-militärisches Regime in Bolivien nicht anerkennen



"Die Selbsternennung der Senatorin Jeanine Anez zur
Interimspräsidentin ist ein schwerer Schlag gegen die Demokratie in
Bolivien. Die Machtübergabe an die rechte Senatorin durch das Militär
ohne Quorum und ohne Wahl im Parlament nach erzwungenen Rücktritten
aller verfassungsmäßigen Nachfolger von Präsident Morales beweist
erneut, dass in Bolivien ein Putsch stattgefunden hat", erklärt Heike
Hänsel, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss des Bundestags. Die
Außenpolitikerin weiter:

"Den Abgeordneten und Senatoren der bisher regierenden Bewegung zum
Sozialismus, die die Mehrheit im Parlament stellen, wurde von
rechtsgerichteten Milizen der Zugang zum Parlament verwehrt und sie
wurden bedroht. Das Militär, das Anez die Präsidentenschärpe übergab,
verweigerte der Parlamentsmehrheit dieser Partei jegliche Garantien.
Es ist daher ein Skandal, dass sich Vertreter der EU offenbar bereits
mit der rechtsgerichteten, rassistischen Anez getroffen haben, die
noch bis gestern die indigene Bevölkerungsmehrheit und den gestürzten
Präsidenten aufs Übelste beleidigt hat.

Die Bundesregierung darf dieses zivil-militärische Regime unter Anez
nicht anerkennen, und muss auf eine rasche Rückkehr zur Demokratie und
Neuwahlen drängen, die Präsident Evo Morales vor dem Putsch ausgerufen
hatte. Eine Abstimmung unter den gegenwärtigen Bedingungen würde
lediglich dazu dienen, eine zivil-militärische Junta in Bolivien zu
legitimieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BILDUNG/935: Ganztagsausbau geht nur mit Fachkräfteoffensive


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. November 2019

Ganztagsausbau geht nur mit Fachkräfteoffensive



"Das Bundeskabinett hat heute erste Regelungen zur Ganztagsbetreuung
beschlossen. Das wird auch höchste Zeit, denn angesichts der immer
größer werdenden Nachfrage nach Ganztagsplätzen besteht dringender
Handlungsbedarf", erklärt Birke Bull-Bischoff anlässlich der aktuellen
Beschlüsse der Bundesregierung. Die bildungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE weiter:

"Das gemeinsame Lernen in der Ganztagsschule ist ein wesentlicher
Schritt in Richtung mehr Bildungsgerechtigkeit, nicht nur für Schüler
aus problembelasteten Familien mit wenig Geld und wenig Schulerfolg.
Es ist also zu begrüßen, dass die Bundesregierung endlich erkannt hat,
dass der Ausbau der Ganztagsbetreuung mehr als überfällig ist.

Das Ganze bleibt jedoch nur ein Pappkamerad, wenn nicht neben den
Investitionen in die Gebäude für die Ganztagsbetreuung auch eine
Beseitigung des dramatischen Fachkräftemangels stattfindet. Nach
Berechnungen der Bertelsmann-Stiftung fehlen im Jahr 2025 über 26.000
Absolventen für das Grundschullehramt, die Zahl der in den nächsten
Jahren zusätzlich benötigten Erzieherinnen und Erzieher in der Kita
und im Hort gibt das Institut der deutschen Wirtschaft Köln mit
215.000 an. Diese Zahlen zeigen, wie dramatisch die Situation in
diesem Bereich ist.

Deshalb brauchen wir eine Gemeinschaftsaufgabe Bildung. Die
Grundgesetzänderung muss genutzt werden, um eine Fachkräfteoffensive
auf den Weg zu bringen, die ihren Namen auch verdient."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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RECHT/598: Es hat sich ausgehetzt für Herrn Brandner


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. November 2019

Es hat sich ausgehetzt für Herrn Brandner



"Die demokratischen Fraktionen haben heute gemeinsam ein Stoppsignal
gesendet. Stephan Brandners Hetze, Rassismus und die Verbreitung
antisemitischer Tweets durch ihn haben eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit mit wichtigen zivilgesellschaftlichen Partnern für den
Ausschuss unmöglich gemacht. Eine Abberufung war der einzige Weg, das
Vertrauen wiederherzustellen", erklärt Niema Movassat, Obmann der
Fraktion DIE LINKE im Rechtsauschuss, anlässlich der Abberufung des
AfD-Politikers Stephan Brandner als Vorsitzender des
Rechtsausschusses. Movassat weiter:

"Als LINKE haben wir bereits geschlossen gegen die Wahl Brandners
gestimmt. Trotzdem haben wir uns die Entscheidung zur Abberufung nicht
leicht gemacht. Im Bundestag wurde noch nie ein Vorsitzender
abgewählt, die Entscheidung ist historisch einmalig. Da aber Herr
Brandner trotz mehrmaliger Rüge seines Verhaltens unsererseits
weitergemacht hat mit seiner Hetze, ist uns heute nichts anderes übrig
geblieben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. November 2019
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UMWELT/717: Bernd Riexinger zur Krise des Windenergieausbaus


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 13. November 2019

Riexinger zur Krise des Windenergieausbaus



Der Windenergieausbau stagniert, Branchenverbände kritisieren die
Bundesregierung. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE,
dazu:

"Die Ausbaukrise bei der Windenergie ist ein weiteres Zeichen für die
Unfähigkeit dieser Regierung, die Zukunft zu gestalten. Wir stehen
ökonomisch und ökologisch vor gewaltigen Transformationen. Sie bieten
die Chance, eine gerechtere Zukunft zu gestalten. Sie bieten aber auch
das Risiko einer Klimakatastrophe, die zusätzlich zu einer
gravierenden Verschärfung der sozialen Spaltung führen wird.

Mit einer Regierung die Klimapäckchen schnürt, die Windenergie
blockiert und Arbeitsplätze nur in Industrien schützen will, die in
ihrer jetzigen Form keine Zukunft haben, sind unsere
Zukunftsaussichten finster.

Wir brauchen einen linken Green New Deal, der sich den ökonomischen
und ökologischen Anforderungen der Zukunft mit einem umfassenden
Konzept stellt, statt nur hier und da ein wenig das Bestehende zu
erhalten."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 13. November 2019

Bundesgeschäftsstelle
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UMWELT/716: Katja Kipping - Datteln 4 darf nie ans Netz gehen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 13. November 2019

Kipping: Datteln 4 darf nie ans Netz gehen



Zu den Plänen, 2020 das neue Kohlekraftwerk Datteln 4 ans Netz gehen
zu lassen, sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Deutschland muss bis 2030 aus der Kohleverstromung aussteigen und
damit sofort beginnen. Unter diesen Umständen ein riesiges neues
Kohlekraftwerk ans Netz zu lassen, spricht allen Klimazielen Hohn.
Dass wir nicht neue Kohlekraftwerke bauen, sondern die bestehenden
nach und nach vom Netz nehmen, muss Konsens sein. Alles andere wäre
eine Aufkündigung des Kohle-Kompromisses von Januar.

Der Bau des Kohlekraftwerks Datteln 4 wurde vom Energiekonzern E.ON,
heute Uniper, ohne Genehmigung auf eigenes Risiko begonnen und später
gerichtlich untersagt. Die Chuzpe, mit der dieser von Anfang an
inakzeptable Bau immer weiter getrieben wurde, darf nicht belohnt
werden."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 13. November 2019

Bundesgeschäftsstelle
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BUNDESTAG/9126: Heute im Bundestag Nr. 1273 - 13.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1273

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 15.33 Uhr

1. Etat des Bundestages für 2020 beschlossen

2. Integrationskosten-Gesetz beschlossen

3. Geldwäscheprävention bei Immobilien

4. FDP setzt auf Wasserstoff

5. Linke: Istanbul-Konvention umsetzen

6. Bericht zu Ausschussvorsitzenden



1. Etat des Bundestages für 2020 beschlossen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwoch den Etat 2020
für den Bundestag beschlossen. Der Beschluss zu dem in einigen Titeln
geänderten Einzelplan 02 des Regierungsentwurfes (19/11800) fiel
einstimmig. Änderungsanträge der Oppositionsfraktionen fanden keine
Mehrheit.

Der beschlossene Einzelplan sieht im kommenden Jahr Ausgaben in Höhe
von rund 1,033 Milliarden Euro vor. Im Regierungsentwurf waren es rund
1,022 Milliarden Euro. Das Soll für 2019 beträgt 990,9 Millionen Euro.

Die angenommenen Änderungen sind unter anderem mit Mehrbedarfen wegen
Stellenplanveränderungen begründet. Zudem sind nach Vorlage der
Wirtschaftspläne der Zuwendungsempfänger diverse Titelansätze,
beispielsweise zur "Förderung von Einrichtungen für parlamentarische
Zwecke", laut Vorlage an den Mehrbedarf angepasst worden. Die
"Geldleistungen an die Fraktionen des Deutschen Bundestages" sollen
dem Berichterstattervorschlag zufolge mit 119,4 Millionen Euro um 1,7
Millionen Euro höher ausfallen, als im Regierungsentwurf geplant.

Die Haushaltsberatungen gehen in dieser Woche in die Schlussphase. Am
Donnerstag beginnt die sogenannte Bereinigungssitzung des Ausschusses.
Den Etat 2020 wird der Haushaltsausschuss voraussichtlich in den
frühen Morgenstunden am Freitag beschließen. Die abschließende
Beratung des Haushalts im Plenum soll vom 25. bis zum 29. November
2019 stattfinden.

 * 

2. Integrationskosten-Gesetz beschlossen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwoch ohne Debatte
den Gesetzentwurf der Bundesregierung "zur Beteiligung des Bundes an
den Integrationskosten der Länder und Kommunen in den Jahren 2020 und
2021" (19/14246) beschlossen. Der in einigen Punkten veränderten
Vorlage stimmten Vertreter der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
sowie der Fraktion Die Linke bei Enthaltung der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen zu. Die Vertreter von AfD und FDP stimmten gegen den
Entwurf.

Der Gesetzentwurf soll am Freitag abschließend im Bundestag beraten
werden. Durch die von den Koalitionsfraktionen eingebrachten
Änderungen verringert sich der Umsatzsteueranteil des Bundes 2019 um
weitere 273,9 Millionen Euro. Für das Jahr 2020 wird der
Umsatzsteueranteil des Bundes um weitere 500 Millionen Euro gegenüber
dem Regierungsentwurf vermindert, der Anteil der Länder um weitere 500
Millionen Euro erhöht. Zudem ergab sich laut Antrag Änderungsbedarf im
Finanzausgleichsgesetz aufgrund der aktuellen Steuerschätzung.

 * 

3. Geldwäscheprävention bei Immobilien

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat die von der Bundesregierung
geplanten Maßnahmen gegen Geldwäsche besonders im Bereich der
Immobilientransaktionen weiter verschärft. Der Ausschuss stimmte in
seiner Sitzung am Mittwoch unter Leitung der Vorsitzenden Bettina
Stark-Watzinger(FDP) dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf
eines Gesetzes zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur Vierten
EU-Geldwäscherichtlinie (19/13827) zu, nachdem die
Koalitionsfraktionen zuvor mit zahlreichen Änderungen unter anderem
für mehr Transparenz im Immobilienbereich gesorgt hatten. Zahlreiche
Änderungs- und Entschließungsanträge von Oppositionsfraktionen wurden
abgelehnt. Dem Gesetzentwurf in geänderter Fassung stimmten
schließlich die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD zu. Die
Linksfraktion enthielt sich, Enthaltungen gab es von den Fraktionen
von AfD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen. Ein von der Linksfraktion als
Antrag vorgelegter "Masterplan gegen Geldwäsche" (19/11098) wurde
abgelehnt.

Der in geänderter Fassung beschlossene Entwurf sieht unter anderem
Einschränkungen bei den Verschwiegenheitspflichten der freien Berufe
und eine stärkere Regulierung bei Bargeldgeschäften vor. Zu den
weiteren Maßnahmen gehört die Ausweitung des Kreises der sogenannten
geldwäscherechtlich Verpflichteten.

Die CDU/CSU-Fraktion verwies auf Schätzungen, wonach das
Geldwäschevolumen in Deutschland 100 Milliarden Euro betrage.
Geldwäschebekämpfung sei daher Kriminalitätsbekämpfung. Besonders
wichtig sei, dass die wirtschaftlich berechtigten von ausländischen
Unternehmen, die Immobilien erwerben, in das Transparenzregister
eingetragen werden müssten. Geschehe dies nicht, dürften die Notare
solche Geschäfte nicht beurkunden. Allerdings wurden auch einige
geplante Verschärfungen wieder zurückgenommen. So wird darauf
verzichtet, beim Einsatz von sogenannten Prepaid-Karten ab einem
Umsatz von 20 Euro eine Identifizierungspflicht einzuführen. Künftig
gilt die Identifizierungspflicht erst ab 100 Euro im Internet und 150
Euro offline. Auch die SPD-Fraktion lobte, dass die Maßnahmen gegen
Geldwäsche im Immobiliensektor verschärft worden seien. Es sei
gelungen, das Gesetz im Laufe des parlamentarischen Verfahrens zu
verbessern.

Dagegen wandte sich die AfD-Fraktion grundsätzlich gegen die
Maßnahmen, die für sie einen "weiteren Schritt in Richtung
Sozialismus" darstellen. Die Bürger würden unter Generalverdacht
gestellt. Die Bespitzelung der Bürger durch Meldungen aller Art und
Absenkung von Bargeldschwellen bei Edelmetallkäufen lehne die AfD ab:
"Der Staat muss nicht alles wissen".

Die FDP-Fraktion bezeichnete den Entwurf in vielerlei Hinsicht als
technisch gelungen. Durch die Veränderungen im parlamentarischen
Verfahren sei es zu Verbesserungen gekommen. Bei den Meldeschwellen
für Güterhändler stelle sich allerdings die Frage der
Verhältnismäßigkeit.

Die Linksfraktion wies die Vorwürfe der AfD-Fraktion zurück: Die
Maßnahmen hätten nichts mit Sozialismus und Bespitzelung zu tun,
sondern mit Strafverfolgung. Begrüßt wurden von der Fraktion die
Verschärfungen im Immobiliensektor. Es sei ein zentrales
Immobilienregister erforderlich, damit die wahren Eigentümer bekannt
würden. Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen enthält der Entwurf
viel Licht und viel Schatten. Begrüßt wurde, dass im Hochrisikobereich
Immobilien etwas geschehe. Die Fraktion wünschte sich aber mehr
Aufsicht im Finanzsektor.

 * 

4. FDP setzt auf Wasserstoff

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion will den Emissionshandel auf die
Bereiche Gebäude und Verkehr ausdehnen. Außerdem fordern die
Abgeordneten in einem Antrag (19/15049), bei der Energiewende
verstärkt auf Wasserstoff zu setzen. So sollten bis zu 500 Millionen
Euro jährlich ab 2021 für Wasserstoffprojekte in Südeuropa und im
nördlichen Afrika zur Verfügung gestellt werden, die von Europäischer
Investitionsbank und der KfW-Förderbank finanziert werden. Bei der
Energiewende müsse Technologieoffenheit herrschen, heißt es weiter.
Die zusätzlichen Einnahmen aus dem Emissionshandel, deren Höhe die
Abgeordneten auf etwa 9,5 Milliarden Euro schätzen, sollen dafür
genutzt werden, um die Stromsteuer und EEG-Umlage ab 2021 zu senken.

Zur Begründung heißt es, die Energiewende müsse stärker innovativ und
international gedacht werden. "Die Bundesregierung hat es versäumt,
ihr Klimaschutzprogramm für eine umfassende Reform der Steuern und
Umlagen auf Energie zu nutzen." Grüner Wasserstoff könne fossile
Brennstoffe in der Industrie ersetzen und in Brennstoffzellen Autos
antreiben oder Gebäude heizen. Strom aus Sonne und Wind werde durch
chemische Umwandlung in Wasserstoff speicherbar und sei leicht über
weite Strecken zu transportieren, argumentieren die Abgeordneten
weiter.

 * 

5. Linke: Istanbul-Konvention umsetzen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert die Bundesregierung auf,
eine staatliche Koordinierungsstelle zur Umsetzung der sogenannten
Istanbul-Konvention zu schaffen, die die Anstrengungen der einzelnen
Ministerien und die der Länder zur Verhinderung von Gewalt und zum
besseren Schutz von Frauen und Mädchen koordiniert. Die Fraktion
begründet ihren entsprechenden Antrag (19/14380) mit den
Verpflichtungen, die Deutschland mit der Unterzeichnung und
Ratifizierung des "Übereinkommens des Europarats zur Verhütung und
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt" eingegangen
sei. Entsprechend der Konvention, die in Deutschland am 1. Februar
2018 in Kraft getreten ist, soll die Bundesregierung nach dem Willen
der Linksfraktion zudem eine externe und unabhängige Monitoring-Stelle
einrichten, die für die Evaluierung der einzelnen Maßnahmen zuständig
ist, sowie eine externe und unabhängige Forschungsstelle, die
umfassend Daten zu Gewalt an Frauen und Mädchen erhebt und ein
jährliches Lagebild erstellt.

Gewalt gegen Frauen und Mädchen, so schreibt die Linksfraktion in
ihrem Antrag, reiche von verbaler sexualisierter Belästigung,
Beleidigungen und psychischer Gewalt über körperliche Gewalt,
Zwangsheirat und Stalking bis hin zu schwerer sexualisierter Gewalt
und im schlimmsten Fall sogar bis zum Mord. Laut der letzten
Dunkelfeldforschung von 2004 habe jede vierte Frau in Deutschland
schon einmal häusliche Gewalt erlebt.

 * 

6. Bericht zu Ausschussvorsitzenden

Bundestagsnachrichten/Bericht

Berlin: (hib/PK) Der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und
Geschäftsordnung hat einen Bericht (19/15076) zur Auslegung der
Geschäftsordnung des Bundestages vorgelegt. Darin geht es um das
"Amtsende eines Ausschussvorsitzenden". In dem Bericht wird erläutert,
in welchen Fällen der Vorsitzende eines Ausschusses von seinem Posten
abberufen werden kann.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9125: Heute im Bundestag Nr. 1272 - 13.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1272

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 14.59 Uhr

1. Digitalisierung und Nachhaltigkeit

2. Simulation der Komplexität des Gehirns

3. Richtlinien bei Rüstungsexporten

4. FDP fordert Liberales Bürgergeld

5. Linke will längeres Arbeitslosengeld I

6. Empfehlungen von U-Ausschüssen

7. Extinction Rebellion thematisiert



1. Digitalisierung und Nachhaltigkeit

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Für eine engere Verzahnung von digitalen Techniken
und Nachhaltigkeitsstrategien haben Vertreter des "Wissenschaftlichen
Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen" (WBGU)
geworben. Mit der Digitalpolitik auf EU-Ebene sei sie nicht zufrieden,
meinte die Vorsitzende des Gremiums, Professor Sabine Schlacke, im
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit bei einem
öffentlichen Fachgespräch unter der Leitung von Sylvia Kotting-Uhl
(Bündnis 90/Die Grünen). Die EU-Politik sei generell sehr wirtschafts-
und weniger nachhaltigkeitsorientiert.

Der Co-Vorsitzende, Professor Dirk Messner, befand, dass der enorme
Stromverbrauch, der mit der zunehmenden Digitalisierung einhergehe,
nur zu rechtfertigen sei, wenn er komplett aus erneuerbaren Energien
gedeckt werde. Als einen Nutzen der Digitalisierung strich er heraus,
dass die Organisation der Kreislaufwirtschaft heute so gut wie noch
nie funktionieren könne. Allerdings müsse die Politik auch Anreize
dafür schaffen.

Er forderte die Abgeordneten dazu auf, die mit der Thematik
verbundenen ethischen Fragen sofort anzugehen. So verwies er auf
Überlegungen, das Erbgut zu beeinflussen oder das Gehirn so zu
manipulieren, dass die Denkfähigkeit erhöht wird. Messner ging auch
darauf ein, dass Maschinen zunehmend analytische Fähigkeiten besäßen,
die früher Menschen vorbehalten gewesen seien. Künstliche Intelligenz
(KI) könne Schach schon seit 1997 besser als der Mensch spielen.
Inzwischen würden durch KI schon wissenschaftliche Bücher produziert.

Positiv ist für Messner, dass Probleme im Zusammenhang mit
nachhaltiger grüner Ökologie mit digitaler Technologie besser gelöst
werden können. Allerdings bedeute dies nicht automatisch in der
Wirtschaft eine Abkoppelung von Emissionen. Nötig sei eine ökologische
Steuerreform, die die Politik endlich auf den Weg bringen müsse. Das
sei ein "ganz alter Hut".

Schlacke beantwortete die Frage, ob auch private Daten
Gemeinschaftsgüter seien, mit einem klaren Ja. Bei entsprechender
Anonymisierung oder der Vermeidung, Geschäftsgeheimnisse preiszugeben,
müsse ihre Verwendung durch die öffentliche Hand erlaubt werden, wenn
sie - wie etwa im Umweltbereich - dem Allgemeinwohl dienten.
Beispielhaft verwies sie auf das autonome Fahren, das nicht zwingend
schon mit Nachhaltigkeit in Verbindung zu bringen sei, weil dabei ja
auch Energie verbraucht werde. Die Auswertung auch von privaten Daten
könne zu einer besseren Steuerung führen.

Für Schlacke zählt es zur Daseinsvorsorge, um die sich die Politik zu
kümmern habe, neue Regelungen für den Bereich der sozialen Medien -
heute von wenigen Unternehmen dominiert - zu finden. So müsse jeder
die Möglichkeit haben, zwischen verschiedenen Plattformen zu wählen.

Generalsekretärin Professor Maja Göpel hob hervor, dass die
Öffentlichkeitsarbeit ein Schwerpunkt der Arbeit des WBGU sei. Dabei
würden aktuelle Probleme aufgegriffen. Als Beispiel nannte sie den
Flächenverbrauch durch Nahrungsmittelproduktion, Energiegewinnung und
Infrastruktur. Die Bedeutung der Thematik müsse bewusst gemacht
werden: Nicht die Natur habe damit ein Problem, sondern die
Gesellschaft, die damit umgehen müsse.

 * 

2. Simulation der Komplexität des Gehirns

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Über das Forschungsprojekt "Human Brain Project"
(HBP) hat am Mittwoch Katrin Amunts, Direktorin des Instituts für
Neurowissenschaften und Medizin vom Forschungszentrum Jülich, im
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung
berichtet. Ziel des Forschungsprojekts sei es, die neuesten
Erkenntnisse über das menschliche Gehirn zusammenzufassen und zu
erweitern. Mit computerbasierten Modellen und Simulationen sollen die
Strukturen und Funktionsweisen nachgebildet werden. "Wir wollen das
Gehirn in seiner Vielschichtigkeit darstellen, nämlich in seiner
räumlichen und strukturellen, aber auch in seiner zeitlichen und
funktionellen Ebene." Das HBP ist ein Forschungsprojekt der
Europäischen Union und bringt Expertenwissen aus 131 europäischen
Partnerinstitutionen aus 19 Ländern zusammen.

Zentrales Ziel der klinischen Forschung sei, das Gehirn besser zu
verstehen, machte Amunts deutlich. Wichtig sei dabei das immer bessere
Verständnis der Organisation der Nervenzellen und das Erforschen und
Erkennen, wie die verschiedenen Ebenen zueinander stehen. Das HBP
verbinde neurowissenschaftliche Hirnforschung mit Computing und
Technologie.

Ein Kern des Projekts ist nach Angaben der Medizinerin und
Hirnforscherin ein "HBP-Gehirnatlas", der in Auflösung wie auch in der
Informationsvielfalt detaillierte Aussagen liefern soll. Gerade bei
Krankheiten wie Epilepsie und Parkinson erhofften sich die Forscher,
bessere Heilmethoden entwickeln zu können. Wissenschaftler aus der
ganzen Welt sollen die Möglichkeit haben, auf diese Daten zuzugreifen.

Auf breite Zustimmung aller Fraktionen stießen die Ausführungen
Amunts. Der Abgeordnete der Unionsfraktion nannte es einen Traum, dass
das menschliche Gehirn simuliert werden könnte, fragte aber auch, ob
die Simulation nicht vielmehr die Projektion unserer eigenen
Vorstellung sei. Der Vertreter der SPD thematisierte unter anderem die
ethische Dimension. Auf die Frage des Vertreters der AfD über den
möglicherweise negativen Einfluss digitaler Hilfsmittel im Unterricht
auf das Gehirn, wollte die Neurowissenschaftlerin keine eindeutige
Antwort geben, betonte aber, dass das handschriftliche Schreiben das
haptische Bedürfnis des Menschen eher befriedigen würde als die rein
digitale Darstellung und somit das Lernen von Kindern durchaus
befördern könnte. Eine Vertreterin der Linken lobte unter anderem,
dass das Projekt nicht nur Geld koste sondern auch Geld generiere. Die
Vertreter der FDP wie auch der Grünen hoben hervor, dass das Projekt
auch gerade in seiner europäischen Ausrichtung den europäischen
Forschungsraum stärke. Zugleich warf der FDP-Abgeordnete auch die
Frage auf, inwieweit HBP mit Forschungsvorhaben großer Playern wie
China konkurrenzfähig ist. Der Vertreter der Grünen thematisierte die
Herausforderungen in der Zusammenarbeit mit China bei der Datennutzung
und Sicherheit.

Die Ausschusssitzung fand auch in Vorbereitung zur Ausstellung
"Faszination Gehirn - das Human Brain Project" statt, die auf
Einladung von Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) am Mittwoch,
27. November, um 14 Uhr, im Paul-Löbe-Haus, eröffnet wird und die
neuesten Entwicklungen in der Medizin, im Computing, in der
Künstlichen Intelligenz und in der Neurorobotik thematisieren wird.

 * 

3. Richtlinien bei Rüstungsexporten

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
dringen darauf, Schlupflöcher in den Rüstungsexportlinien zu
schließen. Die Bundesregierung solle per Gesetz festlegen, dass der
Genehmigungsvorbehalt für die Technische Unterstützung in Drittländern
für alle Fälle einer Endverwendung gilt, fordern die Abgeordneten in
einem gemeinsamen Antrag (19/14917). Darüber hinaus müssten die
Investitionen deutscher Rüstungsunternehmen in ausländische
Rüstungsunternehmen strikter kontrolliert werden.

Die Regelungslücken würden nicht durch die jüngst überarbeiteten
Grundsätze für Rüstungsexporte geschlossen, heißt es zur Begründung.
Sie könnten in der Praxis dazu führen, dass sich deutsche
Rüstungsunternehmen an ausländischen beteiligen und eigene dorthin
entsandte Mitarbeiter technische Unterstützung leisten. "Diese
Kombination aus Ressourcen- bzw. Kapital- und Wissenszufluss
ermöglicht bzw. erleichtert es deutschen Unternehmen, im Ausland über
ein Beteiligungsunternehmen Rüstungsgüter zu entwickeln, zu
produzieren und unabhängig von deutschen Rüstungsexport- und
-kontrollvorschriften diese Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgüter
auch in Kriegs- und Krisenregionen zu liefern", erklären die
Abgeordneten weiter.

 * 

4. FDP fordert Liberales Bürgergeld

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion fordert in einem Antrag (19/15040)
die Einführung eines "Liberalen Bürgergeldes". Es sei an der Zeit, die
Grundsicherung für Arbeitssuchende so zu reformieren, dass sie den
Einstieg in Arbeit und den Aufstieg innerhalb der Arbeitswelt
erleichtere und gerade jungen Menschen mehr Perspektiven biete,
schreiben die Liberalen. Sie fordern unter anderem verbesserte
Hinzuverdienstregeln, eine deutliche Erhöhung des Schonvermögens,
regional ausdifferenzierte Pauschalen für Wohn- und Heizkosten, eine
Betreuung der SGB-II-Aufstocker durch die Arbeitsagenturen und eine
Anpassung der Sanktionen sowie verbesserte
Weiterbildungsmöglichkeiten.

 * 

5. Linke will längeres Arbeitslosengeld I

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke fordert in einem Antrag
(19/15046) einen Umbau der Arbeitslosenversicherung. Unter anderem
sollen die Zugangsvoraussetzungen durch eine verlängerte Rahmenfrist
(Zeit, innerhalb derer Ansprüche erworben werden müssen) von zwei auf
drei Jahre erleichtert werden. Die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes
I (ALG I) soll sich ebenfalls verlängern. So soll bereits ab einer
Beschäftigungsdauer von vier Monaten ein zweimonatiger
Arbeitslosengeld-Anspruch bestehen. Weiterbildungen bis zu einer Dauer
von 24 Monaten sollen die Anspruchsdauer auf ALG I nicht mindern und
für über 50-Jährige soll sich der Anspruch generell erhöhen, von 18
Monaten für 50-jährige Erwerbslose bis auf 36 Monate für über
60-jährige Erwerbslose.

 * 

6. Empfehlungen von U-Ausschüssen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die "Umsetzung der Handlungsempfehlungen der
NSU-Untersuchungsausschüsse" des Bundestages in der 17. und der 18.
Wahlperiode berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13659)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12761). Zugleich verweist
sie darauf, dass die Umsetzung der Handlungsempfehlungen des
Untersuchungsausschusses der 17. Wahlperiode gesetzlich vorgeschrieben
sei. Wie auch bei diesen Empfehlungen werde sie die Umsetzung der
Empfehlungen des Untersuchungsausschusses der 18. Wahlperiode
"weiterhin intensiv prüfen und deren Umsetzung vornehmen
beziehungsweise alle erforderlichen Maßnahmen für eine Umsetzung
treffen". Soweit eine Umsetzung bereits erfolgt ist, werde sie die
eingeleiteten Maßnahmen "konsequent fortführen".

 * 

7. Extinction Rebellion thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, ob der Bundesregierung
"Erkenntnisse über bestehende personelle oder organisatorische
Verbindungen" der Bewegung "Extinction Rebellion" zu
linksextremistischen Organisationen und Gruppierungen vorliegen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/14724) unter anderem
danach, wie die Bundesregierung die Haltung von "Extinction Rebellion"
zur verfassungsmäßigen Ordnung der Bundesrepublik einordnet.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1271

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 14.13 Uhr

1. Gleichwertige Lebensverhältnisse

2. Smart-City-Antrag der FDP abgelehnt

3. Einführung des Tierwohlkennzeichens

4. Linke: Leihe von E-Books sichern

5. FDP will Tourismusbranche entlasten



1. Gleichwertige Lebensverhältnisse

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat am Mittwoch
über die Ergebnisse der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse"
beraten. Der Bundesminister des Inneren, für Bau und Heimat, Horst
Seehofer (CSU), der dem Gremium hierzu berichtete, verwies darauf,
dass das Bundeskabinett dazu im Juli einen Grundsatzbeschluss über das
weitere Vorgehen gefasst habe.

Dies betrifft nach den Worten des Ministers auch die Frage nach den
kommunalen Altschulden, von den etwa 2.000 Kommunen betroffen seien.
Hierüber wolle man mit den Kommunen und Ländern ins Gespräch kommen.
Auch wolle man darauf hinwirken, dass Investitionen auch in ländlichen
Regionen erfolgen und dort für die Schaffung von Arbeitsplätzen
sorgen. Zu den weiteren Schwerpunkten zählte der Ressortchef unter
anderem eine flächendeckende Mobilfunkversorgung in Deutschland sowie
die Unterstützung des Ehrenamts. Ferner solle künftig mit einem
"Gleichwertigkeits-Check" bei jedem Gesetz geprüft werden, ob es der
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse diene.

Die CDU/CSU-Fraktion würdigte das Vorhaben, den Zusammenhalt der
Gesellschaft zu fördern, als wichtige Zielsetzung, und maß dem Projekt
hohe Priorität zu. Man müsse deutlich machen, sich um den Lebensalltag
der Menschen zu kümmern.

Die AfD-Fraktion verwies darauf, dass im Saarland mehrere tausend
Arbeitsplätze wegfielen. Auch stünden etwa in Nordrhein-Westfalen und
dem Saarland Kommunen angesichts der Altschuldenproblematik vor
Problemen aufgrund der Kosten durch Migration.

Die SPD-Fraktion betonte, dass die Altschuldenproblematik keine Folge
der Flüchtlingsbewegung sei. Zudem erkundigte sie sich nach
Möglichkeiten, im Bereich der politischen Bildung
Beteiligungsmöglichkeiten vor Ort zu stärken. Sie sprach sich zugleich
dafür aus, das Thema "Heimat" offensiv anzugehen.

Die FDP-Fraktion wollte von dem Minister erfahren, wann er
gleichwertige Lebensverhältnisse als erreicht ansehe. Daneben
thematisierte sie die Förderung ehrenamtlichen Engagements in den
neuen Bundesländern und fragte nach der Ausgestaltung des
Gleichwertigkeits-Checks.

Die Fraktion Die Linke hob hervor, dass angesichts der regionalen
Disparitäten gehandelt werden müsse. So sei ein Hauptproblem
strukturschwacher Regionen das deutlich niedrigere Lohnniveau, fügte
sie hinzu und wollte wissen, was die Bundesregierung dagegen
unternehmen wolle.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen machte deutlich, dass die kommunale
Altschuldenproblematik nicht auf die Flüchtlingsbewegung von 2015
zurückgehe, sondern weit länger zurückliegende Ursachen habe. Auch
fragte sie, wann der Gleichwertigkeits-Check kommen solle.

 * 

2. Smart-City-Antrag der FDP abgelehnt

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Bauausschuss hat einen FDP-Antrag zur
Digitalstrategie von und für Städte (19/14045) abgelehnt. Bei
Enthaltung der AfD-Fraktion stimmten lediglich die Antragstellern am
Mittwoch im Ausschusses für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen
für die Initiative, die einen Stufenplan zum Schaffen von "Smart
Cities" in Deutschland vorsieht.

Zur Begründung hieß es von seiten der Regierungsfraktionen, man sei
bereits auf gutem Weg beim Entwickeln smarter Stadtstrategien. Indes
halte man einen "Top-Down-Ansatz", also eine von oben vorgegebene
Vorgehensweise mit allgemeingültigen Zielen, in diesem Fall für
falsch. Auf kommunaler Ebene gebe es eine Vielzahl individueller
Aspekte zu berücksichtigen, erklärte ein Abgeordneter der Fraktion
CDU/CSU. Aus Einzelprojekten etwa im Bereich intelligenter
Straßenbeleuchtung könnten Modelle mit Beispielwirkung entstehen. Auch
aus der SPD-Fraktion hieß es, die besten Lösungen entstünden vor Ort.

Die AfD-Fraktion erklärte, der eingeschlagene Weg der Digitalisierung
werde sich nicht verhindern lassen. Mit Blick auf ein Programm der
Bundesregierung zur Förderung von Smart-City-Modellkommunen sagte ein
Abgeordneter, das eigentliche Problem liege in der Netzabdeckung auf
dem Land. Die Linksfraktion lehnte den Antrag ab, weil den
Abgeordneten die darin erwähnte Wertsteigerung für Private nicht
gefällt. Außerdem drohe die "Riesengefahr" eines Datenverkaufs an
Unternehmen. Eine Abgeordnete der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
wiederum fand den Top-Down-Ansatz nicht zielführend. Auch kam ihr der
Aspekt zu kurz, dass eine "Totalüberwachung" von Bürgern verhindert
werden müsse.

Die FDP-Fraktion verteidigte ihr Ansinnen und erklärte, man brauche
eine einheitliche Definition von "Smart Cities". Es gelte, Strategien
und Meilensteine festzusetzen, sonst drohe ein Sammelsurium an
Beispielen und jede Kommune wolle das Rad neu erfinden. In dem Antrag
ist von einem "Smart City-Stufenplan" die Rede, der als Best Practice-
Katalog und Fahrplan für Kommunen dienen soll. Ziele, Art und
Organisation von Erhebungen sowie Inhalte dieses Plans müssten konkret
beschrieben und dabei Leitlinien von Datensouveränität bis Transparenz
beachtet werden; keinesfalls dürfe es zu einer Massenüberwachung, also
zur anlasslosen Erhebung oder Speicherung von personenbezogenen Daten
kommen.

Eine Vertreterin des Ministeriums des Innern, für Bau und Heimat
bezeichnete den von ihrem Haus gewählten Weg, mit Modellkommunen zu
arbeiten, als einen mühseligen - der sich ihrer Ansicht nach lohnen
wird. Sie stellte im Ausschuss Ergebnis und Hintergrund eines
Wettbewerbs zu Smart-City-Modellprojekten vor, aus dem 13 Projekte
hervorgingen und mit Fördermitteln bedacht werden. Entscheidende
Kriterien bei der Auswahl seien der Modellcharakter gewesen, auch das
Abbilden unterschiedlicher räumlicher Herausforderung sowie die
Beteiligung von Bürgern. Im nächsten Jahr solle es eine zweite
Wettbewerbsrunde geben, sagte die Vertreterin. Dann könnte womöglich
das Kriterium der Zusammenarbeit von Gemeinden oder Städten stärker
ins Gewicht fallen.

 * 

3. Einführung des Tierwohlkennzeichens

Ernährung und Landwirtschaft/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesregierung plant die Einführung eines
bundesrechtlich einheitlichen Tierwohlkennzeichens zur Kennzeichnung
von Lebensmitteln tierischer Herkunft. Ein dazu vorgelegter
Gesetzentwurf (19/14975) sieht eine Kennzeichnung auf freiwilliger
Basis vor, die an die Erfüllung von über den gesetzlichen
Mindesttierschutzstandard hinausgehende Anforderungen an die Haltung,
den Transport und die Schlachtung von Tieren geknüpft werden soll. Im
Rahmen einer Rechtsverordnung sollen die Anforderungen konkret
geregelt werden. Außerdem ist eine regelmäßige Überprüfung der
Einhaltung der Anforderungen geplant.

 * 

4. Linke: Leihe von E-Books sichern

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke will das Verleihen von
digitalen Medien in öffentlichen Bibliotheken rechtlich absichern. In
einem Antrag (19/14370) fordert sie die Bundesregierung auf, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, um die Paragrafen 17 und 27 des
Urheberrechtsgesetzes auf nichtkörperliche Medien auszuweiten. Nach
der derzeitigen Fassung des Paragrafen 17 Absatz 2
Urheberrechtsgesetzes sei der sogenannte Erschöpfungsgrundsatz bislang
grundsätzlich nicht auf "unkörperliche " Gegenstände wie
beispielsweise E-Books anwendbar. Zudem müssen nach Ansicht der
Linksfraktion die von Bund und Ländern aufgebrachten Mittel für die
Vergütung, die gemäß Paragraf 27 Absatz 2 Urheberrechtsgesetz als
Entschädigung für durch Ausleihen entgangene Einnahmen an Verlage und
Autoren gezahlt werden, in angemessener Höhe aufgestockt werden.

Die Linksfraktion verweist auf eine Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofes vom 10. November 2016, nach der die "elektronische
Leihe" von Büchern nach EU-Recht möglich ist und die Mitgliedstaaten
gesetzliche Regelungen einführen dürfen, die es Bibliotheken
ermöglicht, E-Books zu verleihen. Voraussetzung sei, dass sich die
E-Book-Datei nach Ablauf der Leihfrist automatisch unbrauchbar macht
und die Rechteinhaber angemessen entschädigt werden. Dies werde von
öffentlichen Bibliotheken bereits praktiziert.

 * 

5. FDP will Tourismusbranche entlasten

Tourismus/Antrag

Berlin: (hib/WID) Durch Bürokratieabbau, Verbesserung der digitalen
Infrastruktur und flexiblere Arbeitszeitregelungen wollen die
Liberalen im Bundestag insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen
im Tourismusgewerbe die wirtschaftliche Existenz erleichtern. In einem
Antrag (19/15051) fordert die Fraktion der FDP unter anderem, die
Aufbewahrungsfristen für Buchungsbelege und andere steuerrelevante
Unterlagen von zehn auf fünf Jahre zu verkürzen,
Dokumentationspflichten im Zusammenhang mit dem Mindestlohn zu
vereinfachen, die Pflicht zur Ausfüllung von Meldescheinen im
Hotelgewerbe auf Gäste aus dem Ausland zu beschränken und die
Aufbewahrungsdauer solcher Zettel auf sechs Monate zu halbieren.

Darüber hinaus wollen die Antragsteller der Reisebranche die Nutzung
digitaler Angebote erleichtern. Dazu sei der Ausbau von
Glasfasernetzen voranzutreiben und insbesondere im ländlichen Raum die
"schnelle und flächendeckende Netzabdeckung mit dem neuen 5G-Standard
im Mobilfunk" zu gewährleisten. "Radikal zu vereinfachen sei auch die
Tourismusförderung. Zu diesem Zweck wünschen sich die Antragsteller
ein eigenes Onlineportal, das eine Übersicht über sämtliche
einschlägigen Förderprogramme bieten soll. Um die Personalnot der
Branche zu lindern, fordern die Liberalen ein "wirksames
Einwanderungsgesetz" sowie Änderungen am Arbeitszeitgesetz.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 13.39 Uhr

1. Bedarf für Kleinmaßnahmen erkannt

2. 19.842 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge

3. Extremwetterereignisse im Saarland

4. Verteilungswirkung der Pendlerpauschale

5. Sandboxes für Start-ups

6. Wirtschaftskriminalität im Pflegewesen

7. Startups im Raumfahrtbereich

8. Kohleausstieg in Sachsen-Anhalt



1. Bedarf für Kleinmaßnahmen erkannt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Rahmen des Zukunftsbündnisses Schiene ist laut
Bundesregierung "ein Bedarf für Kleinmaßnahmen für einen flexiblen und
robusten Regelbetrieb" ergänzend zum Bedarfsplan zum Aus- und Neubau
der Bundesschienenwege gesehen worden. Eine Unterarbeitsgruppe der
Arbeitsgruppe 2 "Kapazitäten ausbauen" solle daher die
Maßnahmenauswahl, Bewertung, Priorisierung und Definition der
Förderkriterien für kleine und mittlere Maßnahmen entwickeln, heißt es
in der Antwort der Regierung (19/14523) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13876). Die Grünen hatten wissen
wollen, ob die Bundesregierung ein Investitionsprogramm plant, mit dem
es möglich wäre, auch "kleine Infrastrukturmaßnahmen" im Schienennetz
des Bundes zu finanzieren, die bisher nicht über den Bedarfsplan
Schiene finanziert werden können.

 * 

2. 19.842 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Deutschland sind derzeit 19.842 Ladepunkte für
Elektrofahrzeuge verfügbar, davon 2.124 Schnellladepunkte. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/14522) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/13875) hervor. Ein möglicher Bedarf an
Ladepunkten werde insbesondere durch die Internetanwendung
"StandortTOOL" als Planungsgrundlage für den bedarfsgerechten Ausbau
von öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur bis in das Jahr 2030
ermittelt, schreibt die Regierung. Die Ermittlung des künftigen
Bedarfs erfolge auf Basis von Verkehrsströmen, sozioökonomischer Daten
sowie Nutzer- und Raumstrukturen.

Noch im Jahr 2019 werde der Masterplan Ladeinfrastruktur vorgelegt,
der alle Maßnahmen für eine ausreichende, verlässliche und
nutzerfreundliche Ladeinfrastruktur für bis zu 10 Millionen
E-Fahrzeuge bis 2030 enthalten werde, kündigt die Bundesregierung an.
Dazu zählten rechtliche, finanzielle, strategische und koordinierende
Maßnahmen. Die Maßnahmen beträfen die Politik auf Bundes-, Landes und
Kommunalebene sowie Investoren, Betreiber und die Automobilindustrie,
heißt es in der Antwort.

 * 

3. Extremwetterereignisse im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Abschätzungen über die Auswirkungen sich häufender
Extremwetterereignisse auf die spezifische Landwirtschaft des
Saarlandes liegen der Bundesregierung einer Antwort (19/14463) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13790)
zufolge nicht vor. Wie die Regierung schreibt, wurden
Landkreiswarnungen vom Deutschen Wetterdienst (DWD) bundesweit im
Februar 2003 eingeführt. Seitdem erfolgten einige Modifizierungen am
Warnmanagement des DWD. Beispielsweise seien weitere Warnungen vor
extremen Unwetterereignissen eingeführt und einzelne Warnkriterien
weiterentwickelt worden. Basierend auf verbesserten Beobachtungen und
Modellen seien 2016 Warnungen auf Gemeindebasis eingeführt worden.
"Aufgrund dessen, können die auf unterschiedlichen Erhebungsmethoden
basierenden Daten und die Entwicklung der Anzahl der amtlichen
Warnungen seit dem Jahr 2003 nicht für eine Aussage über die Zunahme
oder Abnahme von extremen Wetterereignissen herangezogen werden",
heißt es in der Antwort.

 * 

4. Verteilungswirkung der Pendlerpauschale

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die Verteilungswirkung der Entfernungspauschale
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/13910). Die Bundesregierung soll Angaben zum
Pendlerverhalten machen und Berechnungen zu den Auswirkungen der
Entfernungspauschale auf verschiedene Einkommensklassen vorlegen.
Gefragt wird auch nach der von der Bundesregierung beabsichtigten
Erhöhung der Entfernungspauschale, die in der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage als "umstrittene Steuerbegünstigung" bezeichnet wird.

 * 

5. Sandboxes für Start-ups

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach "Regulatory Sandboxes" für junge
Finanztechnologieunternehmen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/14527). Wie die Abgeordneten erläutern, handelt es
sich bei "Regulatory Sandboxes" um von der Finanzaufsicht begleitete
Programme, in denen Start-ups ihre Produkte in einem weniger
regulierten Rahmen testen können. Damit soll verhindert werden, dass
zu hohe aufsichtsrechtliche Anforderungen Innovationen behindern
würden. Die Bundesregierung soll mitteilen, in welchen Ländern es
regulatorische Sandboxes für Finanztechnologieunternehmen gibt und wie
sich der FinTech-Markt in diesen Ländern entwickelt hat. Konkret
gefragt wird unter anderem nach Taiwan, Singapur, Großbritannien und
Polen. Die Bundesregierung soll auch angeben, ob sie ebenfalls die
Einführung von Sandboxes plant.

 * 

6. Wirtschaftskriminalität im Pflegewesen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Wie sich die Zahl von Straftaten im Bereich der
Wirtschaftskriminalität im Pflegewesen in den letzten zehn Jahren
entwickelt hat, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/14626) an die Bundesregierung wissen. Die Fragesteller beziehen
sich auf einen Medienbericht, dem zufolge im deutschen Pflegesystem
seit Jahren Wirtschaftskriminalität in einem enormen Ausmaß und unter
Gefährdung pflegebedürftiger Menschen stattfindet. Weiter fragen sie,
wie sich der wirtschaftliche Gesamtschaden im Zusammenhang mit
Wirtschaftskriminalität im Pflegewesen in den letzten zehn Jahren
entwickelt hat, ob nach Einschätzung der Bundesregierung aufgrund der
demographischen Entwicklung und dem damit verbundenen
Bedeutungszuwachs des Pflegemarktes perspektivisch mit einer Zunahme
an Betrugs- beziehungsweise Gesundheitsdelikten zu rechnen ist und wie
nach Kenntnis der Bundesregierung die berufliche Qualifikation von in
Deutschland erwerbstätigen ausländischen Pflegekräften kontrolliert
wird.

 * 

7. Startups im Raumfahrtbereich

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Bedingungen für Start-ups im Bereich Raumfahrt
stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/14813) der
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten möchten beispielsweise wissen, ob
Start-ups die Infrastruktur des Deutschen Zentrums für Luft- und
Raumfahrt nutzen dürfen. Sie erkundigen sich darüber hinaus nach
generellen Fördermaßnahmen für Start-ups in der Branche.

 * 

8. Kohleausstieg in Sachsen-Anhalt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie viel
Fördermittel Sachsen-Anhalt im Zuge des Kohleausstiegs erhält. In
einer Kleinen Anfrage (19/14908) erkundigen sich die Abgeordneten nach
konkreten Landkreisen und kreisfreien Städten, die mit Mitteln bedacht
werden sollen. Sie interessieren sich auch für die Kriterien, die der
Auswahl zugrunde lagen.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 12.51 Uhr

1. Verkehrsausschuss stimmt LuFV III zu

2. Wachsende Krisenherde gefährden Helfer

3. Finanzausschuss beschließt Soli-Senkung

4. Ausschuss billigt Masernschutzgesetz

5. Gesetz zum Emissionshandel angenommen

6. Ausschuss nimmt Klimaschutzgesetz an



1. Verkehrsausschuss stimmt LuFV III zu

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Verkehrsausschuss hat am Mittwoch dem Entwurf
für eine Dritte Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV III)
zwischen dem Bund und der Deutschen Bahn AG (DB AG) zur Instandhaltung
der Eisenbahn-Infrastruktur zugestimmt. Mit der LuFV III sollen im
Zeitraum von 2020 bis 2029 insgesamt 86,2 Milliarden Euro für
Instandhaltung zur Verfügung stehen. Davon entfallen 62 Milliarden auf
den Bund, was eine Steigerung gegenüber der 2019 auslaufenden LuFV II
um 59 Prozent darstellt. Die DB AG soll Eigenmittel in Höhe von 24,2
Milliarden Euro beisteuern, 41 Prozent mehr als bislang. Für die
Vereinbarung, deren Laufzeit erstmals zehn statt fünf Jahre beträgt,
stimmten die Koalitionsfraktionen. Mit Nein votierten die Fraktionen
von AfD und FDP, während sich Grünen- und Linksfraktion enthielten.

Mit der LuFV III sollen unter anderem verschiedene neue, nicht
sanktionsbewehrte Qualitätskennzahlen zur Erfolgsbemessung eingeführt
werden. Zudem wird Geld für kundenfreundliches Bauen, bei dem nicht
ganze Streckenabschnitte gesperrt werden müssen, eingestellt.

Mit der LuFV III werde ein guter Schritt in Richtung einer weiteren
Verbesserung der Qualität der Bahn gemacht, hieß es von der
Unionsfraktion während der Ausschusssitzung. In der Vereinbarung seien
auch die benötigten Qualitätskennzahlen enthalten, sagte der
Fraktionsvertreter. Forderungen nach einer Ausweitung des finanziellen
Umfangs wies er als "kontraproduktiv" zurück. Pumpe man noch mehr Geld
in das System, treibe man lediglich die Baupreise noch stärker nach
oben.

Der Vertreter der AfD-Fraktion räumte ein, dass die LuFV III viele
Verbesserungen im Detail bringe, etwa durch die neuen
Qualitätskennzahlen. Grundsätzlich sei aber die LuFV III ein sehr
komplexes Konzept mit vielen Fördertöpfen, die nicht zu mehr
Transparenz beitragen würden. Überlegenswert sei daher, ob nicht der
Eisenbahnstrukturfonds nach Schweizer Vorbild der bessere Weg wäre,
gab der Fraktionsvertreter zu bedenken. Seine Fraktion bleibe im
Übrigen bei der Forderung des Bundesrechnungshofes, die Möglichkeit
von Haushaltssperren in die LuFV einzubauen.

Nachdem mit der LuFV II zuletzt lediglich der Substanzverlust
aufgehalten worden sei, könne mit der LuFV III damit begonnen werden,
den Rückstau aufzuholen, sagte die Vertreterin der SPD-Fraktion. Zehn
Jahre würden dazu allerdings nicht reichen, fügte sie hinzu. Zu
begrüßen sei, dass künftig kundenfreundlich gebaut werde. Künftig
stehe beispielsweise Geld dafür zur Verfügung, damit der Verkehr
eingleisig an einer Baustelle vorbeigeleitet werden kann, was in der
Vergangenheit nicht gegangen sei, weil die Bahn die Auflage gehabt
habe, möglichst billig zu bauen, sagte die SPD-Vertreterin.

Die FDP-Fraktion begrüßte den Mittelanstieg ebenso wie die
Laufzeitverlängerung und die Absicht, kundenfreundlich zu bauen. Was
die Qualitätskennzahlen angeht, so habe sich in der Vergangenheit aber
gezeigt, dass diese nicht ausreichten, um über Qualität und Substanz
des Netzes Aussagen zu treffen. Daher müsse ein sanktionsbewehrter
Substanzwert in die Vereinbarung aufgenommen werden, forderte der
Fraktionsvertreter. Kritik äußerte er auch daran, dass innerhalb der
zehnjährigen Laufzeit keine Nachsteuerung möglich sei.

Dieser Kritik schloss sich die Linksfraktion an. Gleichzeitig wies die
Fraktionsvertreterin darauf hin, dass durch die von der Bahn zu
erbringenden Eigenmittel der Druck steige, Gewinne auch aus dem Netz
zu generieren. Die Infrastruktur, so ihre Forderung, müsse aber vom
Gewinnziel befreit werden.

Die Grünen stünden dem output-orientierten Instrument der LuFV
grundsätzlich positiv gegenüber, machte der Fraktionsvertreter
deutlich. Ziele und Qualitätskennziffern auszugeben statt jedes
einzelne Projekt zu genehmigen, sei der richtige Weg. Umso wichtiger
sei es aber, dass diese Qualitätskennziffern stimmen, betonte er. Die
benötigten Nachsteuerungen aus den Erfahrungen mit den bisherigen LuFV
seien aber in der LuFV III nicht ausreichend aufgegriffen worden.

Änderungen an der LuFV III seien jederzeit möglich, machte im
Anschluss der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur, Enak Ferlemann (CDU), deutlich. Es
könne also nachgesteuert werden. Beim Substanzwert etwa sei man
aktuell dabei, sagte Ferlemann. Was die Dividendenzahlung der Bahn an
den Bund angeht, so sagte der Verkehrsstaatssekretär, durch den
"Finanzkreislauf Schiene" sei gewährleistet, dass eine Dividende der
DB Netz AG auch an die DB Netz AG zurückgehe.

 * 

2. Wachsende Krisenherde gefährden Helfer

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Akute Konflikte und Katastrophen haben nach Angaben
von Elhadj As Sy, dem Generalsekretär der Internationalen Föderation
der Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften (IFRC), weltweit in
erheblichem Maße zugenommen und gefährden immer häufiger auch das
Leben der humanitären Helfer vor Ort. Mitarbeiter und Ehrenamtliche
des Roten Kreuzes und des Roten Halbmondes arbeiteten "unter
schwierigsten Bedingungen" in Konfliktregionen und fragilen Kontexten
fernab der großen Städte auf der "letzte Meile", was bedeute: "Außer
uns ist niemand mehr dort, der Hilfe leistet", erklärte Sy am
Mittwochmorgen im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung. Wichtig sei dabei, nicht zum Objekt politischer
Instrumentalisierung zu werden und als neutraler, unabhängiger Akteur
das Vertrauen der lokalen Bevölkerung innezuhaben. "Das ist unser
einziger Schutz", betonte Sy.

Er verwies auf die hohe Zahl von Mitarbeitern, die in den vergangenen
fünf bis sechs Jahren im Einsatz ihr Leben verloren hätten. Allein im
Syrien-Krieg seien 70 Helfer getötet worden, im Jemen bereits 17.
Rückzug, stellte Sy klar, sei dennoch keine Option. "Dann würden wir
Respekt, Legitimität und Vertrauen verlieren."

Als Ursache für die hohe Zahl von akuten Notlagen nannte der IFRC-Chef
den Klimawandel und von Menschen gemachte Konflikte, wobei an vielen
Orten der Welt beides gleichzeitig zu finden sei. Er sprach sich für
bessere Frühwarnsysteme und eine Stärkung der zivilen
Konfliktprävention aus, um drohende Naturkatastrophen und politische
Krisen eher erkennen und früher darauf reagieren zu können.

"Wir müssen präsent sein, vor, während und nach einer Krise", sagte
Sy, der die Bedeutung der ehrenamtlichen Mitarbeiter vor Ort
hervorhob. Ohne sie, die oft "unter schwierigsten Bedingungen" und
unter Einsatz ihres Lebens arbeiteten, könne das IFRC nicht
funktionieren. Unter anderem würden sie 60 bis 65 Prozent aller
weltweit vom Welternährungsprogramm zur Verfügung gestellten
Hilfsgüter auf lokaler Ebene verteilen.

Sy betonte, ohne Versicherung würde beim IFRC niemand in den Einsatz
geschickt. Die Förderation habe sowohl eine eigene, interne
Versicherung sowie zusätzliche Verträge mit anderen
Versicherungsagenturen, um Mitarbeiter und ihre Angehörigen im Notfall
unterstützen zu können.

 * 

3. Finanzausschuss beschließt Soli-Senkung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat den Weg für die Senkung des
Solidaritätszuschlags für 90 Prozent aller Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler ab 2021 freigemacht. Das Gremium stimmte in seiner
Sitzung am Mittwoch unter Leitung der Vorsitzenden Bettina
Stark-Watzinger (FDP) dem von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995
(19/14103) zu. Das Entlastungsvolumen soll ab 2021 9,8 Milliarden Euro
betragen und 2022 auf 11,2 Milliarden Euro steigen. Für den
Gesetzentwurf stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD,
während alle anderen Fraktionen den Entwurf ablehnten. Abgelehnt wurde
ein Gesetzentwurf der FDP-Fraktion zur vollständigen Abschaffung des
Solidaritätszuschlags ab 2020 (19/14286) und ein Antrag der AfD-
Fraktion (19/4898), die den Zuschlag auch vollständig und unverzüglich
abschaffen will.

Nach Angaben der Regierung in der Begründung des Gesetzentwurfs stellt
der erste Entlastungsschritt für niedrige und mittlere Einkommen eine
wirksame Maßnahme zur Stärkung der Arbeitsanreize, der Kaufkraft und
der Binnenkonjunktur dar. Bürgerinnen und Bürger mit mittleren und
niedrigen Einkommen hätten eine deutlich höhere Konsumquote als
Spitzenverdienende, für die der Solidaritätszuschlag weiterhin erhoben
werden soll. Wegen der aktuell weiterhin bestehenden finanziellen
Lasten des Bundes aus der Wiedervereinigung werde der
Solidaritätszuschlag nur teilweise zurückgeführt.

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die sogenannte Freigrenze, bis zu
der der Solidaritätszuschlag nicht erhoben wird, stark erhöht wird.
Bei einkommensteuerpflichtigen Personen beträgt diese Freigrenze
derzeit 972 Euro bei Einzel- und 1.944 Euro bei Zusammenveranlagung.
Diese Freigrenze soll auf 16.956 beziehungsweise 33.912 Euro erhöht
werden. Dadurch sollen 90 Prozent aller bisherigen Zahler des
Zuschlags von der Zahlung befreit werden. Für höhere Einkommen wird
eine Milderungszone eingerichtet, um einen Belastungssprung beim
Überschreiten der Freigrenze zu vermeiden. Die Wirkung der
Milderungszone nimmt mit steigendem Einkommen ab. Nach Angaben der
Bundesregierung kann der Solidaritätszuschlag so lange fortgeführt
werden, wie ein aufgabenbezogener Mehrbedarf des Bundes besteht.

Die CDU/CSU-Fraktion zeigte sich erfreut über die erhebliche
Entlastung der Bürgerinnen und Bürger. Die Entlastung von 90 Prozent
aller Steuerzahlerinnen und Steuerzahler sei ein guter Schritt. Man
hätte zwar gerne alle von der Zahlung des Zuschlags befreit, aber der
erste Schritt sei ein wichtiges Signal, und am zweiten Schritt zur
völligen Abschaffung des Zuschlags werde gearbeitet. Die SPD-Fraktion
zeigte sich erfreut, dass eines der zentralen Versprechen aus dem
Koalitionsvertrag jetzt umgesetzt werde. Es sei richtig, dass die
verbleibenden zehn Prozent der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler den
Zuschlag weiter zu entrichten hätten. Wegen des zweiten Schritts
bleibe man im Gespräch.

Die FDP-Fraktion drängte darauf, den Zuschlag komplett bereits zum 1.
Januar 2020 abzuschaffen. Es sei schade, dass das Thema
Solidaritätszuschlag jetzt nicht beendet werden könne.

Die Linksfraktion kritisierte, dass vom jährlichen Entlastungsvolumen
rund zwei Milliarden Euro auf untere Einkommensschichten entfallen
würden, während die oberen 30 Prozent um rund acht Milliarden Euro
entlastet werden würden. Investitionsbedarf bestehe weiterhin - und
zwar im Osten wie im Westen. Auch die Fraktion Bündnis/90 Die Grünen
wies darauf hin, dass Bezieherinnen und Bezieher geringer und
mittlerer Einkommen wenig von der Senkung hätten.

 * 

4. Ausschuss billigt Masernschutzgesetz

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat den
Entwurf für das Masernschutzgesetz (19/13452) der Bundesregierung
mehrheitlich gebilligt. Für die in den Ausschussberatungen noch in
einigen Punkten veränderte Vorlage stimmten am Mittwoch die Fraktionen
von Union, SPD und FDP, die AfD votierte dagegen, Linke und Grüne
enthielten sich der Stimme. Der Gesetzentwurf steht am Donnerstag auf
der Tagesordnung des Parlaments.

Die Reform sieht eine Impfpflicht für Kinder in
Gemeinschaftseinrichtungen vor. Geplant ist ein verpflichtender
Impfschutz gegen die Virusinfektion in Kitas, Schulen und der
Kindertagespflege. Vor Aufnahme in solche Einrichtungen muss für die
Kinder künftig nachgewiesen werden, dass sie wirksam gegen Masern
geimpft worden sind. Auch Mitarbeiter sowie medizinisches Personal
müssen einen vollständigen Impfschutz nachweisen.

Kinder ohne Masernimpfung können vom Besuch einer Kindertagesstätte
ausgeschlossen werden. Der Gesetzentwurf sieht ferner vor, dass gegen
Eltern, die ihre in Gemeinschaftseinrichtungen betreuten Kinder nicht
impfen lassen, ein Bußgeld in Höhe von bis zu 2.500 Euro verhängt
werden kann.

Künftig sollen auch wieder verstärkt freiwillige Reihenimpfungen in
Schulen ermöglicht werden. Auch Betriebsärzte sollen sich an
Schutzimpfungen beteiligen.

Der Gesetzentwurf beinhaltet drei sogenannte fachfremde Regelungen,
die ebenfalls vom Ausschuss verabschiedet wurden. So sollen
Versicherte künftig bei einem Verdacht auf sexuellen Missbrauch einen
Anspruch auf Kostenübernahme für eine vertrauliche medizinische
Spurensicherung am Körper bekommen. Der Gesundheitsausschuss
erweiterte diese Regelung auch auf andere Fälle von Misshandlung und
Gewalt.

Zudem soll Werbung für operative plastisch-chirurgische Eingriffe
(Schönheitsoperationen), die sich ausschließlich oder überwiegend an
Jugendliche richtet, verboten werden. Damit soll vor allem die
vergleichende Darstellung des Aussehens vor und nach einem Eingriff
unterbunden werden.

Schließlich wird mit dem Gesetzentwurf das Wiederholungsrezept
eingeführt. Es zielt auf Versicherte ab, die eine kontinuierliche
Versorgung mit einem Arzneimittel benötigen. In den Fällen kann der
Arzt eine Verordnung ausstellen, die eine bis zu drei Mal wiederholte
Abgabe erlaubt.

 * 

5. Gesetz zum Emissionshandel angenommen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Den Weg für einen nationalen Zertifikatehandel für
Brennstoffemissionen ist frei. Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit hat am Mittwochmorgen mit den Stimmen der CDU
/CSU und der SPD gegen die Stimmen aller Oppositionsfraktionen den
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/14949) in der Ausschussfassung
angenommen.

Mit dem Gesetzentwurf soll ein Emissionshandel für die Sektoren Wärme
und Verkehr ab dem Jahr 2021 eingeführt werden. Der Emissionshandel
führe zu einer absoluten Mengenbegrenzung der Emissionen und durch die
Pflicht, Zertifikate für die Nutzung der Umweltressource Luft und
Atmosphäre zu erwerben, zu einem Preis auf CO2. Dieser soll mit zehn
Euro pro Tonne starten und bis 2025 stufenweise auf 35 Euro pro Tonne
steigen. Ab 2026 sollen die Verschmutzungsrechte ersteigert werden.
Der Mindestpreis soll dann 35 Euro und der Höchstpreis 60 Euro
betragen. Das nationale Emissionshandelssystem erfasst die Emissionen
insbesondere aus der Verbrennung von Heizöl, Flüssiggas, Erdgas,
Kohle, Benzin und Diesel.

Ein Änderungsantrag und ein Entschließungsantrag von CDU/CSU und SPD
wurden mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der FDP
angenommen. Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen lehnten beide Anträge
ab, die AfD enthielt sich. Mit dem Änderungsantrag sollen biogene
Brennstoffemissionen bei entsprechendem Nachhaltigkeitsnachweis mit
dem Emissionsfaktor Null belegt werden können. Die Erweiterung diene
dazu, Doppelerfassungen zu vermeiden, etwa wenn Brennstoffe erneut in
der Verkehr gebracht würden. Zudem ist nun eine Beteiligung des
Bundestags beim Erlass der Rechtsverordnung vorgesehen. Ein Antrag der
FDP (19/14782) zu einem CO2-Limit wurde mit den Stimmen aller anderen
Fraktionen abgelehnt.

In der Diskussion im Ausschuss betonte eine Vertreterin der
CDU/CSU-Fraktion, dass der stetig steigende CO2-Preis einen
"transparenten Pfad, auf den sich alle einstellen können" bedeute. Sie
verwies darauf, dass Härtefallregelungen und der Schutz vor dem Risiko
der Verlagerung von Emissionen im Gesetz vorgesehen seien. Ein
Vertreter der AfD-Fraktion verwies auf die Kritik der
Sachverständigen, die vergangene Woche in einer Anhörung das Vorhaben
als verfassungswidrig eingeschätzt hatten. Er kritisierte, dass mit
dem Gesetzentwurf ein nationaler Alleingang gestartet werde, der bei
einem globalen Thema "null Effekt" habe.

In der Anlage sei dieses Gesetz sinnvoll, sagte ein Vertreter der
FDP-Fraktion, es sei jedoch wirkungslos, was die CO2-Minderung angehe.
Auch er mache sich große Sorgen darüber, ob das Gesetz
verfassungsrechtlich korrekt sei. "Fast alle Sachverständigen sagten,
dass fossiles CO2 einen Preis bekommen muss", hielt ein Vertreter der
SPD-Fraktion dagegen. Ein eigener nationaler Weg sei notwendig und das
neue "lernende System" brauche Zeit in der Einführungsphase, sagte er.

Auch ein Vertreter der Linken bezog sich auf die Anhörung in der
vergangenen Woche. Dort sei das Gesetz als "unwirksam" bestätigt
worden, sagte er. Wichtige Forderungen wie ein Tempolimit oder ein
Programm für energetische Sanierungen, um die Sanierungsquoten zu
verdreifachen, hätten keinen Einzug in das Gesetz gefunden. Eine
Vertreterin der Grünen kritisierte den niedrigen Einstiegspreis für
CO2. Dieser komme "zu spät", um den europäischen Verpflichtungen
nachzukommen. Dass es keine Entscheidung für erneuerbare Energien
gebe, sei zudem "fatal", kritisierte sie.

 * 

6. Ausschuss nimmt Klimaschutzgesetz an

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben am Mittwochmorgen einen
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Einführung eines
Bundes-Klimaschutzgesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften
(19/14948) mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
aller Oppositionsfraktionen in der Ausschussfassung angenommen. Am
Freitag steht der Gesetzentwurf zur Abstimmung im Plenum.

Mit dem Gesetzentwurf sollen die Klimaschutzziele erstmals gesetzlich
normiert werden und die Sektorziele des Klimaschutzplans 2050 in
jährliche Emissionsbudgets für die Sektoren Energie, Industrie,
Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft und Abfallwirtschaft übertragen
werden. Der angenommene Änderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD
sieht vor, dass die Zustimmung des Bundestages bei der
Sektoraufteilung der Jahresemissionsmengen nötig ist. Zudem sollen der
Bundestag und die Bundesregierung den im Gesetz geplanten Expertenrat
für Klimafragen mit der Erstellung von Sondergutachten beauftragen
können.

Dieser Änderungsantrag zum Gesetzentwurf wurde mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen, der FDP und der Linken angenommen. Die AfD
lehnte den Änderungsantrag ab, die Grünen enthielten sich. Ebenfalls
wurde ein Entschließungsantrag der CDU/CSU und SPD mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen und der Linken bei Ablehnung aller anderen
Fraktionen angenommen. Anträge der AfD (19/14069), der FDP (19/14344)
und der Grünen (19/11153; 19/13538) fanden keine Mehrheit.

In der Diskussion verteidigte eine Vertreterin der CDU/CSU-Fraktion
den Gesetzentwurf. Damit werde ein "robuster Rahmen" für das Erreichen
der Klimaziele 2030 geschaffen. Bestehende Klimaziele würden nicht
relativiert und der Expertenrat decke alle relevanten
Wissenschaftsbereiche ab. Sie schlug zudem eine jährliche Plenarwoche
"Nachhaltigkeit und Klima" vor, im Rahmen dieser die Minister über den
Umsetzungsstand der Maßnahmen berichten könnten. Ein Vertreter der
AfD-Fraktion sagte, dass Nutzen und Wirkung des Gesetzes sehr
umstritten seien. Die Kosten pro eingesparte Tonne CO2 und die
Vermeidungskosten könnten nicht abgeschätzt werden, kritisierte er.

Dass das Gesetz nicht effizient im Sinne der Zielerreichung sei,
kritisierte auch ein Vertreter der FDP. Daher könne man ihm nicht
zustimmen. Der Änderungsantrag der Koalition und eine Beteiligung des
Bundestages sei aus der Legitimationsperspektive aber richtig, sagte
er. Das Gesetz sei ein "Meilenstein", sagte ein Vertreter der
SPD-Fraktion, auch weil die Ziele regelmäßig überprüft würden. Er
freue sich, jedes Jahr eine Debatte darüber zu führen, wie die Ziele
am besten erreicht werden können.

Ein Vertreter der Linken kritisierte, dass die Klimaneutralität bis
2050 nicht festgeschrieben, sondern nur angestrebt werde. Das Gesetz
sei ein "unwirksamer Flickenteppich", der zudem eine soziale
Schieflage in den Bereichen Verkehr und Wärme mit sich bringe. Eine
Vertreterin der Grünen kritisierte das kleinteilige, enge
Gesetzgebungsverfahren und die fehlende Einbindung der Menschen und
überparteiliche Beratung im Prozess. Eine Plenarwoche zu
"Nachhaltigkeit und Klima" halte sie für nicht sinnvoll.

 * 
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BUNDESTAG/9121: Heute im Bundestag Nr. 1268 - 13.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1268

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 12.17 Uhr

1. Streitbeilegung bei Doppelbesteuerung

2. Anträge zur Barrierefreiheit abgelehnt

3. Fonds verwalten 1,7 Billionen Euro

4. Umsatzsteuerklage der EU-Kommission

5. Weniger Lebensversicherungsneugeschäft

6. Transparenz angestrebt

7. Stellungnahme zu Erdölbevorratungsgesetz



1. Streitbeilegung bei Doppelbesteuerung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Bei Streitfällen über Doppelbesteuerungsabkommen
wird ein neues Verfahren zur Beilegung eingeführt. Der Finanzausschuss
stimmte am Mittwoch dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf
eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/1852 des Rates
vom 10. Oktober 2017 über Verfahren zur Beilegung von
Besteuerungsstreitigkeiten in der Europäischen Union (19/12112) zu.
Für den Gesetzentwurf stimmten neben den Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD die Fraktionen von AfD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen. Die
Fraktion Die Linke enthielt sich. Zuvor war auf Antrag der
Koalitionsfraktionen ein Änderungsantrag beschlossen worden, mit dem
die Beteiligungsrechte des Bundesrates gesichert werden sollen.

Nach Angaben der Bundesregierung entstehen
Doppelbesteuerungssachverhalte, wenn zwei souveräne
Steuer-Jurisdiktionen auf dasselbe Besteuerungssubstrat zugreifen. Die
Beilegung einer von einem betroffenen Steuerpflichtigen vorgebrachten
Doppelbesteuerungsstreitigkeit sei bisher erfolgt, indem die
jeweiligen Staaten teilweise auf ihre Besteuerungsrechte verzichten
würden. Die bestehenden Verfahren würden allerdings teilweise keinen
Einigungszwang dieser Staaten durch eine Schiedsverfahrensphase
vorsehen. Durch die Umsetzung der Richtlinie werde nun innerhalb der
EU ein weiteres Streitbeilegungsverfahren eingeführt, dass diese
Schiedsverfahrensphase für alle Doppelbesteuerungsstreitigkeiten
vorsehe. In dieser Schiedsverfahrensphase werde die Streitfrage einem
beratenden Ausschuss zur Stellungnahme vorgelegt, von dessen
Stellungnahme die zuständigen Behörden abweichen könnten. Falls sich
die zuständige Behörden jedoch innerhalb von sechs Monaten nach
Übermittlung dieser Stellungnahme nicht verständigen würden, so seien
sie inhaltlich an diese Stellungnahme gebunden, heißt es in der
Begründung des Entwurfs. Wenn der Steuerpflichtige der abschließenden
Entscheidung über die Streitfrage zustimme und auf Rechtsbehelfe
verzichte, seien die fraglichen Steuerbescheide des Steuerpflichtigen
entsprechend zu ändern.

Die CDU/CSU-Fraktion bezeichnete es als wichtig, zu einer
standardisierten Streitbeilegung zu kommen. Die SPD-Fraktion würdigte
die Verkürzung der Verfahrensdauer. Auch für die AfD-Fraktion wurde
hier ein Problem vernünftig gelöst. Die FDP-Fraktion sprach von einer
ordentlichen Einigung und einer "runden Sache". Auch die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zeigte sich einverstanden. Die Fraktion Die
Linke sah Defizite bei der Transparenz; die Absicht, die Verfahren zu
beschleunigen, wurde grundsätzlich begrüßt.

 * 

2. Anträge zur Barrierefreiheit abgelehnt

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwochvormittag mehrere Anträge von FDP und Linksfraktion zum Thema
Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen abgelehnt. So hatte
die FDP-Fraktion in einem Antrag (19/14787) gefordert, umfassende
Barrierefreiheit im Nah- und Fernverkehr durchzusetzen und die
Vorreiterrolle des Staates darin betont. In neun Anträgen (19/14752;
19/14753; 19/14754; 19/14755; 19/14756; 19/14757; 19/14758; 19/14759;
19/14760) hatte sich die Fraktion Die Linke unter anderem für eine
Überarbeitung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes ausgesprochen
und Barrierefreiheit in den Bereichen politische Teilhabe,
Gesundheitsversorgung, Mobilität, Wohnraumversorgung, Kultur und
Medien gefordert.

 * 

3. Fonds verwalten 1,7 Billionen Euro

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Alle 7.091 Investmentfonds in Deutschland haben mit
Stand Juni 2019 rund 1,7 Billionen Euro verwaltet. Wie hoch der Anteil
von passiven Fonds an dieser Summe ist, konnte die Bundesregierung in
der Antwort (19/13139) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12509) nicht beantworten, da die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) keine Meldedaten erhebe, die
zwischen aktiv und passiv verwalteten Fonds differenzieren würden. Die
passiven Exchange Traded Funds (ETF) bilden einen bestimmten Index
nach, während gemanagte Fonds die Wertpapiere nach bestimmten
Kriterien aussuchen. Auf die Frage nach den Risiken von ETF heißt es,
grundsätzlich würden sowohl synthetische als auch physische
Replikationsmethoden bei ETF Gegenparteirisiken bergen - im ersten
Fall über die Swap-Konstruktion und im zweiten Fall über
Wertpapierleihgeschäfte. Gefragt nach Wertpapiermarktstörungen, die in
einem Bericht der Deutschen Bundesbank aufgezählt werden, schreibt die
Bundesregierung, diese Ereignisse seien alle in den USA aufgetreten,
und ETF seien für diese Störungen nicht ursächlich gewesen.

 * 

4. Umsatzsteuerklage der EU-Kommission

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung ist der Ansicht, dass die
Regelung im Paragraph 24 des Umsatzsteuergesetzes zur Besteuerung
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe mit Durchschnittssätzen mit
dem Unionsrecht vereinbar ist. Diese Ansicht habe sie in mehreren
Stellungnahmen gegenüber der EU-Kommission dargelegt, heißt es in der
Antwort der Bundesregierung (19/13603) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/13094). Die Regierung werde auch in dem nunmehr
eingeleiteten Klageverfahren eine entsprechende Stellungnahme abgeben.
Weiterer Handlungsbedarf werde derzeit nicht gesehen, heißt es zu
einer Bekanntmachung der EU-Kommission, dass sie die Bundesrepublik
Deutschland wegen der Ausnahmeregelung bei der Mehrwertsteuer für
Landwirte vor dem Europäischen Gerichtshof verklagen wird.

 * 

5. Weniger Lebensversicherungsneugeschäft

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Lebensversicherungsgeschäft ist rückläufig.
Wurden 2009 noch 6,2 Millionen Verträge neu abgeschlossen, so sank die
Zahl der Neuabschlüsse bis 2018 auf 5,2 Millionen. Ende 2018 hätten
laut Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 82,8 Millionen
Lebensversicherungsverträge bestanden, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/13661) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/13073). Die Versichertenguthaben würden sich auf 968 Milliarden
Euro belaufen. Wie viele Versicherungsnehmer versucht hätten, ihren
Vertrag zu widerrufen, kann die Bundesregierung nicht angeben.

 * 

6. Transparenz angestrebt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln transparent und für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. So würden Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen seien, sowie die beschlossenen
Gesetzentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, heißt es in der
Antwort (19/13732) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/13246) der Fraktion Die Linke.

Ferner sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Vorlagen über die Internetseiten der
jeweiligen Ressorts veröffentlicht.

Die Fragesteller hätten eine Vielzahl identischer Anfragen zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren Auswahl als eher
zufällig erscheine. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebung und
der Detailtiefe einzelner Fragen erreicht. Die Bundesregierung gehe
davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig
durch die Veröffentlichung der Entwürfe und Stellungnahmen auf den
Internetseiten der Ressorts Genüge getan sei.

 * 

7. Stellungnahme zu Erdölbevorratungsgesetz

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Um logistische Fragen bezüglich der Erdölvorräte für
Notfälle geht es in der von der Bundesregierung als Unterrichtung
vorgelegten Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes und einer Gegenäußerung der
Bundesregierung (19/14622). Konkret geht es um einen Gesetzespassus,
den die Bundesregierung im Zuge der Novellierung als redaktionelle
Klärung versteht. Der Bundesrat war damit nicht einverstanden, er sah
darin einen Abschied von der Belieferungspflicht an bestimmte Abnehmer
im Krisenfall. Die Bundesregierung erwiderte, der bisherige Begriff
"Beliefern" habe im Sinne von "zur Verfügung stellen" verstanden
werden müssen, daher sei die jetzige Klarstellung tatsächlich nur eine
redaktionelle.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1267

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 11.51 Uhr

1. 24 Drogenkonsumräume in Deutschland

2. Bericht über Versorgungsplanung 2020

3. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

4. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

5. Folgen von 100-Prozent-Sanktionen

6. Verweildauer in Hartz IV

7. AfD fragt nach Umsetzungsstrategie



1. 24 Drogenkonsumräume in Deutschland

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der Bundesregierung tragen
Drogenkonsumräume zur Schadensreduzierung bei. Die Ausstattung diene
einem risikominimierten, meist intravenösen Konsum von Opioiden, heißt
es in der Antwort (19/13764) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/13292) der Linksfraktion.

Dies beinhalte die Bereitstellung von sterilem Spritzbesteck und die
Ausgabe von Pflastern, Tupfern sowie steriler Einwegmaterialien.
Drogenkonsumräume zielten darauf ab, Infektionen durch unsauberen
Drogenkonsum einzudämmen und Hilfen für Abhängige anzubieten.

Die Verantwortung für die Einrichtung solcher Stellen liege bei den
Ländern. In Deutschland gibt es den Angaben zufolge 24
Drogenkonsumräume.

 * 

2. Bericht über Versorgungsplanung 2020

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Spitzenverband der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) wird Ende 2020 den nächsten Bericht über
Entwicklungen in der gesundheitlichen Versorgungsplanung vorlegen.
Derzeit lägen noch keine validen Daten über bundesweite oder
länderspezifische Entwicklungen vor, heißt es in der Antwort
(19/13740) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/13295) der
Linksfraktion.

Generell sei zu bedenken, dass es sich um ein freiwilliges Engagement
handele und die anspruchsvolle Qualifizierung von Gesprächsbegleitern
Zeit in Anspruch nehme. Die neue Leistung werde sukzessiv auf- und
ausgebaut.

Die gesundheitliche Versorgungsplanung ist ein Beratungsangebot zur
medizinisch-pflegerischen und psychosozialen Versorgung in der letzten
Lebensphase, das auf die individuelle Lage des Betroffenen
zugeschnitten ist. Die Beratung soll den Patienten die Möglichkeit
geben, selbstbestimmt über die Behandlung, Versorgung und Pflege zu
entscheiden.

 * 

3. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Musikveranstaltungen der extremen
Rechten im dritten Quartal 2019 will die Fraktion Die Linke erfahren.
Zudem erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/14735) unter
anderem danach, von wie vielen Personen die einzelnen
Konzertveranstaltungen besucht wurden.

 * 

4. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Proteste gegen und Übergriffe auf
Flüchtlingsunterkünfte im dritten Quartal 2019" sind Thema einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/14734). Darin erkundigt sie
sich danach, zu wie vielen "Überfällen, Anschlägen,
Sachbeschädigungen, tätlichen Angriffen" auf Flüchtlingsunterkünfte
sowie auf Flüchtlinge außerhalb ihrer Unterkunft es von Anfang Juli
bis Ende September dieses Jahres gekommen ist. Auch möchten sie unter
anderem wissen, wie häufig Kinder Opfer solcher Angriffe wurden.

 * 

5. Folgen von 100-Prozent-Sanktionen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/14738)
zu den Folgen von 100-Prozent-Sanktionen für Bezieher des
Arbeitslosengeldes II (ALG II) gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, wie viele ALG-II-Bezieher infolge einer
solchen Sanktion Lebensmittelgutscheine beantragt haben.

 * 

6. Verweildauer in Hartz IV

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/14809)
zur Verweildauer im Regelleistungsbezug des SGB II (Zweites Buch
Sozialgesetzbuch) gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, ob die Unterbrechung des Regelleistungsbezuges von mehr als
31 Tagen schädlich für die Berechnung der Bezugsdauer ist.

 * 

7. AfD fragt nach Umsetzungsstrategie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Datenverfügbarkeit als
Grundlage der Digitalisierung des Verkehrs" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/14571). Darin wird die
Bundesregierung gefragt, ob das technische Umsetzungskonzept für die
Maßnahme "Datenverfügbarkeit als Grundlage der Digitalisierung des
Verkehrs" wie geplant bis Mai 2019 umgesetzt wurde.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1266

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr

1. Zinsberechnung wird untersucht

2. Kein Konzeptpapier geplant

3. AfD fragt nach Teichwirtschaft

4. Müllexporte nach Polen

5. Umsetzung des MINT-Aktionsplan



1. Zinsberechnung wird untersucht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) untersucht weiter, ob es zu unrichtigen Sollzinsberechnungen
bei Krediten sowie zu fehlerhaften Zinsberechnungen bei
Prämiensparverträgen gekommen sein könnte. Diese Untersuchungen seien
noch nicht abgeschlossen, erläutert die Bundesregierung in der Antwort
(19/14485) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13413). Wie aus der Antwort der Bundesregierung weiter hervorgeht,
gibt es nur verhältnismäßig wenige Beschwerden bei der Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht zum Thema Zinsen im Kreditgeschäft.
2018 seien es 54 Beschwerden gewesen, von denen fünf begründet gewesen
sein.

 * 

2. Kein Konzeptpapier geplant

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Auftragssumme des vom Umweltbundesamt in Auftrag
gegebenen Inputpapiers "Impact-Journalismus und zielgenaues
Storytelling für gesellschaftlichen Wandel", beläuft sich auf 16.500
Euro. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13604) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13095). In dieser hatte sich
die Fraktion nach den Kosten des Input-Papiers erkundigt und gefragt,
welche Erwartungen und Ergebnisse mit der Erstellung verbunden seien.
Es handele sich um "eine ergebnisoffene Sondierung mit Praktiker*innen
und Expert*innen" die als Diskussionsgrundlage für ein Symposium
gedient habe. Das neunseitige Inputpapier entspreche nicht der
Auffassung des Umweltbundesamts, schreibt die Regierung. Ein
Positions- oder Konzeptpapier, das die Inhalte des Inputpapiers und
des Symposiums verbinde, sei nicht geplant.

 * 

3. AfD fragt nach Teichwirtschaft

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14923), ob die Bundesregierung Unterwasserpflanzen in
Fischzuchtteichen als geschütztes Biotop nach dem
Bundesnaturschutzgesetz ansehe. Die Abgeordneten wollen außerdem
erfahren, ob die Bundesregierung die in der Teichwirtschaft bisher
durchgeführte alljährliche Wirtschaftsweise von Wasserbespannung,
Düngung, Kalkung, Fischbesatz, Fütterung und vollständigem Ablassen
als zulässig betrachte.

 * 

4. Müllexporte nach Polen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/14821) nach legalen und illegalen Müllexporten
nach Polen. Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welche
Hinweise die Bundesregierung über Vorfälle von illegalem Müllexport
aus der Bundesrepublik nach Polen seit dem 3. Oktober 1990 hat und wie
hoch das jährliche Volumen der Transporte von Müll nach Polen seitdem
ist. Außerdem fragt die Fraktion, in wie vielen Fällen es zu
strafrechtlichen Konsequenzen für deutsche Firmen oder deutsche
Staatsbürger kam.

 * 

5. Umsetzung des MINT-Aktionsplan

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Im August 2014 hat die Bundesregierung das
Strategiepapier "Digitale Agenda 2014 - 2017" veröffentlicht. Die
Veröffentlichung einer Digitalstrategie für Deutschland erfolgte damit
vier Jahre später als die Verabschiedung der "Digital Agenda for
Europe" der EU-Kommission im Jahr 2010, schreibt die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/14573).

Nach Auffassung der Abgeordneten ist es mindestens zehn Jahre zu spät
für eine richtungsweisende Digitalpolitik zum Wohl der Gesellschaft,
der öffentlichen Verwaltung und des Wirtschaftsstandortes Deutschland.
In Fachmedien sei an der Digitalen Agenda 2014 - 2017 kritisiert
worden, sie sei lediglich eine Bestandsaufnahme der Problemlagen und
Möglichkeiten und enthalte nur wenige konkrete Lösungsvorschläge.

Zu der Maßnahme "MINT-Aktionsplan" (MINT: Mathematik, Information,
Naturwissenschaften und Technik) seien in der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" der Aufbau einer 
MINT-E-Plattform und Vernetzungsstelle sowie MINT-Angebote für Jugendliche
und Forschung zur MINT-Bildung angekündigt worden.

Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob die Bekanntmachung
der Fördermaßnahme "Aufbau einer MINT-E-Plattform und
Vernetzungsstelle", die Fördermaßnahme "MINT-Angebote für Jugendliche"
und die Fördermaßnahme "Forschung zur MINT-Bildung" erfolgt ist und ob
ein MINT-Kommunikationskonzept erstellt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/9118: Heute im Bundestag Nr. 1265 - 13.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1265

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 10.37 Uhr

1. Steigender Stress und Arbeitsdruck

2. Flexible Arbeitsplanung

3. Hilfen für deutsche Seemannsmissionen

4. Arbeiten in der Systemgastronomie

5. Ermittlungen zum Islamischen Staat

6. Immobilien am Güterbahnhof Dessau



1. Steigender Stress und Arbeitsdruck

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Beschäftigte in der Energie- und Wasserversorgung
(49 Prozent) und im Kredit- und Versicherungsgewerbe (49 Prozent)
berichten besonders häufig von steigendem Arbeitsdruck und Stress
innerhalb der vergangenen zwei Jahre. An dritter Stelle folgt das
Gesundheits- und Sozialwesen (43 Prozent). Das geht aus einer Antwort
(19/13477) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12384) der
Fraktion Die Linke hervor. Demnach berichten vor allem Beschäftigte im
Alter zwischen 50 und 54 Jahren häufig davon, dass Stress und
Arbeitsdruck zunehmen, wobei der Anteil mit zunehmendem Alter steigt.
Im Bundesvergleich sind davon insbesondere Beschäftigte aus
Brandenburg (45 Prozent), Sachsen-Anhalt, Saarland und Rheinland-Pfalz
(41 Prozent) betroffen, wie aus der Antwort weiter hervorgeht.

 * 

2. Flexible Arbeitsplanung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 konnten 64 Prozent der abhängig
Beschäftigten häufig ihre Arbeit selbst planen und einteilen. Im
Vergleich zu 2006 (68 Prozent) ist dieser Anteil damit leicht
gesunken. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13675)
auf eine Kleine Anfrage (19/12847) der Fraktion Die Linke. Daraus geht
weiter hervor, dass vor allem Arbeitnehmer ab 35 Jahren diese
Flexibilität genießen und jene mit einem Abitur-Schulabschluss (76
Prozent). Bei Arbeitnehmern mit Hauptschulabschluss sind es dagegen
nur 51 Prozent. Die Bundesregierung bezieht sich bei den Angaben auf
Statistiken der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin und
des Bundesinstituts für Berufsbildung.

 * 

3. Hilfen für deutsche Seemannsmissionen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Deutsche Seemannsmission beziehungsweise die
Katholische Seemannsmission Stella Maris werden durch das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales in diesem Jahr mit rund
einer Million Euro gefördert, um deren Sozialeinrichtungen in
inländischen Häfen abzusichern. Das geht aus der Antwort (19/13692)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/13067) der
FDP-Fraktion hervor. Seit 1999 erhielten die deutschen
Seemannsmissionen im Ausland durch das Auswärtige Amt demnach Hilfen
von 2,4 Millionen Euro.

 * 

4. Arbeiten in der Systemgastronomie

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Tarifregister des Bundes sind derzeit nur zwei
Tarifverträge mit Regelungscharakter zur Arbeitszeit in der
Systemgastronomie (standardisierte, oft in Ketten organisierte
Gastronomie) verzeichnet. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/14087) auf eine Kleine Anfrage (19/13243) der Fraktion Die
Linke. Daraus geht auch hervor, dass das mittlere Bruttoarbeitsentgelt
(Median) der sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten in
der Branche im Jahr 2018 bei 2.083 Euro gelegen hat (der Median aller
Berufe betrug 3.304 Euro); allerdings ist die Teilzeitquote in diesem
Bereich mit 58 Prozent sehr hoch.

 * 

5. Ermittlungen zum Islamischen Staat

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Einen Überblick über die Ermittlungen des
Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof (GBA) wegen des Verdachts
der Mitgliedschaft in der Organisation "Islamischer Staat" gibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13676) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/13200). Sie weist zunächst darauf hin, dass
die Betätigung des "Islamischen Staates" mit Verfügung vom 12.
September 2014 durch den Bundesminister des Innern verboten wurde. Der
GBA führt mit Stand 16. September 2019 89 Ermittlungsverfahren gegen
114 namentlich bekannte Beschuldigte wegen des Verdachts der
Mitgliedschaft in der terroristischen Vereinigung "Islamischer Staat"
(IS). Davon richteten sich 77 Ermittlungsverfahren gegen jeweils einen
Beschuldigten, sechs Ermittlungsverfahren gegen jeweils zwei
Beschuldigte, vier Ermittlungsverfahren gegen jeweils drei
Beschuldigte, ein Ermittlungsverfahren gegen fünf Beschuldigte und ein
Ermittlungsverfahren gegen acht Beschuldigte. Dabei gehe es um eine
Vielzahl von Straftatbeständen, die im Einzelnen aufgelistet werden.
Weiter führt der GBA den Angaben zufolge elf Ermittlungsverfahren
gegen 21 namentlich bekannte Beschuldigte wegen des Verdachts der
Unterstützung des IS. Ein Ermittlungsverfahren werde gegen unbekannte
Beschuldigte und zwei Ermittlungsverfahren gegen unbekannte und
bekannte Beschuldigte geführt. Zur Anzahl der Durchsuchungen in
Ermittlungsverfahren gegen namentlich bekannte IS-Mitglieder oder
-Unterstützer führe der GBA keine Statistik.

 * 

6. Immobilien am Güterbahnhof Dessau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zu den Eigentumsverhältnissen am alten Güterbahnhof
in Dessau-Roßlau äußert sich die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/13494) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13115). Nach
Angaben der Deutsche Bahn AG (DB AG) befinde sich noch eine Fläche des
Güterbahnhofs im Eigentum der DB AG, heißt es in der Antwort. Der
ehemalige Güterschuppen sei ohne Auflagen für die zukünftige Nutzung
im Jahr 2014 verkauft worden. Der Lokschuppen befinde sich nach
Angaben der DB AG bereits seit mehr als 25 Jahren im Eigentum des
ansässigen Eisenbahnvereins.

 * 
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BUNDESTAG/9117: Heute im Bundestag Nr. 1264 - 13.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1264

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. November 2019, Redaktionsschluss: 10.07 Uhr

1. Rechtsausschuss beruft Brandner ab

2. Abschaffung der Zeitumstellung

3. Luftverkehrsteuer wird angehoben

4. Modernisierung des Strafverfahrens

5. Gesetzentwurf zur Meisterpflicht

6. Beziehungen zu Rüstungsindustrie

7. Endverbleib von Rüstungsgütern



1. Rechtsausschuss beruft Brandner ab

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Stephan Brandner (AfD) ist nicht länger Vorsitzender
des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz. Mit Ausnahme der
AfD-Abgeordneten stimmten alle Ausschussmitglieder zu Beginn der 71.
Sitzung des Gremiums am Mittwoch für einen Abberufungsantrag der
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen.
Bereits in der vergangenen Woche hatten die Obleute der fünf
Fraktionen die Abwahl Brandners beschlossen. Vorausgegangen war eine
Rücktrittsforderung in der Sitzung am vergangenen Mittwoch.

Johannes Fechner (SPD) begründete den Antrag im Namen der Fraktionen.
Der Geschäftsordnungsausschuss habe die Möglichkeit der von den
Obleuten beantragten Abberufung eines Ausschussvorsitzenden bejaht.
Die Zusammenarbeit mit Brandner sei durch dessen Äußerungen und seine
fehlende Bereitschaft zur Mäßigung belastet. Branden lasse auch keine
Einsicht erkennen und sei für das Amt des Vorsitzenden des
Rechtsausschusses ungeeignet. Für die AfD wies der Abgeordnete Roman
Reusch den Antrag zurück. Es gebe dafür keine Rechtsgründe.

Hintergrund der Entscheidung sind Äußerungen Brandners auf seinem
Twitter-Kanal nach dem Terroranschlag in Halle und gegen die
Verleihung des Bundesverdienstkreuzes an den Künstler Udo Lindenberg,
die weithin Empörung ausgelöst hatten. Vertreter der antragstellenden
Fraktionen hatten erklärt, Brandner habe weder menschlich noch
politisch die notwendige Eignung für den Vorsitz im Rechtsausschuss
und sei in dieser Funktion nicht tragbar. Brandner, der seinen
Wahlkreis in Thüringen hat, hatte die Vorwürfe zurückgewiesen.

Nach der Abwahl Brandners wurde die Sitzung des Ausschusses für 15
Minuten unterbrochen. Anschließend übernahm der stellvertretende
Vorsitzende Heribert Hirte (CDU) die Leitung der Sitzung.

 * 

2. Abschaffung der Zeitumstellung

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt Forderungen nach
Abschaffung der Zeitumstellung und spricht sich zugleich für eine
harmonisierte europäische Regelung aus, um einen "Zeitflickenteppich"
zu verhindern. In der Sitzung am Mittwochmorgen beschlossen die
Abgeordneten mit breiter Mehrheit, dahingehende Petitionen dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie als Material zu
überweisen und sie den Fraktionen des Bundestages zur Kenntnis zu
geben. In den Petitionen wurde teils die dauerhafte Einführung der
Sommerzeit aber auch das dauerhafte Festhalten an der Normalzeit
(Winterzeit) verlangt. Die AfD-Fraktion lehnte als einzige Fraktion
die dauerhafte Einführung der Sommerzeit ab und sprach sich für die
Winterzeit aus.

Die Befürworter der Sommerzeit führen in ihrer Eingabe an, dass so
mehr Tageslicht und Lebensqualität auch im Winter ermöglicht werde, da
es an den meisten Tagen bis 18 Uhr hell sei. Die Befürworter der
Winterzeit verweisen darauf, dass die künstlich entstandene Sommerzeit
für die meisten Menschen am Abend zu ansteigender Hitzebelastung und
im Winter zu dunklen Morgenstunden führe, was nachteilige Folgen für
Schulkinder, Berufstätige und Pendler habe.

In der Begründung zu ihrer Beschlussempfehlung schreiben die
Abgeordneten, während die unionsweite Zeitumstellung in die
Zuständigkeit der EU falle, obliege es im Falle einer EU-weiten
Abschaffung der Zeitumstellung anschließend der Entscheidung eines
jeden Mitgliedsstaates, "ob er dann ganzjährig die dauerhafte
Sommer- oder Winterzeit wählt". Nachdem sich bei einem
Konsultationsverfahren der Europäischen Kommission im Sommer 2018 eine
große Mehrheit für die Abschaffung der Zeitumstellung ausgesprochen
habe, sei von der Kommission der Vorschlag gemacht worden, die
Zeitumstellung abzuschaffen und die Mitgliedstaaten ihre Standardzeit
wählen zu lassen, heißt es in der Vorlage.

Das Europäische Parlament habe daraufhin den Vorschlag der Kommission
unterstützt, "jedoch mit einer Verschiebung des Datums von 2019 auf
2021". Zugleich seien die EU-Staaten und die Kommission aufgefordert
worden, die Entscheidungen untereinander abzustimmen, um
sicherzustellen, dass die Anwendung der Sommerzeit in einigen Ländern
und der Winterzeit in anderen Ländern keinen Störungen des
Binnenmarktes hervorruft. Auch die Bundesregierung spreche sich aus
diesen Gründen für eine harmonisierte Regelung aus, schreibt der
Petitionsausschuss, der sich dieser Auffassung anschließt.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie sei im Kontakt mit
den europäischen Nachbarn, um für eine gemeinsame Standardzeit zu
werben, heißt es weiter. Welche das sein wird, werde sich erst nach
weiteren Konsultationen entscheiden.

 * 

3. Luftverkehrsteuer wird angehoben

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Um den Ausstoß von klimaschädlichen Treibhausgasen
zu verringern und die Bürgerinnen und Bürger zum klimafreundlichen
Handeln zu ermuntern, soll das in besonders hohem Maße klima- und
umweltschädliche Fliegen weiter verteuert werden. Daher soll die
Luftverkehrsteuer zum 1. April 2020 erhöht werden, heißt es in dem von
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Luftverkehrsteuergesetzes (19/14938). Zur Begründung heißt es, die
bisherige Bepreisung des Luftverkehrs bilde die auch im Vergleich zu
anderen Verkehrsträgern besondere Klima- und Umweltschädlichkeit zum
einen nicht ausreichend ab und habe zum anderen zu keiner
nennenswerten nachhaltigen Veränderung der Wachstumsraten beim
Passagieraufkommen und damit der Gesamtzahl der Flugbewegungen
geführt. Ebenso wenig sei es zu einer Verkehrsverlagerung auf die Bahn
gekommen.

Die Steuermehreinnahmen sollen im nächsten Jahr 470 Millionen Euro
betragen und bis 2023 auf rund 850 Millionen Euro steigen. Die
Steuermehreinnahmen würden auch zur Finanzierung der steigenden
Ausgaben zur Bekämpfung des Klimawandels und der Erhaltung der
natürlichen Lebensgrundlagen beitragen. Die Luftverkehrsteuer könne
auf die Flugpreise aufgeschlagen und somit direkt an den Fluggast
weitergegeben werden, wird erläutert.

Im Einzelnen ist vorgesehen, dass die Luftverkehrsteuer in den drei
Distanzklassen von derzeit 7,50 Euro auf 13,03, von 23,43 Euro auf
33,01 Euro und von 42,18 EUR auf 59,43 Euro erhöht wird.

Der Entwurf ist identisch mit dem Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD auf Bundestagsdrucksache
19/14339.

 * 

4. Modernisierung des Strafverfahrens

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zur Modernisierung des Strafverfahrens (19/14972) vorgelegt. Der mit
einer Vorlage der Koalitionsfraktionen (19/14747) wortgleiche Entwurf
soll die Arbeit der Gerichte beschleunigen und verbessern. Unter
anderem sollen missbräuchlich gestellte Befangenheits- und
Beweisanträge unter erleichterten Voraussetzungen abgelehnt und die
Nebenklagevertretung soll gebündelt werden können. In
Gerichtsverhandlungen soll das Verbot eingeführt werden, das Gesicht
ganz oder teilweise zu verdecken. Zur Verfolgung des
Wohnungseinbruchdiebstahls soll die Telekommunikationsüberwachung
erweitert werden. Auch sollen die Möglichkeiten der DNA-Analyse im
Strafverfahren noch weitreichender genutzt werden können. Der
Opferschutz im Strafverfahren soll weiter gestärkt werden. Der Entwurf
sieht dazu unter anderem vor, die audiovisuelle Aufzeichnung von
richterlichen Vernehmungen im Ermittlungsverfahren von zur Tatzeit
erwachsenen Opfern von Sexualstraftaten verpflichtend vorzuschreiben.

Wie es in dem Entwurf heißt, wurden die Verfahrensvorschriften zuletzt
durch das Gesetz zur effektiveren und praxistauglicheren Gestaltung
des Strafverfahrens vom August 2017 an die sich wandelnden
Rahmenbedingungen angepasst. Der vorliegende Entwurf knüpfe an diese
Regelungsziele an. Der Bundestag soll sich bereits am Freitag
abschließend mit beiden Entwürfen befassen. Am Mittwoch steht die
Beschlussfassung im Rechtsausschuss an. Dem voraus ging eine
öffentlichen Anhörung am Montag.

 * 

5. Gesetzentwurf zur Meisterpflicht

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur
Stärkung der Meisterpflicht im Handwerk eingebracht (19/14974). Mit
dem Gesetz, das gleich lautend einem Entwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD ist (19/14335), soll in zwölf derzeit zulassungsfreien
Handwerksberufen künftig wieder die Meisterpflicht bestehen.
Änderungen aus dem Jahr 2004 würden damit teilweise rückgängig
gemacht. "Seit der Novelle 2004 haben sich das Berufsbild und auch der
Schwerpunkt der praktischen Berufsausübung einzelner zulassungsfreier
Handwerke weiterentwickelt und grundlegend verändert", heißt es im
"Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung der Handwerksordnung und
anderer handwerksrechtlicher Vorschriften". Diese Veränderungen seien
so wesentlich, dass sie eine Reglementierung der Ausübung der
betroffenen Handwerke zum Schutz von Leben und Gesundheit sowie zur
Wahrung des materiellen und immateriellen Kulturerbes im Sinne eines
Wissenstransfers erforderlich machten. Außerdem solle mit der Novelle
die Ausbildung im Handwerk gestärkt werden, heißt es im Gesetzentwurf
weiter.

Im einzelnen handelt es sich um die Berufe Fliesen-, Platten- und
Mosaikleger, Betonstein- und Terrazzohersteller, Estrichleger,
Behälter- und Apparatebauer, Parkettleger, Rollladen- und
Sonnenschutztechniker, Drechsler und Holzspielzeugmacher, Böttcher,
Glasveredler, Schilder- und Lichtreklamehersteller, Raumausstatter
sowie Orgel- und Harmoniumbauer. Diese Berufe zählen zu 53 Handwerken,
für die 2004 die Meisterpflicht abgeschafft worden war, um das
Handwerk in wirtschaftlicher angespannter Lage zu stärken und um
Impulse für Unternehmensgründungen zu geben.

 * 

6. Beziehungen zu Rüstungsindustrie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion beschäftigt sich mit den
Beziehungen zwischen der Bundesregierung und Unternehmen aus der
Verteidigungsindustrie. In einer Kleinen Anfrage (19/14743) möchten
die Abgeordneten wissen, welche Unternehmensvertreter verschiedene
Mitglieder der Bundesregierung wann auf Auslandsreisen begleitet
haben.

 * 

7. Endverbleib von Rüstungsgütern

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hakt beim
Verbleib von Rüstungsgütern mit Exportziel Saudi-Arabien nach. Die
Abgeordneten fragen nach dem konkreten Inhalt von
Endverbleibserklärungen für Sammelausfuhrgenehmigungen und
Einzelgenehmigungen mit Endverbleib Saudi-Arabien für Komponenten oder
Teile von Eurofighter und Tornado. Außerdem geht es ihnen in der
Kleinen Anfrage (19/14922) um Zeitpläne und Laufzeiten für die
entsprechenden Genehmigungen und Genehmigungsprozesse.

 * 
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RECHT/932: Herrn Brandner fehlt die Eignung, diese wichtige Aufgabe auszuführen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. November 2019

BUSCHMANN-Statement: Herrn Brandner fehlt die Eignung, diese
wichtige Aufgabe auszuführen



Der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Marco
Buschmann gab zur Abberufung Stephan Brandners als Vorsitzender des
Rechtsausschusses folgendes Statement ab:

"Herr Brandner ist abgewählt, das ist ein einmaliger Vorgang, aber
dem vorausgegangen sind auch einmalige Entgleisungen. Und das wiegt
im Amte eines Rechtsausschussvorsitzenden besonders schwer. Die
zivilisatorische Kraft des Rechts besteht darin, dass wir uns
mäßigen, dass wir uns auf Sachlichkeit verpflichten und dass wir
versuchen, auch die emotionale Hitze aus Situationen herauszunehmen.
Das ist das Prinzip, mit dem das Recht versucht, Konflikte zu lösen.
Herr Brandner hat in jeder möglichen Situation das absolute Gegenteil
verkörpert und das absolute Gegenteil praktiziert. Er hat dadurch den
rechtspolitischen Dialog erschwert, insbesondere auch zu wichtigen
Stakeholdern der rechtspolitischen Debatte. Der Vorgang ist einmalig,
er ist uns nicht leichtgefallen, niemand hatte Freude daran und
besser wäre es gewesen, es wäre nicht nötig gewesen. Deshalb sind
immer wieder Versuche gemacht worden, das Problem zu erläutern mit
der AfD-Fraktion, vor allen Dingen aber auch mit Herrn Brandner
selber. Herr Brandner selber hat in der letzten
Rechtsausschusssitzung aber klar zu erkennen gegeben, dass er in
seinem Verhalten keinerlei Problem erkennt für seine Amtsführung und
er hat auch unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, dass er seine
Arbeit genau so fortsetzen will. Und das ist unerträglich und deshalb
musste der Rechtsausschuss handeln. Das hat er mit Ausnahme der
AfD-Fraktion auch einmütig getan. [...] Es war unumgänglich, weil
Herrn Brandner als Person die Eignung fehlt, diese wichtige Aufgabe
auszuführen."

 * 
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SOZIALES/1538: Große Koalition spielt arme Rentner gegen fleißige Kleinsparer aus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. November 2019

LINDNER-Statement: Große Koalition spielt arme Rentner gegen
fleißige Kleinsparer aus



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung das folgende Statement ab:

"Die Große Koalition lobt sich selbst, den gordischen Knoten bei der
Alterssicherung, bei der Grundrente durchschlagen zu haben. Für uns
drängt sich der Eindruck auf, dass es in Wahrheit gar nicht um
bedürftige Rentner gegangen ist, sondern um Annegret
Kramp-Karrenbauer und Olaf Scholz. Hier werden Milliarden
aufgewendet, nicht zur Bekämpfung der Altersarmut, sondern Milliarden
zur Stabilisierung der Großen Koalition und der Parteivorsitzenden
der Union und dem Bewerber um das Amt des Parteivorsitzenden bei der
SPD Olaf Scholz. In Wahrheit werden viele neue Ungerechtigkeiten bei
der Grundrente geschaffen. Es spielt in Einzelfällen überhaupt keine
Rolle mehr, wie viel jemand im Leben eingezahlt hat. Es kann sein,
dass der eine doppelt so viel eingezahlt hat wie der andere und
trotzdem wird man am Ende gleichgestellt. Und das ist für uns das
Aushebeln eines wesentlichen Prinzips unseres Sozialstaates, nämlich
des Leistungs-, des Äquivalenzprinzips. [...] Die Große Koalition hat
insbesondere aber diese Grundrente beschlossen, ohne ein belastbares
Finanzierungskonzept. Es wird über eine sogenannte
Finanztransaktionssteuer gesprochen und viele Menschen denken, dabei
handle es sich um die Besteuerung von Hedgefonds oder
Hochfrequenzhandel an den Börsen. Die Wahrheit ist, dass auch der
Kleinsparer, der Kleinaktionär betroffen ist. [...] Neben der
Abgeltungssteuer und dem Soli soll jetzt auch noch eine
Aktienumsatzsteuer, eine Mehrwertsteuer auf Aktien, eingeführt
werden. Das trifft nicht die Großen, das trifft nicht die Hedgefonds,
sondern das trifft die Kleinsparer [...] Die Große Koalition spielt
arme Rentner gegen fleißige Kleinsparer aus. Und das ist nicht
gerecht, sondern ist das Gegenteil von gerecht. [...]

Wir haben eine Initiative ergriffen für eine Reform der
Unternehmenssteuer und haben am heutigen Tag prominente Unterstützung
erfahren. Die Bundeskanzlerin hat beim Arbeitgebertag erklärt, sie
halte eine Reform der Unternehmenssteuern in Deutschland für dringend
erforderlich. Die deutsche Wirtschaft solle jetzt mit Olaf Scholz
darüber sprechen. In der Tat, uns droht ein Wirtschaftsabsturz und
zugleich haben wir eine Rekordbelastung der Wirtschaft und damit am
langen Ende auch der Arbeitsplätze in unserem Land. Das ist richtig,
der Appell von Frau Merkel. Nur, sie kann doch nicht als Inhaberin
der Richtlinienkompetenz die deutsche Wirtschaft bitten, jetzt in
separate Verhandlungen mit Olaf Scholz einzutreten [...] Aber was
hindert die Unionsparteien jetzt daran, mit der Sozialdemokratie über
eine notwendige Unternehmenssteuerreform zu sprechen, wenn die
Kanzlerin sie für erforderlich hält? [...] Deshalb schlagen wir in
dieser Woche vor, den Körperschaftsteuersatz von 15 auf 12,5 Prozent
zu senken und ab dem nächsten Jahr für alle und sofort den
Solidaritätszuschlag abzuschaffen. Wir machen uns stark für eine
Wiedereinführung einer degressiven AfA, insbesondere für
Wirtschaftsgüter, die der digitalen Transformation dienen, und zwar
vom Soloselbstständigen bis hin zum Industrieunternehmen. Und wir
wollen eine zielgerichtete, steuerliche Forschungsförderung, damit
die Zukunftstechnologien in Deutschland entstehen können. Wenn Frau
Merkel recht hat und wenn die Union es ernst meint, dann wird sie
unserem Antrag in dieser Woche zustimmen. [...]

Wir haben eine Initiative vorgelegt zum Thema Wasserstoff, mit der
wir Klimaschutz international denken wollen. In unserem Land wird die
Illusion gepflegt, wir könnten energiepolitisch autark werden in den
nächsten Jahrzehnten. Das ist rein physikalisch überhaupt gar nicht
möglich, auf Kohle und Kernenergie zu verzichten und dort auch noch
fossile Energieträger zu ersetzen, zum Beispiel durch Windkraft und
Photovoltaik. [...] Wir werden unseren kompletten Strom hier nicht
erzeugen können und deshalb müssen wir neu denken. Nach unserer
Überzeugung könnte grüner Wasserstoff dabei die Lösung sein. Wir
wollen grünen Wasserstoff zum neuen Öl machen und dafür sorgen, dass
er als Primärenergieträger Fossile ablöst. [...] Eine
Wasserstoffstrategie müsste elementarer, ich sage sogar zentraler
Bestandteil eines Klimapakets sein. Wir schlagen konkret vor, dass
die Bundesregierung Wasserstoff gleichberechtigt behandelt, beim
Ausbau von Infrastrukturen mit den batterieelektrischen Antrieben.
Also konkret: Wer E-Ladesäulen fördert, der muss auch
Wasserstofftankstellen bauen. Wir wollen, dass auch die
Flottengrenzwerte für CO2 im Automobilbau auf der europäischen Ebene
aktualisiert werden und die Wasserstofftechnologie angemessen und
fair berücksichtigen. Wir wollen darüber hinaus ein groß angelegtes
Förderprogramm für internationale Wasserstoffprojekte. Die
Kreditanstalt für Wiederaufbau und die Europäische Investitionsbank
wollen wir auf den Weg schicken, ab 2021 jährlich 500 Millionen Euro
zur Verfügung zu stellen, um private Investitionen in die
industrielle Produktion von grünem Wasserstoff zu unterstützen, in
Südeuropa, aber auch im nördlich angrenzenden Afrika. [...] Wir
wollen die zusätzlichen Einnahmen eines ausgeweiteten
Emissionshandels, sind ungefähr 9,5 Milliarden Euro, die erwartet
werden, vollständig an die Bürger und Unternehmen als eine
Klimadividende zurückgeben, in dem wir ab 2021 die Strompreise
signifikant senken. Auch das wäre ein Beitrag zu einer
Wasserstoffstrategie.

Und dann lassen Sie mich abschließend darauf hinweisen, dass wir in
dieser Woche einen Slot der FDP-Bundestagsfraktion genutzt haben, um
gemeinsam mit Grünen und Linken eine Initiative zu ergreifen zur
Änderung des Wahlrechts, zur Verkleinerung des Deutschen Bundestages.
Auch da können Union und SPD den Worten Taten folgen lassen, indem
sie diese gute interfraktionelle Initiative unterstützen."
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HAMBURG/4930: Geheimpakt mit Industrieverband - Senat muss vor den Ausschuss (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. November 2019

Geheimpakt mit Industrieverband: Senat muss vor den Ausschuss



Die gestern veröffentlichte Absprache zwischen Senat und
Industrieverband stellt einen Paradigmenwechsel in der Hamburger
Wirtschaftspolitik dar. Das damit formulierte privilegierte
Verhältnis zu einem Arbeitsgeber-Lobby-Verband sieht die Linke als
einen Angriff auf die Demokratie. Deshalb beantragt die Fraktion DIE
LINKE, dass der Wirtschaftsausschuss diesen Vorgang in seiner Sitzung
am Donnerstag kommender Woche per Selbstbefassung behandelt.

"Der Bürgermeister gibt der Industrie einen Stuhl am Senatstisch und
hofft, dass es niemand bemerkt. Das ist eine kräftige Absage der SPD
an die Interessen der Arbeitnehmer_innen", erklärt dazu der
haushaltspolitische Sprecher der Fraktion, Norbert Hackbusch. "Es ist
in Hamburg gängige Praxis, alle Interessenverbände einzubeziehen. Dem
Lobbyverband der Industrie jetzt eine derart privilegierte Position zu
geben ist unverschämt. Das betrifft nicht nur die Umweltverbände,
sondern vor allem die Gewerkschaften." Denn im Gegensatz zu den
Äußerungen des Senats behandelt das Geheimpapier nur im Nebensatz die
Klimapolitik und ansonsten alle Belange der Industrie von
Flächenansprüchen über Wasser bis zu Luftqualität, Anlagensicherheit
und Lärm.

Der Senat müsse vor dem Ausschuss Rechenschaft ablegen, ob er solche
weitreichenden Beschlüsse ohne Diskussion in der Bürgerschaft umsetzen
wollte, so Hackbusch. "Es spricht demokratischen Grundsätzen Hohn,
klammheimlich einen Staatsrat zum ,Industriekoordinator? zu machen.
Dieser gefährliche Schritt des Bürgermeisters erstaunt auch durch die
Eile, dieses Amt eines ,Anwalts der Industrie? schon im Dezember zu
schaffen. Das muss er den Abgeordneten jetzt erklären, denn die
Verwaltung hat den Interessen aller Menschen in Hamburg zu dienen!"

Auch den Plan, das Verbandsklagerecht zu kippen, wird DIE LINKE zum
Thema machen, kündigt Hackbusch an: "Dieses Recht ist ein Instrument
der Demokratisierung, da vorher nur gegen Bauvorhaben klagen konnte,
wer über Grund und Boden verfügt. Wenn die SPD diese Errungenschaft
zurücknehmen will, kehrt sie zu Demokratievorstellungen zurück, die
seit der Einführung des allgemeinen Wahlrechts überwunden sein
sollten."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3419: Bei Kindermedizin darf es nicht um Profitmaximierung gehen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. November 2019

Bei Kindermedizin darf es nicht um Profitmaximierung gehen



Soeben haben SPD, CDU und Linke im Plenum des Landtages einen
Dringlichkeitsantrag "Pädiatrische Versorgung und Geburtshilfe in
Parchim sichern" eingebracht. Dieser wird morgen am Donnerstag
beraten. Dazu erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion, Julian Barlen:

"Unser Ziel ist ein flächendeckender Zugang zu einer guten
medizinischen Versorgung. Das gilt natürlich auch für die Kinder- und
Jugendmedizin und die Geburtshilfe. Und das gilt auch für das
Krankenhaus Parchim und Umgebung. Der Erhalt von Kindermedizin und
Geburtshilfe gelingt aber nicht von selber. Hier sind insbesondere der
private Klinikbetreiber und das zuständige Ministerium gemeinsam mit
allen Planungsbeteiligten in der Pflicht. Hier muss im Verbund gedacht
und gemacht werden. Privater Betreiber, Ärztekammer, Kassenärztliche
Vereinigung, Krankenkassen, Pflege usw.

Dabei darf es vor allem nicht um Profitmaximierung gehen. Nicht darum,
gewinnbringende Abteilungen und Behandlungen zu erhalten und möglichst
auszubauen und solche, die wenig Fälle und Gewinne bringen,
loszuwerden. Das ist eine Vorgehensweise, die nicht im Interesse der
Gesamtbevölkerung sind. Einen Versorgungsauftrag zu bekommen und auch
auszufüllen ist eine Verantwortung ggü. allen Menschen in der Region.
Diese verlassen sich auf die Versorgung.

In diesem Sinne werden wir den Gesundheitsminister auffordern, mit dem
Klinikbetreiber des Krankenhauses Parchim schnellstmöglich zu
vereinbaren, wie durch die forcierte (Rück-)Gewinnung von Personal,
aber auch durch die Nutzung von vorhandenen Kooperationsangeboten
anderer Standorte im Land kurzfristig die pädiatrische Versorgung und
damit auch die Geburtshilfe in Parchim fortgeführt wird."

Der für den Bereich Parchim direkt gewählte Abgeordnete Christian
Brade ergänzt:

"Seit nun mehr als einem halben Jahr diskutieren wir auf den
verschiedensten Ebenen die Situation der Kinder- und Geburtenstation
in Parchim. Unzählige Gesprächstermine, Demonstrationen von
Initiativen, Unterschriftensammlungen, Presseartikel und besänftigende
Statements der Klinikleitung später, müssen wir leider konstatieren,
dass sich wenig bis gar nichts verbessert hat.

Das Gegenteil ist viel eher der Fall: Die Situation hat sich noch
weiter angespannt. Und das frustriert die Bürgerinnen und Bürger vor
Ort vollkommen zu Recht. Aber auch wenn das Zeugnis bis hierhin
unbefriedigend ausfällt, ist es nie zu spät noch zueinander zu finden
und zwar zum Wohle der Menschen. Hierfür machen wir weiter Druck."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3418: Neues Schulgesetz begegnet Herausforderungen im Bildungsbereich (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. November 2019

Neues Schulgesetz begegnet Herausforderungen im Bildungsbereich



Der Landtag hat der Novellierung des Schulgesetzes zugestimmt.
Dazu erklärt der schulpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Andreas Butzki:

"Mit dieser Änderung haben wir ein gutes und modernes Schulgesetz, mit
dem wir uns den großen Herausforderungen im Bildungsbereich stellen
können. Nun müssen wir es aber auch mit Leben füllen. Dabei denke ich
an die Inklusionsstrategie, die Digitalisierungsstrategie und an die
Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer sowie die Qualifizierung der
Seiteneinsteiger und Seiteneinsteigerinnen.

Deshalb werden wir mit dem Doppelhaushalt 2020/21 erheblich mehr
Mittel in den Bildungsbereich investieren. Mit rund 1,1 Milliarden
Euro stellt der Bildungsbereich den größten Einzelposten im Haushalt
dar. Das belegt eindrücklich, wie wichtig den Koalitionspartnern
dieser Bereich ist, bei dem es um die Zukunft unseres Landes geht wie
in kaum einem anderen.

Deswegen wurde auch bis zuletzt an den Regelungen gearbeitet. So haben
sich die Koalitionäre geeinigt, dass die Schüler und Schülerinnen die
Mittlere Reife am Gymnasium ohne zusätzliche Prüfung erlangen können.
Dazu genügt eine Durchschnittsnote von 3,9 in der zehnten Klasse. Wer
diesen Schnitt nicht schafft, kann sich freiwillig einer Prüfung
unterziehen. Damit ist gewährleistet, dass kein Schüler ohne Abschluss
das Gymnasium verlassen muss, wenn er die elfte Klasse nicht schafft.
Auch das ist unser sozialdemokratischer Anspruch."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5282: Unterstützung für gewaltbetroffene Frauen weiter verbessern (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.11.2018

Frauenhäuser in RLP / Unterstützung für gewaltbetroffene Frauen
weiter verbessern

Ellen Demuth: Landesregierung muss Frauenhäuser finanziell zusätzlich
unterstützen



Die frauenpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Ellen
Demuth, begrüßt das Bundesinvestitionsprogramm `Gemeinsam gegen Gewalt
an Frauen`, mit dem der Bund in den Jahren 2020 bis 2023 mehrere
Millionen Euro in den Aus-, Um- und Neubau sowie die Sanierung von
Frauenhäusern und Fachberatungsstellen investieren möchte. In 2020
soll Rheinland-Pfalz - nach dem Königssteiner Schlüssel - rund 1,5 Mio
Euro erhalten.

"Gewaltbetroffene Frauen brauchen unsere Hilfe und verlässlichen
Schutz - den finden sie in Frauenhäusern. Jede finanzielle
Unterstützung dieser professionellen Einrichtungen ist wichtig und
verdient unsere Unterstützung", betont Ellen Demuth anlässlich eines
CDU-Berichtsantrags im Ausschuss für Gleichstellung und
Frauenförderung.

Es läge im Interesse der CDU-Fraktion Angebote zum Schutz von Frauen
in Rheinland-Pfalz weiter zu fördern und zu verbessern. "Es darf keine
Versorgungslücken im Land geben", hält Demuth fest und ergänzt:

"Wir fordern die Landesregierung und Frauenministerin Spiegel auf, für
die nötige 10%-Kofinanzierung Sorge zu tragen und die entsprechende
Summe in den Landeshaushalt einzustellen. Die Ministerin muss aktiv
werden, denn schon jetzt reichen die von der Landesregierung für die
bestehenden Frauenhäuser zur Verfügung gestellten Mittel hinten und
vorne nicht aus. Im Sinne gewaltbetroffener Frauen ist dieser Zustand
nicht hinnehmbar und muss schnellstmöglich geändert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. November 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5281: "Brandbrief" von Grundschulrektoren (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.11.2018

"Brandbrief" von Grundschulrektoren an Min. Hubig / Die 
Rheinpfalz

Anke Beilstein: Schulministerin Hubig darf die gravierenden Probleme
nicht länger weg reden



Die stellvertretende Vorsitzende und bildungspolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion, Anke Beilstein, fordert von Schulministerin
Hubig erneut eine angemessene personelle und sächliche Ausstattung,
nicht zuletzt der Grundschulen. Hintergrund ist ein an die
Schulministerin gerichteter Brandbrief von 11 Rektorinnen und
Rektoren, über den die "Rheinpfalz" heute berichtet. Darin wird eine
zunehmende Aufgabenfülle der Schulen ohne entsprechende Entlastung
beklagt. Es fehle an Geld und Personal, so die Schulleiter. Dazu Anke
Beilstein:

"Das ist ein deutlicher Hilferuf, der nicht ungehört verhallen darf.
Noch in der gestrigen Plenarsitzung hat die Schulministerin unsere
Kritik an Unterrichtsausfall und Lehrermangel, an Überlastung und
Frustration vieler Lehrer ins Reich der Fabel verwiesen. Heute hören
wir zum wiederholten Mal Stimmen aus der Praxis, die unsere Analyse
bestätigen. Unter dem Dach vieler Schulen brodelt es. Sie sehen sich
vielfach nicht in der Lage, ihren Aufgaben gerecht zu werden. Das muss
sich ändern.

Die Folgen zeigen sich beispielsweise in der aktuellen IQB-Studie für
den Bereich Mathematik und Naturwissenschaften. Hier liegt
Rheinland-Pfalz zwischenzeitlich unter dem Bundesdurchschnitt und
gehört zu den fünf Ländern, die sich am stärksten verschlechtert
haben. Zuvor gab es bereits alarmierende Ergebnisse im Bereich Lesen
und Schreiben. Die Landesregierung darf insbesondere die Grundschulen
nicht länger alleine lassen.

Diese Probleme sind auch eine Folge des von der Landesregierung
verniedlichten Unterrichtsausfalls. Laut einer Studie des
Regional-Elternbeirats (REB) Koblenz werden in Rheinland-Pfalz rund
2,7 Millionen Unterrichtsstunden nicht regulär erteilt. Es fehlen nach
dieser Studie mehr als 3000 Lehrer im Land.

Eine Ministerin, die sich in diesem Zusammenhang vom SWR mit den
Worten zitieren lässt, dass auch mehr Personal nichts daran ändere,
dass Lehrkräfte schwanger werden oder erkranken, hat ihre Aufgabe wohl
nicht richtig verstanden. Denn natürlich reduziert eine ausreichende
Zahl von Lehrerinnen und Lehrern überlastungsbedingte Krankheitsfälle.
Zugleich werden die Vertretungsmöglichkeiten verbessert. Wir brauchen
dringend mehr Lehrerinnen und Lehrer. Das ist die Voraussetzung dafür,
dass unsere Kinder den Unterricht bekommen, der ihnen zusteht."

 * 
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BILDUNG/1535: 2020 zum Jahr der Wissenschaftskommunikation machen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. November 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

2020 zum Jahr der Wissenschaftskommunikation machen



Ernst Dieter Rossmann, zuständiger Berichterstatter:

Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, die Wissenschaftskommunikation
zu stärken. Immer häufiger wird die Glaubwürdigkeit der Wissenschaft
grundsätzlich in Frage gestellt. Eine konstruktive Debatte ist
mitunter kaum mehr möglich. Deshalb begrüßt die
SPD-Bundestagsfraktion, dass sich endlich auch das Bundesministerium
für Bildung und Forschung zur Stärkung der Wissenschaftskommunikation
bekennt.

"Wir haben im Koalitionsvertrag eine Stärkung der
Wissenschaftskommunikation vereinbart. Der Dialog von Wissenschaft,
Politik und Gesellschaft muss intensiviert und neue Beteiligungsformen
der Zivilgesellschaft erprobt werden. Die SPD-Bundestagsfraktion steht
bereit und hat innerhalb der Großen Koalition eigene Vorschläge in die
Diskussion eingebracht. Ein gemeinsamer Antrag mit dem
Koalitionspartner ist auf dem Weg und wir begrüßen, dass das Thema
nach einiger Verzögerung nun auch im Bildungsministerium auf der
Agenda steht.

Seit 20 Jahren gibt es die 'Jahre der Wissenschaft' zu verschiedenen
Zukunftsthemen. Jetzt sind wir gefordert, das nächste Jahrzehnt zu
nutzen, die Wissenschaftsfreiheit und die Verantwortung der
Wissenschaft wieder stärker in der Öffentlichkeit zu verankern. Wir
sollten auch in der Politik an die Grundsatzdebatten im Jubiläumsjahr
des 70-jährigen Bestehens des Grundgesetzes anknüpfen und das Jahr
2020 zu einem Jahr der Wissenschaftskommunikation machen. Zur
Verantwortung der Wissenschaft gehört, die neuen Herausforderungen in
der Wissenschaftskommunikation anzunehmen.

Für uns ist klar, dass Wissenschaftskommunikation in der Ausbildung
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern genauso ihren festen
Platz finden muss wie in der öffentlich finanzierten Forschung. Wir
brauchen verlässliche Leitsätze für gute Wissenschaftskommunikation
und neue Impulse für eine fortlaufende wissenschaftliche Reflexion zu
diesem Thema. Angesichts zunehmend prekärer Arbeitsbedingungen und
schlechter Bezahlung steht der Wissenschaftsjournalismus vor großen
Herausforderungen. Wir wollen den Wissenschaftsjournalismus und damit
auch die Wissenschafts- und Pressefreiheit stärken."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1534: Bericht der Bundesregierung - Fortschritte bei internationalen Bildungskooperationen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. November 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Bericht der Bundesregierung: Fortschritte bei internationalen Bildungskooperationen



Karamba Diaby, zuständiger Berichterstatter:

Heute hat die Bundesregierung den Bericht zur internationalen
Kooperation in Bildung, Wissenschaft und Forschung 2017-2018 vorgelegt
und im Kabinett beschlossen. Der Bericht gibt Auskunft über die
vielfältigen Aktivitäten der Ressorts und der Wissenschafts- und
Mittlerorganisationen im Bereich Bildung und Forschung.

"Die Internationalisierung von Bildung, Forschung und Wissenschaft ist
ein Schlüssel für wirtschaftlichen Fortschritt und gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die vielen
Fortschritte, die seit der Internationalisierungsstrategie der
Bundesregierung von 2017 realisiert wurden.

Deutschland ist für internationale Studierende ein attraktiver
Studienstandort. Der Bericht belegt, dass im Wintersemester 2017/2018
rund 375.00 Studierende aus dem Ausland kommen. Damit wurde das Ziel
der Bundesregierung von 350.000 übertroffen.

Alle Wissenschafts- und Mittlerorganisationen haben mittlerweile
eigene Internationalisierungsstrategien entwickelt und setzen diese
mit Unterstützung der Bundesregierung erfolgreich um. Aus Mitteln des
Auswärtigen Amtes wurden 461 Millionen Euro zur Förderung des
akademischen und wissenschaftlichen Austauschs in den Jahren 2017 und
2018 aufgewendet, um unter anderem den Deutschen Akademischen
Austauschdienst (DAAD) und die Alexander-von-Humboldt-Stiftung
institutionell und programmatisch zu unterstützen.

Die finanziellen Mittel für internationale Bildungs- und
Forschungskooperationen wurden in den letzten Jahren immer wieder
erhöht: Das Bildungs- und Forschungsministerium (BMBF) hat allein im
Jahr 2018 rund 978 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Für
Projektkooperationen mit afrikanischen Staaten waren es sogar 33,5
Millionen Euro.

Hier zeigt sich, dass den Bildungskooperationen mit afrikanischen
Ländern neue Bedeutung beigemessen wird, die durch die im November
2018 veröffentlichte Afrikastrategie noch zusätzlich neue Impulse
erhalten hat."
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BILDUNG/1533: Startschuss für Ganztagsausbau in der Grundschule


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. November 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Startschuss für Ganztagsausbau in der Grundschule



Ulrike Bahr, zuständige Berichterstatterin;

Marja-Liisa Völlers, zuständige Berichterstatterin:

Heute hat das Bundeskabinett die Einrichtung eines Sondervermögens für
den Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im
Grundschulalter beschlossen. Das ist ein erster Schritt auf dem Weg
zum geplanten Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung ab 2025.

"Mit dem Sondervermögen schaffen wir die notwendige Grundlage, damit
die zwei Milliarden Euro Bundesmittel für den Ganztagsausbau in den
kommenden Jahren zielgerichtet an die Länder und Kommunen fließen
können. Damit kommen wir unserem Ziel ein Stück näher, in dieser
Legislaturperiode den dringend notwendigen Einstieg in den Ausbau
ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im
Grundschulalter zu schaffen.

Nun wird es darum gehen, zügig in kindgerechte Räume und vor allem
auch in kompetentes Personal zu investieren. Eine gute
Ganztagsförderung braucht Strukturen, in denen Kinder- und Jugendhilfe
sowie Schule gut und auf Augenhöhe zusammenarbeiten können.

In den Bundesländern gibt es momentan sehr unterschiedliche
Startvoraussetzungen für ein bedarfsgerechtes Ganztagsangebot in der
Grundschule. Darum ist Flexibilität gefragt, allerdings nicht auf
Kosten der Qualität. Wir sind überzeugt: Eine Ganztagsbetreuung, die
Bildung, Erziehung und Betreuung zusammendenkt, ist ein wichtiger
Baustein für mehr Chancengerechtigkeit und eine notwendige Entlastung
für Familien bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Im ersten Quartal 2020 soll der Gesetzentwurf für den Rechtsanspruch
ab dem Jahr 2025 in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht werden.
Damit das gelingt, brauchen wir jetzt eine gemeinsame Kraftanstrengung
von Bund, Ländern und Kommunen."
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FINANZEN/1864: Rückführung des Soli entlastet 90 Prozent der Einkommensteuerzahler


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. November 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Rückführung des Soli entlastet 90 Prozent der Einkommensteuerzahler



Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin:

Der Finanzausschuss hat heute die Rückführung des
Solidaritätszuschlags beschlossen. Dadurch werden 90 Prozent der
bisherigen Zahler ab 2021 vollständig entlastet.

"Mit der Rückführung des Solidaritätszuschlages wird ein zentrales
Versprechen des Koalitionsvertrages umgesetzt. Der Soli wird in einem
ersten Schritt für 90 Prozent der bisherigen Zahlerinnen und Zahler ab
2021 vollständig abgeschafft. Dies wird durch eine Anhebung der
bestehenden Freigrenze erreicht. Durch eine Minderungszone, in der
nach Überschreiten der Freigrenze die Belastung durch den
Solidaritätszuschlag allmählich an die Normalbelastung herangeführt
wird, werden weitere Steuerpflichtige teilweise entlastet. Das
Entlastungsvolumen beträgt 10 Milliarden Euro.

Der überwiegenden Mehrheit der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler
bleiben damit mehr Geld auf dem Konto. Höhere Nettoeinkommen erhöhen
die Kaufkraft und stärken die Binnenkonjunktur. Die Rückführung des
Solidaritätszuschlags ist sozial gerecht und ökonomisch sinnvoll."
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MEDIEN/481: Internet Governance Forum - Für ein freies und offenes Netz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. November 2019

Arbeitsgruppe: Digitale Agenda

Internet Governance Forum: Für ein freies und offenes Netz



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher:

Auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion haben die
Koalitionsfraktionen heute den Antrag "One World. One Net. One
Vision - Internet Governance Forum für ein offenes und freies globales
Netz" beschlossen. Der Antrag begleitet das 14. Internet Governance
Forum der Vereinten Nationen, welches Ende November in Berlin
stattfindet.

"Ein freies und offenes Internet und der weltweite Zugang dazu ist
unser politisches Ziel. Darum unterstützt die SPD-Bundestagsfraktion
das vom 25. bis 29. November 2019 unter dem Motto "One World. One Net.
One Vision" stattfindende 14. Internet Governance Forum (IGF) der
Vereinten Nationen in Berlin. Deutschland ist erstmalig Gastgeber. Das
offene Format des IGF ermöglicht einen Dialog zwischen Regierungen,
internationalen Organisationen, Wirtschaft, Wissenschaft, technischer
Community und Zivilgesellschaft und bietet eine herausragende Chance,
die europäischen Werte in den Diskurs der globalen Internetregulierung
einzubringen.

Die freie und offene Netzarchitektur steht derzeit ebenso massiv unter
Druck wie der "Multi-Stakeholder-Ansatz" der Vereinten Nationen, der
alle Beteiligten und nicht nur Regierungen in den Dialog zur
Internetregulierung einbezieht. Ein freies und offenes Netz und der
Zugang dazu ist Bestandteil der kommunikativen Daseinsvorsorge und
Voraussetzung für eine offene Gesellschaft, für Demokratie, für
Innovation und fairen Wettbewerb. Es muss also darum gehen, einen
"digitalen Autoritarismus", auf den Ländern wie China und Russland
drängen, zu verhindern. Ein fragmentiertes Netz würde den Wert eines
globalen Netzes verringern und zu erheblicher Instabilität führen.

In dem Antrag fordern die Koalitionsfraktionen die Bundesregierung
auf, sich als Gastgeber des Internet Governance Forums in allen
Gremien der globalen Internetverwaltung und Internetregulierung für
den Erhalt eines freien und offenen Netzes und den Zugang dazu stark
zu machen. Formuliert wird ein umfassendes "digitalpolitisches
Pflichtenheft", um auf nationaler, europäischer und internationaler
Ebene ein fragmentiertes Internet und Zensur zu verhindern und um die
Kommunikationsfreiheiten, die Menschwürde und die Privatsphäre
sicherzustellen. Wir müssen die Chance dieses Dialogs unter dem Dach
der Vereinten Nationen nutzen."
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WIRTSCHAFT/2877: Tesla in Berlin und Brandenburg - Engagement von Dietmar Woidke zahlt sich aus


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. November 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Tesla in Berlin und Brandenburg: Engagement von Dietmar Woidke zahlt sich aus



Bernd Westphal, wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher:

Das US-Unternehmen Tesla wird mit der Ansiedlung einer Giga-Factory in
Brandenburg und eines Maschinenbau- und Designzentrums in Berlin einen
weiteren Innovationsschub in der Elektromobilität auslösen. Das ist
ein Riesenerfolg der SPD-geführten Landesregierungen in Brandenburg
und Berlin.

"Es freut die SPD-Bundestagsfraktion, dass allein in Brandenburg in
etwa 7.000 neue Arbeitsplätze entstehen werden. Die Rolle von
Brandenburg als Vorreiter bei den erneuerbaren Energien hat sich dabei
ausgezahlt. Tesla kommt auch wegen den regenerativen Energien nach
Brandenburg. Das ist aus den Gesprächen mit Tesla-Chef Elon Musk
bekannt geworden.

Das zeigt, dass sich Klimaschutz mit Wirtschaftsstärke verbinden lässt
und die Energiewende ein Feuerwerk an Chancen eröffnet.

Neben den verschiedenen, von der Bundesregierung gerade beschlossenen
Fördermaßnahmen für den Erwerb von Elektrofahrzeugen und die
Errichtung von Ladesäulen, ist diese Großinvestition ein
Qualitätssiegel für die Zukunftsfähigkeit des Automobilstandorts
Deutschland.

Tesla wird von den vielen hervorragend ausgebildeten Fachkräften in
der Hauptstadt profitieren - und gleichzeitig wichtige Impulse in die
schon bestehende Forschungsszene einbringen. Wichtig sind insbesondere
Fortschritte bei der neuen Generation von Batteriezellen, damit wir
eines Tages nicht völlig auf Technologien aus dem Ausland angewiesen
sind."
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WIRTSCHAFT/2876: Daten teilen für digitalen Fortschritt


SPD-Pressemitteilung vom 12. November 2019

Daten teilen für digitalen Fortschritt



Das SPD-Präsidium hat folgenden Beschluss auf seiner gestrigen Sitzung
gefasst:

Daten sind eine zentrale Ressource des Fortschritts. Das Potential der
Datennutzung beispielsweise durch Anwendungen der Künstlichen
Intelligenz (KI) ist enorm. Körperlich schwere Arbeiten können an
Roboter abgegeben werden, Krankheiten durch KI früher und
zuverlässiger erkannt und ganz neue Mobilitätskonzepte entwickelt
werden. Die Analyse von vorhandenen Daten und vor allem von großen
Datensätzen kann neue Erkenntnisse und neues Wissen hervorbringen, die
der Gesellschaft in unterschiedlichen Lebensbereichen nutzen können.
Die Sammlung, Kombination und Auswertung von Daten steht im Zentrum
digitaler Innovation und ist ein zentraler Bestandteil vieler
digitaler Geschäftsmodelle. Gerade die Entwicklung von KI ist auf die
Verfügbarkeit großer Mengen qualitativ hochwertiger und verlässlicher
Daten angewiesen. Daten haben dabei ganz andere Eigenschaften als
materielle Güter wie beispielsweise Öl: Daten verbrauchen sich nicht,
können beliebig vervielfältigt und von zahlreichen Personen
gleichzeitig verwendet werden. Die besonderen Merkmale von Daten und
der damit verbundene, weitreichende gesellschaftliche Nutzen sprechen
dafür, nicht-personenbezogene und vollständig anonymisierte Daten
möglichst ungehindert zirkulieren zu lassen.

Wir leben jedoch derzeit in einer Welt, in der zwar viele Daten
gesammelt werden. Diese Daten sind aber nur für wenige große
Unternehmen, die aktuell die datengetriebenen Märkte dominieren,
verfügbar bzw. diese wenigen Großunternehmen entscheiden, ob und
welche Daten sie teilen. Beispiele für datengetriebene Märkte sind
Suchmaschinen, online-basierte Landkarten, soziale Netzwerke oder
digitale Plattformen etwa für Hotelbuchungen,
Transport-/Taxidienstleistungen oder Musik/Videostreaming.
Datengetriebene Märkte haben aufgrund ihrer ökonomischen Eigenschaften
eine starke Tendenz zur Monopolbildung. Auf einem datengetriebenen
Markt fällt es einem Anbieter leichter, einen attraktiven Dienst
anzubieten, wenn der Anbieter bereits viele Teilnehmer hat - seien es
Kunden, Hersteller, Verkäufer, Chauffeure, Dienstleister. Die
Informationen über die Teilnehmer und ihr Verhalten sowie das daraus
gewonnene Wissen werden genutzt, um das eigene Angebot und die
Wettbewerbssituation zu verbessern. In der Folge werden mehr
Teilnehmer den entsprechenden Dienst nutzen und der Marktanteil wird
über die Zeit weiter gesteigert. Hat ein Anbieter eine substanziell
große Zahl an Teilnehmern gewonnen, ist die Marktposition bislang kaum
mehr bestreitbar und der Markt kippt: "The winner takes it all" - für
den Wettbewerb ist das die denkbar schlechteste Entwicklung.

Auf datengetriebenen Märkten hat sich ein unternehmerisches
Selbstverständnis entwickelt, das ein bekannter Investor als
Philosophie des Silicon Valley auf den Punkt bringt: "Competition is
for losers," Dieser Satz markiert eine Abkehr vom Wettbewerbsprinzip
als Treiber der Marktwirtschaft. Vielmehr wird der Wettbewerb an die
Peripherie gedrängt: Dort kämpfen die klassischen Leistungserbringer
darum, überhaupt Zugang zur Plattform oder zum digitalen Ökosystem zu
erhalten, damit noch die Chance auf eine Vermittlung an den Kunden
gegeben ist. Wer als Unternehmen bei großen Suchplattformen durch neue
Gewichtungen in der Suche nicht mehr gelistet ist, wer als Verkäufer
neue nachteilige Geschäftsbedingungen auf großen Online-Marktplätzen
nicht annimmt oder durch plattformeigene Produkte verdrängt wird, ist
sehr schnell raus.

Zur Lösung dieser Problematik wird oft auf die Kartellbehörden
verwiesen. Dies alleine wird aber nicht ausreichen, vielmehr muss die
Frage, wie eine Wettbewerbsordnung 4.0 aussehen soll und welche Werte
in der Wirtschaft gelten sollen, politisch diskutiert und entschieden
werden. Veränderungen im Kartellrecht werden die Verfahren des
Kartellamtes erleichtern, aber die Grundfrage - "Welche
Wirtschaftsordnung wollen wir?" - werden sie nicht lösen.

Auch die Ansprüche an einen ethischen, fairen und gerechten Umgang mit
den Daten und eine Orientierung der Datennutzung an einer
nachhaltigen, sozial- und umweltverträglichen Innovation statt
ausschließlicher Profitorientierung müssen ein zentraler Bestandteil
der Diskussion um den zukünftigen Umgang mit Daten sein. Dieser kann
nur mit starker staatlicher Regulation erreicht werden und sollte
daher nicht allein den Marktkräften und der Selbstregulierung von
Unternehmen überlassen werden. Dabei ist auch die europäische
kartellrechtliche Perspektive zu berücksichtigen. Noch hat sich das
Zeitfenster nicht geschlossen, für gute Spielregeln zu sorgen, aber
die Debatte muss nun intensiv geführt werden.

Andrea Nahles hat diese Debatte im Februar dieses Jahrs mit der
Vorlage ihres Diskussionspapiers "Digitaler Fortschritt durch ein
Daten-für-Alle-Gesetz" eröffnet. Seitdem haben wir unsere
Vorstellungen zur Zukunft der Datengesellschaft und für moderne
Datennutzungsregeln im Rahmen einer öffentlichen Anhörung, auf
Podiumsdiskussionen und in Experten*innengesprächen debattiert. Wir
haben in der Folge insbesondere konkretisiert, wer Daten teilen muss,
welche Daten zu teilen sind und wie sich das umsetzen lässt. Dabei
hatten wir das folgende Ziel immer klar vor Augen:

Wir wollen den Machtungleichgewichten des Datenkapitalismus eine
Kultur der Machtkontrolle, des Schutzes des Einzelnen und des
Daten-Teilens entgegensetzen, von der Bürger*innen, Wirtschaft und
Gesellschaft gleichermaßen profitieren.

Dabei lassen wir uns von folgenden Prinzipien leiten:

- Wir brauchen eine klare Differenzierung von Daten: Persönliche Daten
sind Bestandteil der grundrechtlich geschützten Handlungsfreiheit und
Menschenwürde. Persönliche Daten unterliegen einem besonderen Schutz
und machen eine Einbeziehung der Bürger*innen in ihre Nutzung zwingend
notwendig. Davon zu trennen sind nicht-persönliche Daten wie Sach-
oder Maschinendaten oder vollständig anonymisierte und aggregierte
Daten.

- Wir wollen den Datenzugang und die Datennutzung verbreitern, dabei
aber die Rechte auf Datenschutz der Einzelnen oder andere Grundrechte
und Schutzgüter (wie z.B. Geschäftsgeheimnisse) wahren.

- Exklusive Dateneigentumsrechte, Datenmonopole und Datensilos müssen
verhindert werden.

- Vielen Daten kommt inzwischen eine Bedeutung als Gemeingut zu, sie
fallen nicht unter besondere Schutzrechte, die einer Nutzung
entgegenstehen. Daten, die als Gemeingut anzusehen sind, sind
grundsätzlich einer Nutzung zugänglich zu machen. Dazu gehören etwa
anonymisierte und aggregierte Mobilitätsdaten oder Geodaten.

- Der Zugang zu vollständig anonymisierten und aggregierten Daten und
zu nicht-personenbezogenen Daten muss - wo immer es gesellschaftlich
sinnvoll ist - frei sein.

- Der Staat muss dafür sorgen, dass die großen Digital-Konzerne keine
Oligopole und Quasi-Monopole bilden können, sondern fairer Wettbewerb
und Innovationen gefördert werden. Daten, die von Unternehmen
gesammelt werden, sollen in Zukunft intensiver genutzt werden - zur
Sicherung von Wettbewerb, Verbreitung und Befeuerung von Innovation,
vor allem aber auch aus Verantwortung gegenüber der Gesellschaft. Ein
wesentlicher Beitrag dazu ist eine Pflicht für marktbeherrschende
Unternehmen, ihre Daten zielgerichtet zu teilen. Diese Pflicht wollen
wir gesetzlich durch eine Datenteilungspflicht festschreiben.

- Da Daten grenzüberschreitend fließen, brauchen wir auch
supranationale Lösungen. Die Europäische Union muss zu einer wichtigen
Gestaltungsmacht für die Regulierung der Datenökonomie werden.

Basierend auf diesen Grundprinzipien brauchen wir in Zukunft einen
Regulierungsrahmen - und zwar einen, der "atmet". Hierbei brauchen wir
Mut zum Experiment: Datengetriebene Märkte sind extrem dynamisch und
auch die großen Datenkonzerne wussten vor fünf Jahren nicht, dass
ihnen ihre Daten einmal einen enormen Innovationsvorsprung bei der
Entwicklung von Künstlicher Intelligenz und selbstlernenden Systemen
verschaffen würden. Ein experimenteller Ansatz in der Regulierung wird
nicht ohne Fehler sein. Der bisher weit verbreitete Ansatz,
Innovationen und neue Geschäftsmodelle in alte Regulierungen pressen
zu wollen oder gar nicht zu regulieren, ist jedoch mit Sicherheit der
falsche Weg.

Konkret bedeutet das für ein Datennutzungsrecht in der digitalen Welt:

Open-Data in Staat und Verwaltung

- Der Staat mit seiner Verwaltung muss mit gutem Beispiel vorangehen
und einen breiteren Datenzugang im Sinne von Open-Data ermöglichen.
Wir wollen, dass der Staat mit einem offenen Datenportal eine
Vorbildfunktion übernimmt und diese konsequent weiterentwickelt. Dazu
wollen wir ein zweites Open-Data-Gesetz. Wir brauchen einen
Rechtsanspruch auf offene Daten - sonst bleibt es den Behörden
überlassen, ob sie transparenter werden oder nicht. Regierungs- und
Verwaltungsdaten müssen standardmäßig als offene Daten zur Verfügung
gestellt werden (Open by Default). Ausnahmen müssen entsprechend
begründet werden.

Datenteilungspflicht auf datengetriebenen Märkten

- Wir wollen eine Datenteilungspflicht für marktbeherrschende
Unternehmen auf datengetriebenen Märkten, da hier die Gefahr der
Monopolbildung am größten ist. Es muss möglich sein, zu agieren, bevor
Monopole entstehen bzw. sich verfestigen. Das Verfahren gegen "Google
Shopping" dauerte sieben Jahre, im digitalen Zeitalter eine halbe
Ewigkeit. In dieser Zeit wurde die Marktmacht weiter genutzt und der
Wettbewerb verzerrt. Statt auf Marktmissbrauch zu warten, wollen wir
ihn verhindern. Wir wollen eine Kultur des Datenteilens und bereits
dort ansetzen, wo die Probleme entstehen. Dafür brauchen wir
präventive Maßnahmen.

- In datengetriebenen Märkten werden die marktbeherrschenden
Unternehmen daher verpflichtet, ihre Sachdaten sowie ihre
anonymisierten Daten über Nutzerpräferenzen (beispielweise
Such-Historien) mit anderen Firmen zu teilen, die in der betreffenden
Branche tätig sind oder Produkte für die betreffende Branche
entwickeln. Die Daten werden den Unternehmen nicht weggenommen, aber
andere können ebenfalls davon profitieren - auch öffentliche und
zivilgesellschaftliche Organisationen. Ziel muss es sein,
(potentiellen) Wettbewerbern möglichst die gleiche Datenmenge
und -qualität zur Verfügung zu stellen wie den dominanten Firmen. Es
geht darum, allen Unternehmen die gleichen Wettbewerbsbedingungen zu
ermöglichen und somit Innovationen zu fördern.

- Eine staatliche Agentur soll sowohl datengetriebene Märkte
identifizieren als auch den Datenzugang und den Datenaustausch
administrieren und überwachen. Um zu ermitteln, welche Märkte
datengetrieben sind, kann beispielsweise ein entsprechender Index
erstellt werden, der aufzeigt, wie datengetrieben einzelne Märkte sind
und auf welchen Märkten entsprechend Daten geteilt werden müssen. Die
Agentur muss eng mit den Unternehmen in den entsprechenden Branchen
zusammenarbeiten, um zu garantieren, das die entsprechenden Daten
sicher und datenschutzkonform zwischen Unternehmen geteilt werden.
Außerdem muss die Agentur die Entwicklung von datengetriebenen
Märkten, Geschäftsmodellen und Diensten beständig beobachten. Ähnliche
Organisationen gibt es bereits in ehemals staatlich monopolisierten
Märkten. Inwieweit auf bestehende Strukturen Rückgriff genommen werden
kann, ist im weiteren Verlauf zu klären. Dabei ist eine europäische
Lösung anzustreben. Die deutsche Ratspräsidentschaft im zweiten
Halbjahr 2020 bietet hierzu eine geeignete Möglichkeit. Sollte eine
europäische Lösung nicht möglich sein, sollte Deutschland im Verbund
mit anderen Staaten vorangehen.

Freiwillige Datenkooperationen

- Mit der Datenteilungspflicht sollen marktbeherrschenden Unternehmen
einen Beitrag für mehr Innovationen leisten. Doch auch kleinere und
mittlere Unternehmen, können davon profitieren, wenn sie Daten
freiwillig teilen. Aus der Forschung und der Privatwirtschaft gibt es
bereits zahlreiche Initiativen für gemeinsame Datenpools, aber es
fehlt derzeit an einer übergeordneten politischen Strategie, wie
Datenpools auf- und ausgebaut werden können. Gerade der Mittelstand
muss in die Lage versetzt werden, Wettbewerbsnachteile gegenüber den
großen Datengiganten aus den USA und China wettzumachen. So können
beispielsweise neue Formen - z.B. auf genossenschaftlicher
Basis - einen kooperativen Netzwerkeffekt ermöglichen. Unternehmen
konkurrieren im Markt, kooperieren aber in Bezug auf Datenteilung
und -nutzung. Solche Kooperationen wollen wir unterstützen.
Datenkooperationen brauchen einen klaren Rechtsrahmen insbesondere in
Bezug auf Wettbewerbsrecht, Haftung und Datenschutz. Dabei muss
sichergestellt sein, dass Kooperationen nicht zur Verringerung des
Wettbewerbes führen.

- Wir schlagen die Initiierung eines Dialogs aller relevanten
Beteiligten (Unternehmen, Zivilgesellschaft, Datenplattformen,
Datenschützer, Forschung, Politik) zu Chancen und Risiken von
Datenkooperationen vor. Das Ziel hierbei muss es sein, Erfolgsfaktoren
und Standards sowohl auf technischer, rechtlicher und
organisatorischer Ebene zu identifizieren, weiterzuentwickeln und die
entsprechenden Rahmenbedingungen (Rechtsetzung, Anreizstrukturen) zu
schaffen.

- Wir wollen eine vertrauenswürdige und sichere Dateninfrastruktur und
den Aufbau von vertrauenswürdigen Datenräumen und
Datentreuhänderstrukturen rechtlich absichern und politisch
unterstützen.

Erarbeitung einer Datenstrategie:

Die Bundesregierung hat auf dem Digitalgipfel im Dezember 2018 ihre
Strategie für Künstliche Intelligenz (KI) vorgestellt. Wie oben
aufgezeigt brauchen wir aber nicht nur eine KI-Strategie, sondern auch
eine Datenstrategie. Die Bundesregierung ist daher gefordert, eine
entsprechende Strategie zu erarbeiten und diese zur Grundlage für eine
europäische Datenstrategie zu machen. Dabei sind die bereits
vorliegenden Erkenntnisse der Kommission Wettbewerbsrecht 4.0, der
Datenethikkommission und der Enquetekommission Künstliche Intelligenz
zu berücksichtigen. Mit der Entwicklung von Modellen des Datenteilens,
kooperativen Datenpools und dezentralen KI-Ansätzen jenseits der
großen Plattformen kann Europa eigene Akzente setzen und das Konzept
vom "dritten Weg Europas" in der Digitalpolitik mit Leben füllen.

 * 
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MELDUNG/677: Auf die Plätzchen, fertig - los! Urgetreidesorten ideal für die Weihnachtsbäckerei (idw)


Universität Hohenheim - 12.11.2019

Auf die Plätzchen, fertig - los! Urgetreidesorten ideal für die
Weihnachtsbäckerei

Urkornexperten sagen: Alte Getreidearten eignen sich perfekt für
wohlschmeckende Weihnachtsplätzchen, feinste Christstollen und ganz
besonderes Früchtebrot



Beliebt, schmackhaft - aber schwierig in der Verarbeitung: Die
Urgetreidearten Einkorn, Emmer und Dinkel werden bei Kunden immer
beliebter. Einfach zu verarbeiten sind sie jedoch nicht - weder für
Bäcker, noch für Konsumenten zuhause. Liebhaber der Urgetreidesorten
dürften sich daher auf die Weihnachtszeit freuen, so Prof. Dr. Friedrich
Longin von der Universität Hohenheim in Stuttgart. Denn: Für die
Weihnachtsbäckerei eignen sich Einkorn, Emmer und Dinkel ganz
phantastisch. Unter dem Motto "Altes Neu erleben" präsentierten die
Urkornexperten auf einer Pressekonferenz, was aus den Urgetreidesorten
gezaubert werden kann und beleuchten die großen Chancen des Urgetreides im
innovativen Bäckerhandwerk.

Einkorn, Emmer oder Dinkel richtig zu verarbeiten ist auch für Profis
nicht einfach. Sie stehen im Verruf, zu klebrige Teige ohne Stand zu
ergeben - so beliebt sie mittlerweile bei den Kunden auch sind. Wer
dennoch nicht auf das nussige, würzige Aroma der alten Getreidesorten
verzichten will, darf sich nun auf die Weihnachtszeit freuen, so die
Urkornexperten unter der Führung von Prof. Dr. Friedrich Longin der
Universität Hohenheim bei einer Pressekonferenz.

"In der Weihnachtsbäckerei bestimmen vor allem Ei, Butter, Stärke und
Zucker die Backeigenschaften", so Sebastian Brücklmaier, einer der Bäcker
der Urkornexperten. "Hier können Urgetreide-Arten daher bestens eingesetzt
werden." Das Ergebnis: Vanillekipferl mit nussig-intensivem Geschmack,
Früchtebrot, das durch Einkorn viel fruchtiger und nussiger wirkt, oder
Stollen, der saftig und aromatisch auf Weihnachten einstimmt.

Und der Wissenschaftler Prof. Dr. Friedrich Longin der Universität
Hohenheim forscht unermüdlich daran, die alten Getreidearten weiter zu
etablieren und für Landwirte und Bäckereien noch attraktiver zu machen:
"Wir untersuchen, wie sich die unterschiedlichen Sorten im Feld behaupten,
welche Risiken es beim Anbau gibt, welche Unterschiede sich beim Backen
ergeben, welche Möglichkeiten für eine verbesserte Verarbeitung es gibt,
und für welche Produkte welche Getreidesorte ideal ist."


HINTERGRUND: Die Urkornexperten

Die Urkornexperten sind 15 innovative Menschen, die die ganze
Wertschöpfungskette von der Forschung, Züchtung, Anbau, Vermahlung bis zur
Bäckerei abdecken. Diese Kompetenz vereinend haben sie sich zum Ziel
gesetzt, zu zeigen und zu kommunizieren, wie Urgetreide erfolgreich in der
Wertschöpfungskette umgesetzt werden kann.

Mehr Infos:

https://www.facebook.com/Urkornexperten-105733824120879/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 12.11.2019
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ASYL/1426: Rechtswidrige Abschiebungshaft in Niedersachsen - Kein Ende in Sicht (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 13. November 2019

Rechtswidrige Abschiebungshaft in Niedersachsen: Kein Ende in Sicht



In der JVA Langenhagen bei Hannover werden Geflüchtete nach wie vor in
einem erschütternd hohen Ausmaß rechtswidrig inhaftiert. Dies ist das
Ergebnis einer Auswertung der seit August 2016 vom Flüchtlingsrat
Niedersachsen begleiteten Fälle von Abschiebungsgefangenen:

Die Menschenrechtsorganisation hat bislang 588 Gefangene beraten und 282
Haftprüfungsverfahren bis zu ihrem rechtskräftigen Abschluss begleitet. In
179 der 282 Verfahren, d.h. in etwa 63 % der abgeschlossenen Verfahren,
entschieden die Gerichte nach erneuter Prüfung, dass die Inhaftierung der
betroffenen Ausländer_innen zu Unrecht erfolgte. Während 75 der 179
rechtswidrig inhaftierten Ausländer_innen (ca. 44 %) aus der
Abschiebungshaft entlassen wurden, erging die Entscheidung der Gerichte in
den übrigen 102 Fällen erst nach erfolgter Abschiebung - und damit für die
Betroffenen zu spät. Über 71 weitere Haftbeschwerden - von ebenfalls
bereits abgeschobenen - Ausländer_innen haben die Gerichte noch nicht
entschieden. Gemessen an der Gesamtzahl der beratenen Personen liegt die
Quote rechtswidriger Inhaftierungsentscheidungen bei etwa 30 % (179 von
588).

Johanna Lal vom Flüchtlingsrat Niedersachsen kommentiert:

"Die massenhafte Inhaftierung von Ausländer_innen zum Zwecke ihrer
Abschiebung unter eklatantem Bruch geltenden Rechts ist nicht hinnehmbar.
Diese rechtswidrige Praxis verletzt nicht nur die Betroffenen in ihren
Grund- und Menschenrechten, sondern stellt zugleich die Funktionsfähigkeit
des Rechtsstaats in Frage, wenn es um Ausländer_innen geht. Es scheint als
heilige der Zweck - die Abschiebung - das Mittel - die rechtswidrige
Inhaftierung."

Muzaffer Öztürkyilmaz vom Flüchtlingsrat Niedersachsen ergänzt:

"An einem System, das derart fehleranfällig ist, darf nicht weiter
festgehalten werden. Die niedersächsische Landesregierung muss die
Anordnung und den Vollzug der Abschiebungshaft vielmehr unverzüglich
aussetzen und das gesamte System auf den Prüfstand stellen. Erst und
allenfalls, wenn die Gründe für dieses Versagen der Gerichtsbarkeit endlich
aufgearbeitet und behoben sind, sollte überhaupt wieder darüber nachgedacht
werden, Menschen, die keine Straftaten begangen haben, einzusperren."

Johanna Lal vom Flüchtlingsrat Niedersachsen:

"Zudem leidet eine Vielzahl der Menschen in Abschiebungshaft unter
gravierenden körperlichen und psychischen Erkrankungen. Viele von ihnen
haben in ihren Herkunftsländern oder auf der Flucht schwere
Gewalterfahrungen gemacht, sodass es in der Haft häufig zu einer
Retraumatisierung kommt. Diese Menschen gehören nicht in ein Gefängnis,
sondern in eine fachärztliche Behandlung."

Muzaffer Öztürkyilmaz vom Flüchtlingsrat Niedersachsen:

"Auch der Vollzug der Abschiebungshaft in Niedersachsen ist aus
rechtsstaatlicher Sicht unhaltbar. So fehlt es nach wie vor an einem
Gesetz, das die Rechte der Abschiebungshaftgefangenen verbindlich regelt.
Daher mangelt es auch weiterhin an einer unabhängigen Beschwerdestelle bzw.
einem Anstaltsbeirat, an den sich die Gefangenen bei Missständen wenden
können. Ohne unsere Beratung würde es keinerlei zivilgesellschaftliche
Kontrolle der totalen Institution Abschiebungshaft in Niedersachsen geben."

Dennoch weigert sich die Landesregierung weiterhin, eine unabhängige
Beratung für Abschiebungshaftgefangene zu finanzieren. Bis zum Ende dieses
Jahres wird das Beratungsangebot des Flüchtlingsrats vom Diakonischen Werk
Niedersachsen finanziert. Da sich für das Jahr 2020 bislang keine Förderer
gefunden haben, ist es derzeit noch völlig unklar, ob die Rechtsberatung
künftig aufrecht erhalten werden kann.


Siehe auch: 

https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/niedersachsen_1800/Abschiebehaft-in-zweiter-Instanz-oft-aufgehoben,ndsmag33968.html

 * 

Quelle:
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Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





WISSENSCHAFT/1458: Deutschland - International vernetzt und weltweit engagiert in Bildung und Forschung (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 13.11.2019

Deutschland: 

International vernetzt und weltweit engagiert in Bildung und Forschung

Bundesregierung veröffentlicht "Bericht zur internationalen Kooperation in
Bildung, Wissenschaft und Forschung 2017-2018"



Das Kabinett hat in seiner Sitzung am heutigen Mittwoch den zweiten Bericht
der Bundesregierung zur internationalen Kooperation in Bildung,
Wissenschaft und Forschung verabschiedet. Der Bericht informiert über
Aktivitäten aus den Jahren 2017 und 2018. Dazu erklärt die Bundesministerin
für Bildung und Forschung Anja Karliczek:

"Erfolgreiche Forschung braucht internationale Zusammenarbeit. Nur so kann
auch die Forschung Antworten auf die globalen Herausforderungen unserer
Zeit - wie zum Beispiel den Klimawandel - finden.

Der aktuelle Bericht der Bundesregierung zur internationalen Kooperation in
Bildung, Wissenschaft und Forschung zeigt, dass die deutsche Forschungs-
und Bildungslandschaft dies auch erkannt hat und deshalb international
hervorragend vernetzt ist. Diese Vernetzung zu pflegen und zu stärken hat
für die Bundesregierung und gerade für mein Ministerium eine hohe
Priorität. Um die internationale Kooperation zu stärken, hat daher allein
das Bundesministerium für Bildung und Forschung im Jahr 2018 rund 978
Millionen Euro zur Verfügung gestellt.

Um langfristig die Forschung zu stärken, müssen wir Bildung und
Qualifizierung international ausbauen. Dabei tun wir - gemeinsam mit den
Ländern und Universitäten - viel dafür, Deutschland als exzellenten Hort
für Wissenschaft und Forschung zu etablieren. Vor diesem Hintergrund freut
es mich besonders, dass unser Land als Studien- und Forschungsstandort
immer mehr exzellente Studierende weltweit anzieht. Die ursprünglich
gesetzte Zielmarke der Bundesregierung von 350.000 ausländischen
Studierenden in Deutschland bis zum Ende des Jahrzehnts wurde bereits im
Wintersemester 2016/2017 übertroffen. Im Wintersemester 2017/2018 ist die
Zahl der ausländischen Studierenden in Deutschland noch einmal auf rund
375.000 und damit auf rund 13 Prozent aller Studierenden gestiegen.

Als Erfolg werte ich außerdem, dass die Zusammenarbeit mit Afrika in den
letzten Jahren einen deutlichen Schub erfahren hat. Seit mehreren Jahren
kooperiert das Bildungs- und Forschungsministerium intensiv mit Partnern
aus zehn Ländern des westlichen (WASCAL) und fünf Ländern des südlichen
Afrikas (SASSCAL) beim Aufbau zweier regionaler Kompetenzzentren für
Klimawandel und Landmanagement. Wir unterstützen dort den Aufbau
exzellenter Bildungsstrukturen. Denn Hilfe zur Selbsthilfe im Umgang mit
dem Klimawandel braucht viele gut ausgebildete Menschen. Allein im Jahr
2018 betrugen die Mittel für Projektkooperationen mit Afrika 33,5 Millionen
Euro. Im November 2018 hat die Zusammenarbeit mit afrikanischen Partnern
mit der Veröffentlichung der Afrika-Strategie des BMBF einen neuen
strategischen Gesamtrahmen erhalten.

Von Seiten der EU stellt Horizont 2020, das Rahmenprogramm für Forschung
und Innovation, das wesentliche Umsetzungsinstrument für den Europäischen
Forschungsraum dar. Deutschland hat sich im Berichtszeitraum aktiv daran
beteiligt. So erhielten deutsche Einrichtungen zwischen Januar 2014 und
März 2019 ca. 6,12 Milliarden Euro an europäischen Zuwendungen aus dem
Programm. Deutschland liegt damit an der Spitze aller beteiligten Staaten.

Der Bericht zeigt, dass neben Wissenschaft und Forschung auch
bildungspolitische Themen zunehmend an Gewicht gewinnen. Während der
argentinischen G20-Präsidentschaft fand 2018 das erste
Bildungsministertreffen der G20 statt. Insbesondere das deutsche duale
Modell der beruflichen Bildung wird weltweit als zukunftsweisend angesehen.
Das freut mich außerordentlich. Denn die berufliche Bildung bietet jungen
Menschen ein solides Fundament für eine erfolgreiche Berufskarriere mit
vielfältigen Aufstiegsmöglichkeiten. Inzwischen hat die Bundesregierung
weltweit 16 bilaterale Kooperationsabkommen zur beruflichen Bildung
abgeschlossen.

Internationale Zusammenarbeit und Vernetzung stärken den
Wissenschaftsstandort Deutschland - dies belegt der Bericht eindrucksvoll."

Hintergrund:

Die Bundesregierung berichtet alle zwei Jahre im "Bericht zur
internationalen Kooperation in Bildung, Wissenschaft und Forschung" über
die Entwicklung der europäischen und internationalen Zusammenarbeit in
diesen Bereichen. Damit folgt die Bundesregierung dem Beschluss des
Deutschen Bundestages vom 26. März 2015 (Bundestagsdrucksache 18/4423).

Der erste Bericht wurde 2017 veröffentlicht. Der nun vorliegende zweite
Bericht deckt den Berichtszeitraum von 2017 bis 2018 ab und hat den
Schwerpunkt "Afrika". Er informiert über die im Jahr 2014 veröffentlichte
"Afrika-Strategie des BMBF 2014-2018" und deren Umsetzung. Der Fokus liegt
hierbei im Bereich Forschung auf den Themen Umwelt, Ressourcen und
Gesundheit sowie im Bereich Bildung auf "Hochschul- und
Berufsbildungskooperation".

Standardmäßig widmet sich der Bericht ausführlich der Kooperation auf
europäischer Ebene. Er berichtet über den Stand der Umsetzung der deutschen
Strategie zum Europäischen Forschungsraum aus dem Jahr 2014 sowie über die
deutsche Beteiligung am Rahmenprogramm für Forschung und Innovation
"Horizont 2020" und am Programm für allgemeine und berufliche Bildung,
Jugend und Sport "Erasmus+".

Auch die bilateralen Kooperationsaktivitäten mit einzelnen europäischen
Ländern, ausgewählten Industriestaaten, den BRICS-Staaten und Schwellen-
und Entwicklungsländern werden dargestellt. Den strategischen Rahmen setzt
die im Februar 2017 beschlossene "Strategie der Bundesregierung zur
Internationalisierung von Bildung, Wissenschaft und Forschung".



Der Bericht der Bundesregierung zur internationalen Kooperation in Bildung,
Wissenschaft und Forschung 2017-2018 ist zu finden unter:

Download (PDF, 53,65 MB)

https://www.bmbf.de/upload_filestore/pub/Bundesbericht_Internationale_Kooperation_2017_2018.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 135/2019 vom 13.11.2019
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AFRIKA/2198: Simbabwe - Hoffnung auf Regen ... (SB)




In Simbabwe und anderen Ländern des südlichen Afrika herrscht zur
Zeit eine Jahrhundertdürre. Nachdem in den letzten zwei Monaten
mindestens 120 Elefanten verendet sind, hat die Nationalparkbehörde
dieses Binnenlands den Plan gefaßt, eine große Zahl an Tieren aus dem
im Südwesten Simbabwes gelegenen, privaten Wildpark Savé Valley
Conservancy in drei andere Wildparks im Norden umzusiedeln, meldete
AFP. Auch in den neuen Refugien gibt es zur Zeit noch nicht genug zu
fressen für die Tiere, die Behörde hofft jedoch, daß dort Mitte
November die übliche Regenzeit einsetzt. [1]

Gegenüber AFP sagte der Sprecher der Nationalparkbehörde, Tinashe
Farawo, daß 600 Elefanten, zwei Rudel Löwen mit jeweils fünf bis zehn
Mitgliedern, ein Rudel Wildhunde, 50 Büffel, 40 Giraffen und 2000
Impalas umgesiedelt werden sollen.

Die dürrebedingte größte Wildtierumsiedlungsaktion Simbabwes
verschafft einen Eindruck davon, was es bedeuten kann, wenn mit der
globalen Erwärmung Klimazonen entstehen, die für Mensch und Tier
unbewohnbar werden. Vor gut einem Jahr meldete die
Naturschutzorganisation WWF in ihrem Report "Artenschutz in Zeiten
des Klimawandels", daß im 14.600 Quadratkilometer großen
Hwange-Nationalpark im Westen Simbabwes bereits über 45.000 Elefanten
mit hinaufgepumptem Grundwasser versorgt werden müssen. [2] Genau
dort sind nun die Elefanten verdurstet.

Ein einziger Elefant trinkt pro Tag 150 bis 300 Liter Wasser. Daran
mangelt es jedoch. Geschweige denn, daß die riesigen Tiere das bei
ihnen so beliebte Bad nehmen könnten. Simbabwe und angrenzende Länder
befinden sich im Griff einer monatelangen Hitzewelle und Dürre.
Mangels Wasser produzieren die Wasserkraftwerke keine Elektrizität.
In der Hauptstadt Harare gibt es "seit Wochen" nur noch nachts und
stundenweise Strom, meldet Entwicklungspolitik online unter Berufung
auf die internationale Kinderhilfsorganisation World Vision. In 16
von Dürre heimgesuchten Ländern des südlichen Afrika seien rund 45
Mio. Menschen von Ernteausfällen und Wassermangel bedroht. [3]

Der Savé-Valley-Wildpark war auch in der Vergangenheit nicht vor
Dürren gefeit, mehr noch, nach Angaben der Parkverwaltung war er in
Folge einer "epischen Dürre", die die vormalige Rinderwirtschaft in
der Gegend unmöglich machte, gegründet worden. Man hatte mehrere
riesige Großfarmen zusammengelegt, woraufhin Investoren aus dem In-
und Ausland einzelne Parzellen erwarben. 1991 wurde Savé Valley
Conservancy gegründet und damit der Wildpark ins Leben gerufen. Seine
Fläche beträgt 3.442 Quadratkilometer. Während der Landreform von
2000 bis 2001 siedelten sich auf rund ein Drittel des Wildparks
Subsistenzbauern an. Heute sind Teile entweder in Privatbesitz oder im
Besitz der Regierung und der örtlichen Gemeinden. [4]

Im März dieses Jahres wurde der Osten Simbabwes vom Wirbelsturm Idai,
der vor allem Mosambik unter Wasser gesetzt hatte, ebenfalls schwer
getroffen, als er die Region überschwemmte. Anschließend kam die
Dürre, die Regenzeit blieb faktisch aus. Schon im Sommer schlug das
Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen Alarm: Allein in
Simbabwe haben 3,5 Mio. Menschen nicht genügend zu essen. Bis Anfang
2020 werde die Zahl auf über 5,5 Millionen Menschen steigen. [5]

Seit der Jahrtausendwende nimmt die Zahl der Dürren in Simbabwe
dramatisch zu. Aufgrund sowohl von Zwangsmaßnahmen wie, daß die
Entwicklungshilfe für Simbabwe eingestellt und das Land von globalen
Kreditgebern faktisch kaltgestellt wurde und Sanktionen gegen die
damalige Regierung Robert Mugabes verhängt wurden, als auch der
Verschlechterung der klimatischen Bedingungen sind die Menschen
weiter verarmt.

Mugabe war bei dem Vereinigten Königreich und anderen
Industriestaaten in Ungnade gefallen, nachdem er zur
Jahrtausendwende, als ihm eine teils vom Ausland finanzierte
Oppositionsbewegung die Präsidentschaft ernsthaft streitig machte,
eine zehn Jahre lang aufgeschobene Landreform gewaltsam erzwungen und
rund 4.000 von 4.500 weißen Farmern, die seit der Kolonialzeit über
70 Prozent der (besten) landwirtschaftlichen Fläche Simbabwes
verfügten, vertreiben ließ. Die anschließende Umverteilung des Landes
an Kleinbauern lief nicht optimal, um es vorsichtig zu formulieren,
und seitdem kämpfen viele Menschen ums tägliche Überleben. Zudem
haben in den letzten zwei Jahrzehnten mehrere Millionen Simbabwer das
Land verlassen.

Weil Länder wie Malawi, Sambia und auch der "Vorbildstaat" (nach
westlicher Lesart) Botswana immer wieder unter Dürren leiden, machte
man es sich zu einfach, die Not der Menschen in Simbabwe allein auf
die Folgen der erzwungenen Landreform zurückzuführen. Nach
Berechnungen des Weltklimarats werden sich im Zuge der globalen
Erwärmung Trockenheit und Wassermangel in den ariden und semiariden
Regionen des südlichen Afrika weiter verstärken.

Ähnlich wie die Saharawüste in der nördlichen Hälfte Afrikas weiter
wächst - sie dehnt sich bis zu 48 Kilometer pro Jahr nach Süden aus
-, breiten sich auch im südlichen Afrika die ariden Regionen weiter
aus. In einigen Ländern liegt die Durchschnittstemperatur bereits
zwei Grad höher als in vorindustrieller Zeit. Das heißt, um auch nur
die Mindestanforderung des Klimaschutzübereinkommens von Paris zu
erfüllen, jenes "2-Grad-Ziel", dürften weltweit ab sofort keine
Treibhausgase mehr emittiert werden. Das ist illusorisch oder, anders
gesagt, das zeigt, daß das als "historisch" gefeierte Pariser
Abkommen nicht nach Maßstäben abgefaßt wurde, die für das südliche
Afrika angemessen wären, sondern die auf die sogenannte erste Welt
zugeschnitten sind.


Fußnoten:

[1] http://www.terradaily.com/reports/Drought-hit_Zimbabwe_to_transfer_thousands_of_animals_999.html

[2] https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Artenschutz_in_Zeiten_des_Klimawandels.pdf

[3] tinyurl.com/r6wkhgw

[4] http://savevalleyconservancy.org/

[5] https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/104781/Millionen-Menschen-in-Simbabwe-droht-Hunger

13. November 2019
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FRAUEN/808: Auch wenn Pflegeaufgaben enden - Frauen bleiben am Arbeitsmarkt benachteiligt (idw)


Deutsches Zentrum für Altersfragen - 12.11.2019

Auch wenn Pflegeaufgaben enden - Frauen bleiben am Arbeitsmarkt
benachteiligt



Eine aktuelle Studie auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)
zeigt: Frauen, die in Teilzeit arbeiten und gleichzeitig Angehörige
pflegen, haben nicht nur während dieser Phase schlechte Chancen ihre
Arbeitszeit zu erhöhen. Denn endet die Pflegetätigkeit, finden sie selten
zurück in eine Vollzeitbeschäftigung.

Innovativ an der Studie ist, dass hier nicht der oft untersuchte Effekt im
Mittelpunkt steht, ob Frauen, die sich um Familienangehörige kümmern, ihre
Arbeitszeit reduzieren oder ihre Erwerbstätigkeit gänzlich unterbrechen.
Stattdessen wird hier umgekehrt untersucht, wie wahrscheinlich es für
Frauen ist, während einer aktuellen Pflegephase oder nachdem eine
Pflegephase beendet worden ist, die Arbeitszeit zu erhöhen.

Es zeigt sich: Für Teilzeit beschäftigte Frauen mit familiären
Pflegeverpflichtungen ist es weniger wahrscheinlich in Vollzeit zu
wechseln als für Frauen ohne Pflegeverpflichtungen. Dies trifft allerdings
nur für Frauen zu, die intensive familiäre Pflege von mehr als zwei
Stunden täglich leisten. Überraschend ist, dass die Wahrscheinlichkeit in
Vollzeit zu wechseln auch nicht steigt, wenn die familiäre Pflegephase
vorüber ist.

Dr. Ulrike Ehrlich, wissenschaftliche Mitarbeiterin am Deutschen Zentrum
für Altersfragen, erläutert: "Anhand unserer Analyseperspektive wird
deutlich, dass Frauen, die erwerbstätig sind und pflegen, ein
Vereinbarkeitsproblem haben: Sie reduzieren ihre Erwerbstätigkeit nicht
nur infolge von familiären Pflegeverpflichtungen, sondern sie sind während
einer Pflegephase aufgrund zeitlicher Engpässe auch seltener in der Lage
ihre Arbeitszeit zu erhöhen. Darüber hinaus zeigen wir, dass Frauen nach
der Beendigung einer Pflegephase in der sogenannten Teilzeitfalle
feststecken: Obwohl sie die zeitlichen Ressourcen für eine Aufstockung der
Arbeitszeit hätten, erfolgt diese nicht. Der wenig flexible deutsche
Arbeitsmarkt bietet Angestellten bisher wenig Möglichkeiten, ihre
Arbeitszeit entsprechend ihren persönlichen Lebensumständen anzupassen."

Hier sehen die Autorinnen der Studie eine Herausforderung an die Politik.
"Eine Ausweitung der professionellen Pflege, um pflegende Angehörige
zeitlich zu entlasten, wäre wichtig, und vor allem eine Weiterentwicklung
des 2018 eingeführten gesetzlichen Anspruchs auf Brückenteilzeit, damit
nach einer Teilzeitphase der Wechsel auf eine Vollzeitstelle von einer
größeren Gruppe von Anspruchsberechtigten leichter vollzogen werden kann."


Originalpublikation:

Der Artikel "What comes after Caring? The Impact of Family Care on
Women's Employment" von Ulrike Ehrlich, Katja Möhring und Sonja Drobnič 
ist vorab online erschienen im Journal of Family Issues

(https://journals.sagepub.com/doi/10.1177/0192513X19880934)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution794

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Altersfragen, 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KIND/203: Wichtiger Schritt auf dem Weg zum Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 13.11.2019

Wichtiger Schritt auf dem Weg zum Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung
im Grundschulalter

Bundeskabinett beschließt Errichtung eines Sondervermögens zum Ausbau der
Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch das Gesetz zur Errichtung des
Sondervermögens zum "Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote
für Kinder im Grundschulalter" (Ganztagsfinanzierungsgesetz) auf den Weg
gebracht. Damit unterstützt der Bund in dieser Legislaturperiode die Länder
mit 2 Milliarden Euro beim Ausbau der kommunalen Bildungsinfrastruktur für
die Ganztagsbetreuung.

Die Investitionen dienen der Vorbereitung eines bundesweiten
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter, der ab 2025 in
Kraft treten soll. Gefördert werden soll der quantitative und qualitative
Ausbau von Ganztagsangeboten über Finanzhilfen für Investitionen an die
Länder.

Bundesbildungsministerin Anja Karliczek erklärt: "Ich freue mich sehr, dass
wir heute im Kabinett das Sondervermögen zur Finanzierung des
Ganztagsausbaus auf den Weg gebracht haben. Der Bund setzt damit ein klares
Signal für den Ganztagsausbau. Die Länder werden in den nächsten Jahren mit
2 Milliarden Euro beim quantitativen und qualitativen Ausbau von
Ganztagsangeboten unterstützt. Das neue Gesetz ist ein wichtiger Baustein
zur Umsetzung des entsprechenden Auftrages des Koalitionsvertrages von
CDU/CSU und SPD.

Der Ganztagsausbau wird vielen Familien weiterhelfen - insbesondere den
Kindern und Müttern. Eines ist mir als Bundesbildungsministerin besonders
wichtig: Die Qualität der Ganztagsangebote in den Schulen und Horten muss
stimmen! Die Talente und Leidenschaften jedes Kindes sollen gefördert
werden. Konkret bedeutet das: qualitativ hochwertige Bildungs- und
Betreuungsangebote müssen die individuelle Förderung der Schülerinnen und
Schüler ermöglichen: Die einen brauchen besondere Unterstützung beim
Lernen, die anderen sollten durch zusätzliche Angebote gefördert werden.
Der Ganztag muss für die Kinder einen echten Mehrwert bringen. Nur dann
werden Kinder und Eltern die Ganztagsangebote nutzen.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung engagiert sich seit vielen
Jahren für Qualität im Ganztag und bei der Qualifizierung und
Professionalisierung des pädagogischen Personals. Denn Fachkräftesicherung
und Qualitätssicherung sind aufs Engste verknüpft. Nun müssen Bund und
Länder an einem Strang ziehen, um den Rechtsanspruch zu schaffen und den
Ganztagsausbau zu ermöglichen."

Bundesfamilienministerin Dr. Franziska Giffey betont: "Heute sind wir auf
dem Weg zum Rechtsanspruch einen großen Schritt weitergekommen - wir wollen
mehr Chancengerechtigkeit für alle Kinder und eine bessere Vereinbarkeit
von Familie und Beruf für die Eltern. Das wird gerade bei den Frauen zu
einer höheren Erwerbsquote und damit auch zu besseren Einkommen und später
höheren Renten beitragen. Und es wird dafür sorgen, die Voraussetzungen zu
schaffen, dass jedes Kind bestmöglich gefördert wird. Das Sondervermögen
ist das Instrument dafür. Die nächsten Schritte hin zur Umsetzung bereiten
wir jetzt vor. Und wir fangen ja nicht bei null an - über 50 Prozent der
Grundschulkinder in Deutschland sind bereits in einer Ganztagsbetreuung.

Dass es geht, haben wir schon beim Kitaausbau bewiesen:

Bund, Länder, Kommunen, Träger und Fachkräfte haben gemeinsam einen
Rechtsanspruch möglich gemacht und Hunderttausende zusätzliche
Plätzegeschaffen. Das muss in der Grundschule weitergehen. Denn da stehen
die Erstklässler oft schon um 12 Uhr wieder vor der Haustür, mit leerem
Magen, aber mit einem Ranzen voller unerledigter Hausaufgaben. Dass Eltern
dann einer geregelten Arbeit nachgehen, ist schlicht nicht möglich. Deshalb
brauchen wir den Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder.
Mehr Ganztagsbetreuung bedeutet aber natürlich auch mehr Bedarf an
Fachkräften. Hier sind jetzt vor allem die Länder gefordert, die
Kapazitäten weiter zu erhöhen und gute Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen
zu schaffen.

Der Bund verpflichtet sich mit dem heute beschlossenen Gesetzentwurf, 2
Milliarden Euro an Investitionsmitteln beizusteuern. Das ist ein großer
Beitrag des Bundes zu den Gesamtkosten - ich gehe davon aus, dass es nach
2021 weitergehen muss. Wir haben jetzt fünf Jahre Zeit, die Bund, Länder
und Gemeinden nutzen müssen, um dieses Vorhaben gemeinsam anzugehen."


Hintergrund: Ganztägige Bildungs- und Betreuungsangebote für
Kinder im Grundschulalter erhöhen die Teilhabechancen und individuelle
Förderung der Kinder und unterstützen die Eltern bei der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf. Trotz des Ausbaus der Betreuungsinfrastruktur in den
Ländern wird der Bedarf an Ganztagsangeboten für Kinder im Grundschulalter
noch nicht gedeckt. Während in manchen Bundesländern die Betreuungsquote
bei über 80 Prozent liegt, liegt sie in vielen Regionen deutlich darunter.
Der Ausbau der Ganztagsbetreuung im Grundschulalter ist daher auch ein
Beitrag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse.

Im Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode ist vereinbart, dass bis
2025 ein bundesweiter Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Kinder im
Grundschulalter eingeführt werden soll. Um dies vorzubereiten, unterstützt
der Bund die Länder mit Finanzhilfen in Höhe von 2 Milliarden Euro für
gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden in den
quantitativen und qualitativen Ausbau von Ganztagsangeboten.

Der heute vom Kabinett beschlossene Gesetzentwurf dient dazu, die
Finanzmittel für den Ganztagsausbau längerfristig zu sichern. In den Jahren
2020 und 2021 sind dafür jeweils 1 Milliarde Euro für das Sondervermögen
vorgesehen, die jeweils zur Hälfte im Haushalt des BMFSFJ und des BMBF
etatisiert werden. Die Mittel können bis Ende 2028 für Investitionen
verausgabt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 134/2019 vom 13.11.2019

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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RENTE/737: Rentenplus ist eine gute Nachricht für die Rentnerinnen und Rentner (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 13. November 2019

Rentenplus ist eine gute Nachricht für die Rentnerinnen und Rentner

SoVD fordert lebensstandardsicherndes Rentenniveau



"Für die Rentnerinnen und Rentner wäre es ohne Zweifel eine gute Nachricht,
wenn sich die heute geschätzte Rentenanpassung im kommenden Jahr
bewahrheitet", sagt Adolf Bauer, Präsident des Sozialverband SoVD, zur
heute von der Deutschen Rentenversicherung veröffentlichten Prognose.
Insgesamt können die Rentnerinnen und Rentner im Juli 2020 demnach mit
einer Rentenerhöhung von etwa 3 Prozent rechnen.

"Trotz der Rentenerhöhung wird Altersarmut jedoch weiter um sich greifen,
wenn nicht rechtzeitig nötige Weichenstellungen erfolgen", warnt Bauer. Es
sei insbesondere geboten, so der SoVD-Präsident, die untere Haltelinie des
Rentenniveaus über das Jahr 2025 hinaus zu festigen. Zudem müsse das
Rentenniveau auf 53 Prozent angehoben werden.

Der Sozialverband Deutschland (SoVD) vertritt die sozialpolitischen
Interessen der gesetzlich Rentenversicherten, der gesetzlich
Krankenversicherten und der pflegebedürftigen und behinderten Menschen.
Rund 600.000 Mitglieder sind bundesweit im SoVD organisiert. Der Verband
wurde 1917 als Kriegsopferverband organisiert.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 43/2019 vom 13. November 2018

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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MELDUNG/339: Globales Flüchtlingsforum tritt erstmals zusammen (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 11. November 2019

Globales Flüchtlingsforum tritt erstmals zusammen - Deutschland
Mitausrichter

Vertreter von Staaten, Zivilgesellschaft und Wirtschaft kommen am 17. und
18. Dezember 2019 beim ersten Globalen Flüchtlingsforum in Genf zusammen.



Sechs Wochen vor Beginn des ersten Globalen Flüchtlingsforums hat sich
UNHCR, der Hohe Kommissar der Vereinten Nation für Flüchtlinge,
zuversichtlich über die Möglichkeiten der ersten Konferenz dieser Art
gezeigt. "Dieser internationale UN-Gipfel ist nicht nur die Möglichkeit,
eine wichtige Debatte wieder zu versachlichen. Die Welt kann zugleich
Solidarität mit denen zeigen, die die Hauptlast der Flüchtlingskrise
tragen. Und das sind fast immer die direkten Nachbarländer", sagte der
Repräsentant des Hohen Kommissars in Deutschland, Dominik Bartsch. "Es ist
ein historischer Schritt, der zeigt, dass die Welt etwas gegen die
humanitäre Katastrophe unserer Generation unternimmt."

Die Einrichtung eines Globalen Flüchtlingsforums war vor einem Jahr im
Rahmen des Globalen Pakts für Flüchtlinge von den UN-Mitgliedsstaaten
beschlossen worden. Ziel ist es, alle Staaten, aber auch Vertreter der
Zivilgesellschaften, Wissenschaftler und Experten und nicht zuletzt die
Wirtschaft an einen Tisch zu bringen. Dabei soll es um Hilfe für die
weltweit 20,4 Millionen Flüchtlinge, aber auch um nachhaltige Unterstützung
für die Erstaufnahmeländer gehen. Thema sind zum einen konkrete Zusagen,
vor allem aber auch "Good Practice": den Austausch von Ideen, Erfahrungen
und Konzepten, wie Flüchtlingen in den Erstaufnahmeländern geholfen werden
kann. Und es geht ebenso um Integration - zum Nutzen der Flüchtlinge und
auch der Gastländer.

Deutschland gehört zu den offiziellen Mitausrichtern des Genfer Gipfels:
"Das unterstreicht nicht nur das politisches Gewicht", sagte Bartsch. "Es
ist auch ein Zeichen, wie sehr die Welt auf Deutschland blickt: Als
einziges Land unterstützt es nicht nur die weltweite Arbeit von UNHCR
entscheidend, sondern gewährt auch mehr als einer Million Flüchtlinge
Schutz." Für die globale Herausforderung könne es nur eine globale Lösung
geben, sagte Bartsch. "Erfahrungen und Ideen aus Deutschland werden dabei
eine entscheidende Rolle spielen."

Das erste Globale Flüchtlingsforum ist am 17. und 18. Dezember 2019 im
Genfer Palais des Nations und soll künftig alle vier Jahre stattfinden.
Eingeladen sind Vertreter aller 193 UN-Mitgliedsstaaten, dazu von NGOs,
Verbänden und Unternehmen - und natürlich Flüchtlinge. Etwa 400
Delegationen mit 1200 Teilnehmern sind angemeldet. Aus Deutschland wird
Bundeskanzlerin Angela Merkel erwartet. Der Fokus des Globalen
Flüchtlingsforums liegt auf Flüchtlingen, nicht Migranten. Das Forum ist
öffentlich. Die Akkreditierungsfrist für Journalisten endet Ende November.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. November 2019

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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VORTRAG/2365: Frankfurt/M. - "Türkei: Krieg, Gewalt und Repression - Kein Ende in Sicht?", 18.11.2019


Connection e.V.

Türkei: Kriegsdienstverweigerer rufen zur Verweigerung auf

Aus der Türkei stammende Kriegsdienstverweigerer in Frankfurt/M. zu
Gast



Vor wenigen Tagen riefen aus der Türkei stammende Kriegsdienstverweigerer
dazu auf, den Kriegseinsatz in Syrien zu verweigern. Am 18. November 2019
werden einige von ihnen in Frankfurt/M. zu Gast sein, um eine Veranstaltung
durchzuführen:


Türkei: Krieg, Gewalt und Repression - Kein Ende in Sicht?


mit Halil Savda, Beran Mehmet İŠçi und Cemil Özdemir

Mo., 18. November 2019, 19.00 Uhr

Haus Gutleut, Rottweiler Str. 32 in 60327 Frankfurt



Der erneute Einmarsch in Syrien, Militäreinsätze in den kurdischen
Gebieten, Verhaftungen von Oppositionellen, Absetzung von
Bürgermeister*innen, Gerichtsverfahren gegen Tausende Oppositionelle. Die
Gewalt und Repression nimmt kein Ende. Dabei hatte der Ausgang der
Kommunalwahlen im Frühjahr 2019 in großen Städten im Westen der Türkei der
Opposition zunächst Hoffnung gegeben. Wie aber sieht es konkret aus? Nur
wenige Berichte sind darüber in den Medien zu finden.

Mit einer Veranstaltung mit dem aus der Türkei stammenden
Kriegsdienstverweigerer und Journalisten Halil Savda bieten wir die
Möglichkeit, mehr aus erster Hand zu erfahren. Halil Savda wird über die
Lage im Südosten der Türkei und den Krieg berichten und über die Grenzen
und Möglichkeiten, wie Gruppen und Organisationen in der Türkei für
Demokratie, Frieden und Menschenrechte arbeiten können.

Auf der Veranstaltung wollen wir auch zwei Kriegsdienstverweigerern aus der
Türkei, die derzeit in Deutschland Schutz vor Einberufung und Verfolgung
suchen, die Möglichkeit geben, über ihre Motive zur Verweigerung zu
berichten. Cemil Özdemir ist Filmemacher und lebt derzeit in Köln. Beran
Mehmet İşçi hat Asyl beantragt und lebt in der Nähe von Augsburg.

Halil Savda ist ein aus Cizre stammender Kriegsdienstverweigerer und freier
Journalist. Er ist bekannt geworden durch den von ihm initiierten
Friedensmarsch von Roboski nach Ankara im Jahr 2012. Vor zwei Jahren musste
er aufgrund von verschiedenen politischen Strafverfahren nach Zypern
fliehen.



Veranstaltet von: Connection e.V., Deutsche Friedensgesellschaft -
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) Frankfurt, DFG-VK Bildungswerk
Hessen

Weitere Infos unter:

https://de.Connection-eV.org/veranstaltungen

Quelle:

Connection e.V.

Von-Behring-Str. 110, 63075 Offenbach

Telefon: 069-82375534, Fax 069-82375535

E-Mail: office@Connection-eV.org

Internet: www.Connection-eV.org
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ARBEIT/2985: Stellenerhebung für das dritte Quartal 2019 - Leichter Rückgang bei der Personalnachfrage (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 12.11.2019

Ergebnisse der IAB-Stellenerhebung für das dritte Quartal 2019:
Leichter Rückgang bei der Personalnachfrage



Im dritten Quartal 2019 gab es bundesweit rund 1,36 Millionen offene
Stellen auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Gegenüber dem zweiten Quartal 2019
sank die Zahl der offenen Stellen um rund 30.000. Sie liegt damit aber
noch um 120.000 über dem Vorjahresniveau im dritten Quartal 2018. Das geht
aus der IAB-Stellenerhebung hervor, einer regelmäßigen Betriebsbefragung
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

In Westdeutschland waren im dritten Quartal 2019 rund 1,06 Millionen
offene Stellen zu vergeben, in Ostdeutschland rund 300.000.

"Auch wenn derzeit namhafte Großbetriebe Personal abbauen, ist die
Personalnachfrage insgesamt gerade bei den kleineren bis mittleren
Betrieben nach wie vor stabil. Rund 99 Prozent aller Betriebe in
Deutschland haben weniger als 250 sozialversicherungspflichtige
Beschäftigte", erklärt IAB-Arbeitsmarktforscher Alexander Kubis. 1,18 der
1,36 Millionen offenen Stellen entfielen im dritten Quartal 2019 auf
Betriebe mit weniger als 250 Beschäftigten. Dies sind knapp 6.000 weniger
als im zweiten Quartal 2019 und 113.000 mehr als im dritten Quartal 2018.
Von den Großbetrieben wurden mit 178.000 rund 24.000 Stellen weniger als
im Vorquartal und 9.000 mehr als im dritten Quartal des Vorjahres
angegeben.

Im Verarbeitenden Gewerbe sank die Zahl der offenen Stellen deutlich und
beträgt nun 127.000. Gegenüber dem Vorquartal sind das rund 25.000 und im
Vergleich zum Vorjahresquartal 34.000 Stellen weniger. "Auffällig ist ein
starker Rückgang in den Bereichen Metalle/Metallerzeugung und
Maschinen/Elektrotechnik/Fahrzeuge. Das Stellenangebot in diesen relativ
stark exportabhängigen Branchen liegt jetzt wieder auf dem Niveau von vor
zwei Jahren", so Kubis. Im Baugewerbe sei die starke Personalnachfrage
hingegen ungebrochen. So bewegt sich die Zahl der offenen Stellen im
Baugewerbe mit 147.000 offenen Stellen im Zeitvergleich erneut auf
Rekordniveau.

Das IAB untersucht mit der IAB-Stellenerhebung viermal jährlich das
gesamte Stellenangebot, also auch jene Stellen, die den Arbeitsagenturen
nicht gemeldet werden. Im dritten Quartal 2019 wurden Antworten von 9.000
Arbeitgebern aller Wirtschaftsbereiche ausgewertet. Die Zeitreihen zur
Zahl der offenen Stellen auf Basis der IAB-Stellenerhebung sind unter
http://www.iab.de/stellenerhebung/daten online veröffentlicht.


Originalpublikation:

http://www.iab.de/stellenerhebung/daten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSENHANDEL/1725: Zwischenbericht zur Rüstungsexportpolitik im ersten Halbjahr 2019 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 13. November 2019

Bundesregierung legt Zwischenbericht zur Rüstungsexportpolitik im ersten
Halbjahr 2019 vor



Das Bundeskabinett hat heute den Bericht der Bundesregierung über ihre
Exportpolitik für konventionelle Rüstungsgüter im ersten Halbjahr 2019
verabschiedet. Im ersten Halbjahr 2019 wurden Einzelgenehmigungen für die
Ausfuhr von Rüstungsgütern in Höhe von insgesamt rund 5,33 Mrd. Euro
erteilt.

Davon gingen Genehmigungen im Wert von rund 3,21 Mrd. Euro und damit 60,1%
an EU-, NATO- und NATO-gleichgestellte Länder, in die - nach den
Politischen Grundsätzen der Bundesregierung - der Export von Rüstungsgütern
grundsätzlich nicht zu beschränken ist. Für Drittländer wurden im
Berichtszeitraum Ausfuhrgenehmigungen in Höhe von rund 2,12 Mrd. Euro
erteilt.

Der Gesamtwert der Genehmigungen für die Ausfuhr von Kleinwaffen und
Kleinwaffenteilen belief sich auf rund 34,7 Mio. Euro. Davon entfiel
lediglich ein Anteil in Höhe von 342.243 Euro auf Genehmigungen für
Lieferungen an Drittländer. Der geringe Anteil für Drittländer ist ein
deutlicher Indikator für die sehr restriktive Genehmigungspraxis der
Bundesregierung bei Kleinwaffenexporten in Drittländer.

Insgesamt gilt, dass Genehmigungswerte allein kein tauglicher Gradmesser
für die Ausrichtung der Exportkontrollpolitik sind. Für diese Beurteilung
ist es erforderlich, die einzelnen Genehmigungsentscheidungen in Hinblick
auf das jeweilige Empfängerland, die Art des Rüstungsgutes und den
vorgesehenen Verwendungszweck der Güter zu betrachten. Großaufträge
bewirken zudem regelmäßig erhebliche Schwankungen der Genehmigungswerte.

Der Begriff des Rüstungsguts umfasst eine weite Spannbreite von
Rüstungsgütern, zu denen etwa auch Minenräumgeräte, Funkgeräte, ABC-
Schutzausrüstung sowie Sicherheitsglas oder gepanzerte Fahrzeuge zählen,
die unter anderem dem Personen- und Selbstschutz von Botschaften und
Organisationen der Vereinten Nationen dienen.


Den Bericht finden Sie unter:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Aussenwirtschaft/ruestungsexport-zwischenbericht-2019.html

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 13. November 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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GEWERKSCHAFT/1894: Kurzfristige Lösung für Saisonale Flugbegleiterinnen und Flugbegleiter bei Lufthansa erreicht (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. November 2019

ver.di: Finger in die Wunde gelegt. Kurzfristige Lösung für 3.500
Saisonale Flugbegleiterinnen und Flugbegleiter bei Lufthansa
erreicht



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) konnte am Montag
(11. November) eine kurzfristige Lösung für die rund 3.500 Saisonalen
Flugbegleiterinnen und Flugbegleiter (SMK) bei Lufthansa erreichen.
Im Einzelnen erhalten die SMK rückwirkend ab 1. November 2019
beispielsweise eine Winterzulage in Höhe von 400 Euro pro Monat bei
einer vertraglich vereinbarten Winterarbeitszeit von November bis
Februar. "Damit ist ein allererster Schritt gemacht, um
existenzsichernde Lebens- und Arbeitsbedingungen zu bekommen. Weitere
Schritte müssen nun folgen. Die grundsätzlichen unsicheren
Tarifstrukturen können nur durch Ablösung des bestehenden Tarifwerks,
wie dem Monitoring-Instrument, beseitigt werden", sagt Mira Neumaier,
ver.di-Verhandlungsführerin und ergänzt: "Es zeigt sich, dass sich
erst etwas bewegt, wenn wir den Finger in die Tarifwunden legen."

Die Tarifparteien ver.di und Lufthansa haben zudem vereinbart, sich
im Weitern den Arbeitszeitmodellen grundsätzlich zu widmen, um dort
wesentliche Verbesserungen für alle Beschäftigten der Lufthansa
Kabine zu erzielen. "Kurzfristige Zahlungen reichen nicht aus, ver.di
fordert eine neue Tarifstruktur, der echte Besserungen und
Gerechtigkeit zu Grunde liegen", betont Neumaier.

Der ver.di-Tarifkommission war es wichtig, dass die SMK eine schnelle
tarifliche Lösung erhalten, um die bisher manifestierten Härten im
Winter auszugleichen und den Beschäftigten mehr Planungssicherheit zu
geben.

Es wurden in der Vergangenheit Tarifstrukturen erschaffen, in denen
SMK-Kräfte wesentlich weniger Geld verdienen als der Rest der
Belegschaft. So liegen ver.di Fälle vor, in denen
SMK-Flugbegleiterinnen und -Flugbegleiter, gerade im Winterflugplan,
nicht über den Mindestsatz von 1500 Euro brutto kamen, was
Nettovergütungen von unter 950 Euro entsprach.

Die Tarifeinigung steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung der
ver.di-Tarifkommission.

Der Tarifvertrag wurde seitens der Lufthansa auch UFO zur
Nachzeichnung vorgelegt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.11.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VERKEHR/1566: Mobilität im Zeichen von Umbruch und Klimawandel (idw)


Duale Hochschule Baden-Württemberg - 12.11.2019

Mobilität im Zeichen von Umbruch und Klimawandel



Das Zentrum für empirische Kommunikationsforschung (ZEK) an der DHBW
Ravensburg hat nun in einer achten Studie die Mobilitätstrends untersucht
- bisher aus Sicht der Deutschen, bei der aktuellen Studien wurden
erstmals Deutsche und Schweizer befragt. In vielen Punkten sind sich die
Nachbarländer einig, es gibt aber auch deutliche Unterschiede.

Mit dem Abgasskandal hatte das ZEK an der DHBW Ravensburg begonnen, die
Mobilitätstrends im Land unter verschiedenen Aspekten unter die Lupe zu
nehmen. Die gesamte deutsche Automobilbranche musste den Untersuchungen
zufolge erhebliche Vertrauensverluste hinnehmen. Der Ansicht, dass der
Abgasskandal die Marke "Made in Germany" geschädigt hat, sind auch heute
noch 62 % der Deutschen. Interessant ist der Ländervergleich: Die
Schweizer lassen hier mehr Nachsicht walten - nur 48% unserer Nachbarn sehen
Kratzer an diesem Gütesiegel.

Die Zukunft der Mobilität ist in aller Munde. Bei der Nennung der
innovativsten Automarken sind sich Deutsche und Schweizer einig: BMW,
Tesla, Mercedes, Audi, VW und Toyota. Ganz vorne bei den Schweizern liegt
Tesla, bei den Deutschen ist es BMW. Wichtig ist sicher auch die
Erkenntnis, dass das Vertrauen in die Innovationsfähigkeit der
Automobilindustrie offenbar da ist: "Knapp die Hälfte der 1000 Befragten
sagen, dass die Angebote der Automobilhersteller in den vergangenen zwölf
Monaten innovativer geworden sind", sagt Prof. Dr. Simon Ottler, der
Leiter des ZEK verantwortet die Studien gemeinsam mit dem Markenexperten
Prof. Dr. Udo Klaiber.

Ebenfalls in aller Munde ist der Klimaschutz. Wollen die Befragten also
ihr Mobilitätsverhalten ändern? Gut ein Drittel will das nicht - auch hier
sind sich Deutsche und Schweizer einig. Am ehesten bereit wären sie,
Kurzstrecken im Alltag zu vermeiden - weniger bereit sind sie, ihr
Mobilitätsverhalten im Urlaub oder für den Weg zur Arbeit zu überdenken.
Welche Maßnahmen scheinen ihnen geeignet, einen Beitrag zur Lösung der
Klimaproblematik zu leisten? Laufen und radeln stehen hier neben dem
Verzicht auf unnötige Fahrten ganz oben, gefolgt von verbilligten
Bahntickets und dem Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel. Mit jeweils
unter 20 % nur wenig geeignet finden die Befragten den Umstieg auf
E-Bikes und Fahrverbote für Dieselfahrzeuge.

Gerade beim ÖPNV zeigen sich die gravierendsten Unterschiede zwischen
Schweizern und Deutschen. Die befragten Schweizer sind nämlich zu 60 %
zufrieden mit dem öffentlichen Verkehrsnetz in ihrer Region - bei den
Deutschen sind es nur 32 %.

Und wofür steht das Auto heute überhaupt? Für rund 60 % sind dies
Unabhängigkeit und Freiheit. Ein Auto ist nur ein Fortbewegungsmittel
finden dagegen rund 45 % der Befragten. Ein Hinweis darauf, dass das
Auto für viele eine emotionale Angelegenheit ist und bleibt.


ZUR STUDIE

Zum inzwischen achten Mal hat das ZEK an der DHBW Ravensburg eine
Untersuchung zu den Mobilitätstrends vorgelegt. Bisher lag der Fokus auf
der Sicht der Deutschen, bei der aktuellen Studie stellten die Forscher
dem Stimmungsbild der Deutschen erstmals die Sichtweise der Schweizer
gegenüber. 1009 Erwachsene wurden dazu im Oktober 2019 online befragt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Duale Hochschule Baden-Württemberg, 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/789: Autowerbung online - Klare Preisangaben (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 11. November 2019



Autowerbung online: Klare Preisangaben

Köln/Berlin (DAV). Preisangaben in einer Online-Werbung für Fahrzeuge
müssen klar und eindeutig sein. Darauf weist die Arbeitsgemeinschaft
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) hin und verweist auf
eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Köln vom 5. April 2019
(AZ: 6 U 179/18).

Ein Autohändler bot online eine "Neufahrzeug" zum Preis von 12.490
Euro an. Das Ende des Anzeigentextes erreichte man erst durch
Herunterscrollen. Ganz unten, unter dem Punkt 'Weiteres', fand sich
dann der Hinweis, dass der der Preis unter der Bedingung einer
Tageszulassung im Folgemonat stand und galt, wenn der Kunde sein
zugelassenes Gebrauchtfahrzeug in Zahlung gab.

Diese Preisangabe sei irreführend und daher unzulässig, entschied das
Gericht. Die Werbung erwecke beim Durchschnittsverbraucher den
Eindruck, dass jeder den abgebildeten Wagen für 12.490 Euro kaufen
könne. Tatsächlich gelte das jedoch nur für Käufer, die ein
zugelassenes Fahrzeug in Zahlung geben würden. Dies stelle eine so
genannte "dreiste Lüge" dar, die auch durch einen erläuternden Zusatz
nicht richtiggestellt werden könne.

Werde mit einer Preisangabe geworben, müsse diese den Grundsätzen der
Preiswahrheit und Preisklarheit genügen. Preiswahrheit bedeute, der
Preis müsse der Preis sein, der tatsächlich zu zahlen sei.
Preisklarheit bedeute, dass der Preis für den Verbraucher klar
erkennbar, verständlich und unzweideutig sei. Beides sei hier nicht
der Fall. Für den Verbraucher sei die Preisangabe auf der Website
letztlich wertlos: Er könne das Angebot nicht sinnvoll mit den
Angeboten anderer Händler vergleichen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 45/19 vom 11. November 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/788: Segway-Fahrer haftet bei Unfall mit Fußgänger auf Fuß- und Radweg (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 11. November 2019

Segway-Fahrer haftet bei Unfall mit Fußgänger auf Fuß- und Radweg



Berlin/Koblenz (DAV). Fußgänger haben auf einem kombinierten Fuß- und
Radweg gegenüber Elektrokleinstfahrzeugen wie etwa Segways absoluten
Vorrang. Ein Segway-Fahrer muss seine Fahrweise und
Fahrgeschwindigkeit anpassen. Er darf den Fußgänger weder behindern
noch gefährden. Dies entschied das Oberlandesgericht Koblenz am
16. April 2019 (AZ: 12 U 692/18).

Seit dem 15. Juni 2019 gilt die Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung
(eKFV), erläutert die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV). Demnach haben auf gemeinsamen Geh- und Radwegen
Fußgänger Vorrang. Sie dürfen weder behindert noch gefährdet werden.
Dies gilt auch für E-Scooter.

Eine Segway-Fahrerin befuhr einen kombinierten Geh-/Radweg. Ein
Fußgänger fotografierte dort gerade und ging ein Stück rückwärts. Die
beiden stießen zusammen. Die Frau stürzte mit ihrem Segway. Sie
verlangte wegen behaupteter erheblicher Verletzungen unter anderem
Schmerzensgeld.

Ihre Klage scheiterte. Die Segway-Fahrerin habe den Unfall verursacht
und daher keinen Anspruch, so das Gericht. Fußgänger hätten nicht erst
jetzt mit der neuen Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung absoluten
Vorrang. Schon bei der zum Zeitpunkt des Unfalls geltenden
Mobilitätsverordnung sei dies so gewesen.

Der Mann hätte sich beim Fotografieren nicht nach Rad- oder sonstigen
Fahrern umschauen müssen. Er habe vielmehr darauf vertrauen dürfen,
dass die den Weg befahrenden Verkehrsteilnehmer auf ihn achten würden.
Dies bedeute, die Frau hätte ihre Fahrweise und -geschwindigkeit
anpassen, durch Warnsignale rechtzeitig auf sich aufmerksam machen und
sicherstellen müssen, dass diese Warnsignale auch rechtzeitig
wahrgenommen würden. Gegebenenfalls müsse man auch Blickkontakt
aufnehmen oder auf andere Weise eine Verständigung suchen. Reagiere
ein Fußgänger nicht, müsse man anhalten, um eine Gefährdung zu
vermeiden. Diese erhöhten Sorgfaltspflichten habe die Frau nicht
beachtet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 44/19 vom 11. November 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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TERMINE/955: Raum Köln - Veranstaltungen mit Werner Heidenreich, November 2019 (StadtRaum)


StadtRaum Newsletter

Veranstaltungen mit Werner Heidenreich



Fortlaufende Gruppen im buddhistischen Zentrum
StadtRaum


Meditations- und Achtsamkeitskreise

Ort für alle Termine: Moltkestr. 79, 50674 Köln, 1. Etage im
Therapieraum, Klingel am Hauseingang neben dem Tor, 6 Euro pro
Abend

Di. 19.30 - 21.00 h Liebende Güte Meditation und Rezitation der 14
Achtsamkeitsübungen des Ordens "Intersein" (jeden letzten Dienstag im
Monat)

Mi. 20.00 - 21.30 h Spiritueller Gesprächskreis 

Fr. 18.30 - 20.00 h Meditation und Austausch 

So. 18.30 - 20.00 h Austausch über unsere Praxis, Fragen und
Erfahrungen (nur mit Anmeldung)

Anmeldung: werner.heidenreich@gmail.com


Rezitation der 14 Achtsamkeitsübungen

Jeden letzten Dienstag im Monat 19.30 - 21.00 h

Thich Nhat Hanh gründete 1966 in Vietnam einen Orden für Laien und
Ordinierte, die sich auf eine verbindliche und tiefgehende Weise dem
Kern der buddhistischen Praxis widmen wollten. Mittlerweile gibt es
Mitglieder des Ordens in der ganzen Welt. Alle haben als Grundlage
ihrer Praxis 14 "Trainings", nach denen sie sich orientieren. Diese
Übungen werden alle paar Jahre von den Ordensmitgliedern neu
formuliert ohne dabei aber ihr eigentliches Anliegen zu verändern.

Einmal im Monat kommen wir zusammen und rezitieren diese im Anschluss
an eine Metta-Meditation und tauschen uns mit Hilfe des achtsamen
Sprechens darüber aus. Einsteiger und Interessierte, die nicht im
Orden sind, sind herzlich willkommen und können die sich selbst
erklärenden Übungen sicherlich gut verstehen und auf sich und ihren
Lebenswandel beziehen. Anmeldung: werner .heidenreich@gmail.com


Spiritueller Gesprächskreis

Mittwochs, 20.00 - 21.30 Uhr

Im Kreis tauschen wir uns über unsere Alltagserfahrungen aus,
inspirieren uns gegenseitig und lesen gemeinsam Texte, die uns Hilfe
und Orientierung auf unserem Weg geben. Wir lesen derzeit aus dem sehr
inspirierenden Buch von Thich Nhat Hanh: "Leben ist, was jetzt
passiert". 

Für den Austausch steht die konkrete eigene Praxis im Vordergrund, auf
abstrakte Lehrinhalte und theoretische Erwägungen verzichten wir.
Einstieg jederzeit möglich, nur mit Anmeldung: 

werner.heidenreich@gmail.com


Meditations- und Achtsamkeitskreis

Freitags, 18.30 - 20.00 h, 

Es wird jeweils 2 Mal 25 Minuten meditiert, zwischen den beiden
Sitzperioden gibt es eine Gehmeditation. Nach dem Meditieren folgt ein
Austausch zu einem kurzem Text aus einem Buch, zur Zeit von Jack
Kornfield: "Das weise Herz - die universellen Prinzipien
buddhistischer Psychologie"

Anmeldung empfohlen: werner.heidenreich@gmail.com


Austausch über unsere Praxis, Fragen und Erfahrungen -
offener Kreis 

Jeden zweiten und vierten Sonntag im Monat. 18.30 - ca. 20.00 Uhr

Auf der Basis von achtsamer Kommunikation tauschen wir uns über das
Gelingen und die Schwierigkeiten in den Begegnungen mit unseren
Mitmenschen aus. Hierbei helfen wir uns gegenseitig mit unserer
Erfahrung und Weisheit.

Erstbesucher können in der Gruppe auch nur als Beobachter teilnehmen.
Sie entscheiden selbst, ob sie sich dem neuen Kreis gegenüber
einbringen wollen oder lieber erst Mal nur zuhören wollen. 

Bitte zum ersten Besuch anmelden: werner.heidenreich@gmail.com 

Infos auch unter wfak.de

Beratung und Begleitung zu den Themen: spirituelle Praxis,
Kommunikation und Achtsamkeit 

Termine und Anfragen: werner.heidenreich@gmail.com


Achtsamkeit in der Kommunikation - Werner
Heidenreich

Fr.-So. 29.11.-01.12.19; Waldhaus am Laacher See, Heimschule 1, 56645
Nickenich, KB € 24 + ÜB + Spende Kursnummer: 59

Ständig kommunizieren wir, oft spontan und unbewusst. Wir könnten
glauben, dies sei die natürliche und optimale Form unserer
Kommunikation. Betrachten wir sie näher, erkennen wir, dass sie
geprägt ist von Erfahrungen, Einflüssen und Verhaltensmustern und
gelenkt wird von unseren Gefühlen und Konzepten. Besonders belastende
Gefühle verleiten uns oft zu Äußerungen, die das Gegenteil von dem
bewirken, was wir eigentlich ausdrücken und erreichen wollen.
In diesem Seminar werden wir und uns mit der Achtsamkeit beim Hören
und Sprechen beschäftigen. Mit einfachen Schritten, die uns zu einer
bewussten und achtsamen Kommunikation führen, lernen wir die jeweilige
Situation, die Botschaften unserer Mitmenschen und unsere eigene
Befindlichkeit wahrzunehmen und achtsam zu kommunizieren. Wir
betrachten dabei unsere Worte und ihre möglichen Wirkungen auf unsere
Mitmenschen. Wir erkennen, wo wir manipulieren oder angreifen und
auch, wie wir manipuliert oder angegriffen werden.
Wir werden fähig, aus der Spirale von gegenseitigen
Missverständnissen, von Ignoranz und Verletzungen auszusteigen und
harmonisch, einfühlend und friedvoll zu kommunizieren. Wir entwickeln
Empathie für uns und unser Gegenüber, entschleunigen unsere
Kommunikation und lassen uns von unterschiedlichen
"Achtsamkeitsglocken" in der Kommunikation daran erinnern. Wir
reagieren auf Konflikte und Krisen mit einem stabilen, offenen und
ruhigen Geist und können auf eine sehr tiefe und liebevolle Weise
Verstehen entwickeln.

Die Tage werden in einer ruhigen, entspannten und durchgehend
achtsamen Atmosphäre verlaufen mit Zeiten für Sitz- und
Gehmeditationen. Einsteiger sind herzlich willkommen. 

Info & Anmeldung: Waldhaus

http://buddhismus-im-westen.de/anfragen/

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter 

Herausgeber: StadtRaum Köln

Moltkestr. 79, 50674 Köln

Telefon: 0221/56 25 805

E-Mail: Werner.Heidenreich@gmail.com

Internet: www.stadtraum.de
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SCHACH-SPHINX/07088: Zweischneidige Sympathiebekundung (SB)


Aus dem Munde eines Großmeisterkollegen Lob zum empfangen, ist allemal
verdienstvoller als die schmeichelhaften Töne, mit denen Biographen
zuweilen ihre "Klientel" überziehen. Manchmal allerdings muß man schon
feine Ohren fürs Hintergründige besitzen, um die versteckte
Anerkennung in einem großmeisterlichen Ausspruch zu Gunsten eines
Mitstreiters der Kunst herauszufischen. So sagte einmal Boris Spasski:
"Schach ist eine abnorme Lebensweise; um sich an der Spitze zu halten,
muß man sehr diszipliniert sein. Botwinnik besitzt diese Disziplin,
aber man muß mit ihr geboren sein. Ich bin so ziemlich das Gegenteil,
sehr unpraktisch und ganz unordentlich." Eine wirklich zweischneidige
Sympathiebekundung, nicht wahr, Wanderer. Direkter und ohne viele
Ecken kommt man dagegen im heutigen Rätsel der Sphinx ans Ziel, den
verstorbenen Ex-Weltmeister Botwinnik in angemessener Weise zu ehren,
der mit den weißen Steinen seinen Kontrahenten Milan Vidmar innerhalb
weniger Züge zur Kapitulation zwang.






[image: SCHACH-SPHINX/07088: Zweischneidige Sympathiebekundung (SB)]



Botwinnik - Vidmar

Nottingham 1936


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Dank seines Strebens nach fehlerlosem Spiel entwickelte Petrosjan ein
Gespür für latente Angriffsmöglichkeiten, und so überraschte er seinen
Kontrahenten Tolusch mit der taktischen Wendung 1.g2-g4! f6xe5
2.f4xe5! Ld6-e7 3.0-0-0! Schwarz durfte nun nicht 3...Lh5-g6 spielen
wegen 4.Ld3xg6 f7xg6 5.Dc2xg6+ Kg8-h8 6.Dg6xh6+ Kh8-g8 7.Dg6-e6+ Kg8-
h8 - 7...Tf8-f7 8.Td1-f1 - 8.De6xe7 und Weiß besitzt drei Mehrbauern.
Mit 3...Le7-g5 hoffte er auf Rettung, ein Wunsch, der sich jedoch
nicht erfüllen sollte: 4.g4xh5 Kg8-h8 - 4...Lg5xe3+ 5.Kc1-b1 Kg8-h8
6.Dc2-e2 Le3xd4 7.De2-g4 Ld4xc3 8.Dg4-f5! - 5.Dc2-f2 f7-f5 6.h2-h4 Lg5-
e7 7.Df2-f4 und Schwarz gab auf, da er nach 7...Kh8-h7 8.Ld3xf5+
Tf8xf5 9.Df4xf5+ Kh7-h8 10.Td1-g1 dem Mattangriff erliegt.



Erstveröffentlichung am 24. Oktober 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/557: Bundesrat stimmt Reform der Psychotherapieausbildung zu (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) - 12.11.2019

Bundesrat stimmt Reform der Psychotherapieausbildung zu

DGPs: "Universitäre Psychologiestudiengänge sichern die Qualität der
Psychotherapie-Ausbildung."



Der Bundesrat verabschiedete in seiner Sitzung am 8. November 2019 das
Gesetz zur Reform der Psychotherapieausbildung (PsychThGAusbRefG). Damit
ist der Weg für die Umsetzung der Reformen geebnet. Die Deutsche
Gesellschaft für Psychologie (DGPs) und der Fakultätentag Psychologie
begrüßen die Entscheidung des Bundesrates. Nahezu alle universitären
Psychologischen Institute planen, die angepassten Bachelor- und
Masterstudiengänge anzubieten. Das Gesetz tritt am 01.09.2020 in Kraft.

"Das Bundesgesundheitsministerium ist in vielen wichtigen Punkten den
Positionen der Deutschen Gesellschaft für Psychologie und des
Fakultätentages Psychologie gefolgt", erklärt Birgit Spinath, Präsidentin
der DGPs. "Wir begrüßen, dass die Psychotherapie mit der Reform in der
universitären Psychologie verhaftet bleibt. Die universitären
Psychologiestudiengänge garantieren eine enge Verzahnung von Forschung,
Lehre und Anwendung. Dadurch sichert die Reform die Qualität in der
Psychotherapie-Ausbildung."

Universitärer Psychologie-Bachelor und Master mit Schwerpunkt Klinische
Psychologie und Psychotherapie führen zur Approbation

Die Ausbildungsreform macht den Weg dafür frei, dass das fünfjährige
Studium, das zu einer Approbation in Psychotherapie führt, in einen
allgemeinen, polyvalenten Bachelorstudiengang Psychologie und einen
Masterstudiengang Psychologie mit Schwerpunkt Klinische Psychologie und
Psychotherapie integriert werden kann. Konkret bedeutet das: der
polyvalente Bachelorstudiengang Psychologie (B.Sc. Psychologie) eröffnet
durch sein breites Lehrangebot allen Studierenden weiterhin den Weg zu
unterschiedlichen Studiengängen und Berufsfeldern. Diejenigen, die an
Psychotherapie interessiert sind, müssen aber insbesondere
klinisch-psychologische Inhalte vertiefen, wenn sie sich in der Folge auf
den Masterstudiengang Psychologie mit Schwerpunkt Klinische Psychologie und
Psychotherapie bewerben und mit ihrem Studium die Approbation in
Psychotherapie erwerben wollen. Diejenigen, die sich für andere Bereiche
der Psychologie interessieren (zum Beispiel Wirtschaftspsychologie,
Pädagogische Psychologie oder Kognitionspsychologie), können diese
Bereiche in anderen Masterstudiengängen der Psychologie vertiefen.

"Nahezu alle der 56 im Fakultätentag Psychologie vertretenen
Psychologischen Institute wollen die Bachelor- und Masterstudiengänge
entsprechend der Reform anpassen", sagt Conny Herbert Antoni, Vorsitzender
des Fakultätentages Psychologie. "Jetzt sind die Leitungen der
Universitäten und die Länder gefragt. Sie müssen die Finanzierung der
Reformen zügig sicherstellen, damit die Psychologischen Institute die
notwendigen Änderungen an den Bachelor- und Masterstudiengängen zum
Wintersemester 2020/2021 vornehmen können."


Über die DGPs:

Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs e.V.) ist eine Vereinigung
der in Forschung und Lehre tätigen Psychologinnen und Psychologen. Die
über 4700 Mitglieder erforschen das Erleben und Verhalten des Menschen.
Sie publizieren, lehren und beziehen Stellung in der Welt der
Universitäten, in der Forschung, der Politik und im Alltag.

Die Pressestelle der DGPs informiert die Öffentlichkeit über Beiträge der
Psychologie zu gesellschaftlich relevanten Themen. Darüber hinaus stellt
die DGPs Journalisten eine Datenbank von Experten für unterschiedliche
Fachgebiete zur Verfügung, die Auskunft zu spezifischen Fragestellungen
geben können.

Wollen Sie mehr über uns erfahren? Besuchen Sie die DGPs im Internet:

www.dgps.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution599

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs), 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/940: Braunschweig - Stefan Danziger "Was machen Sie eigentlich tagsüber?", 15.11.19


Stadt Braunschweig

Stefan Danziger: "Was machen Sie eigentlich tagsüber?"

Kabarett im Roten Saal



Braunschweig. Der Kabarettist Stefan Danziger präsentiert am Freitag,
15. November, um 20 Uhr sein Programm "Was machen Sie eigentlich
tagsüber?" im Roten Saal des Braunschweiger Schlosses, Schlossplatz 1.
Die verblüffenden Antworten auf die existenzielle Frage erfahren die
Besucherinnen und Besucher live.

Eintrittskarten gibt es an allen bekannten Vorverkaufsstellen für 16
Euro, ermäßigt neun Euro und an der Abendkasse für 18 Euro, ermäßigt
10 Euro. Karten können unter der Telefonnummer 0531/ 470-4848
reserviert werden.

Stefan Danziger ist ein junger Mann mit flaumigem Schnurrbart,
Schiebermütze und Holzfällerhemd. Er könnte einer Zille-Zeichnung
entsprungen sein. Wie einst Heinrich Zille mit Stift und Feder,
präsentiert Danziger verbal aufs Amüsanteste die Skurrilität des
Alltags seiner Wahlheimat Berlin. Seine Comedy beleuchtet charmant die
Geschichte und die Geschichten dahinter, kulturelle Widersprüche und
Absurditäten des Alltags. Er sorgt mit seinem Programm für Lachanfälle
und Bauchmuskelkater.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.11.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/248: Hamburg - Romeo und Julia, Kampnagel, 5.12.-8.12.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. November 2019

Nordwind Festival 2019

Erna Ømarsdóttir / Halla Ølafsdóttir

ROMEO UND JULIA

5.12.-8.12.2019, 19.30 Uhr

Tanz / Rollstuhlgerecht / mit Audiodeskription

Dauer: 120 Min. inkl. Pause

Tickets: 40/32/24/12 Euro (erm. ab 9 Euro)

Kurze Einführung jeweils 20 Minuten vor der Vorstellung im Foyer



Wenn sich die isländischen Choreografinnen Erna Ømarsdóttir und
Halla Ølafsdóttir eines so klassischen Stoffes annehmen wie
Shakespeares Liebestragödie ROMEO UND JULIA, kann man sich sicher
sein, dass sie die musikalische Vorlage von Sergej Prokofjews
berühmter Ballettmusik für eine völlig neuartige Tanzkreation nutzen.
Sie haben die wohl berühmteste Liebesgeschichte der Welt unter die
feministische Lupe genommen, hinterfragen Frauen- und Rollenbilder und
verknüpfen Bezüge aus der Populärkultur eindrucksvoll mit der Sprache
des Balletts. Das Ergebnis ist ein albtraumhaftes Monster; eine
abstrakte Welt voller Blut, Liebe, Feuer, Tanz und Tod. Die Intensität
dieser Choreografie, die 2018 für das Ballett des Münchner
Gärtnerplatztheaters entstanden ist und für den Theaterpreis Der Faust
2019 nominiert wurde, lässt garantiert niemanden unberührt. Erna
Ómarsdóttir, Islands international erfolgreichste Choreografin, war
zuletzt 2015 mit ihrer Arbeit BLACK MARROW auf Kampnagel.

Die Produktion ist nominiert für den Deutschen Theaterpreis Der Faust
2019 in der Kategorie »Choreografie«.


Barriefreie Angebote

Für die Vorstellung am am 06.12. und 07.12.

18:30 Bühneneinführung (nicht nur) für blinde und sehbehinderte
Zuschauer*innen

Audiodeskription. Die Kopfhörerausgabe findet im Foyer vor der k6 ab
19:00 statt.

Abholservice und Begleitung durch den Hamburger Kulturschlüssel,
Registrierung erforderlich unter kulturschluessel(at)lmbhh.de

Für alle Vorstellungen

Early Boarding (früher Einlass)

Alle Informationen zu Barrierefreiheit finden Sie auf

kampnagel.de/service/barrierefreiheit

Das Gastspiel ist gefördert im Rahmen des Bündnisses internationaler
Produktionshäuser von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur
und Medien. Unterstützt durch das NATIONALE PERFORMANCE NETZ
Gastspielförderung Tanz, gefördert von der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien, sowie den Kultur- und
Kunstministerien der Länder und durch Europe Beyond Access.

NORDWIND FESTIVAL 2019 wird gefördert im Rahmen des Bündnisses
internationaler Produktionshäuser von der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien, Danish Arts Foundation,
Norwegian Embassy, Norwegfian Ministry of Foreign Affairs, 
Finnland-Institut in Deutschland, Swedish Arts Council, Fonds Transfabrik,
Behörde für Kultur und Medien Hamburg, Goethe Institut und Frankfurter
Stiftung: maeceniafür Frauen in Wissenschaft und Kunst.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





GENTECHNIK/040: Langer Weg zu einem Gentechnik-Anbaufreien Bayern (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 13. November 2019

Langer Weg zu einem Gentechnik-Anbaufreien Bayern



Vor zehn Jahren war es endlich soweit: In Bayern endete der Anbau
gentechnisch veränderter Pflanzen. Die Auseinandersetzung um die
Agrogentechnik in Bayern begann bereits 1993 mit den Einwendungen
gegen genmanipulierte Zuckerrüben. Viele Einwendungen und Proteste
gegen Freisetzungsversuche sowie Diskussionen über die Risiken führten
gegen den Widerstand der damaligen Staatsregierung, großer Teile der
Agrarwissenschaft und der chemischen Industrie von Monsanto bis Bayer
und BASF endlich zu einem Umdenken.

(Chronik der Entwicklung zum gentechnikanbaufreien Bayern siehe
Anlage). Seit 2009 werden in Bayern keine gentechnisch veränderten
Pflanzen mehr angebaut. Seit 2010 gibt es keine Freisetzungsversuche
mehr.

GENTECHNIK IN FUTTERMITTELN

Nach wie vor werden gentechnisch veränderte Futtermittel nach Bayern
importiert und hauptsächlich an Schweine und Geflügel, aber auch noch
an Milchkühe verfüttert. Eine verpflichtende Kennzeichnung der so
erzeugten Lebensmittel gibt es nicht.

AUSEINANDERSETZUNG GEHT JETZT UM CRISPR/CAS UND CO

Doch die Debatte um die Agrogentechnik ist nicht zu Ende, denn neue
gentechnische Verfahren werden propagiert. Der BN fordert von der
bayerischen Staatsregierung ein klares Nein zur Gentechnik nicht nur
im Anbau, sondern auch in der Fütterung und ein klares Bekenntnis zur
Regulierung der neuen Gentechnikverfahren gemäß dem Urteil des
Europäischen Gerichtshofs (EuGH). Dieser hat in seinem Urteil vom Juli
2018 festgestellt, dass auch die neuen Verfahren dem Gentechnikrecht
unterliegen.

Denn die Risiken der neuen Gentechnik sind ähnlich denen, die bereits
seit 30 Jahren diskutiert werden. Der EuGH verweist auf das
Vorsorgeprinzip und betont, dass sich mit den neuen Verfahren die
gleichen Wirkungen erzielen ließen wie mit der Einführung eines
fremden Gens in einen Organismus. Außerdem lassen sich gentechnisch
veränderte Organismen in einem ungleich größeren Tempo und Ausmaß
erzeugen als herkömmlich. Deshalb müssen die Regeln für die bisherige
Gentechnik, die u.a. Zulassungsverfahren, Sicherheitsprüfung,
Kennzeichnung von Lebens- und Futtermitteln sowie Rückverfolgbarkeit
umfassen, auch für die neue Gentechnik gelten.

BILANZ ZEHN JAHRE MIT LEBENSMITTELERZEUGERN AM 29.11.

Um Bilanz zum langen Kampf für ein gentechnikanbaufreies Bayern zu
ziehen, hat der BUND Naturschutz für den 29.11. ab 16.00 Uhr zu einer
Veranstaltung nach München eingeladen, an der Bauern,
Futtermittelhändler und Lebensmittelerzeuger teilnehmen werden.

https://www.bund-naturschutz.de/termine/festveranstaltung-10-jahre-gentechnik-anbaufreies-bayern.html


 * 




Anhang

CHRONOLOGIE DES LANGEN KAMPFES FÜR EIN GENTECHNIKANBAUFREIES
BAYERN

1993

Der Kampf des BUND Naturschutz gegen Agrogentechnik in Bayern begann
1993/1994 mit den Einwendungen und Protesten gegen die ersten
Freisetzungsversuche mit gentechnisch veränderten Zuckerrüben der
Firma KWS in Niederbayern und Freisetzungsversuchen der TU München mit
herbizidresistenten Pflanzen bei Fürstenfeldbruck. Er setzte sich
fort, überall dort, wo Gentechnikkonzerne mit staatlicher Genehmigung
Gentech-Pflanzen freisetzten.

Ab 1996/1997 fanden an zahlreichen Standorten in Bayern
Freisetzungsversuche mit herbizidresistenten Mais-, Raps- und
Zuckerrübenpflanzen der Firmen AgrEvo und Monsanto statt 

(http://apps2.bvl.bund.de/freisetzung/index.html).

1997/1998

Bereits im Frühjahr 1997 formierte sich unter aktiver Beteiligung des
BN ein Aktionsbündnis aus Umweltverbänden und kirchlichen Gruppen mit
dem Ziel, ein Gesetz für ein Lebensmittel-Gütesiegel "Gentechnikfrei
aus Bayern" zu verabschieden und sammelte dafür über 30.000
Unterschriften. Ein entsprechender Gesetzentwurf wurde von den Grünen
im Landtag eingebracht, fand jedoch keine Mehrheit. Es wurde deshalb
beschlossen, ein Volksbegehren durchzuführen, das vom BN mit initiiert
und maßgeblich getragen wurde. Insbesondere von der stellvertretenden
Landesvorsitzenden des BN, Doris Tropper, die eine der zwei
Vertrauenspersonen des Volksbegehrens war. Der Start war im Oktober
1997 und bis Weihnachten hatten sich bereits über 200.000 Bürgerinnen
und Bürger in die Listen für den Zulassungsantrag eingetragen
(erforderlich: 25.000). Angesichts dieses überwältigen Erfolgs gab die
CSU ihre generelle Verweigerungshaltung auf. Sie brachte im Landtag
einen eigenen Gesetzentwurf ein und peitschte diesen in Windeseile
durch. Kurz vor der entscheidenden zweiten Phase des Volksbegehrens,
bei der sich innerhalb von 2 Wochen (24. April bis 8. Mai 1998)
mindestens 10 Prozent der Wahlberechtigten eintragen müssen, damit es
zum Volksentscheid kommt, trat das Gesetz
in Kraft. Obwohl das CSU-Gesetz bei genauerer Durchsicht eine breite
Etablierung gentechnikfrei produzierter Produkte eher verhinderte,
trug dieses Verwirrspiel mit dazu bei, dass das Volksbegehren
letztendlich an der 10-Prozent-Hürde scheiterte (440.000, was 4,9%
entspricht). Mit der Initiative und der Kampagne für das Volksbegehren
wurde aber ein Thema in die Öffentlichkeit gebracht, das bundes- und
europaweit Wellen Schlug. Es wurden damals die Grundlagen geschaffen,
die schließlich zur dauerhaften Ablehnung der Agrogentechnik bei einer
deutlichen Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger in Bayern führte.

1999

GVO-Freisetzungen wurden nicht nur von Unternehmen, sondern auch von
staatlichen Einrichtungen durchgeführt. So testete die Bayerische
Landesanstalt für Landwirtschaft ab 1999 gentechnisch veränderte
Kartoffeln und später sehr umfangreich insektenresistenten Mais. 1999
wurde auch ein mehrjähriger Freisetzungsversuch der Bundesanstalt für
Züchtungsforschung mit gentechnisch veränderten, pilzresistenten Reben
in Veitshöchheim genehmigt - begleitet von massiven Protesten von
Umweltschützern, Verbrauchern sowie fränkischen Winzern. Der Versuch
wurde vorzeitig eingestellt.

2003

Die Staatsregierung legte in ihrer Broschüre: "Daten + Fakten + Ziele -
 Zwölf Eckpunkte zur Grünen Gentechnik" ein einseitiges Plädoyer für
die Agrogentechnik vor, das heftig kritisiert wurde. (Die Kritik des
BN ist nachzulesen auf der BN Website unter

http://www.bund-naturschutz.de/themen/gentechnik/fakten.html.)

Von der Staatsregierung unter Ministerpräsident Edmund Stoiber und der
CSU geführten Landtagsfraktion wurde damals beispielsweise gefordert:
"Es sind Rahmenbedingungen zu schaffen, die es Bayern, Deutschland und
der EU ermöglichen, den Anschluss an die Weltspitze auf dem Gebiet der
Grünen Gentechnik zu gewinnen."

Nach Ablauf des vorübergehenden Zulassungsstopps für den kommerziellen
GVO-Anbau in Europa von 1998 bis 2003 formierte sich der Widerstand
neu. In Bayern wurde 2003 von Umweltverbänden gemeinsam mit
kirchlichen Organisationen, Landwirten und Verbrauchern das "Bündnis
für gentechnikfreie Natur und Landwirtschaft" gegründet, dem 30
Organisationen angehören. Das Bündnis organisierte den Widerstand
gegen den Anbau der insektenresistenten Maislinie Mon 810, dem
einzigen auf EU Ebene zugelassenen GVO, und leistete Aufklärungsarbeit
über die Agrogentechnik und die damit verbundenen Risiken.

In vielen Landkreisen Bayerns entstanden regionale Bündnisse für eine
gentechnik(anbau)freie Landwirtschaft. Hervorzuheben ist dabei die in
Oberbayern entstandene Bewegung der "Zivilcourage". Auch
immer mehr Kommunen beschlossen, dem Netzwerk der gentechnikfreien
Kommunen beizutreten.

2004:

München: Erste große, vom BN und dem "Bündnis Bayern für
gentechnikfreie Natur und Landwirtschaft" organisierte Demonstration
gegen Agrogentechnik mit 5000 Teilnehmern

2005:

Ingolstadt: Demonstration und Resolutionsübergabe an Horst Seehofer,
damals noch Bundeslandwirtschaftsminister.

In der Folge begannen wachsende Teile der CSU, Zweifel an der
Sinnhaftigkeit des Gentechnikanbaus in Bayern zu äußern, auch in der
Erkenntnis, dass sich eine Risikotechnologie nicht gegen den Willen
breiter Bevölkerungskreise durchsetzen lässt.

2006

Der frühere CSU-Generalsekretär und spätere bayerische Umweltminister
Markus Söder war einer der Vorreiter des Umdenkprozesses, der in der
Folge vom heutigen Staatskanzleiminister Marcel Huber, damals noch
einfacher Landtagsabgeordneter, in einem Arbeitskreis der CSU weiter
vorangebracht wurde.

2008

Der Freistaat teilte im April mit, die Landessortenversuche
aufzugeben, bei denen zugelassener Gentech-Mais auf seine Eignung für
die bayerische Landwirtschaft geprüft wurde.

2009

Die bayerische Staatsregierung stellte auch die seit 2000 laufenden
Freilandversuche auf 1,6 Hektar staatlicher Flächen ein, die der
"Sicherheitsforschung" dienen sollten.

2010/2011

Die Zahl der auf Initiative von regionalen Bündnissen erreichten
Beschlüsse für gentechnikanbaufreien Kommunen und Landkreise in Bayern
und bundesweit wächst weiter.

Seit 2011 vergibt das Bayerische Umweltministerium ein Logo an Städte,
Gemeinden und Landkreise

2014

Die Bayerische Staatsregierung trat dem Netzwerk der Europäischen
gentechnikanbaufreien Regionen bei, dem über 60 europäische Regionen
angehören, darunter neben Bayern weitere acht Bundesländer
(http://gmofree-euroregions.regione.marche.it/). Das Netzwerk setzt
sich dafür ein, den Regionen mehr Befugnisse zum Verbot des GVO-Anbaus
zuzugestehen.



Downloads

https://www.bund-naturschutz.de/fileadmin/Bilder_und_Dokumente/Presse_und_Aktuelles/Pressemitteilungen/2019/Landwirtschaft_und_Gentechnik/PM-115-19-Risiken-trotz-zehn-Jahren-gentechnikanbaufreies-Bayern_LW.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 13.11.2019
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BUND Naturschutz in Bayern e.V.
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GENTECHNIK/039: Was ist (keine) Gentechnik? (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 4. November 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Was ist (keine) Gentechnik?

Testbiotech veröffentlicht neue Videoclips und nimmt an Anhörung im
Bundestag teil



4. November 2019 / Testbiotech veröffentlicht heute drei neue
Videoclips zum Thema `Neue Gentechnik`. Darin werden die Unterschiede
zwischen konventioneller Züchtung, alter und neuer Gentechnik erklärt.
Während Industrie und verschiedene WissenschaftlerInnen behaupten,
dass die neue Gentechnik so sicher wie die bisherige Züchtung sei,
zeigen aktuelle Forschungsergebnisse, wie wichtig die genaue Prüfung
der Risiken ist. In den neuen Videoclips werden jetzt die Unterschiede
zwischen Züchtung und Gentechnik einfach und verständlich erklärt.
Eine begleitende Broschüre bietet Hinweise auf weitere Informationen.

Wie eine wachsende Zahl von wissenschaftlichen Publikationen zeigt,
können die Verfahren der neuen Gentechnik nicht mit Verfahren und
Ergebnissen der konventionellen Züchtung gleichgesetzt werden. Zwar
werden beim Einsatz der neuen Gentechnik und mithilfe von Werkzeugen
wie der Gen-Schere CRISPR/Cas oft keine zusätzlichen Gene eingefügt.
Allerdings unterscheiden sich die Muster der Veränderungen im Erbgut
und die dadurch resultierenden neuen Kombinationen genetischer
Informationen in den meisten Fällen deutlich von denen der bisherigen
Züchtung. Das gilt auch für die Risiken, die mit diesen neuen
Eigenschaften einhergehen.

Dazu kommen Nebenwirkungen wie die ungewollte Einfügung zusätzlicher
Gene, die leicht übersehen werden können, wenn es keine gründliche
Risikoprüfung gibt. Zu diesem Thema findet heute auch eine öffentliche
Anhörung im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft des Deutschen
Bundestages statt, zu der Christoph Then von Testbiotech als
Sachverständiger eingeladen ist.

In seiner Stellungnahme betont Christoph Then, dass alle Organismen,
die mit entsprechenden Verfahren genetisch verändert wurden, eingehend
auf Risiken geprüft werden müssen. Dabei kommt es nicht auf die Anzahl
der genetischen Veränderungen oder deren Umfang an, sondern auf das
spezifische Muster der genetischen Veränderung und die dadurch
bedingte neue Kombination genetischer Informationen. Im Rahmen der
Zulassungsverfahren müssen zudem genaue Daten zur Identifizierung der
Organismen vorgelegt werden, um eine Verwechselung der Ernte und eine
unkontrollierte Ausbreitung der Pflanzen zu verhindern.



Weitere Informationen: 

Die Clips

https://www.youtube.com/playlist?list=PLnZU7vXSY0t4dnDJN1sFGMeRepuSTvdF4


Die Broschüre Was ist (keine) Gentechnik?

https://www.testbiotech.org/info-materialien

Die Anhörung

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2019/kw45-pa-landwirtschaft-gentechnik-664286

Die Stellungnahme von Testbiotech im Rahmen der Anhörung

https://www.testbiotech.org/content/neue-gentechnikverfahren-anforderungen-an-die-zulassungspruefung

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 04.11.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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MELDUNG/522: Bundesamt für Seeschifffahrt veranstaltet ersten nationalen Runden Tisch Biofouling (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 13. November
2019

BSH veranstaltet ersten nationalen Runden Tisch Biofouling



Hamburg, 13. November 2019 Beim ersten im Bundesamt für Seeschifffahrt
und Hydrographie (BSH) in Hamburg veranstalteten nationalen Runden
Tisch Biofouling tauschten zahlreiche Vertreterinnen und Vertreter aus
Schifffahrtsindustrie, Verwaltung und Sportbootsektor Informationen
zum Umgang mit unerwünschtem Bewuchs von Schiffen und
Unterwasserstrukturen durch Mikroorganismen, Algen und Tieren
(Biofouling) aus. Der Informationsaustausch soll fortgesetzt und die
bereits geltende "Biofouling Richtlinie" der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation IMO besser bekannt gemacht und ihre
Evaluierung unterstützt werden.

Biofouling ist einer der zentralen Einbringungs- und
Ausbreitungsvektoren für nicht-einheimische und potentiell invasive
Arten. Der Bewuchs von Schiffen erhöht zudem den Treibstoffverbrauch
und somit die Schiffsemissionen. Auch auf die Schiffssicherheit kann
der Bewuchs negative Auswirkungen haben. Ein nachhaltiges
Biofouling-Management reduziert auch den Eintrag von Schadstoffen und
Mikroplastik.

Daher initiierte das BSH mit Unterstützung des Verbands Deutscher
Reeder (VDR) den Runden Tisch Biofouling. Ziel dieser Initiative ist
es, das Thema Biofouling-Management aus möglichst vielen Perspektiven
zu betrachten und Erfahrungen, Know-how sowie Informationen
auszutauschen und damit Expertisen zu bündeln.

Im Rahmen der Arbeit in internationalen Gremien wie zum Beispiel der
IMO, HELCOM und OSPAR, in Forschungsprojekten und im BMVI
Expertennetzwerk beteiligt sich das BSH aktiv an der Entwicklung von
Biofouling-Management-Konzepten und Strategien. Darüber hinaus setzt
es seine Schiffe im Rahmen von Forschungsprojekten für die Entwicklung
und Testung von nachhaltigen Antifouling-Techniken ein.

Nach einem umfassenden Überblick zu Regularien, Aktivitäten und
Projekten im nationalen, regionalen und internationalen Kontext
standen Diskussionen zur Umsetzung der "IMO Biofouling Guidelines" und
die damit verbundenen Herausforderungen für Reeder, Farbhersteller und
Behörden im Fokus. Dabei wurden auch viele bisher wenig beachtete
Aspekte wie Biofouling an Offshore-Anlagen und Schleusen adressiert.
Besondere rechtliche Fragestellungen im EU-Kontext wurden ebenso
diskutiert wie offene Fragen im Umgang mit Biofouling an Sportbooten.

Der nächste Runde Tisch Biofouling wird im Frühsommer 2020
stattfinden.



Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die
zentrale maritime Behörde in Deutschland. Rund 850 Menschen in rund
100 Berufen befassen sich mit Aufgaben in der Seeschifffahrt, der
Ozeanographie, der nautischen Hydrographie, der Offshore-Windenergie
und der Verwaltung. Fünf eigene Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffen operieren in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone von Nord- und Ostsee. Das BSH arbeitet international
in mehr als 12 Organisationen und etwa 200 dort angesiedelten Gremien
unter anderem bei der Entwicklung internationaler Übereinkommen mit.
Das BSH ist eine Bundesoberbehörde und Ressortforschungseinrichtung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit Dienstsitzen in Hamburg und Rostock.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.11.2019

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Presse / Öffentlichkeitsarbeit

Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg

Internet: www.bsh.de
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MEER/349: Nach Fischereiverbot erholt sich marines Leben am Tiefseeberg "Vema" (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 6. November 2019

Hoffnung für die Meere: Greenpeace-Taucher finden paradiesische
Artenvielfalt an Atlantischem Seeberg

Nach Fischereiverbot erholt sich marines Leben am Tiefseeberg "Vema"/
Neuer Report zu Plastikmüll durch Fischerei



Mount Vema/Südostatlantik, 6.11.2019 - Einen beeindruckenden Beweis
für die Wirksamkeit von Meeresschutzgebieten fanden Greenpeace
Aktivistinnen und Aktivisten an Bord der Arctic Sunrise am Tiefseeberg
Vema im Südostatlantik.

Taucher der Umweltschutzorganisation haben auf dem Seeberg, der aus
4600 Metern Tiefe bis knapp unter die Wasseroberfläche empor steigt,
ein Paradies der Artenvielfalt entdeckt. Gelbschwanzmakrelen,
Streifenbrassen, Korallen, Algen und viele Krebsarten finden hier -
fast 1000 Kilometer vom afrikanischen Festland entfernt -
küstenähnliche, ideale Lebensbedingungen. Die tieferen Hänge sind
Heimat für Schwarze Korallen und farbenreiche Gorgonien. Sogar der auf
Vema bereits als ausgelöscht geltende Bestand der Tristan Languste
nimmt wieder zu nachdem die Südostatlantische Fischereiorganisation
(SEAFO) 2007 ein Verbot der Grundfischerei verhängte. Dutzende
Exemplare konnten die Taucher beobachten. "Wir sind überrascht, so
viele Tristan-Langusten zu sehen. Ohne das Fischereiverbot wäre diese
Art hier für lange Zeit verloren gewesen", sagt
Greenpeace-Meeresbiologe und Taucher Thilo Maack vor Ort. "Vema zeigt:
Die Meere erholen sich, wenn man ihnen Zeit und Raum dafür gibt."

Die Umweltschützerinnen und Umweltschützer fordern jedoch mehr Schutz
und konsequente Maßnahmen gegen tödliche Geisternetze und
ausrangiertes Fischereigerät in den Ozeanen. Verlorene oder
aufgegebene Hummerkäfige der Fischereiindustrie, die Greenpeace sogar
auf Mount Vema dokumentieren konnte, bedrohen noch immer marine
Lebewesen und werden zur gefährlichen Falle für Fische, Krebse und
andere Meerestiere.

Jährlich landen rund 640.000 Tonnen altes Fischereigerät wie Netze,
Bojen, Leinen, Fallen und Körbe als Fischereimüll in die Ozeane und
tragen zu etwa zehn Prozent zur Plastikbelastung bei. Sechs Prozent
aller eingesetzten Netze, neun Prozent aller Fallen und 29 Prozent
aller Langleinen enden in den Meeren. Seeberge sind besonders häufig
betroffen, da sie wegen ihrer großen Artenvielfalt stark befischt
werden. Das belegt ein Greenpeace-Report, den die
Umweltschutzorganisation heute veröffentlicht. "Es macht mich wütend,
an einem so entlegenen Ort alten Fischereimüll zu finden.", sagt
Maack. "Orte wie Mount Vema brauchen umfassenden Schutz vor jeglichem
menschlichen Zugriff und jemanden, der diesen Schutz konsequent
umsetzt."

Vereinte Nationen müssen 30 Prozent der Ozeane schützen

Die Reise der Arctic Sunrise zum Tiefseeberg ist Teil der großen
diesjährigen Schiffsexpedition vom Nord- zum Südpol mit zahlreichen
Stopps an den Paradiesen der Hohen See. Greenpeace fordert von den
Vereinten Nationen, im kommenden Jahr einen ambitionierten, rechtlich
bindenden Hochseeschutzvertrag zu verabschieden, mit dem 30 Prozent
der Meere bis 2030 geschützt werden können. Doch die Verhandlungen
machen kaum Fortschritte. Nur mit durchgreifenden Schutzmaßnahmen und
klaren Regeln für die Ausweisung von Schutzgebieten und gegen
Überfischung, Vermüllung oder Rohstoffabbau können die Ozeane als
Nahrungsquelle und wichtigster CO2-Speicher noch gerettet werden.

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 06.11.2019

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





FORSCHUNG/800: Warum Klimaschutz in Schwellenländern schwer in Gang kommt (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 12.11.2019

Warum Klimaschutz in Schwellenländern schwer in Gang kommt



Das im Weltklimaabkommen von Paris 2015 verabredete Ziel, die globale
Erwärmung auf deutlich unter 2 Grad zu begrenzen, stellt viele ärmere
Länder vor ein Dilemma: Treibhausgas-Emissionen begrenzen oder Armut
verringern? Denn bisher lieferte in der Regel der Ausbau der
Kohlewirtschaft einen entscheidenden Impuls für Industrialisierung und
Wohlstand. Die Vorstellung, man müsse im Süden der Erdhalbkugel jetzt
einfach nur überall Windräder und Solarzellen aufstellen, "ignoriert
die historische Bedeutung und die einzigartigen Spillover-Efekte von
kohlebasierten Technologien".

Zu diesem Schluss kommt ein Team von Wissenschaftlern, überwiegend vom
Berliner Klimaforschungsinstitut MCC (Mercator Institute on Global
Commons and Climate Change), in einem Beitrag für die renommierte
Fachzeitschrift Nature Energy. In dem Beitrag wird statistisch belegt,
dass das Muster der wirtschaftlichen Entwicklung über Jahrhunderte
recht konstant war: Ab einem bestimmten Punkt setzten Länder massiv
auf Kohle - und in der Folge gab es zwar Schäden für die Umwelt und
auch soziale Spannungen, aber letztlich auch einen massiven
Wohlstandsanstieg.

Der empirische Zusammenhang ist bis heute sichtbar, etwa in China,
Indonesien oder Vietnam. "Kohle war bisher nicht nur als billiger und
reichlich verfügbarer Energieträger wichtig", betont Matthias Kalkuhl,
Leiter der MCC-Arbeitsgruppe Wirtschaftswachstum und menschliche
Entwicklung und einer der Autoren des Beitrags. "Die Nutzung der Kohle
löste auch grundlegende Investitionen in Transportwege aus, etwa
Kanäle oder Eisenbahnlinien, die anschließend die Transportkosten
senkten, Märkte vergrößerten und die Produktivität erhöhten."

Vor diesem Hintergrund, so das Fazit, sei eine Gigawattstunde aus
erneuerbaren Quellen womöglich nicht das Gleiche wie eine
Gigawattstunde aus Kohlestrom. "Ein erfolgreicher weltweiter
Kohleausstieg erfordert neue Konzepte von Industrialisierung", sagt
Jan Steckel, Leiter der MCC-Arbeitsgruppe Klimaschutz und Entwicklung
und ebenfalls einer der Autoren. "Das ist ein wichtiges, noch spärlich
beackertes Feld der wissenschaftlichen Forschung - und es lässt sich
schon skizzieren, wohin die Reise geht: gezielte Investitionen in die
Infrastruktur, ökonomische Anreize für emissionsarme Technologien und
die Bepreisung des Klimagases CO2."

Originalpublikation:

Kalkuhl, M., Steckel, J., Montrone, L., Jakob, M., Peters, J.,
Edenhofer, O., 2019, Successful coal phase-out requires new models of
development, Nature Energy

https://www.nature.com/articles/s41560-019-0500-5

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mcc-berlin.net

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news726877

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH - 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STIMMEN/151: Bunderegierung verabschiedet sich endgültig vom Kampf gegen die Klimakrise (FFF)


Fridays For Future - Dienstag, den 12. November 2019

Pressestatement der FridaysForFuture-Bewegung zu den heutigen
Leaks des Referentenentwurfs von Wirtschaftsminister Peter Altmaier
zu den Abstandsregelungen der Windkraft und dem Kohleausstieg:



"Während die Bundesregierung uns immer noch vorgaukelt, sie würde das
Pariser Klimaabkommen ernst nehmen, verabschiedet sie sich mit dem
heutigen Gesetzentwurf endgültig vom Kampf gegen die Klimakrise. Die
Abstandsregelungen zur Windkraft und die Pläne zum Kohleausstieg
machen die Erreichung des 1,5-Grad-Ziels nachweislich unmöglich.
Sollte sich Umweltministerin Svenja Schulze in den kommenden Tagen
nicht kategorisch von diesen Vorschlägen distanzieren, besiegelt sie
damit den Tod der Energiewende in Deutschland. Auch für den Fall, dass
die katastrophalen Vorschläge von Peter Altmaier in den kommenden
Tagen noch minimal abgeändert werden, verhindern sie einen schnellen
Kohleausstieg komplett. Mit den Entscheidungen der vergangenen Monate
bricht die Bundesregierung somit auch ihren eigenen Koalitionsvertrag,
indem sie sich zu den Klimazielen verpflichtet hat. Wenige Wochen vor
dem Beginn der COP in Madrid wird damit nach den Vereinigten Staaten
auch Deutschland effektiv aus dem Pariser Klimaabkommen ausgestiegen
sein. Besonders im Hinblick auf die massenhaften
zivilgesellschaftlichen Proteste dieses Jahres zeigt das unübersehbar,
dass die Große Koalition nicht mehr gewillt ist, zur Eindämmung der
Klimakrise beizutragen."

 * 

Quelle

Pressestatement, 12.11.2019

Fridays For Future

presse@fridaysforfuture.de

www.fridaysforfuture.de
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STIMMEN/150: Kohleausstiegsgesetz gefährdet Klimaziele (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 12. November
2019

NABU: Kohleausstiegsgesetz gefährdet Klimaziele

Krüger: Kohleausstiegsgesetz ist ein "Trojanisches Pferd", das die
naturverträgliche Energiewende gefährdet



Berlin - Aus Sicht des NABU gefährdet der vorliegende aktuelle
Referentenentwurf zum Kohleausstiegsgesetz die Klimaziele der
Bundesregierung und bremst die naturverträgliche Energiewende. Das
Bundeswirtschaftsministerium muss die Kompromisse der Kohlekommission
umsetzen und hat dazu einen Referentenentwurf erarbeitet, der jetzt
zwischen den Ministerien abgestimmt wird. Das Gesetz soll am 18.
November im Bundeskabinett verabschiedet werden.

NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger kommentiert: "Der Name
'Kohleausstiegsgesetz' klingt nach Klimaschutz, dahinter verbirgt sich
in Wahrheit aber ein trojanisches Pferd, das den Klimaschutz weiter
untergräbt." Denn im vorliegenden Entwurf sollen die pauschalen
Abstände von Windenergieanlagen zu bebauten Gebieten vergrößert
werden. Dadurch stünde viel weniger Fläche für die Windenergie zur
Verfügung.

"Der NABU fordert die pauschale Abstandsregelung für Windanlagen aus
dem Gesetzesentwurf zu streichen. Der Ausbau der Windenergie würde
damit unnötig erschwert, das dringend notwendige Repowering alter
Anlagen ausgebremst und der Druck auf naturschutzfachlich wertvolle
Flächen erhöht. Der Ausbau erneuerbarer Energie ist aber dringend
notwendig, um die Erderhitzung zu begrenzen", so Krüger.

Mit der vom Bundeswirtschaftsministerium geplanten pauschalen
Abstandsregelung von einem Mindestabstand von 1000 Metern zu
Siedlungen greift der Bund in Landesangelegenheiten ein, mit der
Begründung die Akzeptanz zu steigern. "Die Reduktion der zur Verfügung
stehenden Fläche für Windenergie führt aber dazu, dass vermehrt
naturschutzfachlich wichtige Standorte ins Visier der Windprojektierer
geraten und der Druck auf den Natur- und Artenschutz steigt. Das führt
nicht zu mehr, sondern zu weniger Akzeptanz für den notwendigen
Windenergieausbau", so Krüger weiter.

NABU-Klimaexperte Sebastian Scholz: "Die Bundesregierung beweist
leider wieder mal, dass sie die Dringlichkeit der Klima- und
Artenkrise nicht begriffen hat. Sonst würde sie nicht einerseits die
Flächen für die Windenergie verringern und andererseits Einschnitte
beim Artenschutz fordern. Ein solch widersprüchliches Gesetz sendet
auch international verheerende Signale: "Welcher Staat soll
Deutschland als glaubwürdigen Verhandlungspartner bei der kommenden
Weltklimakonferenz in Madrid ernst nehmen ?".

Kurz vor Beginn der Weltklimakonferenz vom 2. bis 13. Dezember in
Madrid ruft der NABU gemeinsam mit Fridays for Future und vielen
weiteren Partnern zum zweiten globalen Klimastreik am 29.11. auf, um
endlich wirksamen Klimaschutz zu fordern.

Mehr Infos:

www.NABU.de/kohleausstieg

https://mitmachen.NABU.de/klimastreik

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 122/19, 12.11.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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BIENEN/234: Auswirkungen von Pestiziden auf die Intelligenz von Bienen (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 29. Oktober 2019

Auswirkungen von Pestiziden auf die Intelligenz von Bienen



Forschungsergebnisse von Prof. Menzel von der Freien Universität
Berlin zeigen, dass der Orientierungssinn von Bienen durch Insektizide
und auch Glyphosat stark beeinträchtigt werden kann - Der BUND
Naturschutz fordert deshalb zum Schutz von Insekten die bayerische
Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber auf, endlich eine
detaillierte Reduktionsstrategie für den Pestizideinsatz in der
bayerischen Landwirtschaft vorzulegen.

WAS WURDE ERFORSCHT

Prof. Dr. Dr. h.c. Randolf Menzel, emeritierter Professor für
Neurobiologie am Institut für Biologie der Freien Universität Berlin,
forscht seit 2002 zu den Auswirkungen von Pestiziden auf das
Lernverhalten, die Gedächtnisbildung, die Sammelmotivation, die
Navigation und die Tanzkommunikation von Bienen. Aktuell sind auch
bayerische Imker in sein Forschungsprojekt einbezogen. Seine
Forschungen an Honigbienen haben gezeigt, dass nicht nur die
hochgiftigen Insektenvernichtungsmittel aus der Gruppe der
Neonicotinoide, sondern auch Glyphosat Gehirnprozesse der Bienen
stört. "Unsere Laborversuche zeigen, dass Thiacloprid die
Gedächtnisbildung sowie den Gedächtnisabruf der Bienen beeinträchtigt
und bereits bei sehr niedrigen Dosen zu massiven Verhaltensstörungen
führt. Auf ihren Sammelflügen zur Futterquelle finden die mit
Thiacloprid behandelten Tiere deutlich seltener zu ihrem Bienenstock
zurück. Auch ihre Sammelmotivation und Tanzaktivität verringert sich
messbar, was die Nahrungsversorgung der Bienenvölker und deren
Entwicklung gefährdet", so Menzel, und weiter: "Auch bei der
Glyphosatanwendung in für die Landwirtschaft üblichen Anwendungsmengen
wurden Störungen des Orientierungssinns nachgewiesen."

ZULASSUNG VON VIER NEONIKOTINOIDWIRKSTOFFEN IM FREILAND
BEENDET

Menzels Forschungsergebnisse waren mitentscheidend für das auf
europäischer Ebene inzwischen erreichte Zulassungsende von drei
Insektengiften aus der Wirkstoffgruppe der Neonikotionoide (
Imidacloprid, Clothianidin und Thiamethoxam) zumindest im Freiland
seit Dezember 2018. Die Zulassung von Thiacloprid läuft nach Angaben
der EU-Kommission vom 22.10.2019 voraussichtlich im April 2020 aus.
Noch zugelassen ist jetzt der Neonikotinoidwirkstoff Acetamiprid.

LAND BAYERN BRAUCHT KONKRETE ZIELE ZUR PESTIZIDREDUKTION IN DER
LANDWIRTSCHAFT

"Um den Einsatz giftiger, umwelt-und gesundheitsschädlicher Pestizide
in der Landwirtschaft zu minimieren, muss Landwirtschaftsministerin
Michaela Kaniber endlich konkret werden und einen Handlungsplan
vorlegen", fordert der BN Vorsitzende Richard Mergner. "Ziel muss
sein, den Herbizideinsatz bis 2025 zu beenden, und für die weitere
Reduktion des Pflanzenschutzmitteleinsatzes einen Maßnahmenkatalog zu
formulieren und umzusetzen", so Mergner.


 * 




MATERIALIEN

PROFESSOR MENZEL BERICHTET

https://passau.bund-naturschutz.de/presse-und-neues/aktuell/vortrag-prof-dr-randolf-menzel-freie-universitaet-berlin.html

Was für die Imker nur ein Traum bleiben wird, ihre Honigbienen einmal
auf der Suche zu den verschiedensten Nahrungsquellen zu begleiten,
machte das Forscherteam um Prof. Menzel zur Wirklichkeit. Die
Wissenschaftler bestückten einzelne Honigbienen mit einem Transponder,
um mit einem Radargerät deren Flugverhalten über eine größere Distanz
zu beobachten. Auf diese Weise konnten sie beweisen, dass die Bienen,
ähnlich wie Menschen, bei der Navigation eine innere Landkarte
benutzen, die sie sich erst durch Orientierungsflüge einprägen müssen.
Anfangs ging Prof. Menzel noch davon aus, dass die Honigbienen bei
ihren Navigationsflügen überwiegend ein angeborenes Verhaltensmuster
zeigen und sie wegen ihres kleinen Gehirns, das nicht größer als ein
Stecknadelkopf ist, auch nicht besonders klug sein können. Weitere
Experimente machten jedoch deutlich, dass sich die Bienen durchaus
veränderter Situationen schnell anpassen können, indem sie Regeln
erkennen, sie anwenden und kombinieren und letztlich Entscheidungen
treffen.

SCHADWIRKUNG VON NEONIKOTINOIDEN

Neonikotinoide gehören zu den meistgenutzten Pestiziden der Welt. Die
Mittel töten aber nicht nur Blattläuse, Holzwürmer und andere
Schädlinge, sondern setzen auch Bienen und Hummeln schwer zu: Sie
schwächen ihr Immunsystem, stören die Orientierung und beeinträchtigen
die Fortpflanzung.

Thiacloprid gilt als endokriner Disruptor und ist somit
erwiesenermaßen schädlich für den Hormonhaushalt von Mensch und Tier.
Die nationalen Behörden der EU-Länder waren deshalb bereits zuvor
verpflichtet, den Einsatz alternativer Mitteln nach Möglichkeit
vorzuschreiben. Im Januar wies die
EuropäischeLebensmittelsicherheitsbehörde (EFSA) auf eine
"bedenkliche" Konzentration des Giftes im Grundwasser hin. Die Behörde
bemängelte zudem, dass sie eine vollständige Risikobewertung des
Giftes für Menschen und Tiere, vor allem für Bienen, wegen mangelnder
Daten nicht habe abschließen können.

https://www.efsa.europa.eu/de/press/news/180228

https://www.bvl.bund.de/DE/04_Pflanzenschutzmittel/06_Fachmeldungen/2013/2013_07_12_Fa_Aenderung_Neonicotinoide.html;jsessionid=54F76F32926705E76CF39F9AD9F799BB.1_cid350?nn=1400938



BN POSITION LANDWIRTSCHAFT, FORDERUNGEN ZUR PESTIZIDMINIMIERUNG


https://www.bund-naturschutz.de/fileadmin/Bilder_und_Dokumente/Themen/Landwirtschaft/BN_Position_Landwirtschaft_Aufl2_Juni2017-kl.pdf

Seite 58-59

FORSCHUNGSBERICHT ZUM PROJEKT BIENEN-SCHWÄNZELTANZ

https://www.dfg.de/dfg_magazin/veranstaltungen/ausstellungen/idee_erkenntnis/robobee/index.html

AUSZÜGE AUS DEM ECKPUNKTEPAPIER DER BADEN-WÜRTTEMBERGISCHEN
LANDESREGIERUNG ZUM GESTARTETEN VOLKSBEGEHREN "RETTET DIE BIENEN"


https://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/191022_Eckpunktepapier_MLR_UM_Insektenschutz_und_mehr_Artenvielfalt.pdf

• den Aufbau landesweiter Musterbetriebe, die als
Anschauungsbetriebe und best practice-Beispiele für die
Funktionsfähigkeit der Reduzierung und zur Weiterentwicklung des
integrierten Pflanzenschutzes dienen.

• ein Coaching-Programm zur Vermittlung der Reduktionsmaßnahmen
in der Fläche und Handlungsempfehlungen für die unterschiedlichen
Kulturen

• verbesserte Prognosesysteme

• Pflanzenschutzreduktion soll größere Zeitanteile in der
Ausbildung der landwirtschaftlichen Berufe sowie bei den
Fortbildungsangeboten des Landes (insbesondere den für den
Pflanzenschutzmitteleinsatz nötigen Sachkundenachweis) erhalten.

ARTIKEL IN BIENE UND NATUR 10/2018: "WIE BIENEN LERNEN"

https://www.bcp.fu-berlin.de/biologie/arbeitsgruppen/neurobiologie/ag_menzel/publications/Res/Menzel-Lernen-neu_final.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 29.10.2019

Herausgeber:

BUND Naturschutz in Bayern e.V.

Landesgeschäftsstelle

Dr.-Johann-Maier-Str. 4, 93049 Regensburg

Tel. 0941/297 20-0, Fax 0941/297 20-30

E-Mail: info@bund-naturschutz.de

Internet: www.bund-naturschutz.de
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SCHUTZGEBIET/886: Nationalpark Harz - Besserer Schutz und ein neuer Ausstellungsteil (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 30. Oktober 2019

Neue Ausstellung und verbessertes Besucherlenkungssystem auf dem
Brocken eröffnet - Natura 2000-Lebensräume und störungsempfindliche
Arten werden besser geschützt



Brocken. Das höchstgelegene Nationalpark-Besucherzentrum Brockenhaus
bietet seit diesem Wochenende einen neuen Ausstellungsteil, der mit
einer Fülle von Darstellungen, Informationen und Effekten auf 170 qm
die Besucher des Brockens noch besser informieren und für
störungsempfindliche Arten und Lebensräume im Nationalpark Harz
sensibilisieren soll. Im Fokus der neuen Ausstellung steht das Erleben
und Verstehen. Sie bietet auch Informationen zu den Themen Natura
2000, Waldentwicklung oder Massentourismus auf dem Brocken und wird im
Gelände ergänzt durch die Installation eines neuen
Beschilderungssystems zur Besucherinformation und -lenkung auf der
Brockenkuppe.




[image: Foto: © Mandy Gebara]

Neuer Ausstellungsteil im Brockenhaus - Immersive Inszenierung
Waldbereich

Foto: © Mandy Gebara



Grußworte zur feierlichen Eröffnung der neuen Nationalpark-Ausstellung
und des neuen Besucherlenkungssystems richteten Klaus Rehda,
Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie
des Landes Sachsen-Anhalt und Andreas Pusch, Leiter
Nationalparkverwaltung Harz, an die zahlreichen Gäste.




[image: Foto: © Mandy Gebara]

Ausstellungsteil im Brockenhaus - Übergang zum Geologie-Bereich

Foto: © Mandy Gebara



Besonderheiten der Ausstellung

Ziel der Ausstellung ist es, die Besucherinnen und Besucher für die
seltenen störungsempfindlichen Tier- und Pflanzenarten zu
sensibilisieren, die im Nationalpark Harz Zuflucht finden und Schutz
genießen. Die Vermittlung dieses wichtigen Themas geschieht über
Bilder, Töne, räumliche Inszenierungen und interaktive
Erlebnissysteme, die für Besucherinnen und Besucher aller Altersstufen
gleichermaßen spannend sind. Auf den sprichwörtlichen erhobenen
Zeigefinger und weitläufige Textbelehrungen wurde verzichtet.




[image: Foto: © Mandy Gebara]

Neuer Ausstellungsteil im Brockenhaus - Multimediales 3D-Modell

Foto: © Mandy Gebara



Das erlebniszentrierte Ausstellungskonzept nutzt inszenierte Räume und
anspruchsvolle Szenografien, um den Besucherinnen und Besuchern ein
intensives Eintauchen in die angebotenen Themen zu ermöglichen. Das
macht den Ausstellungsbesuch zu einem lebendigen Ereignis. Die
Informationsvermittlung geschieht dabei ganz nebenbei beim
Durchschreiten der Räume und das persönliche emotionale Erleben sorgt
für nachhaltige Lerneffekte.

Highlights

Aufwendige Kulissenbauten und der umsichtige Einsatz hochmoderner
Medientechnik sorgen für ein spannendes und vielfältiges
Ausstellungserlebnis. Ausstellungshöhepunkte werden durch innovative
Darstellungssysteme geformt. So dient ein topografisches Weißmodell
der Brockenregion als Projektionsfläche für ein breites Spektrum an
Informationen von der Entstehungsgeschichte des Harzes über die
klimatischen Besonderheiten am Brocken bis zu nationalparkspezifischen
Themen wie die verschiedenen Lebensräume, aber auch für Fakten und
Anregungen rund um den Besuch des Nationalparks. Im Zusammenspiel mit
illustrativen Slide-Shows auf einem großformatigen Monitor und
kurzweiligen Sprechertexten, die über Einhandhörer und Multimediaguide
aufgenommen werden können, wird für besonders interessierte
Besucherinnen und Besucher eine große Informationstiefe angeboten.

Herzstück der Ausstellung ist der in Kulissenbauweise vermittelte
Waldwandel im Nationalpark Harz. Hier wird die biologische Komplexität
der natürlichen Vorgänge beim allmählichen Wandel vom Fichtenforst zur
neuen Wildnis allein schon durch das Erlebnis der aufwendigen Kulissen
deutlich. Zusätzliche Videoprojektionen und dreidimensionale
Naturgeräusche, die sich nahtlos in die Waldkulisse integrieren,
erwecken den Wald im Brockenhaus zum Leben. Und wer darüber hinaus
detailliertere Informationen wünscht, bekommt über einen
Multimediaguide Texte vorgetragen und kann durch aufgestellte
Ferngläser schauen, in denen zu allen wichtigen Aspekten kurze
filmische Beträge zu sehen und hören sind.

Spannend sind auch die Video-Panoramen am Ende des Rundgangs. Die drei
Lebensräume auf den letzten hundert Höhenmetern des Brockens, d.h. der
Brockenurwald und die sogenannte Kampfzone, in der die spärliche
Vegetation aufgrund der harten klimatischen Bedingungen ums Überleben
kämpft, sowie die waldfreie Brockenkuppe werden in
120°-Video-Panoramen und mit zielgerichtetem 3D-Sound porträtiert.
Diese einzigartigen Lebensräume werden in allen vier Jahreszeiten und
mit einer Auswahl der dort vorkommenden und zum Teil extrem seltenen
Tiere vorgestellt. Auf einer Raumbrücke stehend, befindet sich das
Publikum dabei in einer luftigen Höhe von drei Metern und blickt auf
die ca. zwölf Meter breiten Panoramaprojektionen. Der erhöhte
Betrachtungsstandpunkt der Besucherinnen und Besucher korrespondiert
dabei mit der Erhabenheit der dargestellten Landschaften und
unterstützt den Eindruck des imposanten Naturausblicks, der sich von
Norddeutschlands höchstem Berg aus bietet.

Begleitet werden die medialen Inszenierungen von wandhohen Grafiken,
die auf übersichtliche und verständliche Weise die Zusammenhänge und
Abläufe in der Natur des Brockens deutlich machen. So können die
Besucher zum Beispiel auf einen Blick erkennen, warum hohe
Windgeschwindigkeiten und extreme Temperaturen zu der einzigartigen
Flora und Fauna auf dem Brocken beitragen.

Ein kleines, aber feines Detail können die Gäste am Ende des
Ausstellungsteils entdecken. Etwas versteckt, lohnt der Blick in das
Hausmeisterbüro, in dem zwei echte Originale auf humorvolle und
manchmal auch deftige Art und Weise ihren Blick auf Brocken und
Nationalpark richten und den Zuschauer sympathisch mit einbeziehen.

Barrierefreiheit

Die neue Nationalparkausstellung im Brockenhaus legt einen besonderen
Schwerpunkt auf das barrierefreie Erleben für Alle. So wurde durch den
Umbau der bisher nur über Treppenstufen zugänglichen Empore ein
durchgängiger Rundweg auch für Menschen mit Gehbeeinträchtigungen,
Rollstuhl oder Kinderwagen geschaffen. Zahlreiche Inhalte sind neben
der visuellen Darstellung auch über Audio-Module an den Exponaten und
einen Multimediaguide abrufbar. Dieser Guide bietet zudem die
Möglichkeit, die Ausstellung in Englisch, in einfacher Sprache und in
einer speziell auf Kinder zugeschnittenen Tour zu erleben. Die
Exponate der für mobilitätseingeschränkte Menschen nicht zugänglichen
Kuppel des Gebäudes sind ebenfalls im Multimediaguide dargestellt.

Technische Raffinessen

Jeder Themenbereich der Waldkulisse erhielt durch ein mehrkanaliges
Sounddesign eine individuelle auditive Atmosphäre, die dynamisch auf
Interaktionen der Besucher reagiert. Dank der vollständigen
Neuentwicklung eines entsprechenden Audioplayers durch 235 MEDIA kann
nicht nur der Ton des 16.2 Ambisonics Surround Systems, sondern
zeitgleich auch Licht und Video gesteuert werden.

Als Aussichtsfernrohre gestaltete, softwareseitig modifizierte
VR-Brillen dienen als originelles Informationsmedium. Je nach
Blickrichtung werden in jedem der vier Aussichtsfernrohre zwei Filme
zu den Themenbereichen angeboten, in denen sich die Fernrohre
befinden.

Ein neues Leitsystem für den Brocken

Die Konzeption, Planung und Gestaltung eines neuen Leitsystems für den
Brocken mitten im Nationalpark Harz war in verschiedener Hinsicht eine
besondere Herausforderung.

Die extremen klimatischen Bedingungen und insbesondere die Windstärke
auf der Brockenkuppe bringen eine für Deutschland einmalige Belastung
aller Bauwerke und auch der Informationsträgerelemente mit sich. Die
Planer der Firma eckedesign mussten in Folge der statischen Berechnung
durch die Geometrie und besonders stabile Materialien der
Beschilderung neue Wege gehen.

In enger Abstimmung zwischen den Gestaltern und der
Nationalparkverwaltung wurden die neue Wegeführung und die
Informationen der neuen Tafeln am Brocken-Rundweg geplant.
Brockenbesucher sollen dadurch zukünftig möglichst viele der nicht
immer augenfälligen Besonderheiten der Brockenfauna, der Brockenflora
und der Geologie sehen und erleben und einen kompakten Einblick in die
außergewöhnliche und oft einmalige Natur der waldfreien Brockenkuppe
bekommen.

Neben Informationsvermittlung und Wetterfestigkeit wurde in besonderem
Maße auch auf besonders auf gute Wahrnehmbarkeit geachtet. Große,
kontrastreiche Schrift und passende Icons sollen die Orientierung auf
der Brockenkuppe erleichtern und sind auch bei ungünstigen
Wetterbedingungen gut zu lesen. Das auffällig orangefarbene Ende der
Masten stellt sicher, dass die Wegweiser und Infotafeln auch bei
Nebel, Schnee und schlechter Sicht gefunden werden. Trotz der massiv
statisch beanspruchten Trägerelemente wird sich das Leitsystem
freundlich-harmonisch, aber natürlich auch mit einer starken Identität
in das Umfeld auf der Brockenkuppe einordnen.

Hintergrundinformationen

Naturschutz und Naturerlebnis - die Konflikte und Chancen dieser
beiden Aufgaben sind auf dem Brocken sichtbar. Mit seiner starken
Besucherfrequenz ist der Brocken ein Brennpunkt der
Naturschutzkommunikation im Nationalpark Harz und in Sachsen-Anhalt.
Im Nationalpark sind 20 der bestehenden FFH-Lebensraumtypen
nachgewiesen, von denen fünf als prioritär zu schützend eingestuft
wurden. Die Biotope und Arten rings um den Brocken und insbesondere
des Brockens selbst sind den Besuchern zum großen Teil nicht
gegenwärtig - ebenso wenig, wie das Schutzgebiet als Teil eines
internationalen Netzwerkes. Das Vorhaben nutzt nun die idealen
Möglichkeiten, um die Kernaussagen von Natura 2000 anhand direkt vor
Ort erlebbarer Naturphänomene zu vermitteln. Hier werden in der
Besucherlenkung auf der Brockenkuppe und in der Ausstellung im
Brockenhaus Schwerpunkte gesetzt. Das Wissen um Arten, Biotope und das
Natura 2000-Netzwerk werden als wichtige Basis für
Naturschutz-Akzeptanz auf dem Brocken, einem Ort höchster öffentlicher
Aufmerksamkeit, bereitgestellt.

Den Brocken sowie den ihn umgebenden Nationalpark Harz besuchen
jährlich rund 1,75 Millionen Menschen. Das Projekt will den Anteil der
Besucher erhöhen, die sich einiger geschützter Arten und Biotope
bewusst sind und ihr Verhalten angemessen gestalten. Die Flächen der
Brockenkuppe mit ihrem Besucherdruck bieten sich dafür an und können
gleichzeitig wesentlich davon profitieren. Das Vorhaben integriert
zwei miteinander korrespondierende Projekt-Teile im Innen- und
Außenbereich: eine Naturschutz-Ausstellung im Brockenhaus und eine
Besucherinformation und -lenkung auf der Brockenkuppe.

Kosten und Beteiligte

Die Investitions- und Fördersumme der neuen Einrichtungen beträgt
1.092.169,62 Euro; das Vorhaben wurde im Rahmen des
Entwicklungsprogramms für den ländlichen Raum des Landes
Sachsen-Anhalt 2014 - 2020 (EPLR) aus Mitteln des Europäischen
Landwirtschaftsfonds zur Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und
des Landes Sachsen-Anhalt durch das Land Sachsen-Anhalt und durch die
Europäische Union finanziert. Projektträgerin war die
Nationalparkverwaltung Harz, Kooperationspartner war die Brockenhaus
gGmbH.

Eine Fülle von Partnern war am Projekt beteiligt: Landesverwaltungsamt
Sachsen-Anhalt (bewilligende Behörde), Landesbetrieb Bau- und
Liegenschaftsmanagement Sachsen- Anhalt (Betreuung Umbau des Hauses,
Barrierefreiheit etc.), Auftragsberatungsstelle Sachsen-Anhalt
(Betreuung der Vergabeverfahren und der Fördermittel), Firma
toolboxx-media, Magdeburg (Projektkoordination), Firma 235 MEDIA
Gesellschaft für Medientechnologie und Kunst mbH, Köln
(Ausstellungskonzept und Umsetzung, Schwerpunkt Konzept und Medien),
Firma nowakteufelknyrim Design GmbH, Düsseldorf (Ausstellungskonzept
und Umsetzung, Schwerpunkt Grafik & Kulisse), Firma eckedesign, Berlin
und Potsdam (Konzept und Umsetzung Besucherlenkung im Außenbereich),
Firma Tuomi GmbH, Trier (MultiMediaGuide), Firma Müller & Sohn
Zimmerei + Bedachungen, Harzgerode (Empore), Firma Natur-Ausstellung,
Kirchheim (Pflanzenpräparation in der Ausstellung), Firma Gessing Bau
GmbH, Blankenburg (Besucherlenkung: Fundamente + Kernbohrungen), Firma
movit GmbH digital publishing, Hardegsen (Filmproduktion "Hausmeister"
in der Ausstellung), Harzer Schmalspurbahnen GmbH (Gestattung,
Besucherlenkung, Beförderung), Brockenwirt (Kooperation
Besucherlenkung, Imbiss).

Das Nationalpark-Besucherzentrum Brockenhaus

Gesellschaftszweck der Brockenhaus GmbH ist die Betreibung des
Brockenhauses als Nationalparkhaus und die Betreibung von
Informationsstellen im Nationalpark Harz. Die Information der Besucher
erfolgt durch eine Ausstellung im Brockenhaus und durch Ausstellungen
in den Informationsstellen. Die GmbH firmiert unter dem Dach des
Nationalparks Harz. Das Brockenhaus liegt im Gebiet des Grünen Bandes
auf dem Brocken. Sie ist gemeinnützig tätig. Das Land hält 64% der
Geschäftsanteile, die Stadt Wernigerode 26% und die Harzsparkasse 10
%. Die Gesellschafteranteile der Harzsparkasse sollen nach jetzigem
Kenntnisstand von der GmbH selbst übernommen werden. Die Harzsparkasse
ist Mitgesellschafter, weil sie 1999 den Kredit zur Ingangsetzung des
Geschäftsbetriebs ausgereicht hatte. Inzwischen ist die GmbH
schuldenfrei.

Die Brockenhaus GmbH betreibt das Nationalpark-Besucherzentrum
"Brockenhaus". Die Finanzierung erfolgt ausschließlich aus
selbsterwirtschafteten Einnahmen und kostendeckend. Zuschüsse des
Landes zum Geschäftsbetrieb gibt es nicht. Nach einem
witterungsbedingt schwachen Jahr 2017 erwirtschaftet die GmbH 2018 und
2019 wieder deutliche Jahresüberschüsse, die im Betrieb als Rücklagen
verbleiben. Die Geschäftstätigkeit hat neben der Betreuung der
Ausstellung noch das Betreiben einer kleinen Ausstellungscafeteria
sowie eines Souvenir-Shops zum Inhalt. Ferner wird die Gastronomie in
den Informationsstellen des Nationalparks Harz am HohneHof und am
Scharfenstein sichergestellt. Geschäftsführer: Herr Lampert;
Vertretung der Gesellschafter: Frau Franz (MF), Herr Gaffert (Stadt
Wernigerode), Herr Schlüter (Harzsparkasse); Aufsichtsrat: Herr
Janssen (MULE, Vorsitz), Frau Beckers (MULE), Frau Matschke-Grund
(MF), Frau Hullen (Nationalpark Harz), Herr Müller (Stadt
Wernigerode), Herr Hamecher (Stadt Wernigerode) und Herr Kirchner
(Harzsparkasse).

Die Veranstaltung bot auch die Gelegenheit, auf das Grüne-Band-Gesetz
Sachsen-Anhalt hinzuweisen, denn vermutlich wird auch die Brockenhaus
GmbH mittelfristig Informationsaufgaben zum Grünen Band übernehmen.

Der Nationalpark Harz

Der Nationalpark Harz ist einer der größten deutschen
Waldnationalparke und der erste länderübergreifende Nationalpark
Deutschlands. 97% der Nationalparkfläche sind mit Wald bedeckt. Mit
nahezu 25.000 Hektar Fläche nimmt er rund 10% der Gesamtfläche des
Harzes ein. Mehr als 7.200 Tier- und Pflanzenarten finden hier eine
geschützte Zuflucht.

Mitten in einer vielfältigen Berglandschaft thront der 1.141 m hohe
Brocken als höchster Punkt des Nationalparks. Der sagenumwobene Berg
ist Teil einer herb-romantischen Landschaft, geprägt von dichten Laub-
und Nadelwäldern, steilen Bergzügen, Felsen, Klippen, Mooren und
Gebirgsbächen. Einmalig in Deutschland: Die natürliche Waldgrenze
liegt im Harz bereits bei 1.100 m Höhe. Grund dafür sind die extremen
Witterungsverhältnisse in den Hochlagen des Harzes und auf dem
Brocken: eisige Kälte, sprühende Nässe und tosender Sturm.

Das extreme Klima prägt die Tier- und Pflanzenwelt. In den kargen
Bergheiden, Felsen und Mooren des Harzes haben einzigartige Relikte
der Eiszeit überdauert. Pflanzen und Tiere, die sonst nur in kühlen
Klimaregionen vorkommen, sind hier zuhause.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.10.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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STANDPUNKT/1148: Zerstörung unserer Heimat schreitet voran (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz: Gemeinsame Pressemitteilung, 13. November
2019

Zerstörung unserer Heimat schreitet voran

Flächenfraß-Zahlen weiter alarmierend hoch - Bündnispartner des
Volksbegehrens "Betonflut eindämmen" fordern verbindliche Senkung des
Flächenverbrauchs auf fünf Hektar pro Tag



München/Hilpoltstein, 13.11.2019 - "Bedrückend" nennen die früheren
Bündnispartner des Volksbegehrens "Betonflut eindämmen - damit Bayern
Heimat bleibt!" die am Mittwoch vorgelegten Zahlen zum Flächenfraß in
Bayern. Demnach wurden im zurückliegenden Jahr 2018 pro Tag zehn
Hektar Natur und Kulturlandschaft in Siedlungs- und Verkehrsfläche
umgewandelt - das entspricht etwa 14 Fußballfeldern. Der Richtwert der
Söder-Regierung beträgt fünf Hektar/Tag. Trotz eines leichten
Rückgangs beim Flächenverbrauch gegenüber 2017, verharrte dieser über
dem Niveau aus dem Jahr 2016 (9,8 Hektar/Tag). "Von dem auch durch die
Söder-Aiwanger-Regierung ausgegebenen Ziel einer Senkung des
Flächenverbrauchs auf fünf Hektar pro Tag, sind wir aufs Jahr gesehen
quadratkilometerweit entfernt", kritisiert Ludwig Hartmann, der
vormalige Sprecher des Volksbegehren-Bündnisses und
Fraktionsvorsitzende der Landtags-Grünen. "Im Kampf gegen die
fortschreitende Zerstörung unserer Felder, Wiesen und Wälder haben wir
ein weiteres Jahr verloren."

Für Richard Mergner (Vorsitzender BUND Naturschutz in Bayern)
entfaltet der von der Söder-Regierung angepeilte "Richtwert" für den
täglichen Flächenverbrauch keinerlei Wirkung. "Tatsächlich ist die
Diskussion hierüber doppelt schädlich. Zum einen wird der Anschein
erweckt, dass wir mit Freiwilligkeit irgendwann doch zum Ziel kommen
können. Das ist falsch", so Richard Mergner. "Zum anderen verunsichert
die langanhaltende Debatte manche Kommunen eben doch - und Gewerbe-
und Baugebietsausweisungen werden eventuell sogar forciert."
LBV-Vorsitzender Dr. Norbert Schäffer mahnt schnelle und
verpflichtende Regelungen zur Steuerung des Flächenverbrauchs in
Bayern an. "Das nun bereits 16 Jahre alte Bündnis für Flächensparen,
dem auch mein Verband angehört, bleibt zahnlos, solange es keine
klaren Vorgaben und noch nicht einmal einen klaren politischen Willen
zur Bekämpfung des Flächenfraßes in Bayern gibt."

Für die ÖDP unterstreicht Agnes Becker: "Das Anliegen unseres von fast
50.000 Bayerinnen und Bayern getragenen Volksbegehrens 'Betonflut
eindämmen' hat nach wie vor großen Rückhalt in der Bevölkerung. Die
Forderungen der Bürgerinnen und Bürger liegen weiter auf dem Tisch und
lassen sich nicht wegmoderieren." Auch Josef Schmid von der
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) ist mit der
Entwicklung sehr unzufrieden: "Grund und Boden ist die
Existenzgrundlage der Landwirtschaft und Lebensgrundlage aller
Menschen. Wir werden nicht länger dabei zusehen, wie dieses wertvolle
Gut leichtfertig und unwiederbringlich unter Asphalt und Beton
begraben wird."

Die Landtags-Grünen verfolgen in den kommenden Wochen zunächst weiter
den parlamentarischen Weg; ihr vorliegender Gesetzentwurf zur
Festschreibung einer Flächenverbrauchs-Höchstgrenze von fünf Hektar
pro Tag wird derzeit in den Fachausschüssen diskutiert und kommt zu
abschließenden Lesungen und zur Abstimmung auch noch einmal ins
Landtagsplenum. "Vor dem Hintergrund der aktuell vorliegenden Zahlen
wird es für die Söder-Aiwanger-Regierung schwerer, dem Gesetzentwurf
nicht zuzustimmen", ist sich Ludwig Hartmann sicher. Gleichzeitig ist
die Verbindung zwischen den einstigen Bündnispartnern des
Volksbegehrens "Betonflut eindämmen" intakt; auch das ist laut Ludwig
Hartmann, Josef Schmid, Richard Mergner, Norbert Schäffer und Agnes
Becker "ein klares Signal an die Staatsregierung".

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 13.12.2019

weitergeleitet durch:

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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STELLUNGNAHME/583: Schutz von Mensch, Natur und Klima muss in allen deutschen Seehäfen Priorität haben (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 12. November 2019

NABU Hamburg zur Umweltministerkonferenz: Der NABU begrüßt die
Initiative zur Landstrompflicht durch die Landstromvorreiter Hamburg
und Schleswig-Holstein

Der Schutz von Mensch, Natur und Klima muss in allen deutschen
Seehäfen Priorität haben



Der NABU begrüßt die Initiative der Umweltminister von Hamburg und
Schleswig-Holstein, die Nutzung von Landstrom für Schiffe verbindlich
zu machen. Wie das Landstromangebot in deutschen Häfen ausgeweitet
werden kann, wird derzeit auf der Umweltministerkonferenz (UMK) in
Hamburg diskutiert. Die Seehäfen von Hamburg und Kiel haben bereits
angekündigt, ihre Landstromabnahmeangebote zeitnah auszubauen. Auch
Rostock in Mecklenburg-Vorpommern plant aktuell eine Anlage für
Kreuzfahrtschiffe. Der NABU fordert, dass zukünftig alle Container-
und Kreuzfahrtterminals in den deutschen Seehäfen Häfen entsprechend
Landstromanschlüsse vorhalten. Bremen und Niedersachsen zeigen zu
landseitigen Angeboten momentan noch wenig Entschlossenheit.

Neben sauberer Luft ist Landstrom auch ein großer Beitrag zum
Klimaschutz. Strom aus erneuerbaren Energien sorgt dafür, dass während
der Liegezeit keine Treibhausgasemissionen anfallen. "Hamburg und
Schleswig-Holstein haben mit dem Committment für die Ausweitung von
Landstrom anerkannt, dass Schiffsabgase einen erheblichen, negativen
Einfluss haben und Mensch, Natur und Klima geschützt werden müssen.
Dass der Schutz für alle Bundesländern nicht gleich sein soll,
leuchtet nicht ein. Eine nationale Landstrominitiative ist das
Mindeste. Sie setzt allerdings voraus, dass die Häfen auch die
Stromanschlüsse zur Verfügung stellen", sagt Malte Siegert, Leiter
Umweltpolitik beim NABU Hamburg.

"Die EEG-Umlage zu senken, um die Abnahme attraktiver zu machen, ist
zwar richtig, sollte aber kein zwingendes Kriterium sein. Besonders in
der Kreuzschifffahrt werden Milliardenbeträge verdient. Zumindest ist
eine Landstromabnahme für die Branche keine Frage des Überlebens,
sondern der unternehmerischen Verantwortung", so Siegert.

Grundsätzlich setzt sich der NABU dafür ein, dass der Verursacher der
Emissionen für die Reduzierung der Emissionen sorgen und zahlen muss
("Polluter Pays Principle"). Allerdings ist aktuell in der Schifffahrt
weder vom Kraftstoff, noch von der an Bord verfügbaren Technik,
umfänglich und wirkungsvoll eine deutliche Reduzierung von schädlichen
Klima- und Luftemissionen zu erwarten. Die Bundesländer müssen daher
in den Ausbau von Landstromanlagen sowohl für die Kreuz- als auch die
Handelsschifffahrt investieren. Im Vergleich zur strikten Regulierung
auf Europas Straßen, die genau aus dem Grund über die letzten Dekaden
kontinuierlich weiterentwickelt wurde, stoßen Schiffe riesige Mengen
an Schadstoffen aus. In der Schifffahrt sind Katalysatoren selten,
Partikelfilter überhaupt nicht genutzt, der Kraftstoff im Vergleich
zum Straßenverkehr sehr dreckig. Stickoxid-, Schwefel- und
Feinstaubemissionen aus dem Schiffsverkehr wirken dabei nicht nur
lokal, sondern werden durch den Wind großflächig verteilt;
Feinstaubemissionen bis zu 400 Kilometer. Stickoxide wandeln sich in
der Atmosphäre ebenfalls zu Feinstaub und haben auch weit entfernt von
der Quelle einen erheblichen negativen Einfluss auf die menschliche
Gesundheit, auf Böden oder Wasserkörper.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.11.2019
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ERSTAUFLAGE/1031: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3037 (SB)


Michelle Stern

Der Abyssale Ruf

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3037



Galaxis Ancaisin, Huphurnsystem, Caitlast, 18. bis 19. Oktober 2046
NGZ

Wie Perry Rhodan von den Aanweem, die ihre Welten durch Telekinese vor
den Phersunen schützen können, erfahren hat, wurde der erste Abyssale
Triumphbogen der Phersunen auf Caitlast im Huphurnsystem errichtet.
Die RAS TSCHUBAI fliegt am 18. Oktober 2046 NGZ dorthin und trifft auf
eine Vielzahl verschiedenster Schiffe - Pilgerschiffe, deren
Besatzungen von den Phersunen aufgefordert werden, dem Abyssalen Ruf
zu folgen, das heißt, den Triumphbogen aufzusuchen. Die Pilgerschiffe
werden von Zehntausenden Phersunenraumern begleitet.

Von den ehemaligen Planeten des Huphurnsystems gibt es nur noch
einen - Gattcan. Auch Caitlast ist inzwischen von der Vektormaterie -
Gry O'Shannon hat die Graue Materie so genannt, weil sie in eine
bestimmte Richtung abfließt - annihiliert worden. Und immer noch
werden weitere Systeme heimgesucht. Gry O'Shannon, auf die die
Vektormaterie eine ungute Anziehungskraft ausübt, will dieses Phänomen
um jeden Preis untersuchen. Obwohl sie von einer LAURIN-Jet aus mit
ansehen muß, wie phersunische Schiffe drei Planeten eines benachbarten
Sonnensystems in Vektormaterie umwandeln, fühlt sie sich zu ihr
hingezogen.

Mit der PAQUA, der die STARTAC SCHROEDER getarnt folgt, schließen sich
Perry Rhodan und seine Begleiter der Pilgerflotte an. Sie haben sich
Onryonen-ähnlich maskiert und nennen sich Paquanten. Zwei Phersunen
kommen mit drei Kampfrobotern an Bord. Es sind der Abyssale Inspektor
Keneshol Eshall und seine Begleiterin Taasheg Watand, die das Schiff
genau unter die Lupe nehmen wollen, bevor sie einen Weiterflug
erlauben. Donn Yaradua und die Suggestivzuhörerin Penelope Assid, die
sich als Kommandantin der PAQUA ausgibt, haben einiges zu tun, das
Mißtrauen der beiden zu zerstreuen.

Unter dem Einfluß Assids plappert Eshall Dinge aus, die er einem
jungen unerfahrenem Volk normalerweise nicht anvertrauen würde. Er
preist die Kandidatin Phaatom, der die Phersunen dienen, um ihr dazu
zu verhelfen, "ihr kosmisches Vermögen auf eine höhere Stufe zu
heben". Diese Eröffnung bestätigt Perry Rhodans Ahnung, daß hinter der
Vernichtung der Welten Ancaisins eine Superintelligenz steckt.

Keneshol Eshall prahlt damit, daß eine Frau aus seiner Familie -
Kumusheg Eshall - demnächst den Abyssalen Appell halten wird. Sie sei
eine der wahrhaft großen Appellantinnen, zu der die Pilger wie zu
keiner anderen strömten. Der Abyssale Inspektor ist so angetan von der
Begeisterung der Paquanten, daß die PAQUA zum Triumphbogen
weiterfliegen darf. Was die Besatzung des kleinen Schiffes dann
erblickt, erschüttert sie auf einer emotionalen Ebene zutiefst. Zwei
nebeneinander liegende, kreisförmige Strukturen pulsieren um eine
dazwischen schwebende, doppelpyramidenförmige Raumstation. Diese
Kreise ähneln gigantischen Wunden, die dem Universum geschlagen
wurden. Die Schwärze in ihrem Innern, die in eine unendliche Tiefe zu
reichen scheint, zerstört die Grundfesten des Seins und annihiliert
alles und jeden. Diese Kreise bilden die Grundflächen der Säulen des
Bogens, der aus Vektormaterie besteht und weitere Vektormaterie in den
Abgrund leitet. Da dieser Abyssus mit Vektormaterie gespeist wird,
bezeichnen die Phersunen die Raumstation als Speisezentrum.

Aus den abgehörten Funksprüchen der Phersunen weiß man, daß der Stoff,
aus dem die materiellen Teile des Bogens bestehen, Phaatom-Gabe
genannt wird. Perry Rhodan fällt die Farbe Alenant auf, es ist die
Farbe des Vario-Metalls, das zum Bau des Sporenschiffes AACHTHOM
verwendet worden ist. Mitten in die Betrachtung des furchteinflößenden
Phänomens schrillt ein Alarm. In der Nähe des Triumphbogens reißt der
Raum auf und spuckt einen schwarzen Achteck-Raumer aus, der sofort mit
Impulskanonen auf den Triumphbogen feuert, damit aber keine Wirkung
erzielt. Das fremde Schiff entläßt vor seiner endgültigen Vernichtung
durch die Phersunen einige Rettungsboote. Den Abyssalen Pilgerschiffen
wird allerdings verboten, eines zu bergen. Das hält Perry Rhodan
jedoch nicht davon ab, sich mit dem Paau auf eines, das etwas abseits
fliegt, versetzen zu lassen. Er findet neben etlichen Toten, darunter
auch Cairanern, eine schwer verletzte Thesan. Perry Rhodan spürt
sofort, daß diese Frau etwas Besonderes ist. Ihr haftet so etwas wie
eine 'Ritter der Tiefe'-Aura an. Sie nennt sich Pezenna Flaith und ist
eine Lasha, kann also über den Temporalen Kanal in die Zukunft
schauen. Auf diese Weise hat sie gesehen, daß Perry Rhodan sie retten
wird. Nachdem er sie mit dem Paau zur PAQUA gebracht hat, berichtet
sie ihm, daß der Angriff des Achteck-Raumers nicht der Vernichtung des
Triumphbogens diente, sondern nur dazu führen sollte, daß Flaith
Rhodan erreicht. Mehr kann der Terraner zunächst nicht von ihr
erfahren. Sie muß sich erst erholen.

In der Zwischenzeit lauschen die Pilger der Übertragung des Abyssalen
Appells der Phersunin Kumusheg Eshall. Die Appellantin erklärt, die
vier Galaxien der ehemaligen Vecuia seien der natürliche Besitz der
Kandidatin Phaatom. Da Phaatom, der zu dienen eine Ehre sei, einen
Evolutionsschritt vollziehen wolle, brauche sie die Substanz aller in
Vektormaterie umgewandelten Planeten und Sonnen des gesamten
Galaxien-Gevierts. Wenn diese Vektormaterie über den Abyssalen
Triumphbogen eingespeist und ihr somit zugeführt werde, könne sie sich
zur Chaotarchin entwickeln. Doch sie habe Feinde, vor allem die
Anhänger der Kosmokratin Mu Sargai, die das verhindern wollten.

Nach einer Pause, die sie den Pilgern gönnt, um all das zu
verarbeiten, fügt die Appellantin an, es stehe jedem frei, sich
Phaatom anzuschließen. Wer neutral bleibe, habe nichts zu befürchten,
wer sie aber bekämpfe, sei ihrer ewigen Feindschaft gewiß. Die
Sternenvölker, die Phaatom unterstützten, würden von den Phersunen
auch unterstützt werden. Allerdings werde Ancaisin innerhalb der
nächsten zehn- oder zwanzigtausend Jahre aufgelöst sein. Bis dahin
müssten die Sternenvölker die Galaxis verlassen haben. Die Phersunen
werden aber helfen, den Auszug zu organisieren. Die vielen Galaxien
außerhalb des Galaxien-Gevierts sollen verschont bleiben.

Sichu Dorksteiger vermutet, daß Phaatom für ihren Entwicklungssprung
hauptsächlich die übrig gebliebene Eiris der vertriebenen
Superintelligenz VECU benötigt, die der Kosmokratin Mu Sargai gedient
hat. Wie die Appellantin weiter erläutert, tobe der große Zwist
zwischen Phaatom und den kosmokratischen Kräften, den sie
Multiversaler Konflikt nennen, schon seit Jahrmillionen. Mit der
Vernichtung der Vecuia sei Phaatom aber ein entscheidender Schlag
gegen Mu Sargai gelungen. Perry Rhodan läuft es kalt den Rücken
herunter. Ihm ist klar, daß hier von einem entsetzlichen, unfaßbaren
Krieg gesprochen wird, der sich auf gar keinen Fall auf die
Milchstraße ausweiten darf. Doch mit dem Auftauchen der Cairaner dort,
lenken sie womöglich die Aufmerksamkeit Phaatoms auch auf die
Milchstraße.

Zum Abschluß des Appells wird den Pilgern angeboten, das Innere des
Abyssalen Triumphbogens zu besichtigen, wo es Auserwählten ermöglicht
werden soll, die Größe der Kandidatin Phaatom zu erkunden und ihre
Wunder zu schmecken. Wer das möchte, könne sich bei den Phersunen
bewerben. Diese Gelegenheit wollen sich vor allem Donn Yaradua und
Farye Sepheroa nicht entgehen lassen. Doch Perry Rhodan hat Bedenken,
ob sie damit nicht ihre Entlarvung riskieren. Er will sich zunächst
mit der Thesan Pezenna Flaith beraten.

Die kann ihm über die aktuellen Verhältnisse im Galaxien-Geviert nicht
viel sagen, da sie lange außerhalb der Vecuia gelebt und nach ihrer
Rückkehr von den Phersunen verfolgt worden sei. Die Brüel, die Erbauer
des schwarzen Achteck-Raumers, hätten sie gerettet. Mit ihrer
Lasha-Fähigkeit habe sie gesehen, daß Perry Rhodan Zugang zum
Abyssalen Triumphbogen erhalten wird. Sie will ihn unbedingt
begleiten, doch Rhodan weiß nicht, ob er ihr trauen kann. Flaith
meint, wenn er sie nicht mitnähme, würden außerordentliche
Komplikationen auftauchen, über deren Umfang er sich keine
Vorstellungen machen würde. Rhodan tut das als Bluff ab. Als die
Thesan jedoch darauf zu sprechen kommt, daß den Terranern etwas
abhanden gekommen sei, das sie nun überall suchen, denkt er sofort an
Terra und Luna. Wenn er sie nicht mitnehme, orakelt Flaith, werde das,
was verloren ist, für immer verloren bleiben. Rhodan willigt daraufhin
ein, sie mitzunehmen.

Man bewirbt sich bei Keneshol Eshall, der daraufhin an Bord kommt.
Perry Rhodan preist die Fähigkeiten der Paquanten in den höchsten
Tönen, um die Erlaubnis zu bekommen, den Triumphbogen zu besuchen, und
schießt dabei übers Ziel hinaus. Eshall spürt, daß er manipuliert
werden soll und wird mißtrauisch. Donn Yaradua befürchtet, der
Phersune wolle die PAQUA ein weiteres Mal und diesmal gründlicher
untersuchen. Dabei würde er vermutlich die getarnten Triebwerke
entdecken. Der Metabolist versucht verzweifelt, seine Gabe gegen
Eshall einzusetzen und fühlt sich, als sauge ihm jemand oder etwas das
Leben aus. In einer Vision stürzt sich Eshall auf ihn und schleudert
ihn in die Graue Materie. Farye Sepheroa spürt Donns Verzweiflung,
kann aber nichts tun. Erst als Penelope Assid Yaraduas Hände ergreift
und einen Parablock mit ihm bildet, strömt wieder Kraft in ihn. Danach
ist es beiden ein Leichtes, Eshalls Zweifel zu zerstreuen. Der
Phersune erlaubt es schließlich fünf Paquanten, mit einem Abyssalen
Schlitten in den Triumphbogen einzufliegen.

13. November 2019
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